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Vorwort

Dietrich Oppenberg zählt zu den großen Persönlichkeiten der Nachkriegspu-
blizistik. ”Die Geschichte und Geschicke der  Neuen Ruhr- Zeitung  sind
ebenso fest mit seinem Namen verbunden wie der Aufbau des Versorgungs-
werkes der Presse, die Entwicklung der Journalistenausbildung in der Bun-
desrepublik und die Tätigkeit des Deutschen Presserates. Der Historiker,
der die Geschichte der Presse in Nordrhein-Westfalen und in der Bundesre-
publik beschreiben will, wird dem Wirken und den Werken von Dietrich
Oppenberg breiten Raum einräumen müssen. So eng ist seine Biographie
mit der Entwicklung der nordrhein-westfälischen und bundesdeutschen
Presselandschaft verbunden. Sein Leben ist ein Stück Zeitgeschichte, so wie
die Zeitverhältnisse seinem Wirken die Richtung und den Weg vorgegeben
haben“.

Mit diesen Worten skizzierte Johannes Rau einige Charakteristika dieses
profilierten Pressemannes, abgedruckt in einer Dietrich Oppenberg aus An-
laß seines 70. Geburtstages gewidmeten Festschrift (“Positionen und Struk-
turen bei Druckmedien — Beiträge aus publizistischer Praxis und Wissen-
schaft“, Düsseldorf - Wien — New York 1987, 472 Seiten). In dieser Publi-
kation wird manches  über  die vielfältigen publizistischen Aktivitäten und
Engagements Dietrich Oppenbergs dargelegt, doch naturgemäß finden sich
in einer Festschrift keinerlei Texte von dem Laureaten selbst. Dabei umfaßt
die Liste der Reden und Schriften Dietrich Oppenbergs rund 150 Titel,
nahezu sämtliche Bereiche des Pressewesens tangierend. Das machte neu-
gierig und ließ die Idee nach einer separaten Auswahlveröffentlichung seiner
Publikationen entstehen.

In der vorliegenden Anthologie, welche Arbeiten Dietrich Oppenbergs aus
vier Jahrzehnten präsentiert, werden die unterschiedlichen Engagement-
Bereiche des Autors deutlich. Daß dieses Buch in der vorliegenden Form re-



alisiert werden konnte, ist der freundlichen Unterstützung durch das Versor-
gungswerk der Prese GmbH, der Allianz Lebensversicherungs-AG, der
Colonia Lebensversicherungs-AG und der Gerling-Konzern Lebensver-
sicherungs-AG zu verdanken. Frau Marie-Theres Doernhaus von der Rhei-
nisch-Westfälischen Verlagsgesellschaft (Essen) verschaffte dankenswerter-
weise Zugang zu den benötigten Materialunterlagen, während Frau Ingrid
Dickhut von der Sektion für Publizistik und Kommunikation der Ruhr-
Universität (Bochum) die Umbruch-Montage des abgesetzten Textmaterials
vornahm. Frau Dorothee Rüffer, Geschäftsführerin des Deutschen Presse-
rates, sowie Frau Heidi A. Jäger stellten Abbildungsvorlagen zur Verfü-
gung.

Abschließend sei noch auf ein kleines Jubiläum dieser Schriftenreihe hinge-
wiesen, die mit der vorliegenden Veröffentlichung ihren 50. Band heraus-
bringt. Kaum ein anderer Autor erscheint prädestinierter für diesen Band als
Dietrich Oppenberg, hat er doch über viele Jahre — in Anlehnung an das
Motto dieser Editionsreihe — eine Symbiose von publizistischer Praxis und
Theorie intendiert und realisiert.

Bochum, im Juli 1987 H.-D. Fischer

Vorwort zur 2. Auflage

Das der Band bereits wenige Monate nach Erscheinen vergriffen war, mußte
relativ kurzfristig die hiermit präsentierte zweite Auflage realisiert werden.
Einige Faksimile-Abbildungen im hinteren Teil des Bandes konnten durch
neue Motive ersetzt werden. Für die zügige Bearbeitung der Neuauflage
richtet sich der Dank des Herausgebers an den Autor, Herrn Dietrich Op-
penberg, Herausgeber der NRZ, Essen.

Bochum, im Mai 1988 H.-D. Fischer
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Die Neue Ruhr-/Rhein-Zeitung





1.1 Geschichte der Zeitung

1.1.1 Fazit nach zwanzig Jahren *

Zwanzig Jahre  NRZ  — man sollte es nicht für möglich halten, ist sie doch
so frisch wie am ersten Tag, als die junge Redaktion ihr das unverwechsel-
bare Gesicht gab. Erich Brost, der erste Redaktionschef, schrieb für diesen
13. Juli 1946: ”Eine von den jeweiligen Machthabern unabhängige, aber
verantwortungsbewußte Presse, eine Zeitung, die aus eigenem Antrieb sich
bemüht, die Geschehnisse nach bestem Wissen und Gewissen unverfälscht
darzustellen und dabei in den vom Gesetz gesteckten Grenzen im Interesse
der Gesamtheit furchtlos ihre Meinung zu sagen, wo es notwendig erscheint,
ist in einem Gemeinwesen nicht ohne Schaden zu entbehren.“

Ein weiter Weg von den bescheidenen Anfängen unserer Zeitung bis heute,
und doch hat dieses Wort der ersten Stunde auch jetzt noch seine Bedeutung.
Die gleiche Beachtung verdient ein weiterer Gedanke aus diesem ersten
Leitartikel, ein Wort über Europa: “Wir denken letzten Endes an Europa,
wenn wir Deutschland sagen, an Europa als eine historisch gewordene
moralisch-geistige und wirtschaftliche Einheit, deren Völker auch politisch
einmal ein gemeinsames Haus finden müssen.“ Vor zwanzig Jahren ge-
dacht, geträumt und geschrieben.

An der Wiege unserer Zeitung stand eine verständnisvolle englische Presse-
behörde. Nur einmal wurden wir getadelt, als die Redaktion Josef Stalin ei-
nen Diktator nannte. Ja, so ändern sich die Zeiten. Die Wiege unserer Zei-
tung war sehr klein. In wenigen Räumen zusammengedrängt arbeiteten Re-
daktion und Verlag in der Sachsenstraße, und doch waren alle besessen von
der Aufgabe, eine Zeitung herauszubringen. Die Bevölkerung an Rhein und

* D. O.: Zum zwanzigjährigen Bestehen der NRZ. Vortrag anläßlich der Jubiläumsveranstaltung im Saal-
bau, Essen, am 13. Juli 1966, Ms., S.  1-5.



Ruhr hatte Hunger. Der dürre Leib verlangte nach Brot und der hungrige
Geist sehnte sich nach unverfälschten Nachrichten und nach einem Wort der
Zuversicht.

Die  NRZ  hat diese 20 Jahre bewußt miterlebt und die Ereignisse jener Zeit
getreulich aufgezeichnet. Das Grundelement unseres jungen Staates ist die
freie Meinungsäußerung. In einer Zeit, da eine unabhängige Zeitung zu
leicht mit einer farblosen Presse verwechselt wird, legen wir Wert darauf,
zu allen Tagesfragen unsere Meinung freimütig zu äußern. Dabei wollen wir
unsere Auffassung dem Leser nicht aufdrängen. Wir wollen ihm helfen, sich
ein eigenes Bild von den Ereignissen zu machen.

Von der alten Kaiserstadt Aachen bis zur Schwanenburg in Kleve reicht un-
ser Gebiet. Es wird durchzogen von Rhein und Ruhr, Wupper und Erft, von
Lippe und Emscher. Die ganze bunte Vielfalt des nördlichen Rheinlandes
ist in ihm vereinigt. Rauchende Schlote und ehrwürdige Dome ragen in die
Höhe. Bis an die holländische Grenze stößt das Gebiet unserer Niederrhein-
Ausgaben vor. Hier wächst ein neues Industrieland heran, und hier ist die
NRZ  zu Hause wie keine andere Zeitung.

Vor 20 Jahren hatte die  NRZ  ca. 100.000 Leser. Die Zeitung erschien nur
zweimal in der Woche, weil das Papier knapp war. Wie stolz waren wir
doch darauf, nach fünf Jahren erstmals aus Schweden zehn Tonnen Papier
ergattern zu können. Viel schwieriger war es, eine alteingesessene Papierfa-
brik aus Bert Brechts Heimatstadt zu bewegen, über die Main-Linie — den
Weißwurst-Äquator — hinweg nach Westdeutschland zu liefern. Und auch
das gelang.

Heute ist das tägliche Erscheinen der Zeitungen zur Selbstverständlichkeit
geworden, und Papier gibt es in ausreichenden Mengen. Der Kontakt zu den
Papierfabriken im In- und Ausland und zu dem großen Importkontor für
Zeitungsdruck in Hamburg ist freundschaftlich. Die  NRZ  gehört zur Spit-
zengruppe der deutschen Tageszeitungen. An jedem Wochenende verlassen
275.000 Exemplare unsere gewaltigen Rotationsmaschinen.

Die  NRZ  ist aus dem Leben an Rhein und Ruhr nicht mehr weg zu denken.
Das gesunde Wachstum der Auflage zeigt, daß die Leistung der  NRZ  immer
mehr Anerkennung findet. Der Redaktionsstab der  NRZ  ist im Laufe der
Jahre auf 120 Redakteure angewachsen. Das ist eines der größten Redak-
tionsteams, die es heute in der Bundesrepublik gibt. Nimmt man das kauf-
männische, das technische Personal und die 1.400 Zeitungsboten hinzu, so
arbeiten täglich über 3.000 Menschen für die  NRZ.  Das ist eine stolze Mann-
schaft. Sie dient der Leserschaft.



Titelseite der ersten NRZ-Ausgabe

Heue Ruhr-Zeitung

NACHRICHTEN FÜR INDUSTRIEGEBIET UND NIEDERRHEIN VERÖFFENTLICHT UNTER ZULASSUNG DER MILITÄRREGIERUNG

Fett. Zucker, Fisch gekürzt
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In diesem Frühjahr haben wir den ersten Spatenstich zu einem neuen
Verlags- und Druckereigebäude getan. Der Neubau ist notwendig gewor-
den, weil die Anforderungen des Lesers und des Inserenten an Qualität und
Umfang der Zeitung ständig steigen. Wenn der Neubau fertig ist, wird die
NRZ  noch aktueller, noch umfangreicher und noch farbenfreudiger sein kön-
nen. Wir wollen dem Leser stets ein Produkt bieten, das höchsten Ansprü-
chen gerecht wird.

Hier ist es an der Zeit, ein Wort über unsere Druckereigemeinschaft mit
dem Druckhaus Deutz in Köln und Düsseldorf und dem Essener Druckhaus
Sachsenstraße zu sagen. Mit unseren Kölner Freunden verbindet uns eine
jahrzehntelange vertrauensvolle Zusammenarbeit.

In Essen war die  NRZ  mit der  Welt  von Anbeginn an in der Technik kollegial
verbunden. Gemeinsam wurde aus Trümmern ein leistungsfähiger Betrieb
aufgebaut, der über eine imponierende Maschinenkapazität verfügt. Dieser
technische Zweckverbund hat sich in all den Jahren bewährt. Er gibt uns die
Möglichkeit zur weiteren Modernisierung unserer Produktionsstätten.

Wenn wir auf die zwanzig Jahre des Bestehens der  NRZ  zurückblicken, so
haben wir allen Grund, unserer Leserschaft besonders dankbar zu sein. Vie-
le tausend von ihnen sind seit dem ersten Tag dabei. Viele tausend sind in-
zwischen dazu gekommen. Wir haben sie alle als ein treues Leserpublikum
mit einer wachen und kritischen Einstellung kennengelernt.

Unseren herzlichen Dank haben wir allen Persönlichkeiten des öffentlichen
Lebens zu sagen, den Parlamentariern von Bonn am Rhein, von Düsseldorf
am Schwanenspiegel und den Ratsherren in den Städten und Gemeinden.
Dank den Vertretern von Regierung und Opposition, Gewerkschaften und
Unternehmern, Kirchen, Synagogen, Dank den Theaterleuten und Musikbe-
flissenen. Sie haben für Schlagzeilen gesorgt, für viele beachtete Interviews,
für manchen interessanten Artikel. Und sie waren kritische und aufmerksa-
me Leser unserer Zeitung.

Unser Dank gilt an diesem Tage auch der werbungtreibenden Wirtschaft,
dem Einzelhandel, der Industrie, den Markenherstellern, den Werbeagentu-
ren und Annoncen-Expeditionen. Unser Dank gilt gleichermaßen den Inse-
renten unseres umfangreichen Kleinanzeigenteils. Der Anzeigenteil der Zei-
tung wird immer mehr unentbehrlicher Lesestoff und Nachrichtenträger. Er
hilft der Hausfrau, mit ihrem Haushaltsgeld besser zurechtzukommen.

Wir wollen bekennen, daß dieser Anzeigenteil wesentlich dazu beiträgt, un-
sere Unabhängigkeit zu wahren. Darum ist uns die "Königin der Wer-



Düsseldorf stellen die NRZ her. Dem Redaktiontstab gehören 120 Redak-
teure, 22 Fotografen und über 600 freie Mitarbeiter an. 1400 Zeltunasboten
sorgen für die Zustellung* 31 Korrespondenten arbeiten für die NRZ Im
Bundesgebiet und In Berlin. 29 Korrespondenten versorgen die NRZ mit
Nachrichten aus aller Welt. Die wichtigsten Korrespondenlenplötze sind
ln dieser grafischen Darstellung rechts enthalten, NRZ-Graflk; Thelssen

Die NRZ auf einen Blick: 1946 begann es mit einer Auflage von 108 000
Exemplaren und vier Selten Umfang — zweimal In der Woche. Heute »teht
die NRZ mit 775 000 Exemplaren Auflage und durchschnittlich 70 Selten
Umfang am Wochenende In der Spitzengruppe der deutschen Tages-
zeitungen. Das Verbreitungsgebiet reicht von Aachen und Köln bis Kleve,
von Krefeld bis Wuppertal. Drei technische Betriebe ln Essen, Köln und

WJ  Emmerich loeooo

;  Kleve Koptnhaaen
Pinsloken

o&erhamen raiirn;

Brusseh Moskau

Rheinhouself ^DuisburQ
Ifl Mülheim

1400 ••
Warsüjau,tewYork'

Düsseldorf

ondkr. Aachen 2WX>0 Eximp  Jer»
70Sd»M Uefong Madrid

Aus: NRZ-Ausgabe zum zwanzigsten Geburtstag, 1967



bung“, wie man die Anzeige respektvoll bezeichnet, so sympathisch und,
darum freuen wir uns über ihre unvergängliche Anziehungskraft.

Ein ganz persönliches Wort noch: Ich bin glücklich über das harmonische
Zusammenwirken aller Kräfte in unserem Hause, an dem Chefredakteur
Jens Feddersen mit seinen Redaktionskollegen an allen Plätzen unseres Ver-
breitungsgebietes so entscheidenden Anteil hat. Diese gegenseitige Achtung
voreinander ist unser höchstes Gut, das wir uns bewahren wollen.

Wir hoffen, daß unser Bemühen um den weiteren Ausbau der  NRZ  auch in
Zukunft von dem Vertrauen unserer Leser und Inserenten getragen wird.
Darum ist der Tag, an dem die  NRZ  20 Jahre alt geworden ist, auch ein Tag
der Prüfung für uns alle, die an der Zeitung arbeiten. Wir fragen uns heute
und immer wieder, jeden Tag, ob wir unsere publizistische Aufgabe ausrei-
chend erfüllen.

Vor 20 Jahren war es unsere Absicht, der keimenden Demokratie den Boden
zu bereiten und daran mitzuhelfen, daß die jungen Sprößlinge nicht achtlos
zertreten werden. Diese Aufgabe gilt auch heute noch. Die Festigung und
Verteidigung unserer freiheitlich-demokratischen Grundordnung ist und
bleibt das oberste Ziel der  NRZ.  Das vor wenigen Wochen noch vom alten
Landtag verabschiedete neue Landespressegesetz soll uns hierbei helfen. In
ihm ist die öffentliche Aufgabe, die die Presse im demokratischen Staatswe-
sen zu erfüllen hat, verankert.

In der Bundesrepublik Deutschland sehen wir einen von allen demokrati-
schen Kräften getragenen sozialen Rechtsstaat. Doch erst in einem geeinten
Deutschland erblicken wir die staatliche und nationale Vollendung. Wir wis-
sen, daß dieses Ziel heute noch in weiter Ferne liegt, aber die  NRZ  wird
nicht müde werden, auf dieses Ziel immer wieder hinzuweisen.

So gesehen, in der Rückschau auf die ersten Tage unserer Zeitung und im
Ausblick auf die Zukunft, gestehen wir heute mit Max Reinhardt, dem gro-
ßen Theatermann: Wir wollen nicht aufhören anzufangen. Wie die Männer
vom Bau wissen wir, daß wir niemals fertig sind und immer Lernende blei-
ben. So werden wir alles daran setzen, auch im dritten Jahrzehnt eine Zei-
tung in der Zeit zu machen, weit geöffnet allen drängenden Fragen unserer
Tage.



1.1.2 Resümee nach vier Jahrzehnten *

Vierzig Jahre  NRZ:  So jung wie das Land, in dem wir leben. Und doch sind
es heute nicht mehr viele Mitarbeiter, die 1946 bei der Gründung unserer
Zeitung mit dabei waren. Ich hatte eben die Gnade der späten Geburt.

Zur Herstellung der  NRZ  standen uns nur die primitivsten Hilfsmittel zur
Verfügung. Wir hungerten und froren mit den Bürgern und waren doch be-
seelt von dem Willen, der Bevölkerung an Rhein und Ruhr die Wahrheit
über ihre Lage zu sagen und sie zum Neubeginnen aufzurütteln.

Wir wollten mit Erich Brost einen neuen Typ von Zeitung machen. Er sollte
volkstümlich, kurzweilig und doch ernsthaft sein. Das Schwergewicht lag
bei der Nachricht und nicht bei langen Leitartikeln.

Die Lizenz für die  NRZ  fiel uns nicht in den Schoß. Sie mußte hart erkämpft
werden. Es gab auch keinen festlichen Rahmen wie bei den früheren Geneh-
migungen im Februar 1946. Mußte ich mir die Lizenzurkunde für den Vor-
läufer  Rhein-Echo  bei der britischen Nachrichtenkontrolle noch selbst abho-
len, so wurde mir die Licence für die  NRZ  mit der Post zugeschickt. So
schmucklos ging es zu.

Die englische Pressezensur war sehr wohlwollend. Schon nach drei Ausga-
ben teilte uns die Kontrollbehörde mit, daß es keine Vorzensur mehr gab.
In dieser Mitteilung heißt es dann: "Die ersten 3 Nummern der  NRZ  waren
sehr gut. Sie haben für die Pressearbeit in unserem Gebiet einen neuen Stan-
dard gesetzt. Unsere Glückwünsche.“

Nur einmal wurden die gutmeinenden Herren ungemütlich, als die  NRZ  über
die Wiederaufnahme der Waffenproduktion in Suhl — SBZ — berichtete.
Eine Kritik an den Verbündeten der Besatzungsmacht war nicht gefragt. Die
Kölnische Rundschau  meines alten Kollegen Reinhold Heinen hatte für ihre
Weihnachtsausgabe folgende Schlagzeile gewählt: “Christ erstanden“.
Darauf schrieb die Zensurbehörde: “Als Meldung ist diese Schlagzeile
2.000 Jahre alt. Im übrigen ist es eine Vermischung von Meinung und Nach-
richt.“ Es war ein ehernes angelsächsisches Gesetz, Nachricht und Meinung
sauber zu trennen

Probleme gab es zu Anfang genug. So berichtete die  NRZ  über die Antritts-
rede des ersten gewählten Essener Oberbürgermeisters Dr. Heinemann, der
an die Bürger appellierte: “Inmitten aller Not und angesichts der allgemei-



Bundeskanzler
HELMUT KOHL

... bürgemahe
Informationen auf
hohem Niveau
LMm  Leserinnen und
Leser der NRZ!

Zum 40jährigen Bestehen
der NRZ sende ich Ihnen,
der Redaktion und dem Ver-
lag herzliche Grüße. Meine
guten Wünsche gelten einer
Zeitung, die sich am Tag ih-
res ersten Erscheinens die
Aufgabe gestellt hatte, einen
Beitrag zum demokratischen
Aufbau unseres Landes zu
leisten, Stimme der Vernunft,
des ernsthaften Friedenswil-
lens und des Rechts, zu-
gleich aber auch Wegberei-
ter für ein geeintes Europa
zu sein.

Diesem Programm ist die
NRZ mit verlegerischem Mut,
journalistischem Engage-
ment und Verantwortungsbe-
wußtsein bis heute treu ge-
blieben. Dabei ist es ihr stets
darum gegangen, dem An-
spruch der Leser auf Infor-
mation sowohl über das re-
gionale als auch über das
bundes- und weltweite Ge-
schehen auf hohen Niveau
und bürgernah gerecht zu
werden. Sie hat damit Ihnen.

den Leserinnen und Lesern,
wichtige Orientierungen für
eine unabhängige Meinungs-
bildung gegeben.

Es ist Ausdruck der Wert-
schätzung publizistischer
Qualität, daß die NRZ seit
vielen Jahren über ihr regio-
nales Verbreitungsgebiet
hinaus große Beachtung fin-
det "und zu den meistzitierten
Zeitungen in der Bundesre-
publik Deutschland gehört.

Ich wünsche dem Verlag
una der Redaktion weiterhin
viel Erfolg und den Leserin-
nen und Lesern eine stets in-
formationsreiche und anre-
gende Lektüre.

Mit freundlichen Grüßen

(Helmut Kohl)



nen politischen Situation gilt es für die demokratischen Kräfte in Deutsch-
land zusammenzustehen, damit wir der Not Herr werden und zu einer demo-
kratischen Ordnung kommen.“

Das war die beglückende Erinnerung an diese Zeit, daß wir uns alle, in wel-
chem politischen Lager wir auch standen, eng beieinander hielten. So starte-
ten wir in der  NRZ  im April 1947 eine Aktion für “Sauberkeit und Aufrich-
tigkeit“ und eröffneten den “Kampf gegen Korruption“. — Der Schwarz-
markt blühte.

Die Schlagzeilen könnten wir heute wieder aus dem Setzkasten holen, wenn
es ihn noch gäbe. Die Zeitungstechnik hat sich in den letzten Jahren revolu-
tionär verändert. Konnten Handsetzer bis zu 1.500 Buchstaben in der Stunde
zusammenfügen, so schaffen Maschinensetzer mit ihrer Linotype, die in
diesem Jahr 100 Jahre alt sein würde, 14.000 Zeichen. Das rechnergesteuer-
te, elektronische Satzsystem bringt es immerhin auf Millionen von Buchsta-
ben zur gleichen Zeit. Gelangen der ersten wiederinganggesetzten Papier-
maschine 7.000 Jahrestonnen, leistet eine moderne Maschine heute 210.000
Tonnen mit einer Geschwindigkeit von 1.2 km Papierbahn in der Minute.

Die  NRZ  hat sich vom ersten Tage an um eine von allen Machthabern unab-
hängige und verantwortungsbewußte Presse bemüht, frei von fremden Ein-
flüssen. Das ist in 40 Jahren so geblieben. Dabei wollen wir nichts verdrän-
gen. Es ist ja bezeichnend für die Haltung zur Pressefreiheit, daß jüngst der
Informationsminister in Pretoria den Erlaß der Notstandsgesetze mit der Be-
merkung kommentierte: “Wir haben die Nase voll von negativer Berichter-
stattung.“

Aber auch in unseren Landen fragt man oft mit Blick auf die Presse: “Wo
bleibt das Positive?“. Ich meine, daß schlechte Nachrichten auch positive
Folgen haben können. Die Welt, in der wir leben, ist nun einmal nicht im-
mer zum Lachen.

In noch einem Punkt ist sich die  NRZ  vom ersten Tage an treu geblieben.
Hier heißt es in der ersten Ausgabe: “Wir denken an Europa, wenn wir
Deutschland sagen, an Europa als eine historisch gewordene moralisch-
geistige und wirtschaftliche Einheit, deren Völker auch politisch einmal ein
gemeinsames Haus finden müssen, wenn dieser alte Erdteil, der heute an die
zweite oder dritte Stelle gerückt ist, nicht das Ruinenfeld werden soll, zu
dem deutsche Städte von stolzer Vergangenheit herabgesunken sind.“ Dabei
soll es das ganze Europa sein, und wir wollen auch weiter daran mitwirken,
das Trennende zu überwinden.



Wir stehen vor einer starken Medienkonkurrenz, die uns nicht irritieren
soll. Denn hierzu sagt Prof. Karl Steinbuch: ”Das Mehr an Informationen
bringt kein besseres Verständnis der Wirklichkeit, keine vernünftigeren Ur-
teile und besseres Handeln, sondern vor allem mehr Selbsttäuschung und
Verrücktheit.“

Mein Dank gilt der Redaktion der  NRZ  mit ihrem Chef Jens Feddersen.
Dank an Erich Brost. In 40 Jahren haben wir eins gelernt: Man kann immer
besser werden. Darum mit der  NRZ  mutig in die Zukunft.



1.2 Position des Blattes

1.2.1 Freiheitliche Grundhaltung *

Ein Zeitungshaus ist keine Oase der Beschaulichkeit. Es ist eine Stätte kriti-
scher Unruhe, ein Resonanzboden der Zeit mit ihren Strömungen und Bewe-
gungen. Zeitungen sind ein Stück der Zeitgeschichte, doch als Museums-
stück hätten sie keine Überlebenschance

Sie folgen Jahr für Jahr den Ereignissen, den vorherrschenden Auffassungen
und Anschauungen. Die journalistische und technische Entwicklung ist oft
stürmisch, doch nie hektisch verlaufen. Die Zeitungen werden sich weiter-
entwickeln und den sich ständig ändernden Lebens- und Lesegewohnheiten
der Menschen anpassen.

Hand in Hand mit anderen Medien kann die Zeitung einer sicheren Zukunft
entgegensehen. Das Fernsehen als flüchtiger Schnellinformator gibt den An-
stoß, das gedruckte Wort der Zeitung aufmerksam zu lesen. Oft auch zwingt
die Zeitung Hörfunk und Fernsehen ihre Aktualität auf. Die Arbeit der Män-
ner in den Rundfunkhäusern wäre ohne die Fülle der Anregungen, die sie
aus den Zeitungen empfangen, nicht denkbar.

Das Fernsehen ist einem Telegramm vergleichbar, die Zeitung liefert den
ausführlichen Brief mit der persönlichen Note. Ein Brief verrät die Hand-
schrift des Absenders. Die  NRZ  hat eine unverwechselbare Handschrift. Für

sie stehen die Begriffe Qualität und Bürgersinn, Unabhängigkeit und Welt-
offenheit

* D. O.: Wir wollen die freiheitliche Mitte stärken —
Ruhr~/Rhein-Zeitung‘ (Essen), 26. Jg./Nr. 156, 10.
Erfolg an Rhein und Ruhr 4 , S. 2, Sp. 1.

Zeitung für mündige Bürger, in: ’NRZ - Neue
Juli 1971, Beilage ’NRZ — die Brücke zum



Im M?Z-Pressehaus, dem ”Haus des freien Geistes“, war und ist es das ge-
meinsame Ziel aller Mitarbeiter, die freiheitliche Mitte in der jungen deut-
schen Demokratie zu stärken und dazu beizutragen, daß politische Macht
nur als eine Leihgabe mündiger Bürger betrachtet wird und keineswegs zur
satten Selbstgefälligkeit oder gar zur Unmenschlichkeit führen darf, wie wir
das in so vielen Teilen der Welt erleben müssen.

In diesem Geist sind die Leitsätze und Richtlinien der  NRZ,  eine Art Grund-
gesetz dieser Zeitung, erarbeitet worden. Sie sind der Rahmen einer frucht-
baren Zusammenarbeit zwischen Verlag und Redaktion und haben die Basis
für viele Erörterungen über dieses Thema geschaffen.

Die  NRZ  hat sich in 25 Jahren zu einer der großen deutschen Regionalzeitun-
gen profiliert. Sie ist an Rhein und Ruhr fest verwurzelt, ihre Bedeutung und
ihr Ansehen gehen über das industrielle Kerngebiet der Bundesrepublik
hinaus.

Vor fünf Jahren, bei einem Festakt zum 20. Bestehen der  NRZ,  habe ich ein
Wort von Max Reinhardt zitiert: “Wir wollen nicht aufhören anzufangen!“
Dieses Wort gilt heute, wie es gestern gegolten hat. Es ist unser Leitspruch.

Den Lesern und Freunden der  NRZ  gilt am heutigen Tag mein Dank dafür,
daß sie 25 Jahre mit uns gemeinsam, in guter Verbundenheit gegangen sind.
Es sind so viele Brücken, die in diesen Jahren geschlagen wurden, Brücken,
deren Pfeiler fest im Strom der Zeit verankert sind.

1.2.2 Demokratisches Diskussionsforum *

So jung wie NRW, so jung ist die  NRZ\  In den drei Jahrzehnten ihres Wir-
kens hat sich die A7?Z-Redaktion immer um politische Ausgewogenheit be-
müht, ganz gleich, wer regierte und wer in der Opposition stand.

Die  NRZ  stand stets auf der Seite der aufrechten Demokraten. Ging es um
die gerechte Verteilung von Nutzen und Lasten, dann zeigte die  NRZ  eine
eindeutige Haltung. Das bleibt auch in dem neuen Zeitungsverbund so, dem
sich die  NRZ  angeschlossen hat.

* D. O.: Die NRZ — stets ein Schild der Demokratie, in: ’NRZ — Neue Ruhr-/Rhein-Zeitung‘ (Essen),
31. Jg./Nr. 238, 22. Oktober 1976, Beilage 'NRZ — Die Zeitung in der Zeit 1 , S. 2, Sp. 1-3.



Richtlinien  NRZ,  Essen

Leitsätze und Redaktionsordnung der „Neue Ruhr-Zeitung/
Neue Rhein-Zeitung*

Die Redaktion der NRZ bejaht die freiheitlich-demokratische
Grundordnung der Bundesrepublik Deutschland. Sie ist sich der
Aufgabe bewußt, die ihr nach dem Grundgesetz zur Wahrung
der demokratischen Staatsverfassung zufällt.
Bei ihrem publizistisch-journalistischen Schaffen ist die Redak-
tion frei und unabhängig von fremden Einflüssen. Hierfür
haben Verlag und Chefredaktion folgende Leitsätze erarbeitet,
an die sich die Redaktion gebunden fühlt.
1. Die Redaktion dient allen fortschrittlichen Kräften. Sie setzt
sich für den Frieden in aller Welt ein. Sie ist der Entwicklung
einer beständigen demokratischen Ordnung verpflichtet. Die
Redaktion ist dabei nicht an die Auffassungen einer Partei,
einer politischen oder wirtschaftlichen Gruppierung gebunden.
2. Die Redaktion bekämpft alle rechts- und linksradikalen Ten-
denzen. Sie erteilt entsprechenden Bestrebungen eine deutliche
Absage.
3. Die Redaktion tritt für einen weiteren Ausbau des sozialen
Rechtsstaates, für die Würde des Menschen und für den Schutz
der Schwachen ein.
4. Die Redaktion geht davon aus, daß sie für Leser schreibt, die
als mündige Staatsbürger die Träger der politischen Willens-
biidung im Staat sind.

Grundlagen der redaktionellen Arbeit
Die tägliche Redaktionsarbeit beruht auf folgender Grundlage:
1. Der Leser ist über alle Bereiche des öffentlichen Lebens mög-
lichst vollständig zu informieren. Die Redaktion hat mit der
gebotenen Sorgfalt alle zur Veröffentlichung gelangenden In-
formationen zu prüfen.

2. Alle Ereignisse von öffentlichem Interesse sind sachgerecht
darzustellen.

3. Nac hriditqt  dürfen nicht verfälscht werden. Entscheidend für
die Nachrichtengebung, auch in der Überschrift, sind Präzision
und Verständlichkeit.
4. Als objektiver Maßstab für die Auswahl der zur Veröffent-
lichung kommenden Nachrichten hat ihr Informations- und
Neuigkeitswert zu gelten.
5. Kommentar und Würdigung in allen Ressorts sollen Mut zur
eigenen Aussage zeigen. Dabei hat die Redaktion dem Leser
verständlich zu machen, was sie will. Sie hat dazu andere Auf-
fassungen sachlich darzustellen, auch wenn sie mit ihnen nicht
übereinstimmt.
6. Die Redaktion ist meimings- und aussagefreudig, ohne dabei
verletzend zu wirken. Sie respektiert das Persönlithkeitsrethr
des einzelnen.
7. Die Gast-Autoren sind in ihren Artikeln und Kommentaren
frei und unabhängig.
8. Bestimmte Meinungsäußerungen können von einem Redak-
teur oder Mitarbeiter nicht verlangt werden, wenn dieser
glaubt, sie mit seiner Überzeugung nicht vereinbaren zu können.
9. Die Redaktion beachtet sorgfältig die Bestimmungen des
Landespressegesetzes. Das gleiche gilt für die allgemeinen ge-
setzlichen Vorschriften. Sie berücksichtigt die Empfehlungen des
Deutschen Presserates.

10. Die Redaktion ist sich bei ihrer Tätigkeit bewußt, daß sich
ihr Leserkreis aus allen Schichten der Bevölkerung zusammen-
setzt, und spricht eine allgemeinverständliche Sprache.
11. Die Redaktion beobachtet die sich ständig verändernden
Lesergewohnheiten. Sie bezieht moderne Gestaltungselemente in
ihre Aufmachung ein, ohne dabei ihre Seriosität aufzugeben.
Oberstes Ziel redaktioneller Arbeit ist es, eine populäre Quali-
tätszeitung zu schaffen.
Im Rahmen dieser Leitsätze und Grundlagen der redaktionellen
Arbeit legt der Verleger die Richtlinien für die Gestaltung der
Zeitung fest.
Der Chefredakteur ist dem Verleger gegenüber für die Ein-
haltung der Richtlinien verantwortlich. In diesem Bereich ist
er in seiner Entscheidung frei. (Mai 1968)

Aus: Ansgar Skriver, Schreiben und schreiben lassen, 1970



Die Zusammenführung von Unternehmen ist eine Erscheinung der Zeit. Ho-
her Investitionsaufwand und wachsende Personal kosten verlangen eine an-
gemessene Betriebsgröße. Schließen sich Zeitungen zusammen, besteht die
Gefahr, daß eigenständige Redaktionsmannschaften mit profilierter Mei-
nung geopfert werden müssen.

Wo die Meinungsäußerungsvielfalt erhalten bleibt, hat ein Pressezusam-
menschluß seinen Schrecken verloren. Die  NRZ  bleibt  NRZ\  Sie kann ihrer
publizistischen Aufgabe noch konsequenter dienen als bisher. Die ersten po-
sitiven Ergebnisse des Verbunds sind bereits erkennbar. Der Redaktionsteil
konnte vergrößert und die personelle Besetzung erweitert werden. Der um-
fangreiche Anzeigenteil bringt dem Leser interessanten Informationsstoff.

In den redaktionellen Leitsätzen hat der /VRZ-Herausgeber unveränderlich
festgelegt, daß die Redaktion bei ihrem publizistisch-journalistischem
Schaffen frei und unabhängig von fremden Einflüssen ist. Sie ist nicht an
die Auffassung einer Partei, einer politischen oder wirtschaftlichen Gruppie-
rung gebunden. Bei ihrer Arbeit geht die Redaktion davon aus, daß sie für
Leser schreibt, die als mündige Staatsbürger die Träger der politischen Wil-
lensbildung sind.

In den nächsten dreißig Jahren wird dieser mündige Staatsbürger noch stär-
ker daran interessiert sein, das politische Geschehen mitzugestalten. Das
kann er nur, wenn er gut unterrichtet ist. Darum wird es immer Menschen
geben, die das bedruckte Papier zur Hand nehmen, um sich eine eigene Mei-
nung zu bilden. Darum wird die  NRZ  das Leben an Rhein und Ruhr weiter
begleiten und ihm ständig neue Impulse verleihen.



1.3 Situation des Verlages

1.3.1 Anfang der sechziger Jahre *

Um es vorweg zu nehmen: Es war ein erfolgreiches  Geschäftsjahr,  das hin-
ter uns liegt. Das Verlagsunternehmen hat ein gutes Finanzergebnis erarbei-
tet, und daran haben mit wenigen Ausnahmen alle Abteilungen und Ge-
schäftsstellen mitgeholfen.

So kurios es klingt: am stärksten sind die Geschäftsstellen am Erfolg betei-
ligt, die es gar nicht mehr gibt. Wir haben auch alle Ursache, den beiden
Geschäftsstellen Bonn und Solingen ein ehrendes Andenken zu bewahren.
Sie haben uns durch ihr Nichtmehrvorhandensein viel Geld erspart und dazu
beigetragen, unsere Ertragslage und unsere Liquidität zu verbessern.

Die Kosten kletterten 1963 nicht in dem gleichen Maße wie im Vorjahr,
nachdem wir zwei gute Esser weniger an unserem Tisch hatten. In der Redu-
zierung von Bezirksausgaben stehen wir übrigens nicht allein auf weiter
Flur. So hat die  New York Times  unlängst ihre Ausgabe Westküste für Los
Angeles eingestellt mit einer Auflage von 85.000.

Die Kostenersparnis gibt uns die Kraft, unsere notwendigen Erneuerungs-
pläne durchzuführen. In Verwaltung, in Technik und in den Geschäftsstellen
warten viele Projekte auf Verwirklichung, um neue Maschinen in Dienst zu
stellen und um bessere Arbeitsplätze zu schaffen.

In diesem Jahr ist Dinslaken an der Reihe. Es wird eine schmucke Ge-
schäftsstelle, die, wir hoffen es, gut in das Gesamtbild unserer neu errichte-
ten Geschäftsräume paßt. Der brave Mann denkt an sich selbst ... und so

* D. O.: Bericht über das Geschäftsjahr 1963, erstattet der NRZ-GeschäftssteUenleiter-Konferenz in Mül-
heim/Ruhr am 25. Januar 1964, Ms., S. 1-6 (Auszüge).



wollen wir offen bekennen, daß wir in einigen Abteilungen unseres Verlags-
hauses in der Sachsenstraße sehr beengt sitzen und für die notwendigste
Ausdehnung keinen Raum mehr haben.

Dieses ernste Problem ist nur durch Neubau oder weitere Verlagerung in die
Herkulesstraße zu lösen. Aber es ist schwer, organisch zusammenhängende
Abteilungen auseinander zu reißen. So wird uns nichts anderes übrig blei-
ben, als das Verlagshaus in der Sachsenstraße auszubauen. Diese Ausbau-
maßnahmen werden durchgeführt, ohne unsere sozialen Leistungen zu ver-
nachlässigen.

An freiwilligen zusätzlichen sozialen Leistungen hat die  NRZ  an ihre Mitar-
beiter im Jahre 1963 rd. 1 Mio. DM gezahlt, an Weihnachtsgeld allein über
1/2 Mio. DM. Die Unterstützungseinrichtung der  NRZ  hat im Vorjahr an
29 feste Rentenbezieher und für einmalige Leistungen einen Betrag von
21.000,— DM bezahlt. — Das Vermögen beträgt über 1,5 Mio. DM.

Nun wollen Sie aber wissen, was das Anzeigengeschäft der einzelnen Ge-
schäftsstellen macht und wie die Zeitungsverkaufszahlen aussehen: An
Rhein und Ruhr konnte der Anzeigenumsatz um 8,9 % gesteigert werden.
Sieben Geschäftsstellen liegen weit über 7,5 %, zwei Geschäftsstellen um
kleine Bruchzahlen unter 7,5 %.

An der Spitze steht in diesem Jahr Moers mit 21,5 %, nachdem es im Vor-
jahr bereits mit einer Steigerung um 15 % in der Spitzengruppe lag. Es fol-
gen Aachen mit 19,8 %, Opladen mit 17,7 %, Dinslaken mit 16,5 %, Essen
mit 11,9 %, Mülheim mit 11,1 %, Wesel mit 10,2 %, Krefeld mit 7,3 %,
Köln mit 7,2  %.  Essen liegt wieder mit einer effektiven Steigerung um
360.000,— DM vorn, dann Moers mit 170.000,— DM und Köln mit
130.000,- DM.

Die Abonnentenzahl konnten erhöhen: Oberhausen um 305, Opladen um
303, Aachen um 281, Dinslaken um 231, Kleve um 112, Krefeld um 86,
Wesel um 82. Das Ergebnis in Oberhausen, Dinslaken und Wesel ist beson-
ders hervorzuheben, ist es doch den Geschäftsstellen trotz der Bezugspreis-
erhöhung gelungen, die Auflage zu steigern. Über Opladen, Aachen, Kleve
und Krefeld freue ich mich, weil hier die Abgangsminderung zum Erfolg
wesentlich beigetragen hat. Opladen liegt mit der Abgangszahl unter dem
gesteckten Ziel.

Mit nur zwei Ausnahmen steigerten alle Geschäftsstellen ihre Einzelver-
kaufszahlen: Essen-Velbert + 480, Moers -I- 210, Düsseldorf + 135,



Wuppertal  4 -  103, Krefeld 4- 93, Duisburg 4- 76, Dinslaken  4 -  64, Wesel
4 -  37, Oberhausen 4- 27, Opladen + 26, Aachen  4 -  22, Kleve  4 -  2. Die
Botenaußenstände konnten durchweg weiter gesenkt werden. So gelang es
Hamborn, im Jahresdurchschnitt auf 0,57  %  zu kommen, Moers auf
0,77 % und Wesel auf 0,99 %. Auch unsere bisherigen Sorgenkinder Köln
und Frechen haben gezeigt, daß es geht, und sie werden bestimmt in diesem
Jahr weitere Anstrengungen machen.

Noch ein Wort zu der Fluktuation, die nach wie vor die Voraussetzung jegli-
chen Vertriebserfolgs ist. Heute mehr denn je, wo es darauf ankommt, in
der Werbung von Abonnenten neue Wege zu gehen und dafür zu sorgen,
daß wir für eine lebendige, junge Zeitung lebendige, junge Leser bekom-
men. Die niedrigste Fluktuation hatten wieder Wesel mit 0,98 %, Kleve mit
1,15 %, Düsseldorf mit 1,72  %,  Mülheim mit 1,76 %, Opladen mit
1,82 %, Moers mit 1,99  %.

Auf der verkehrten Seite, sozusagen auf der "scheel Sick" stehen Köln mit
3,07  %,  Oberhausen mit 3,09 %, Duisburg mit 3,50 %. Wir hoffen, daß
es allen drei Geschäftsstellen gelingt, in diesem Jahr ihre Fluktuation we-
sentlich herabzudrücken. Erfreulich ist, daß es Aachen geglückt ist, vom
vorjährigen letzten Platz loszukommen und die Abgangszahlen zu verrin-
gern.

1 . 3.2  Beginn der siebziger Jahre *

Das Jahr 1972 liegt hinter uns. Es war für uns ein gutes Jahr. Es brachte
eine Ertragssteigerung von 4,5  %  gegenüber 1,2 % 1971. Die Kosten stie-
gen dagegen um 1,5 %, im Vorjahr: 5,7 %. Damit sind wir in eine ausrei-
chende Gewinnzone geraten, die uns hilft, die Zukunftsaufgaben besser zu
lösen

Die Auflage stieg um ca. 5.000 Abonnenten. Die Fluktuation ging von
1,6 % auf 1,2 % zurück. Der Anzeigenumsatz liegt um 1,5 Mio. höher als
der des Vorjahres. Wir hoffen, bald wieder anschließen zu können an die
Erfolgsjahre 1969 mit einer Steigerung von 6 Mio. DM und 1970 mit einem
Plus von 3,5 Mio.

* D.  O.: Kurzbericht über das Geschäftsjahr 1972, erstattet der Verlagskonferenz in Essen am 2. Januar
1973, Ms., S. 1-4.



Zahlen sprechen

für die NRZ

Auflage  Durchschnittlich verbreitete Tagesauflage
(IVW 2/72) 263 471 Exemplare.

Druckauflage am Wochenende über
300 000 Exemplare.

Auflagenschwerpunkt  Absolut führend ist die NRZ in dem
jungen expansiven Wirtschaftsraum am
unteren Niederrhein. Hier ist die NRZ
an vielen Plätzen die mit Abstand
größte Tageszeitung.

Reichweite  Die NRZ erreicht mit ihrer Gesamtausgabe
230 000 Haushalte mit
600 000 Lesern pro Nummer und
750 000 Verbrauchern.

Junge Leser  Keine andere regionale Abonnementszeitung
im Befragungsgebiet erreicht so viele junge
Männer im Alter von 20-29 Jahren wie die NRZ.

Keine andere regionale Abonnementszeitung
im Befragungsgebiet hat in der Zusammensetzung
ihrer Leserschaft mehr junge Familien mit
kleinen Kindern als die NRZ.

Konsumfreudige  Rund 100 Millionen DM geben NRZ-Leser-Haus-
Leser  halte monatlich für Nahrungsmittel aus. Bei

keiner anderen regionalen Abonnements-
zeitung im Befragungsgebiet ist der
Nahrungsmittelverbrauch je Haushalt
(445, 75 DM pro Monat) so hoch.

Rund 20 Millionen DM geben NRZ-Leser-Haus-
halte insgesamt monatlich für Getränke aus.
Bei keiner anderen regionalen Abonnements-
zeitung im Befragungsgebiet ist der Getränke-
verbrauch je Haushalt (90,40 DM pro Monat)
so hoch.

Die genannten Werte aus unserer LA '71 basieren

1^1 auf  e i ner  Untersuchung der MEDIA-MARKT-ANALYSEN,
�aakULMBd Frankfurt, die nach den Richtlinien der

NEUE RUHR ZEITUNG  REGIONALPRESSE in folgenden Städten und
NFIIF RHFtN 7FITMNP  Kreisen durchgeführt wurde: Düsseldorf-Stadt,
Ntut nntlN UNt> Duisburg-Stadt, Essen, Krefeld-Stadt, Mülheim,
43 Essen,Sachsenstr.30 Oberhausen, Moers-Stadt, Kreis Moers,
Telefon (021 41) 199240 Kreis Dinslaken, Kreis Wesel (Rees).

Aus: W. Stamm, Leitfaden, Jahrgang 1973



Die sozialen Leistungen des Verlages haben der Situation Rechnung getra-
gen. Wir sind mit dem Weihnachtsgeld einen guten Schritt weitergekom-
men. Der Betriebsrat hat sich sehr verständnisvoll gezeigt. Er wird aber
auch in besonders vertrauensvoller Weise über die Lage des Hauses infor-
miert.

Es war ein bewegtes Jahr, das nun abgeschlossen ist. Es hat an alle Mitarbei-
ter hohe Anforderungen gestellt. Ich danke allen Mitarbeitern sehr herzlich
für ihren Einsatz, der uns so gut weitergebracht hat.

Es war ein politisch aufregendes Jahr mit Mißtrauensanträgen und einer
Patt-Situation, die ausweglos schien. Die Neuwahlen haben neue Zeichen
gesetzt. Wir hoffen, daß sich ein wirtschaftlicher Aufschwung in diesem
Jahr zeigt, der auch unserem Anzeigengeschäft zugute kommt.

Die Prognosen sind gut. Die Autoindustrie hofft auf ein gutes Jahr. Der
vierte Konjunkturzyklus der Nachkriegsjahre hielt von 1963 bis 1967 durch.
Der neue Konjunkturaufschwung könnte von 1973 bis 1975 verlaufen. Von
der Aufwärtsbewegung haben wir im Stellenmarkt schon ab dem Herbst
1972 etwas verspürt.

Für 1973, vor allem für das zweite Halbjahr, gibt es optimistische Voraussa-
gen. Die Konsumgüterindustrie hat sich bisher noch zurückgehalten. Die
Kaufhauskonzerne bezeichnen das Weihnachtsgeschäft als nur befriedigend.
Sie werden mit einer intensiven Werbung den Verkauf kräftig ankurbeln
müssen.

Das Sozialprodukt hat sich in den letzten Jahren sprunghaft entwickelt. Es
lag nach der Währungsreform bei rd. 80 Mrd. DM, stieg bis 1967 auf rd.
500 Mrd. DM, hatte 1972 rd. 830 Mrd. DM erreicht, wird 1973 etwa 920
Mrd. DM ausmachen und im Jahre 1974 gar 1 Bio. DM umfassen.

55  %  des Sozialproduktes entfallen auf den privaten Verbrauch. Für 1973
stehen rd. eine halbe Billion DM für den privaten Verbrauch zur Verfügung.
Jeder Bundesbürger wird im Jahresdurchschnitt etwa 8.000,— DM verkon-
sumieren.

Der 19. November 1972 war ein historischer Tag für die Bundesrepublik.
Nun kann die Regierung vier Jahre sicher arbeiten und den Grundstein für
eine lange Zeit ihrer sozialliberalen Herrschaft legen. Die wichtigste Aufga-
be wird dabei die Wiedererlangung der Preisstabilität sein.



Die  NRZ  muß sich ihre Erfolge für 1973 auf einem Markt mit lebhaftem
Wettbewerb erringen. Natürlich wird manches leichter. Anzeigenumsätze
lassen sich schwer gegen die Konjunkturströmung steigern. Aber unser Ver-
kaufsapparat muß intakt sein, sonst gelingt es uns nicht, mit der Aufwärtsbe-
wegung Schritt zu halten. Das gilt auch für die Vertriebsabteilung, die Quar-
talsbewegungen noch besser in den Griff bekommen muß.

Die Redaktion wird uns weiter helfen, die Zeitung verkaufsfähig zu machen.
Auf die Verwaltung werden beachtliche Aufgaben zukommen, sie wird sich
ihnen gewachsen zeigen müssen. Das neue Jahr bringt vielfältige Verände-
rungen, auf die wir uns einzustellen haben.

Die Gebietsneuordnung verändert die Landschaft an Rhein und Ruhr. Dabei
ist unser Verbreitungsgebiet gegenüber dem Westfälischen Emschertal und
dem Dortmunder Industriegebiet im Vorteil. Hier haben sich bereits Wachs-
tumsindustrien angesiedelt und werden weitere folgen. Hier ist der Dienst-
leistungsbereich stark und wird weiter ausgebaut.

Das sind gute Voraussetzungen für eine Bevölkerungsstruktur mit hoher
Kaufkraft und für ein gutes Lokal-Anzeigengeschäft. Wir müssen uns darauf
einstellen, daß dieses Lokalgeschäft neue Interessenten anlockt.

Neben  Bauers Stadtbeilagen  wird die  Bild-Zeitung  von Kettwig aus den
Markt für sich erobern wollen. Dabei haben wir für  Expreß  mitzubüßen, der
mit einer Boulevardzeitung erstmalig in das Lokalgeschäft eindrang.

Wir werden im neuen Jahr zu prüfen haben, ob das ß/W-Zeitungsmodell ei-
ner farbigen Tageszeitung im Offsetverfahren auf uns anzuwenden ist. Diese
Prüfung wird mit aller Sorgfalt durchgeführt. Wir haben ausreichend Zeit,
um die Weichen für eine gesicherte Herstellung unserer Zeitung richtig zu
stellen.

Die Rheinisch-Westfälische Verlagsgesellschaft ist gesund und stabil. Sie
hat alle Krisenjahre gut gemeistert. Es kommt nun darauf an, daß wir in ei-
ner wieder ansteigenden Konjunktur gemeinsam daran mitwirken, unsere
feste Struktur zu erhalten.



1.4 Innovationen des Unternehmens

1.4.1 Einführung der Fernsatztechnik *

Wir haben die Teletypesetter zur Erweiterung der Satzkapazität angeschafft
und zunächst keine Überlegungen angestellt, ob eine Fernsatzeinrichtung
für die  NRZ  nützlich ist. Die  NRZ  wird in Essen und Köln gedruckt. Wir
sagten uns, daß der Transport einer Mater von Essen nach Köln immer noch
billiger ist als eine Fernsatzübertragung.

Von dieser Grundeinstellung ausgehend, mußte es für die  NRZ  interessant
sein, mit Hilfe dieser technischen Einrichtung zu billigeren Satzkosten zu
kommen. Es war daher die Frage, ob dies mit einer stationären Teletype-
Anlage zu erreichen ist. Diese Frage kann nach unseren Erfahrungen unbe-
dingt bejaht werden!

Wir besetzten die Perforatoren zunächst nur mit erfahrenen Fernschreibern,
die ’IO Finger blind* schreiben und darüber hinaus Gefühl für das typogra-
phische Maß haben. Unsere Nachbardruckerei mußte zwangsläufig auf
Grund von Anfangsschwierigkeiten im Betrieb andere Wege gehen und be-
diente sich umgeschulter Setzer. Der Erfolg gab der  NRZ-T aktik Recht: die
Zeilenleistung der A7?Z-Fernschreiber übersteigt die der umgeschulten Set-
zer wesentlich

Von der Einstellung von Frauen für diese Tätigkeit wurde vorläufig Abstand
genommen, weil sich bei der Ausbildung herausstellte, daß die Fixigkeit der
Frauen zwar oftmals der der Männer überlegen ist, aber auf die Dauer die
Nerven der Frauen nicht durchhielten. Es erwies sich also, daß bei dem täg-
lich hintereinander siebenstündigen Setzen die Männer besser durchhielten,
während die Leistung der Frauen gegen Ende des Arbeitstages stark abfiel.

D. O.: Erfahrungen der NRZ mit den Teletypesettern, in: International Federation of the Socialist and
Democratic Press (Hrsg.): ’IFSDP-Bulletin 4  (Badhoevedorp/Niederlande), H. 2/1957, S. 3-4.



Aus: ZV  +  ZV, Oktober 1956

Anoiupe  „ Comet “ mit  zwei Magazinen und  einem  Ableger,
usgeriistet mit Teletypesetter.

Der Lochstreifen durchläuft den Lochstreifensender
mitter Distributor) mit einer Schrittgeschwindigkeit
Takten pro Minute.

IT raus-
von 400



Das ist natürlich nur eine allgemeine Bewertung, die — wie immer — von
Leistungen einzelner Personen durchbrochen wird. Wir haben jedenfalls
einstweilen noch von der Verwendung weiblicher Kräfte für die Tätigkeit
abgesehen. Das will nicht sagen, daß wir auf die Dauer bei dieser Haltung
bleiben. Sollte sich heraussteilen, daß eine weibliche Kraft mit dem nötigen
Durchhaltevermögen engagiert werden kann, so wird sie natürlich nicht ab-
gewiesen.

Das wichtigste scheint hier zu sein, daß die Kräfte für den Perforator gründ-
lich und in ausreichender Zahl ausgebildet werden. Durch Vergleich mit an-
deren Betrieben hat sich herausgestellt, daß die von uns angelernten Kräfte
besondere Leistungen erzielen. Hervorzuheben ist der fehlerfreie Satz, der
kaum Korrekturen erfordert.

Der Widerstand gegen die Einführung der Teletypesetter schwindet mehr
und mehr, nachdem sich in der Praxis gezeigt hat, daß kein Maschinensetzer
brotlos geworden ist. Es gibt sogar fortschrittliche Maschinensetzer-Ver-
einigungen, die den Perforator-Lochstreifen zu dem alten Emblem der Ma-
trize in ihren Briefkopf mit-aufgenommen haben.

Der Perforatorenraum befindet sich in unserem Haus innerhalb der Redak-
tion, direkt über dem Raum, in dem die Schnellgieß-Setzmaschinen stehen.
Durch eine einfache Abwurfanlage werden die Streifen direkt an die Ma-
schine gebracht. Die Schnellgießmaschinen (Linotype Quick) sind von den
manuell betriebenen Setzmaschinen durch eine Glaswand getrennt. Es ste-
hen zwei Maschinen nebeneinander. Ein Maschinensetzer mit Spezialausbil-
dung überwacht und bedient jeweils zwei Maschinen.

Bei Neuanschaffungen werden zweckmäßigerweise zwei Maschinen zusam-
men gekauft. Wo das nicht möglich ist, sollte man eine Maschine zunächst
manuell bedienen lassen und die Umstellung auf Teletype erst durchführen,
wenn die zweite Maschine angeschafft werden kann. Folgende Ergebnisse
interessieren: Die Satzleistung der Perforatoren betrug im Februar 1957
3.178.000 Buchstaben, im März 3.223.500 Buchstaben, im April 3.321.500
Buchstaben, im Mai 3.783.500 Buchstaben.

Für die  NRZ  waren zunächst zwei Perforatoren  tätig.  Zwei weitere werden
angelernt. In etwa einem Vierteljahr werden auch diese angelernten Kräfte
normale Leistungen zeigen. An Kosten fielen an:



Febr. März April Mai
100 Zeilen  NRZ  kosteten
(35 Buchstaben je Zeile)
Perforatoren 2,99 3,21 3,11 2,75 DM
Quick 4,07 4,61 6,02 5,61 DM

7,06 7,82 9,13 8,36 DM
100 Zeilen der manuell
betriebenen Linotype kosteten 9,83 9,22 10,34 10,00 DM

Damit stellt sich heraus, daß die  NRZ  100 Zeilen über TTS in den vier Mo-
naten des Jahres 1957 um 18 % billiger produzierte als die gleiche Menge
auf der manuell betriebenen Linotype kostete.

Unsere Perforatoren-Setzer schaffen im Durchschnitt (Gesamtleistung der
unterschiedlich schnell arbeitenden Setzer durch die Personenzahl geteilt) in
der Stunde rund 7.000 Buchstaben. Die ziemlich regelmäßige Spitzenlei-
stung des besten Perforator-Setzers liegt bei 11.100 Buchstaben.

Eine Quick gießt in unserer Praxis etwa 15.400 Buchstaben in der Stunde,
so daß wir eine Mehrleistung von 33 1/3 % zu verzeichnen haben gegen-
über der manuell betriebenen Setzmaschine. Damit sind die Teletypesetter
auch von der Mengenleistung her interessant. Die Teletypesetter dürften auf
dem Gebiet der Zeitungsherstellung bald unentbehrliche Maschinen werden.

In der Vervollkommnung der Schnellgießmaschinen wetteifern Intertype
(High Speed) und Linotype (Quick). Die Maschinen werden laufend verbes-
sert. Die Anhänger der Intertype heben den störungsfreien Lauf der Maschi-
ne hervor, die Anhänger der Quick weisen auf die gute Mischmöglichkeit
hin.

Über das Funktionieren der Maschinen und über die technischen Einzelhei-
ten von Perforator, Schnellgießmaschine, Fernsatz, Sender und Empfänger
habe ich mit Absicht nichts gesagt. Hierüber gibt es ausreichende Literatur.
Es kann auch vorausgesetzt werden, daß bei den Kollegen hinreichende
Kenntnis vorhanden ist. Die  NRZ  ist selbstverständlich gern bereit, allen In-
teressenten ihre Anlage an Ort und Stelle vorzuführen und eingehend zu er-
klären.

Zusammenfassend kann gesagt werden: Die Teletype-Einrichtung verbilligt
auch im stationären Betrieb die Satzkosten erheblich und steigert die Lei-
stung.



1.4.2 Marktanalyse und Leserforschung *

Nach vier Jahren intensiver Arbeit im Rahmen der Markt- und Leserschafts-
forschung kann die  NRZ  heute auf eine in jeder Hinsicht fruchtbare Arbeit
zurückblicken. 1955 entschied sich die Verlagsleitung, für das Frühjahr
1956 eine das ganze Verbreitungsgebiet umfassende Leserschaftsuntersu-
chung durchzuführen. Sie wollte damit für den Konkurrenzkampf mit den
anderen Tageszeitungen besser gerüstet sein und sich für die Auseinander-
setzung mit den übrigen Werbeträgern — Zeitschrift — Rundfunk + Fern-
sehen — wappnen.

Dies konnte nur geschehen, wenn es möglich war, die Stellung der  NRZ  als
Werbeträger von Format  und  besonderer Eigenart zu beweisen und danach
weiter auszubauen. Durch Einsatz der Mittel zur Markterkundung, deren
sich auch die Markenartikelindustrie bedient, konnte dieses Ziel erreicht
werden

Mit DIVO, Frankfurt, dem bekannten Markt- und Meinungsforschungsin-
stitut, und dem als unser Berater fungierenden, unabhängigen Marktforscher
Ernst Braunschweig, Essen, tat die  NRZ  einen guten Griff; denn die von der
NRZ  ausgewiesenen und veröffentlichten Ergebnisse der bisherigen drei Un-
tersuchungen werden von der werbungtreibenden Wirtschaft und den Wer-
beagenturen als wissenschaftlich und sachlich einwandfreies, aufschlußrei-
ches Informationsmaterial gewertet, das man zu jeder Zeit dankbar begrüßt.

Wir müssen uns darüber klar sein, daß die Werbeagenturen, die die Großin-
serenten betreuen, für ihre Mediaforschungsabteilungen Futter brauchen.
Mit der IVW-Liste und einigen allgemeinen Werbeprospekten der Zeitun-
gen werden sie nicht satt. Es genügt auch nicht, in Anzeigen in der Fach-
presse zu erklären: Wer in XYZ werben will, muß in der ABC-Zeitung inse-
rieren! Diese Institute — und mehr und mehr auch die Inserenten selbst —
wollen wissenschaftlich fundiertes Material haben

Mit einer vierten Untersuchung betrat die  NRZ,  wiederum als eine der
ersten Zeitungen der Bundesrepublik, völliges Neuland. Es handelte sich
hier um eine ”Basisuntersuchung über Image und Bedeutung der  NRZ“,  al-
so um eine Anwendung der Motivforschung. Die zum Teil überraschenden
Aufschlüsse gaben bedeutungsvolle Unterlagen für die verlegerische Pla-

* D. O.: Die Markt- und Leserforschung der NRZ. Vortrag anläßlich der Aufsichtsratssitzung
der 'Konzentration GmbH“, Bonn, am 9. Dezember 1960, Ms., S. 1-6.



nung und die redaktionelle Arbeit sowie deren vertriebliche Wirksamkeit.
Gerade diese Studie erweist sich für die weitere Entwicklung der  NRZ  als
außerordentlich wertvoll.

• Die erste Untersuchung durch DIVO ging 1956 ins Feld.

In 65 Gemeinden des Verbreitungsgebietes der  NRZ  an Rhein und Ruhr wur-
den aus den Abonnentenkarteien mit Hilfe einer Zufallsstichprobe (prob-
ability sample) 1.500 Anschriften gezogen. 54 geschulte Interviewer führten
dann in der Zeit vom 28. 5. bis 18. 6. 1956 1.182 Einzelinterviews bei den
Personen zwischen 14 und 70 Jahren in den Abonnentenhaushaltungen
durch. Damit wurde anhand eines einheitlichen Fragebogens und nach vor-
herigem Testen ein Querschnitt durch die Abonnentenschaft hergestellt, der
modellgerecht war und für die  NRZ -Leser eine repräsentative Darstellung
gab.

Wichtige Ergebnisse dieser Untersuchung: Erstaunlich geringer Anteil —
nur 1 % der Befragten — die größere oder große Schwierigkeiten machten,
ein Zeichen für die Aufgeschlossenheit mit der die Interviewer in den Abon-
nentenfamilien begrüßt wurden.

3,1 Leser pro Exemplar, d. h., bei der damaligen Auflage von durchschnitt-
lich 223.000 erreichte sie etwa 800.000 Leser in einem Gebiet, in dem rund
4 Mill. Menschen zwischen 16 und 80 Jahren lebten. 73  %  der Leser waren
verheiratet; das durchschnittliche Familieneinkommen lag mit 500,— DM
um 18  %  über dem Bundesdurchschnitt. Der Besitz von Fernsehgeräten bei
8 % der A7?Z-Leser, lag 6 bis 7 % höher als bei der Gesamtbevölkerung.
Jeder fünfte war Besitzer eines Hauses. 96  %  lasen die  NRZ  zu Hause. 82 %
aller Abonnenten waren Exklusiv-Leser.

• Die zweite Untersuchung wurde mittels einer Zufallsstichprobe der Be-
völkerung Essens im Alter von 14 bis 75 Jahren durchgeführt. Aus der Ein-
wohnermeldekartei der Stadt Essen wurden 1.600 Anschriften gezogen und
die Bestimmung der zu befragenden Personen in den Zielhaushalten mit Hil-
fe von Zufallszahlen aus der Gesamtheit aller zum betreffenden Haushalt ge-
hörenden Personen zwischen 14 und 75 Jahren getroffen. 27 Interviewer
führten 1.320 Einzelinterviews in der Zeit vom 21. 4. bis 4. 5. 1958 durch.

Besondere Ergebnisse dieser Bevölkerungsbefragung, bei der selbstver-
ständlich auch ein repräsentativer Querschnitt der  NRZ -Leser anfiel; jeder
zweite, berufstätige Essener war ein Arbeiter. Reichweite der  NRZ\  97.540
regelmäßige Leser oder 27 % der 365.250 regelmäßigen Leser, die alle re-



gionaJen Tageszeitungen zusammen hatten. Die  NRZ  erreicht jeden vierten
Leser einer regionalen Tageszeitung und 40 % aller Arbeiter;denn 54 % ih-
rer Leser sind Arbeiter; 34 % sind Angestellte. Besitz von Fernsehgeräten:
Bundesgebiet 9 %, Bevölkerung Essens 20 %,  NRZ -Leser 28 %! 95  %  der
gestrigen Leser der  NRZ  lasen zu Hause!

# Die dritte Analyse wurde in den drei Kreisen Moers, Wesel, Rees und
Dinslaken durchgeführt.

Die Gesamtzahl der 76 Gemeinden dieser Kreise wurde in 100 Stichproben-
bezirke nach der Kumulationsreihe der Einwohnerzahlen mit Hilfe von Zu-
fallszahlen eingeteilt. Sodann wurden 1.000 Anschriften von Zielhaushalten
aus den Einwohnermeldekarteien der Gemeinden bestimmt. 15 Interviewer
führten in der Zeit vom 23. 11. bis 30. 11. 1959 811 erfolgreiche Inter-
views durch.

Wesentliche Ergebnisse: 2/3 der Berufstätigen in diesem Gebiet sind Arbei-
ter. Auch hier zeigte sich — wie in der Leseranalyse 1958 in Essen — im
Vergleich zur Leseranalyse 1956 ein erhebliches Schrumpfen der unteren
Schicht und ein ständiges Größerwerden der Mittelschicht, die hier 73 %
der Bevölkerung ausmachte. 14 % der Oberschicht und 13  %  Unterschicht.
Die  NRZ  erreicht alle Bevölkerungskreise in weitgehender Übereinstim-
mung mit der Bevölkerungszusammensetzung. Jeder dritte Einwohner die-
ses Gebietes ist Abonnent der  NRZ.  Fernsehgerätebesitz liegt mit 35 % über
dem Bundesdurchschnitt. 79  %  aller  NRZ -Leser lasen seit mehr als fünf Jah-
ren. Über 90 % lasen die  NRZ  zu Hause.

# Die Basisuntersuchung über Image und Bedeutung der  NRZ  wurde in den
Monaten März und April 1960 in Essen unter Verwendung vorgegebener
Adressen mit Interviewern des Instituts für Absatzpsychologie, Hamburg,
durchgeführt, ein Institut, das man als Ableger des amerikanischen "Social
Research, Chicago“ bezeichnen kann.

Die Untersuchung basiert auf einem Sample von 200 Personen, die mit drei
Fragebogen-Formen in zwei Wellen zu je 100 befragt wurden: Männer,
Frauen, verschiedene Altersgruppen und soziale Schichten, Halter der  NRZ,
WAZ  und  RN,  Neubesteller und Abbesteller der  NRZ.  Zweck war die Er-
mittlung der sozialpsychologischen Struktur auf dem Gebiete des Zeitungs-
wesens, sowie die Feststellung der Position der  NRZ  in dieser Struktur.

Mit offenen, gelenkten und gezielten Fragen, mit projektiven Techniken,
die die freie Äußerung gehemmter oder unbewußter Inhalte ermöglicht,



wurde das Aussagematerial in Form eines locker gewählten Gesprächs
gewonnen. Die Verlagsleitung erhielt eine Analyse über die wichtigsten
Imageaspekte der drei untersuchten Zeitungen.

Ergebnisse: Die  NRZ  hat ein sehr klares, gut definiertes Image, das sehr le-
bendig, farbig und vielfältig gegliedert ist. Man stieß unter den  NRZ -Lesern
auf sehr klare und bewußte Persönlichkeiten.

Wichtig bei der Beurteilung der Imageaspekte ist das Bewußtsein, daß es
sich hier um seelisch geistige Phänomene handelt, die im Bewußten und im
Unbewußten der Befragten existieren und von der Realität des Objektes ganz
verschieden sein können. Auch wenn für manche Anschauung die  NRZ  kei-
ne realen Grundlagen bot, so sind doch die Urteile auf Grund falscher Vor-
aussetzungen genauso ernst zu nehmen wie die fundierten Aussagen.

Die  NRZ  nimmt Stellung soziologisch für die Unterschicht gegen die Ober-
schicht. Der politische Teil überwiegt, steht in Opposition, im wesentlichen
eine Männer-Zeitung. Positiv: Große, vielgelesene, normale Tageszeitung,
die lebendig und dynamisch ist, dabei sachlich bis nüchtern. Sie ist klar und
deutlich, leicht verstehbar. Guter ausführlicher Sportteil.

Ausbau des Stellenteils von größter Wichtigkeit für junge Leser. Die Zei-
tung mit dem großen Stellenteil bietet dem Leser die Chance, im Leben vor-
anzukommen. Er hat eine bessere Möglichkeit, auf der Stufenleiter des Er-
folges schneller nach oben zu klettern. Darum ist ein solches Blatt für junge
Menschen das Gegebene. Ausbau der Familienanzeigen, das gleiche für
Frauen. Die  NRZ  ist offen und ehrlich. Große Bedeutung als Lokalzeitung.

Es fehlen subjektbezogenere Dinge und gefühlsbetonendere Dinge, die
Frauen mehr ansprechen. Ausgezeichnet wird Pfiffikus beurteilt, aber auch
Balthasar und Kalla. Pfiffikus steht für die individuelle Orientierung. Fast
alle Befragten aller Zeitungen werten die politische Neutralität einer Zeitung
als Positivum, das dem Leser zugute kommt. Der SPD-Einfluß ist  kein  we-
sentlicher Grund zur Abbestellung, aber Hindernis bei Erweiterung des Ein-
flusses.

Schluß aus dieser Analyse war die Erkenntnis, daß die  NRZ  ihren Fächer,
der bisher sehr stark die Unterschicht erfaßte, weiter auseinanderfalten
muß, um höher in die Mittelschicht hineinzukommen, um für beide Schich-
ten ein Sammelbecken zu werden.



Aus: W. Stamm, Leitfaden, Jahrgang 1960

Aus der NRZ-Analyse 1958*)
Familie nein kommen

der regelmäßigen NRZ-Leser

Immer im Dienst der Werbung

Ans der NRZ-Analyse 1956*) 3,1  Leser pro Nummer hat die regi-
onale Tageszeitung  NRZ.  Sie  ver-
vielfacht  also den angesproche-
nen Leserkreis.

83% der NRZ-Leser sind Exklu-
sivleser, die durch  keine andere
Zeitung  erreicht werden können.

Altersstruktur

der regelmäßigen NRZ-Leser
26°/ 0  verdienen 400 bis 599 DM
29°/ 0  verdienen 600 bis 799 DM
13°/ 0  verdienen 800 bis 999 DM
11 °/ 0  verdienen über 1000 DM

N RZ-Leser verdienen gut!

21 °/ 0  zwischen 14 und 24 Jahren
17°/ 0  zwischen 25 und 34 Jahren
12 °/ 0  zwischen 35 und 44 Jahren
34 °/ #  zwischen 45 und 59 Jahren
N RZ-Leser stehen mitten im Leben!

Soziale Schichtung
der regelmäßigen NRZ-Leser

Familienstruktur

der regelmäßigen NRZ-Leser
A/B-Schicht 14°/ 0  C-Schicht 71 °/ 0
D-Schicht 15°/ 0

Die breite Mittelschicht ist Träger
des Konsums

2 Erwachsene 47°/ 0
3 Erwachsene 28°/ 0
4 Erwachsene 18 °/ 0
Haushalte mit Kindern unter 14

Jahren 37 °/ 0
NRZ an Rhein and Ruhr
Gesamtauflage
am Wochenende
Aber 260.000 Exemplare

neue Ruhr Zeitung
Essen, Sachsenstraße 36

•) DI VO Frankfurt führte im Aufträge der NRZ 1956 eine Leseranalyse im Verbreitungs-
gebiet und 1958 eine Bevölkerungsanalyse am Hauptverlagsort durch. Die NRZ ließ sich
hierbei von Dr. Braunschweig, Essen, beraten.



Aufmachung gefälliger und übersichtlicher, nicht so hektisch — natürlich
nicht langweilig. Sachverständiger war Wills aus Berlin. Dipl. rer. pol.
Karl Malz stellt fest, was er über die Zeitung denkt und gibt Ratschläge, wie
die Redaktion es besser machen kann. Er befragt auch die Leser, das kann
aber naturgemäß nicht in die Tiefe gehen. Es ist ein sehr nützliches Hilfsin-
strument, eine gute Arbeitsunterlage für ein fruchtbares Gespräch mit der
Redaktion.

Es gibt aber keinen Aufschluß darüber, was die Leser wirklich von der Zei-
tung denken, und was die Menschen von der Zeitung halten, die wir als Le-
ser gewinnen wollen! Die Änderung des Images einer Zeitung ist ein lang-
wieriger Prozeß, der sich über viele Jahre erstreckt. Aber man muß zielstre-
big daran gehen, diesen Prozeß zu fördern und ihn in die richtige Bahn zu
lenken.



Das Presseland Nordrhein—Westfalen





2.1 Entwicklungslinien des Zeitungswesens

2.1.1 Anfänge der Nachkriegspresse *

Der vielzitierte 8. Mai 1945 fand im Ruhrgebiet schon am 11. April statt.
Da marschierten die Amerikaner in unser Gebiet ein. Dann schwiegen die
Kanonen. Kurz danach kam die PWD — Psychological Warfare Division —
nach Essen. Die 12. amerikanische Heeresgruppe beschlagnahmte den Be-
trieb der während des Krieges eingestellten  Rheinisch-Westfälischen Zei-
tung,  um eine Zeitung für die deutsche Zivilbevölkerung zu machen. Die re-
daktionelle Leitung lag bei Hans Habe. Mit ihm arbeiteten Hans Wallenberg
und Stephan Heym. Das waren Emigranten aus Wien, Berlin und Chemnitz.
Sie mußten vor den Nationalsozialisten fliehen und kamen nach Deutsch-
land, um die Wahrheit über die Untaten der vergangenen zwölf Jahre zu ver-
breiten

In Essen erschien unter Leitung dieser drei Männer die  Ruhrzeitung,  die in
ihrer ersten Ausgabe mit der Schlagzeile ”Die Waffen wurden gestreckt“
herauskam. Hans Habe erklärte zur totalen Niederlage der deutschen Armee
in seinem ersten Kommentar: “Deutschland hat den Krieg nicht verloren,
weil es weniger Kanonen, weniger Flugzeuge und weniger Menschen besaß
als seine Gegner. Deutschland hat den Krieg verloren, weil es eine Sache
vertrat, die die Welt naturnotwendig gegen Deutschland vereinigen mußte.
Der Nationalsozialismus war, lange ehe der Krieg ausbrach, bereits eine
Weltanschauung, die nicht nur den Keim des Krieges, sondern auch den
Keim der Katastrophe in sich trug.“

* D. O.: Anfänge des regionalen Zeitungswesens. Vorlesung an der Ruhr-Universität Bochum am
13. November 1984, in: Heinz-Dietrich Fischer (Hrsg.): Pioniere der Nachkriegspublizistik. Berichte
von Initiatoren des Kommunikationssystems nach 1945, Köln 1986, S. 63-73.
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Das war das Ende der Illusionen. Aber wie hatte es angefangen und welchen
Niederschlag fanden die Ereignisse in der Presse? Die  Essener Allgemeine
Zeitung  berichtete in ihrer Ausgabe vom 24. März 1933: “Ermächtigungs-
gesetz angenommen — Die Regierungserklärung des Reichskanzlers 441 ge-
gen 94 Stimmen — Nur Sozialdemokraten stimmten dagegen“. Mit diesem
Ermächtigungsgesetz konnte Hitler allein regieren, und Terror und
Schreckensherrschaft nahmen ihren Lauf. Die demokratischen Parteien und
die Gewerkschaften wurden ausgeschaltet, die freie Presse eingestellt.

Am 28. März 1945 riefen die  Essener Nachrichten  zur totalen Räumung von
Essen auf, damit die Stadt gegen die anstürmenden amerikanischen Truppen
verteidigt werden konnte. So schnell ging das “tausendjährige Reich“ un-
ter. Die Amerikaner blieben nicht lange. Mit der endgültigen Aufteilung der
Besatzungszonen Mitte Juni 1945 kamen englische Truppen ins Ruhrgebiet.
Die englischen Presseoffiziere zeichneten sich durch Behutsamkeit aus, oh-
ne uns im Unklaren darüber zu lassen, daß sie ihre Aufgabe darin sahen,
dem deutschen Volk ein ungeschminktes Bild von sich selbst und seiner La-
ge zu machen, von der Wiederaufbauarbeit und von den Siegermächten, die
es nun regierten.

Dabei ist heute weitgehend in Vergessenheit geraten, daß die Siegermächte
sich einig waren in dem Willen, nie mehr zu dulden, daß von deutschem Bo-
den aus die Hitlerdiktatur ihr Unwesen treiben konnte. Zu den ersten Presse-
offizieren des No.l Information Control Unit gehörten Prinz Franz Wey-
kersheim, Gerold Long, der spätere  Reuter-Chef  und Leiter der  Times,  und
Leo Felix. Ihr Verhältnis zu uns war sehr kollegial, nachdem sie herausfan-
den, daß wir gewillt waren, mit ihnen zusammen an der Wiedererrichtung
einer freien, deutschen Presse zu arbeiten. Im Juli 1945 wurde die  Ruhrzei-
tung  am Niederrhein zurückgezogen. An ihre Stelle trat von Düsseldorf aus
die  NRZ  —  Neue Rheinische Zeitung.

Schon bald begann in England die Diskussion über den Neubeginn der Zei-
tungen in Deutschland. Zunächst war geplant, in jeder größeren Stadt eine
sogenannte Gruppenzeitung zuzulassen, die Vertreter aller politischen Rich-
tungen zusammenfassen sollte. So war es in der amerikanischen Besatzungs-
zone. Mit dem Übergang der Regierungsgewalt in London von Churchill auf
Attlee änderte die Regierung diese Pläne. Es wurden in den großen regiona-
len Zentren Richtungszeitungen vorgesehen. Jede Zeitung sollte eine eigene
politische Richtung vertreten, ohne den Parteien selbst Einfluß einzuräu-
men. Mangel an Zeitungsdruckpapier und das Fehlen der technischen Aus-
rüstung verhinderten ein alsbaldiges Erscheinen der deutschen Zeitungen.



So wurden in der Zwischenzeit die Armeezeitungen mit deutschen Redak-
teuren ausgestattet, denen unter der Oberhoheit der Engländer die Berichter-
stattung und die Kommentierung der wichtigsten Ereignisse oblag. Dem lag
der Gedanke zugrunde, daß deutsche Redakteure besser in der Lage waren,
ihren Landsleuten über die Ereignisse zu berichten als es die Engländer ver-
mochten. Überhaupt wollten die Engländer so schnell wie möglich den
Deutschen alles selbst überlassen, soweit sie eine demokratische Verwaltung
garantieren konnten. Der Pionier der wiederentstehenden deutschen Presse
in unserem Land an Rhein und Ruhr war der Lizenzträger Nr. 1 Heinrich
Hollands aus Aachen. Er konnte bereits am 24. Januar 1945 die  Aachener
Nachrichten  herausbringen. Bekanntlich hatten die Siegermächte schon zu
diesem Zeitpunkt das Gebiet um Aachen erobert.

Etwa ein Jahr später wurden am 27. Februar 1946 in Nordrhein-Westfalen
weitere 16 Zeitungen lizenziert. Dazu gehörten:  Aachener Volkszeitung  in
Aachen;  Kölnische Rundschau, Rheinische Zeitung, Kölnische Volksstimme
in Köln;  Rhein-Echo, Rheinische Post, Die Freiheit  in Düsseldorf;  West-
deutsche Rundschau  in Wuppertal;  Westfälische Rundschau, Westdeutsches
Volks-Echo, Westdeutsches Tageblatt  in Dortmund;  Westfälische Nachrich-
ten  in Münster;  Westfalenpost  in Soest;  Neuer Westfälischer Kurier  in
Hamm;  Freie Presse, Westfalenzeitung  in Bielefeld.

Am 13. Juli 1946 erschien die erste Ausgabe der  NRZ Neue Ruhr-Zeitung
in Essen mit ihrem Verbreitungsgebiet im Ruhrrevier und am Niederrhein.
Am 1. April 1948 lizenzierten die englischen Behörden zwei sogenannte un-
abhängige Zeitungen: die  Westdeutsche Allgemeine Zeitung  in Bochum so-
wie die  Westdeutsche Zeitung  in Düsseldorf. In den ersten Kommentaren der
frisch erschienenen Zeitungen finden wir Hinweise auf die grundsätzliche
Haltung ihrer Redaktionen.

So schrieb die  NRZ.  "Eine neue Zeitung unter den gegenwärtigen Verhält-
nissen an den Leser zu bringen, ist keine große Kunst. Der Hunger nach
Nachrichten und nach Papier allein bürgt dafür, daß sie ihr Publikum findet.
Aber eine bestimmte Zeitung heimisch zu machen in einem großen Verbrei-
tungsgebiet als eine schwer zu entbehrende Informationsquelle für den
Mann auf der Straße und als einen Leitfaden durch die chaotische Zeit für
alle, die am Wiederaufbau ihrer Heimat und ihres Vaterlandes helfen wol-
len, das ist eine Aufgabe, die schwer zu bewältigen ist, besonders wenn man
darüber hinaus noch die Müden, Verzweifelten und Lauen zur Teilnahme
an dem Aufbauwerk wachrütteln will. Die  Neue Ruhr-Zeitung  hat sich diese
Aufgabe gestellt und ihre Herausgeber und Mitarbeiter betrachten ihre Ar-
beit selbst als einen wichtigen Beitrag zum Neuaufbau, ja, als einen unent-
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behrlichen Beitrag. Denn eine von den jeweiligen Machthabern unabhängi-
ge, aber verantwortungsbewußte Presse, eine Zeitung, die aus eigenem An-
trieb sich bemüht, die Geschehnisse nach bestem Wissen und Gewissen
unverfälscht darzustellen und dabei in den vom Gesetz gesteckten Grenzen
im Interesse der Gesamtheit furchtlos ihre Meinung zu sagen, wo es notwen-
dig erscheint, ist in einem Gemeinwesen nicht ohne Schaden zu entbehren.“

In der ersten Nummer der  Westfalenpost  hieß es: “Eine klar ausgerichtete
und zielbewußt geleitete Zeitung hat heute beim Wiederaufbau Deutschlands
und bei der Sammlung der Geister eine ausschlaggebende Bedeutung. Wer
die Knebelung des deutschen Geisteslebens und die Vernichtung einer selb-
ständigen und verantwortlichen Presse in den zwölf Jahren des Hitlerre-
gimes mit klarem Bewußtsein erlebt hat, wird heute aufatmen, wenn er hört,
daß es nach dem Willen der Militärregierung auch in unserer Zone wieder
eine freie Presse geben soll, die der großen Aufgabe der Menschenführung
dient.“

Der Gesellschaftsvertrag des  Tagesspiegel  in Berlin mit Walter Karsch und
Erik Reger (”Die Union der festen Hand“ und “Das wachsame Hähn-
chen“) hielt folgende Grundsätze fest: ”In einem Zeitpunkt des größten Zu-
sammenbruchs, den die Geschichte Deutschlands kennt, schließen sich die
Unterzeichner dieser Urkunde, geführt von dem Glauben, daß am Anfang
jeder Erneuerung das ordnende Wort steht, und in der unbedingten inneren
Verpflichtung an das heilige unbegreifliche Sein über uns zu einer Gemein-
schaft zusammen, um in journalistischer Arbeit die Kräfte einer freiheitli-
chen und friedfertigen Gesinnung der künftigen demokratischen Republik
Deutschland zuzuführen. Dieser Geist soll die Grundlage für eine brüderli-
che Beziehung unter den Vertragschließenden sein. Ihre von Demut und
Glauben getragene Hingabe an das Werk gilt der Wahrheit und Gerechtig-
keit und damit zugleich dem Frieden der Welt, der Versöhnung der Völker
und der Reinheit und sittlichen Würde ihres Landes.“

Das war der Geist, der die Lizenzträger der Nachkriegszeit beseelte. Bei
meiner Zusammenarbeit mit der Redaktion der  NRZ  hat mich stets der Ge-
danke begleitet, den die erste Ausgabe der  Berliner Morgenpost  vom 20.
September 1898 zum Ausdruck brachte: ”Wer in den schweren politischen
Kämpfen unserer Zeit nicht Partei nimmt, ist ein Schwachkopf, ein Faulpelz
oder ein Feigling. Es ist geradezu unmoralisch, mit verschränkten Armen
abseits zu stehen und als Schlachtenbummler gemütlich zuzuschauen, fern
vom Schuß, wie kräftigere Arme die ewigen Schlachten der Menschheit
schlagen ... Damit ist aber nicht gesagt, daß er Parteigänger sein soll in dem
Sinne, daß er auf jeden Punkt seines Parteiprogramms als eine ewige Wahr-



heit schwört. Vielleicht gibt es ewige Wahrheiten, aber gewiß nicht in Poli-
tik und Wirtschaftslehre.“

Die Zeit sollte endgültig vorbei sein, in der rückgratlose Journalisten sich
eilfertig nach dem Winde drehen mußten. So wünschten es die Lizenzträger.
Hierzu zitiere ich gern ein Beispiel aus dem Jahre 1815, als Napoleon von
der Insel Elba flüchtete und seinen Marsch auf Paris begann. Der  Moniteur ,
ein Pariser Blatt, brachte dazu folgende Schlagzeilen: ”9. 3. ’Die Bestie hat
ihre Höhle verlassen. 1  — 10. 3. 'Ganz Frankreich verabscheut den Mo-
loch. 4  — 11. 3. 'Das korsische Ungeheuer hat französischen Boden betre-
ten. 4  — 12. 3. ’Die Geisel erreicht Cap. 4  — 13. 3. 'Der Peiniger übernach-
tete in Grenoble. 4  — 18. 3. 'Der Tyrann auf dem Vormarsch nach Dijon. 4
— 19. 3. ’Bonaparte will Paris erobern, aber er wird elendiglich scheitern. 4
— 20. 3. 'Der Kaiser steht bereits in Fontainebleau. 4  — 21. 3. 'Der Befreier
pocht an die Tore der Hauptstadt. 4  — 22. 3. 'Seine Kaiserliche Majestät ist
heute in Paris eingezogen. Vive l’Empereur!’  44

An Aktualität verliert auch nicht der fiktive Dialog zwischen Machiavelli
und Montesquieu, den Maurice Joly 1864 aufgezeichnet hat. Da sagte Mon-
tesquieu: "Wenn Sie fragen, wozu die Presse da ist, sie verhindert ganz ein-
fach die Willkür bei der Ausübung der Macht. Sie zwingt dazu, nach der
Verfassung zu regieren. Sie zwingt die Vertreter der Staatsautorität zur An-
ständigkeit, zur Zurückhaltung, zur Achtung vor sich selbst und vor dem an-
deren.“ Hiermit genug der Zitate.

Die Besatzungsmächte hatten es nicht einfach bei der Auswahl der Lizenz-
träger. Die Lizenz der Besatzungsmächte war erforderlich zur Herausgabe
einer Zeitung. In Bayern wurden 2 000 Kandidaten überprüft, um 21 Zei-
tungen zu lizenzieren. Da für "Unbelastete“ über zwölf Jahre hindurch kei-
ne Berufsausübung möglich war, war es schwierig, qualifizierte Kräfte für
die Redaktion zu finden. Bald wurden Journalistenschulen in München und
Aachen gegründet, in denen junge, aus dem Krieg zurückkehrende Männer
für die Pressearbeit ausgebildet werden konnten. Aber das waren nicht die
einzigen Schwierigkeiten. Es gab wenig intakte Druckereien. In Köln und
Düsseldorf mußten sich jeweils drei Zeitungen in einem technischen Betrieb
zusammenraufen. Das ging einigermaßen gut, solange die Zeitungen ein-
oder zweimal in der Woche herauskamen. Die Rotationsmaschinen druckten
unverdrossen schwarze, rosarote oder blutrote Meinungen.

Unvergessen ist die Nacht, in der die Zeitungen die Bevölkerung über die
Währungsreform unterrichten mußten. Da nahmen die Redakteure der  Welt,
mit denen die  NRZ  die Technik gemeinsam nutzte, für sich die Setzmaschi-
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nen viel zu lange in Anspruch, so daß die Gefahr bestand, unsere Leser nicht
mehr rechtzeitig unterrichten zu können. Da half nur der Eingriff eines eng-
lischen Presseoffiziers, der dafür sorgte, daß auch die  NRZ  ihren Text her-
gestellt bekam. Besonders hinderlich für die Verbreitung der Zeitungen war
die Papierknappheit. So berichtet Johannes Meyer, der jüngst nach
40jähriger Tätigkeit von der Feldmühle in Düsseldorf in den "wohlverdien-
ten Ruhestand" verabschiedet wurde: "Als ich 1945 nach Reisholz kam,
standen alle Maschinen still. Dann kamen die Amerikaner und befahlen, die
Produktion wieder in Gang zu bringen. Es fehlten Rohstoffe, Kohle und
Energie. Wir setzten zunächst eine Maschine in Gang und produzierten mit
häufigem Stillstand wöchentlich 140 to Zeitungsdruckpapier, wobei die Rin-
de von dem Rundholz nicht entfernt wurde. Wir transportierten das Papier
in sieben Waggons einmal in der Woche ab."

Die Feldmühle hatte ihre Hauptproduktionsstätten in Stettin verloren. Die
Fabriken in Düsseldorf-Reisholz und Hillegossen bei Bielefeld konnten den
bescheidenen Bedarf der Zeitungen der britischen Zone nur unzureichend
decken. Die größeren Produktionsstätten in Süddeutschland hatten zwar
nicht so viel Zeitungen in ihrem Raum zu betreuen, aber sie weigerten sich
zunächst, in den Norden zu liefern. Das wurde erst nach der Währungsre-
form anders. Als es gar gelang, mit Hilfe von Wirtschaftsminister Ludwig
Erhard Papier aus Skandinavien zu beschaffen, gab es keine behindernde
Mainlinie mehr.

Die Zeitungen berichteten in den ersten Monaten naturgemäß über die Pro-
bleme, die die Bevölkerung stark bewegten. Dazu gehörte die Lebensmit-
telknappheit und die nicht ausreichende Kohleproduktion. So fand in dem
strengen Winter 1945/46 in Bochum in eisiger Kälte eine Konferenz statt,
in der Regierungspräsident Fritz Fries von Arnsberg zusammen mit dem
früheren preußischen Innenminister Karl Severing an die versammelten
Bergarbeiter-Delegierten sämtlicher Schachtanlagen appellierte, alle Kräfte
anzustrengen, um mehr Kohle zu fördern. Die Kohle war der Schlüssel zur
Wiederingangsetzung der Wirtschaftsbetriebe. Vor dem Krieg betrug die
Tagesproduktion der Ruhrschächte 500 000 to. Im September 1946 förder-
ten die Schächte 190 000 to und im Februar 1947 wieder 220 000 to. Erheb-
liche Mengen gingen davon in den Export, um Lebensmittel und notwendige
Industrierohstoffe bezahlen zu können.

Am 6. Februar 1947 berichtete vor einer Verlegerkonferenz in Meinberg Sir
Cecil Weir über die "bizonale Wirtschaftslage". Er führte u. a. aus: "Wir
haben ungeheure Mengen an Nahrungsmitteln, Saatgut, Düngemitteln, Öl
und Benzin sowie Rohmaterial eingeführt, ohne die Millionen Deutsche ver-



hungert wären und die Industrie zum Erliegen gekommen wäre. Wir haben
dies auf Kosten der britischen und amerikanischen Steuerzahler getan. Es
gibt kein Vorbild in der Geschichte für eine so großmütige Behandlung der
Besiegten durch den Besieger während der vergangenen zwei Jahre.“ Am
9. April 1947 startete die ATÜZ-Redaktion eine Aktion ”für Sauberkeit, Auf-
richtigkeit“ und eröffnete den “Kampf gegen Korruption“. — Der
Schwarzmarkt stand in hoher Blüte. Am 12. April 1947 sandte die  NRZ  ei-
nen Notruf an den englischen  Manchester Guardian  mit der Bitte um Hilfe
für die hungernde deutsche Bevölkerung. Die Zeitung sollte ihre Leser auf-
fordern, uns Sämereien zu schicken, damit die Schrebergartenbesitzer sich
selber ernähren konnten.

Der Alltag der Lizenzzeitungen war von vielen Behinderungen bestimmt.
Das störte uns jedoch nicht bei der Arbeit. So sehr waren wir von unserer
Aufgabe durchdrungen, der auch geistig unterernährten Bevölkerung Lese-
stoff und damit Orientierungshilfe zu bieten. Die Besatzungsoffiziere halfen
uns so gut sie konnten, die materiellen Notstände zu überbrücken. Im übri-
gen zeigten sich viele Talente, die meisterlich zu improvisieren verstanden.
Der Schriftsteller Peter de Mendelssohn war einer der einflußreichen Pres-
seoffiziere beim Alliierten Kontrollrat in Berlin. Er berichtete gern über sei-
ne Eindrücke von den tapferen Männern einer Zeitung in Kiel, die im Besitz
einer einzigen Glühbirne waren. Diese Birne diente zunächst der Redaktion
zur Beleuchtung ihres Arbeitstisches, um dann an die einzige Setzmaschine
zu wandern.

Die Zeitungen unterlagen zunächst der Vorzensur. Bei der  NRZ  wurde sie
alsbald aufgehoben. Am 24. Juli 1946 schrieb der zuständige Presseoffizier
vom Stahlhof in Düsseldorf: ”1. Von heute an wird Ihre Zeitung unter
Nachzensur gestellt. Sie sind jetzt vollkommen für den Inhalt verantwort-
lich. Wir raten Ihnen, vor Beginn dieser neuen Periode die Anweisungen
noch einmal sorgfältig durchzulesen. Ferner raten wir Ihnen, sich mit den
verschiedenen Verordnungen der Mil.Reg., die die Presse betreffen, be-
kannt zu machen. 2. Unsere Abteilung benötigt von jeder Ausgabe Ihrer
Zeitung ein Exemplar. Sie ist ihr zum Zwecke der Nachzensur so schnell
wie möglich zuzustellen. 3. Die ersten drei Nummern der  Neuen Ruhr-
Zeitung  waren sehr gut. Sie haben für die Pressearbeit in unserem Gebiet
einen neuen Standard gesetzt. Unsere Glückwünsche!“

Nur einmal wurden die wohlmeinenden Herren ungemütlich, als die  NRZ  im
August 1946 über den Beginn der Waffenproduktion in der sowjetisch be-
setzten Zone berichtete. Eine Kritik an den Verbündeten der Besatzungs-
macht war nicht erlaubt. Die  Kölnische Rundschau  hatte für ihre Weih-



NRW-Verleger und -Journalisten ergreifen gemeinsam eine Initiative

RHEINISCH-WESTFÄLISCHER
ZEITUNGSVERLECER-VEREIN Düsseldorf, den 4.12.1947

0/H.Dtr Vonland

Dflauldort,  ätn  5 . Dez. 1947Rheini3 ch-7 e s t f"li 3  ch er
Journaliatenverband

Herrn

Ministerpräsidenten Arnold
Landesregierung äordrhein-
Testfalen

Düsseldorf

Sehr geehrter Herr lünisterpräeidentf

Pür das Inkrafttreten der Verordnung Nr.
nach der mit Ihnen geführten Unterredung
ge machen:

lo8 dürfen \.ir
folgende Vorschlä-

Anerkannte Verbünde

Rheinisch-VZestfülischer Zeitungsverleger-Verein e.V.,
Düsseldorf, Zasernenstr. 61-67, Ruf 188 89

Rheinisch-Testfäliseher Journalistenverband,
Düsseldorf, Pressehaus, Ruf 2o4 71
und für den Unterausschuß

Zeitschriftenverleger-Verein Nordrhein-v/estfalen,
Düsseldorf, Xasernenstr. 61-67, Ruf 138 39.

Zusammensetzung

6 Vertreter des Zeitungsverleger-Vereins
6 Vertreter des Journallsten-Verbandes
6 Vertreter der Allgemeinheit.

Unterausschuß für Zeitschriften

über die Zusammensetzung des Ausschusses nacht der
Vorstand des Zeitschriftenverleger-Vereins besondere
Vorschläge.

Vertreter der Allgemeinheit

7ir würden es begrüßen, wenn Sie sich bei der Auswahl
der Vertreter unseres Rates bedienen vllrdeh.

Geschäftsbereich

Bei der staatspolitischen und öffentlichen 3ede itung
des Pressewesens findet Ihre Absicht, den Prägen-
komplex innerhalb Ihres eigenen Geschäftsbereichs zu
behandeln, unsere volle Anerkennung.

Tir bitten um eine kurze Bestätigung der beteiligten
Verbinde und wären dankbar, ..enn wir vor einer end-
gültigen Entscheidung der Landesregierung noch einmal
gehört werden können.

Rheinisch-./estfäliseher
Zeitungsverleger-Verein

Rheinis ch-Westfälische
Journalistenverband

(D. Cppenberg) (Dr.  P.  Vogel)



nachtsausgabe die Schlagzeile gewählt ”Christ ist erstanden“. Darauf
schrieb die englische Zensurbehörde: ”Als Meldung ist diese Schlagzeile
2.000 Jahre alt. Im übrigen ist es eine Vermischung von Meinung und Nach-
richt.“ — Ehernes Gebot bei der Zeitungsherstellung war, Nachricht und
Meinung sauber zu trennen.

Zusammen mit der Gründung deutscher Zeitungen schufen die Besatzungs-
mächte Nachrichtenorganisationen. In Hamburg entstand so der  Deutsche
Presse-Dienst (dpd),  in Frankfurt die  Deutsche Nachrichten-Agentur (DE-
NA),  für die französisch besetzte Zone nahm die  Südena  ihre Arbeit auf.
Schon im November 1946 bestanden die Besatzungsmächte darauf, die
Nachrichtendienste in deutsche Hände zu übergeben. Auf Genossenschafts-
basis wurden dann deutsche Agenturen in den einzelnen Besatzungszonen
ins Leben gerufen, die sich später zusammenschlossen. Seit 1949 liefert die
Deutsche Presse-Agentur (dpa)  in Hamburg für alle Zeitungen das Nach-
richtenmaterial. Die Zeitungsverleger sind Gesellschafter dieser Agentur.

Bei der festlichen Feier zur Lizenzierung von  dpd  am 5. Juli 1947 wurde
die Aufgabe der seriösen Presse durch Mr. Sprigge vom englischen Presse-
Hauptquartier dargelegt. Er brachte das Beispiel von einer brennenden Ziga-
rette auf einem Theaterboden. Ein Panikmacher würde laut “Feuer“ rufen.
Ein Verantwortungsbewußter würde die Zigarette lautlos austreten.  DPD
konnte nach kurzer Zeit seine erste Auslandskorrespondentin nach London
schicken. Das war Brigitte Krüger, die fortan für die deutschen Zeitungen
aus der Hauptstadt unserer Besatzungsmacht berichtete.

Im August 1947 stürzten sich die nordwestdeutschen Zeitungsverleger in das
Abenteuer der ersten großen Presseausstellung in Düsseldorf. Wir hatten
das Bedürfnis, zu zeigen, was wir bisher schon geleistet hatten. Buchstäb-
lich aus dem Nichts entstanden in kurzer Zeit die Hallen, die den Grund-
stock für die große NOVEA-Messe bildeten. Zu dieser ersten Presse-Aus-
stellung konnten wir die Verleger und Journalisten aus allen vier Besat-
zungszonen zusammenrufen. So saßen sie friedlich an einem Tisch und
gründeten das “Kollegium der deutschen Zeitungen“. Der “kalte Krieg“
sollte diesem Zusammenschluß alsbald ein Ende machen.

Die sozialen und tariflichen Probleme wurden zwischen den Verlegern und
Journalisten schon frühzeitig geregelt. Das war nicht schwierig, weil viele
Verleger ursprünglich Journalisten waren. So konnten wir auf der Verleger-
tagung am 11. August 1946 in Oldenburg bereits in der britischen Zone das
Versorgungswerk der Presse wieder in Gang bringen, die hervorragende Al-
tersversorgungseinrichtung der Zeitungen. Für Angestellte in Zeitungsbe-



trieben handelten die Verleger mit der Druckergewerkschaft im November
1947 den ersten Manteltarif aus.

Mit dem Tag der Währungsreform, dem 21. Juli 1948, konnten die Zeitun-
gen drei mal wöchentlich erscheinen. Die  NRZ erschien montags, mittwochs
und samstags. Die Montagsausgabe war naturgemäß in der Hauptsache eine
Sportausgabe. Der Sport konnte bislang keinen starken Niederschlag in den
Zeitungen finden. Wenn die Zeitungen bisher erstmalig in der Woche mitt-
wochs erschienen, war der Sport nicht mehr aktuell. Die Zeitungen wählten
für das dreimalige Erscheinen einen Monatsbezugspreis von 2,— DM. Die
Währungsreform brachte neues Leben in den Warenverkehr. Zunächst wa-
ren alle Menschen gleich. Jeder bekam für 60,— Reichsmark 40,— DM um-
getauscht. Dann erschienen die gehorteten Warenvorräte aus Kellern und
Lagerhäusern und für manche blühte das Geschäft.

Die Besatzungsmächte hatten sich bei der Lizenzierung eigene Zeitungen
Vorbehalten. Diese sog. Zonenzeitungen sollten der deutschen Bevölkerung
die Auffassung der Alliierten nahebringen. In der britischen Zone erschien
die  Welt  in Hamburg und Essen, in der amerikanischen Zone die  Neue Zei-
tung  in München, in der russischen Zone die  Tägliche Rundschau  in Berlin.
Im Juli 1949 kam die  Welt  sechsmal wöchentlich heraus. Der deutsche Ver-
lagschef der  Welt  war daraufhin zurückgetreten, weil er seinen Verlegerkol-
legen nicht in den Rücken fallen wollte, die beim dreimaligen Erscheinen
verbleiben mußten.

Mit dem werktäglichen Erscheinen aller Zeitungen am 1. September 1949
endete das bisherige Lizenzsystem. Schon Ende 1947 hatten die Engländer
die Lizenzierung in deutsche Hände gegeben. Nach der Verordnung 108
übernahmen die Ministerpräsidenten der Länder die Lizenzhoheit. Der Mi-
nisterpräsident von Nordrhein-Westfalen Karl Arnold hatte dazu einen bera-
tenden Ausschuß ins Leben gerufen, der ihm bei der Auswahl der Lizenzträ-
ger helfen sollte. Vom 18. September 1949 an konnten die bisherigen Zei-
tungsdrucker wieder selbst eine Zeitung herausbringen. Die Lizenzverleger,
soweit sie sich nicht mit ihren Druckern arrangierten, mußten sich in aller
Eile einen neuen technischen Betrieb aufbauen.

Damit der rücksichtslos einsetzende Wettbewerb um die Leser nicht allzu
sehr ausuferte, versuchten die Verlegerorganisationen der beiden Gruppen
(Lizenzverleger und Altverleger) Vereinbarungen zu treffen, in denen eine
gewisse Selbstbeschränkung festgelegt wurde. Das funktionierte natürlich
so gut, wie auf beiden Seiten guter Wille vorhanden war. Es ging zunächst
darum, einen Verdrängungswettbewerb zu verhindern. Die Vereinsfunktio-



näre setzten sich für Absprachen über den einheitlichen Bezugspreis ein und
wollten Vereinbarungen über eine Umfangsbeschränkung treffen. Um
Marktvorteile zu gewinnen, hielten sich die meisten Kollegen nicht an die
Abmachungen. Obwohl der Monatsbezugspreis für das tägliche Erscheinen
mit 3,20 DM schon sehr niedrig gegriffen war, gab es in vielen Fällen er-
hebliche Unterbietungen. In Köln ging ein Verleger auf 2,90 DM, in Essen
bei siebenmaligem Erscheinen sogar auf 2,70 DM.

Damit war das Ende der kleinen Zeitungen vorprogrammiert. Ein gesunder
Bezugspreis hätte bei 4,50 DM liegen müssen. Das hätte vielen kleineren
Zeitungen das Überleben gesichert. Die Lage auf dem Zeitungsmarkt ver-
schärfte sich noch, als später der Anzeigenteil in stärkerem Maße zur Ko-
stendeckung herangezogen werden mußte. Den kleinen Zeitungen blieb der
Anzeigenmarkt im wesentlichen verschlossen. Diese Entwicklung setzte En-
de November 1949 ein, wo die Anzeigenumfänge bei den großen Zeitungen
schlagartig anstiegen. Soweit die früheren Lizenzzeitungen von ihrem
Drucker abhängig blieben, gerieten sie in eine ernste Gefahr. Die Drucker
versuchten, durch überhöhte Satzpreise die Gewinne der Verleger abzu-
schöpfen, damit sie sich keine eigene Technik aufbauen konnten.

Auch waren die Papierfabriken dem plötzlich dreifachen Ansturm auf ihre
Produktion nicht gewachsen. Das tägliche Erscheinen der Zeitungen, die
neu entstandenen Blätter und die Umfangsteigerung durch Anzeigenwachs-
tum ließen den Papierbedarf stark ansteigen. So kletterten die Papierpreise
munter in die Höhe. Schon bald zeigten sich die ersten Pressekonzentra-
tions-Erscheinungen, weil viele kleine Zeitungen, die nach der Aufhebung
der Lizenzierung wieder erschienen waren, sich auf dem Zeitungsmarkt
nicht behaupten konnten. Diese Entwicklung ist anhand der Zeitungstitel
nachzuzeichnen: Im August 1946 gab es in Nordrhein-Westfalen 19 Zeitun-
gen, im April 1951 bereits 190, im April 1984 noch 75. Inzwischen hat sich
das Bild nicht wesentlich verändert.

Der Zeitungsmarkt wird in absehbarer Zeit im starken Maße von den Anzei-
genblättern beeinflußt werden, die in das lokale Anzeigengeschäft eindrin-
gen. Auf der anderen Seite werden sich in den letzten zehn Jahren dieses
Jahrhunderts die neuen elektronischen Medien zu ernsten Konkurrenten auf
dem Werbemarkt entwickelt haben. Die Elektronik hat längst in den Zei-
tungshäusern ihren Einzug gehalten. Es ist die Aufgabe der Verleger und
Redakteure, auch in Zukunft eine Zeitung zu machen, die für ihre Leserge-
meinde interessant und lebensnotwendig bleibt. Es bleibt die Aufgabe der
Verleger und ihrer Verlagsmannschaft, die Zeitung fest in den Haushalten
zu verankern und die nachwachsende Jugend zum Zeitunglesen anzuhalten.



Das Zeitungswesen, das 1946 wieder neu ins Leben gerufen wurde, hat sich
in allen Stürmen der Nachkriegszeit als erfreulich stabil erwiesen. Nur we-
nige Verleger der Gründerzeit leben heute noch. Inzwischen ist in vielen
Zeitungen die dritte Generation am Werk. Es ist zu wünschen, daß sie, da
besser ausgerüstet, die Probleme der Zukunft zu meistern vermögen.

2.1.2 Zwischenbilanz der Pressesituation *

Wenn sich in diesen Tagen die Zeitungsverleger Nordrhein-Westfalens zu
ihrer Jahreshauptversammlung in Essen treffen, dann darf es wohl gestattet
sein, einen Blick zurückzu werfen. Die Geschichte der neuen demokrati-
schen Presse seit dem Zusammenbruch 1945 ist schon oft dargestellt worden
— sie braucht hier nicht wiederholt zu werden. Aber manch einem der ver-
antwortlichen Männer, die damals daran gingen, unter kaum noch vorstell-
baren Schwierigkeiten und heute nahezu grotesk anmutenden Umständen ei-
ne Zeitung herauszubringen, mag nachträglich das Gefühl jenes Reiters be-
schleichen, der entdeckte, daß er über die trügerische Eisdecke des
Bodensees geritten war.

Welch eine Entwicklung, wenn man die zwei- oder vierseitigen Blätter des
Jahres 1946 neben die imponierenden Produkte von heute mit ihrer vielseiti-
gen redaktionellen Ausstattung und dem umfangreichen, vielfach bereits
farbigen Anzeigenteil legt! In diesem Zusammenhang darf auch an die erste
deutsche Presseausstellung im Jahre 1947 in Düsseldorf erinnert werden.
Sie war vor allem der Initiative und der Tatkraft des Bielefelder Verlegers
Emil Gross zu danken. Allen Widerständen und mißlichen Umständen zum
Trotz gelang es ihm, auf dem alten, zerstörten Messegelände am Rhein die
Ausstellung unter Dach zu bringen. Hier wurde eine erste Übersicht der
neuen deutschen Presse gegeben. Auch die mitteldeutschen Zeitungsverlage
konnten sich noch hieran beteiligen.

Das gelungene Wagnis dieser Ausstellung dokumentierte nicht nur die ihr
innewohnende Kraft und ihr neues Bild, es gab ihr selbst auch neue Impulse.
Vielleicht wäre es an der Zeit, heute, nach Jahren einer erstaunlichen Ent-
wicklung, die Vorbereitungen für eine neue deutsche Presseausstellung zu

* D. O.: Stolze Bilanz der Presse im größten deutschen Bundesland, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-
Verlag  (Bad Godesberg), 59. Jg./Nr. 16, 1. Juni 1962, S. 765-766.
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treffen. Im engeren Bereich hat die Presse des nach seiner Einwohnerzahl
größten deutschen Bundeslandes eine stolze Bilanz aufzuweisen: Mit Ge-
nugtuung darf festgestellt werden: 1. Die Tageszeitungen von Nordrhein-
Westfalen stellen heute mit einer Auflage von 3,1 Millionen Exemplaren al-
lein 1/5 der Gesamtauflage aller Tageszeitungen in der Bundesrepublik. —
2, Die durchschnittlichen Gesamtumfänge und die anteiligen Anzeigenum-
fänge in NRW stehen in der Bundesrepublik an der Spitze.

Dem Verein Rheinisch-Westfälischer Zeitungsverleger e.V. gehören heute
81 Zeitungen an. Davon haben 35 eine Auflage bis 10.000, 30 eine Auflage
von 10.000 - 50.000, 7 eine Auflage von 50.000 - 100.000, 4 eine Auflage
von 100.000 - 200.000, 5 eine Auflage über 200.000. Der durchschnittliche
monatliche Gesamtumfang der werktäglich erscheinenden Tageszeitungen
in NRW stieg 1961 auf 550 Seiten gegenüber 528 im Jahr 1960 und 489 im
Jahr 1959. Aber wesentlicher als diese stolzen Zahlen des äußeren Wachs-
tums ist die unbestreitbare Tatsache, daß die Presse unseres Landes in den
zurückliegenden Jahren sich ihrer fundamentalen Aufgabe in einem jungen,
demokratischen Staatswesen gewachsen zeigte:

Sie wurde ihrer Kontrollfunktion im politischen und wirtschaftlichen Leben
gerecht. Prof. Dr. Dolf Sternberger formulierte es einmal mit den Worten:
”Der Blick aus tausend Augen, welche den Handelnden aufmerksam Zuse-
hen, wird ihre Schritte und Gebärden verändern. Die tausend Lichter, mit
welchen die unabhängige Presse — durch Informationen und kritische Erör-
terung — die öffentliche Szene erhellt, wirken unmerklich und stetig auf die
Vorgänge ein.“ Sie hat darüber hinaus permanent mitgearbeitet an der Lö-
sung unzähliger Probleme, vor die sich die junge demokratische Presse beim
Wiederaufbau gestellt sah. Sie vermochten in unzähligen Fällen initiativ,
vermittelnd und helfend einzugreifen. So sei nur etwa an die Eingliederung
der Vertriebenen erinnert. Sie sind verhältnismäßig schnell zu Bürgern un-
seres Landes geworden. Neben der sozialen Sicherung haben dazu sicher
auch die Lokalteile unserer Zeitungen wesentlich mit beigetragen, die ihnen
die neue Heimat nahebrachten.

Große Aufgaben werden uns fast täglich neu gestellt. Wir werden uns mit
der Strukturwandlung unseres modernen Industrielandes an Rhein und Ruhr
zu beschäftigen und auseinanderzusetzen haben. Es gilt, im Land von Kohle
und Stahl die Probleme des gemeinsamen Marktes zu lösen. Und wenn sich
das Bild des Landes und seiner Wirtschaft verändert, werden wir uns auch
der Menschen dieses Landes ganz besonders annehmen müssen. Schließlich
darf die deutsche Presse nie vergessen, daß sie die Last der deutschen Spal-
tung mitzutragen hat. In Würdigung der öffentlichen Aufgaben der Presse



Gesellschaft für publizistische Bildungsarbeit
Die Jahresversammlung der bisherigen Gesellschaft für
Zeitungsfachliche Fortbildung beschloß am 10. Mai ihre
Umgründung in die Gesellschaft für Publizistische Bildungs-
arbeit, mit dem Ziel, in Kürze in Düsseldorf das .Deutsche
Institut für publizistische Bildungsarbeit' ins Leben zu
rufen.
Träger der seit zehn Jahren im Dienste der Redakteure
und Mitarbeiter der deutschen Presse und des Rundfunks
durch die jährlichen .Zeitungsfachlichen Fortbildungs-
kurse* in Düsseldorf geleisteten Arbeit sind in Zukunft
die Landes- und Bundesverbände der Verleger und Jour-
nalisten mit Unterstützung der zuständigen Landes- und
Bundesbehörden sowie des Rundfunks.
Die wissenschaftliche Leitung der Kurse wird wie bisher
der Professor für Publizistik an der Freien Universität
Berlin, Dr.  Emil  Dovifat,  haben. In den Vorstand der
neuen Gesellschaft wurden Dr. Karl  Bringmann  (Düs-
seldorf) als Vorsitzender, Hermann  Sticht  (Hagen) als
stellv. Vorsitzender, Dietrich  Oppenberg  (Essen),
Dr. Fodco L ü p s e n (Bethel) und Willi K a h 1 e r t (Dins-
laken) als Beisitzer berufeh.
Die Gesellschaft wird in Erweiterung der bisherigen Arbeit
vor allem mehrwöchige Lehrgänge für den journalistischen
Nachwuchs veranstalten sowie den jährlichen Fortbildungs-
kursus für Publizisten aller Sparten ausbauen.

Aus: 'Der Journalist ',  Juni I960



wäre es wünschenswert, daß auch in unserem Land endlich ein Pressegesetz
verabschiedet wird, das den Vorstellungen und Vorschlägen der Verleger
und Journalisten entspricht und in seinem Kern die Pressefreiheit als Vor-
aussetzung für die Verteidigung der Freiheit und der Demokratie sichert.

Entscheidend für die Wirksamkeit der Presse bleibt die Erhaltung einer treu-
en und festen Lesergemeinde. Es ist bedauerlich, daß die gute und seriöse
Tageszeitung noch nicht in dem wünschenswerten Maße Zugang in die
Schulen gefunden hat. Die Tageszeitung gehört in die Schule. Sie stellt ein
so wertvolles, aktuelles und modernes Hilfsmittel dar, um junge Menschen
und zukünftige Staatsbürger in die politischen und kommunalen Probleme,
in die Wirklichkeit unseres Lebens, in kulturelle und heimatkundliche Fra-
gen einzuführen, daß die verantwortlichen Kreise darauf nicht verzichten
sollten.

Im Bereich der rheinisch-westfälischen Presse dürfen wir mit Freude fest-
stellen, daß ihr fortschrittlicher Geist weiter wirkt. Von hier gingen ent-
scheidende Impulse für die Neugründung des Versorgungswerks der Presse
aus. Hier wurde die Entwicklung und Förderung der Farbanzeige vorange-
trieben. In enger Verbindung mit dem Rheinisch-Westfälischen Journali-
stenverband wurden durch das gemeinsame "Institut für Publizistische Bil-
dungsarbeit“ in Düsseldorf auch in diesem Jahr Fortbildungskurse für Re-
daktionsvolontäre, junge Redakteure und — zum ersten Mal — auch für
Verlagslehrlinge mit großem Erfolg durchgeführt. Nicht verschwiegen sei
jedoch, daß uns das allmähliche Verschwinden der Zeitungswissenschaft aus
den Universitäten und der spürbare Mangel an geeigneten jungen Dozenten
auf diesem Gebiet eine ernste Sorge bereitet.

Die Zeitungsverleger Nordrhein-Westfalens werden sich auf ihrer Tagung
mit einer Vielzahl von Problemen beschäftigen, von denen in diesem Rah-
men nur einige angeschnitten werden konnten. Man wird sich auch Gedan-
ken über die künftige Entwicklung in den technischen Betrieben machen
müssen. Die DRUPA 1962 hat uns soeben aufgezeigt, daß es auch hier kei-
nen Stillstand gibt. Es gilt, die Zeitungsbetriebe zu modernisieren, ihre
Wirtschaftlichkeit und damit ihre Selbständigkeit zu sichern. Damit sind die
Voraussetzungen gegeben, den Leser frei und unbefangen zu informieren,
Licht und Luft in das öffentliche Leben zu bringen. Nur so ist zu erreichen,
daß wir in Zukunft ein Volk von Zeitungslesern bleiben. Das ist notwendig.
Denn damit steht und fallt das demokratische Leben, damit steht und fällt
die freie, westliche Welt.



2.2 Entstehung des Landespressegesetzes

2.2.1 Diskussionen zum Pressegesetzentwurf*

In Nordrhein-Westfalen gilt nach wie vor das Reichspressegesetz vom 7.
Mai 1874. Daneben hat noch das Gesetz über die Berufsausübung von Ver-
legern, Verlagsleitern und Redakteuren vom 17. November 1949 teilweise
Gültigkeit.

Da durch das Bundesverfassungsgericht der Landesregierung das in § 4 ver-
ankerte Recht genommen wurde, den Verlegern, Verlagsleitern und verant-
wortlichen Redakteuren die Berufsausübung zu untersagen, werden auch die
übrigen Bestimmungen nicht mehr praktiziert. So hat der Beratende Aus-
schuß für das Pressewesen am 28. November 1955 zum letzten Mal getagt.

Das Reichspressegesetz war 1874 an die Stelle von bisher 27 Landespresse-
gesetzen getreten. Nach Artikel 4 der Reichsverfassung vom 16. April 1871
gehörten die "Bestimmungen über die Presse“ zur ausschließlichen Kompe-
tenz der Reichsgesetzgebung. Der neue Reichstag drängte auf eine alsbaldi-
ge Schaffung eines einheitlichen Presserechts. Aber erst 1874 gab Bismarck
seinen Widerstand auf, weil er die Unterstützung der stärksten Fraktion, der
Nationalliberalen, in seinem Kulturkampf brauchte.

Das neue Pressegesetz war eine Kompromißlösung. Es beseitigte den
Kautions- und den Konzessionszwang der Presse. Zeitungs- und Inseraten-
steuern fielen fort. Zensur und Zeitungs verböte waren nicht mehr möglich.
Das für das ganze Reichsgebiet geltende Presserecht war für die Presse da-
mals zweifellos ein unschätzbarer Vorteil.

* D. O.: Es geht um ein neues Landespressegesetz in Nordrhein-Westfalen, in:  Zeitungs-Verlag und
Zeitschriften-Verlag  (Bad Godesberg), 62. Jg./Nr. 20, 14. Mai 1965, S. 902-903.



Es sieht nicht so aus, als ob in der Bundesrepublik in absehbarer Zeit ein
einheitliches Bundespresserecht zustandekommt. An Ansätzen hierzu hat es
allerdings bisher nicht gefehlt. Das Presserecht ist zwar Ländersache. Aber
der Bund kann nach Artikel 75 des Grundgesetzes Rahmenvorschriften über
die allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse und des Films erlassen.
Schon der damalige Bundesinnenminister Lehr arbeitete an einem Entwurf
für ein Bundesrahmengesetz. Er scheiterte an dem geschlossenen Wider-
stand der Presse. Der “Lehr’sche Presserahmen“ wäre trotz guter Einzel-
formulierungen ein Polizeigesetz geworden. Die späteren Bundesinnenmini-
ster hatten nicht mehr den Schneid zu neuen Entwürfen. Es gibt zwar Ent-
würfe für ein Bundesrahmengesetz für die Presse von den Bundestagsfrak-
tionen der FDP und der SPD. Sie haben aber keine Chance, noch in dieser
Legislaturperiode behandelt zu werden.

Inzwischen hatten sich die Landesinnenminister zusammengesetzt, um auf
der Grundlage der vom Deutschen Presserat ausgearbeiteten Leitsätze einen
Modellentwurf für Landespressegesetze zu beraten. Damit sollte der Rechts-
zersplitterung entgegengewirkt werden. Das nordrhein-westfälische Innen-
ministerium war seinerzeit federführend

In den Ländern Baden-Württemberg, Schleswig-Holstein, Hamburg, Nie-
dersachsen und Bremen sind seit 1964 neue Pressegesetze in Kraft getreten.
In Bayern und Hessen gab es bereits seit 1949 neue Pressegesetze. Das
Bayerische Pressegesetz ist, vielleicht weil es schon 1949 zustande kam,
modern — und man kann es uneingeschränkt loben —, schon allein deshalb,
weil es ein uneingeschränktes Zeugnisverweigerungsrecht postuliert. In
Berlin, Rheinland-Pfalz und im Saarland stehen die Beratungen kurz vor
dem Abschluß

Pressegesetze von Hamburg, Bremen und Niedersachsen als Vorbild

Die Pressegesetze in Hamburg, Niedersachsen und Bremen sind vorbildlich.
Auch sie haben ein uneingeschränktes Zeugnisverweigerungsrecht. Daß die-
se Gesetze zustande kamen, ist nicht nur den Sozialdemokraten zu verdan-
ken, die dort die Mehrheit besitzen. Vor allem die Freidemokraten haben
einen verdienstvollen Anteil an dem freiheitlichen Zug, der den Gesetzen zu
eigen ist. In Hannover hat die CDU um ein uneingeschränktes Zeugnisver-
weigerungsrecht gekämpft.

Wir können uns nur wünschen, daß die Regierungsparteien unseres Landes
Nordrhein-Westfalen gleichfalls Mut und Entschlossenheit zu einem frei-
heitlichen Presserecht zeigen. Für die Dauer der Beratungen über das Lan-



despressegesetz wäre ein Mann wie der Hamburger FDP-Fraktionschef Dr.
Frankenfeld, der das Presserecht der Hansestadt mitgeprägt hat, von un-
schätzbarem Wert

Der Hauptausschuß unseres Landtages hat die Presseverbände vor einigen
Wochen in Radevormwald gehört. Wir sind dem Vorsitzenden Dr. Lenz
(CDU) recht dankbar hierfür. Die Presseverbände haben vor allem Dr. Dr.
Neuberger (SPD) für seine Pionierarbeit zu danken. Seine Ausführungen in
der ersten Lesung des Regierungsentwurfs zeugten von einem tiefen Ver-
ständnis für die staatspolitisch wichtige öffentliche Aufgabe der Presse. Zu
begrüßen ist auch die Erklärung des Landesvorsitzenden der FDP Willy
Weyer auf dem Landesparteitag der FDP in Solingen, er sei nun auch für
den Einbau eines uneingeschränkten Zeugnisverweigerungsrechtes.

Damit könnte der langjährige Streit, ob das Zeugnisverweigerungsrecht
durch eine Bundesregelung in der Strafprozeßordnung oder durch die Lan-
despressegesetze geregelt werden soll, ein gutes Ende finden. Das Zeugnis-
verweigerungsrecht ist nun einmal das Kernstück eines jeden freiheitlichen
Pressegesetzes, schützt es doch die Informanten und sichert damit den unge-
hinderten Fluß von Nachrichten, der für die Unterrichtung der Öffentlich-
keit so wichtig ist.

Der Regierungsentwurf ist in einigen Punkten unzureichend, und die Partei-
en müssen ihn verbessern, soll das Land ein freiheitliches Gesetz erhalten.
Chefredakteur v. Mauchenheim, der als Sekretär des Deutschen Presserates
für sein ausgewogenes Urteil bekannt ist, hat in  ZV + ZV  ein ’ ’Pressemittel-
alter“ in unserem Lande vorausgesagt, wenn der bisherige Regierungsent-
wurf unverändert zum Gesetz erhoben werden sollte. Das können wir ein-
fach nicht glauben. Wir setzen unser ganzes Vertrauen in die fortschrittli-
chen Kräfte in allen Parteien unseres Landes

Worum geht es?

1. Das bestehende Zeugnisverweigerungsrecht muß in Hinblick auf Artikel
5 des Grundgesetzes so verbessert und erweitert werden, daß es einen um-
fassenden Schutz des Redaktionsgeheimnisses gewährleistet. Dazu gehört
ein wirksames Durchsuchungs- und Beschlagnahmeverbot, das nicht durch
Ausnahmebestimmungen durchlöchert werden darf.

Diesen Forderungen entspricht am besten die Formulierung des Zeugnisver-
weigerungsrechts in den bereits in Kraft getretenen Pressegesetzen von
Hamburg, Niedersachsen und Bremen.



2. Das Informationsrecht der Presse sollte nach dem Vorbild des hessischen
Pressegesetzes oder des Modellentwurfs von 1960 gestaltet werden. Die im
Regierungsentwurf vorgesehene Verweigerung von Auskünften, "wenn ihr
Umfang das zumutbare Maß überschreitet“, könnte von nicht auskunftge-
neigten Behörden in stark einschränkendem Sinne interpretiert werden.

3. Der einem freiheitlichen Presserecht entsprechende Grundsatz, daß nur
der Richter die Beschlagnahme einer Zeitung oder Zeitschrift anordnen
kann, sollte nicht durch die Ausnahmebestimmung einer vorläufigen Sicher-
stellung durchbrochen werden.

Die schnelle Beschlagnahme staatsgefährdender Flugschriften ist weithin
schon auf Grund geltender Bestimmungen möglich. Werden diese nicht für
ausreichend gehalten, so müßten wenigstens Zeitungen und Zeitschriften
allgemein von der vorläufigen Sicherstellung ausgenommen werden, wie
dies in den Pressegesetzen von Niedersachsen und Bremen bereits der Fall
ist.

4. Gegen die in § 20 des Gesetzentwurfes enthaltenen Bestimmungen über
strafrechtliche Verantwortung der Presse bestehen verfassungsrechtliche
Bedenken. Die vorgesehene Fassung schafft materielles Sonderstrafrecht für
die Presse.

Dies verstößt gegen Artikel 5 des Grundgesetzes und gegen die vom Bun-
desverfassungsgericht entwickelten Leitsätze, die jedes Sondergesetz gegen
die Presse verbieten. Demgemäß genügt die Feststellung, daß sich die Ver-
antwortlichkeit für strafbare Handlungen, die mit Hilfe eines Druckwerks
begangen werden, nach den allgemeinen Strafgesetzen richtet.

Zu diesen  vier Grundsätzen  haben sich die Journalisten- und Verlegerver-
bände unseres Landes in einer gemeinsamen Erklärung bekannt. Sie ent-
sprechen den Vorstellungen des Deutschen Presserats, der an allen Landes-
pressegesetzen beratend mitgewirkt hat.

Worum geht es also? Es geht um ein möglichst freiheitliches Pressegesetz,
es geht um die freie Luft, die die Presse für die Erfüllung ihrer öffentlichen
Aufgabe braucht. Wir kennen alle den Chor der Gefangenen aus der Oper
"Fidelio“ unseres Landsmannes Ludwig van Beethoven, der beschwörend
ausruft: ”0, welche Lust, in freier Luft den Atem leis zu heben! Nur hier
ist Leben!“



Es geht nicht um Privilegien

Ohne diesen freien Himmel über unserem Lande verkümmert die Presse,
ohne Pressefreiheit verkümmert auch die Demokratie. Es geht nicht um Pri-
vilegien für die Presse, es geht um die freiheitliche Grundordnung unseres
Staates, zu der unveräußerlich die Pressefreiheit gehört.

Das Land Nordrhein-Westfalen ist das größte Bundesland. Es hat eine star-
ke, demokratische Presse in der ganzen Vielfalt und Buntheit unseres Blät-
terwaldes: Eine festverankerte Standortpresse, große Regionalzeitungen,
mächtige überregionale Blätter und eine reiche Zeitschriften-Landschaft!
Dieses Pressevorkommen stellt einen Teil der reichen Bodenschätze unseres
Landes dar. Die arbeitsamen Menschen an Rhein, Ruhr und Weser brauchen
diese Bodenschätze zum täglichen Leben.

Darum muß das Land ein gutes Pressegesetz haben, darum braucht das
größte Land der Bundesrepublik das beste Pressegesetz. Es gibt hierfür kla-
re Maßstäbe in den anderen Ländern. Das noch geltende Reichspressegesetz
hat einen Zeitraum von fast 100 Jahren umspannt. Wenn das neu zu schaf-
fende Pressegesetz ein langes Leben haben soll, muß es moderne Züge tra-
gen. Mit allem Bedacht darf man in Blickrichtung auf Parlament und Regie-
rung sagen: ”An ihren Pressegesetzen sollt ihr sie erkennen.“

2.2.2 Verabschiedung des Pressegesetzes *

Das Landespressegesetz für Nordrhein-Westfalen ist endlich Wirklichkeit
geworden. Als letztes Bundesland gab NRW nach jahrelangem Hin und Her
dem Druck der Öffentlichkeit nach. Der § 6 des Preußischen Gesetzes über
die Presse vom 12. Mai 1851 und das Reichspressegesetz vom 7. Mai 1874
gelten nicht mehr ab 1. Juli 1966. Zweifellos ist das ein Grund, den Parla-
mentariern zu danken. Zum Jubel besteht allerdings kein Anlaß, denn nun-
mehr sind in der Bundesrepublik Deutschland elf Pressegesetze rechtskräf-
tig. Dem Bundestag gelang es bisher nicht, eine einheitliche Regelung zu
schaffen. So haftet der sicherlich noch nicht beendeten Diskussion um die
Rechte und Pflichten der Verleger und Journalisten in Deutschland der Bei-
geschmack verpaßter Gelegenheiten an.

* D. O.. Auch Nordrhein-Westfalen hat jet 2 t sein neues Pressegesetz, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-
Verlag  (Bad Godesberg), 63. Jg./Nr. 26, 24. Juni 1966, S. 1180-1181.
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§ 3

öffentliche Aufgabe der Presse

Die Presse erfüllt eine öffentliche Aufgabe insbesondere
dadurch, daß sie Nachrichten beschafft und verbreitet,
Stellung nimmt, Kritik übt oder auf andere Weise an der
Meinungsbildung mitwirkt.

Pressegesetz
für das Land Nordrhein-Westfalen

(Landespressegesetz NW)

Vom 24. Mai 1966

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das
hiermit verkündet wird:

Inhaltsübersicht

§ 1 Freiheit der Presse

§ 2 Zulassungsfreiheit

§ 3 öffentliche Aufgabe der Presse

§ 4 Informationsrecht der Presse

§ 5 Veröffentlichung amtlicher Schriftstücke

§ 6 Sorgfaltspflicht der Presse

§ 7 Begriffsbestimmungen

§ 8 Impressum

§ 9 Persönliche Anforderungen an den verantwort-
lichen Redakteur

§ 10 Kennzeichnung entgeltlicher Veröffentlichungen

§ 11 Gegendarstellungsanspruch

§ 12 Ablieferungspflicht der Verleger und Drucker

§ 13 Anordnung der Beschlagnahme

§ 14 Umfang der Beschlagnahme

§ 15 Durchführung der Beschlagnahme

§ 16 Verbreitungsverbot für beschlagnahmte
Druckwerke

§ 17 Aufhebung der Beschlagnahme

§ 18 Entschädigung für fehlerhafte Beschlagnahme

§ 19 Vorläufige Sicherstellung

§ 20 Beschlagnahme zur Beweissicherung

§ 21 Strafrechtliche Verantwortung

§ 22 Strafbare Verletzung der Presseordnung

§ 23 Ordnungswidrigkeiten

§ 24 Zeugnisverweigerungsrecht, Beschlagnahme- und
Durchsuchungsverbot

§ 25 Verjährung

§ 26 Geltung für Rundfunk

§ 27 Schlußbestimmungen

Freiheit der Presse

(1) Die Presse ist frei. Sie ist der freiheitlichen demo-
kratischen Grundordnung verpflichtet.

(2) Die Freiheit der Presse unterliegt nur den Beschrän-
kungen, die durch das Grundgesetz unmittelbar und in
seinem Rahmen durch dieses Gesetz zugelassen sind.

(3) Sondermaßnahmen jeder Art, die die Pressefreiheit
beeinträchtigen, sind verboten.

(4) Berufsorganisationen der Presse mit Zwangsmitglied-
schaft und eine mit hoheitlicher Gewalt ausgestattete
Standesgerichtsbarkeit der Presse sind unzulässig.

§ 4

Informationsrecht der Presse

(1) Die Behörden sind verpflichtet, den Vertretern der
Presse die der Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe die-
nenden Auskünfte zu erteilen.

(2) Ein Anspruch auf Auskunft besteht nicht, soweit

1. durch sie die sachgemäße Durchführung eines schwe-
benden Verfahrens vereitelt, erschwert, verzögert oder
gefährdet werden könnte oder

2. Vorschriften über die Geheimhaltung entgegenstehen
oder

3. ein überwiegendes öffentliches oder ein schutzwürdiges
privates Interesse verletzt würde oder

4 deren Umfang das zumutbare Maß überschreitet.

(3) Allgemeine Anordnungen, die einer Behörde Aus-
künfte an die Presse überhaupt, an diejenige einer be-
stimmten Richtung oder an ein bestimmtes periodisches
Druckwerk verbieten, sind unzulässig.

(4) Der Verleger einer Zeitung oder Zeitschrift kann
von den Behörden verlangen, daß ihm deren amtliche Be-
kanntmachungen nicht später als seinen Mitbewerbern zur
Verwendung zugeleitet werden.

# 5

Veröffentlichung amtlicher Schriftstücke

Die Presse darf Anklageschriften oder andere amtliche
Schriftstücke eines Straf- oder Bußgeldverfahrens nicht
veröffentlichen, bevor sie in öffentlicher Verhandlung
erörtert worden sind oder das Verfahren abgeschlossen
ist.

5 6

Sorgfaltspflicht der Presse

Die Presse hat alle Nachrichten vor ihrer Verbreitung
mit der nach den Umständen gebotenen Sorgfalt auf In-
halt. Herkunft und Wahrheit zu prüfen. Die Verpflichtung,
Druckwerke von strafbarem Inhalt freizuhalten (§ 21
Abs. 2), bleibt unberührt.

§ 7

Begriffsbestimmungen

(1) Druckwerke im Sinne dieses Gesetzes sind alle mit-
tels der Buchdruckerpresse oder eines sonstigen zur Mas-
senherstellung geeigneten Vervielfältigungsverfahrens
hergestellten und zur Verbreitung bestimmten Schriften,
besprochenen Tonträger, bildlichen Darstellungen mit und
ohne Schrift und Musikalien mH Text odeT Erläuterungen.

(2) Zu den Druckwerken gehören auch die vervielfäl-
tigten Mitteilungen, mit denen Nachrichtenagenturen,
Pressekorrespondenzen, Materndienste und ähnliche Unter-
nehmungen die Presse mit Beiträgen in Wort, Bild oder
ähnlicher Weise versorgen. Als Druckwerke gelten ferner
die von einem presseredaktionellen Hilfsuntemehmen ge-
lieferten Mitteilungen ohne Rücksicht auf die technische
Form, in der sie geliefert werden.

(3) Den Bestimmungen dieses Gesetzes über Druckwerke
unterliegen nicht

1. amtliche Druckwerke, soweit sie ausschließlich amtliche
Mitteilungen enthalten,

2. die nur Zwecken des Gewerbes und Verkehrs, des haus
liehen und geselligen Lebens dienenden Druckwerke
wie Formulare, Preislisten, Werbedrucksachen, Fami
lienanzeigen, Geschäfts-, Jahres- und Verwaltungsbe
richte und dergleichen, sowie Stimmzettel für Wahlen

Zulassungsfreiheit

Die Pressetätigkeit einschließlich der Errichtung eines
Verlagsuntemehmens oder eines sonstigen Betriebes des
Pressegewerbes darf von irgendeiner Zulassung nicht ab-
hängig gemacht werden.

Anfangspassagen des NW-Landespressegesetzes



Das alte Reichspressegesetz von 1874 verfolgte die Einheitsregelung, es war
an die Stelle von 27 Landespressegesetzen getreten. Das war ein erheblicher
Fortschritt. Auch damals hatte es viele Kämpfe gegeben. Nach Artikel 4 der
Reichsverfassung von 1871 gehörten jedoch die Bestimmungen über die
Presse zur ausschließlichen Kompetenz der Reichsgesetzgebung. So drängte
der neue Reichstag gegen vielfältigen Widerstand auf eine Reichslösung und
der "Eiserne Kanzler“, Fürst Bismarck, mußte 1874 wohl oder übel nach-
geben!

Das Presserecht war nach dem Zweiten Weltkrieg wieder Ländersache in
Deutschland, aber der Bund kann nach Artikel 75 des Grundgesetzes Rah-
menvorschriften über die allgemeinen Rechtsverhältnisse der Presse und des
Films erlassen. Offensichtlich wollte Bonn zunächst von dieser Möglichkeit
Gebrauch machen, denn schon der Bundesinnenminister Robert Lehr arbei-
tete an einem entsprechenden Entwurf, der dann, da er keine "fortune“ hat-
te, nach seinem Staatssekretär schlicht "Lüders-Entwurf“ genannt wurde.
Dieser Entwurf scheiterte an dem geschlossenen Widerstand der Presse.
Trotz guter Einzelformulierungen entstand der Eindruck, als wolle der Bun-
desinnenminister ein Polizeigesetz schaffen. Auf diese Weise wurde den
Presseverbänden und den Männern des Deutschen Presserats klar gemacht,
daß die Chancen für eine fortschrittliche Presserechtsregelung nur noch bei
den Ländern liegen konnte.

Inzwischen hatten die Bundesländer selbst die Initiative ergriffen. Sie berie-
ten über einen "Modellentwurf für Landespressegesetze“, der unter Be-
rücksichtigung der "Leitsätze des Presserates für ein Landespressegesetz“
von einer Kommission der Innenminister ausgearbeitet worden war. An die-
sem Entwurf war das Innenministerium von Nordrhein-Westfalen federfüh-
rend beteiligt. Wie der damalige Innenminister Hermann Josef Dufhues ver-
sicherte, sollte es ein modernes Pressegesetz werden. Aber die Front derer,
die einer Rechtszersplitterung entgegenwirken wollten, zerbrach schneller
als gedacht, und nach und nach haben die einzelnen Landtage oder Abgeord-
netenhäuser jeweils für sich entschieden.

Die Pressegesetze in Hamburg, Niedersachsen, Bremen und Berlin sind vor-
bildlich. Sie haben ein uneingeschränktes Zeugnisverweigerungsrecht ver-
ankert. Dies ist nicht nur den Sozialdemokraten zu verdanken, die dort die
Mehrheit besitzen, sondern vor allem auch der FDP. In Hannover hat die
CDU gleichermaßen für ein uneingeschränktes Zeugnisverweigerungsrecht
gefochten. In Nordrhein-Westfalen hingegen ist trotz zweijähriger Beratun-
gen der landesgesetzlichen Regelung das Zeugnisverweigerungsrecht bis
zum Schluß umstritten geblieben. Auch am Tag der dritten Lesung des Lan-



despressegesetzes stimmten noch 42 CDU- und FDP-Abgeordnete für den
Antrag eines CDU-Fraktionsmitgliedes, die Bestimmung wegen "verfas-
sungsrechtlicher Bedenken“ aus dem Entwurf zu streichen. Die 42 Parla-
mentarier in Düsseldorf waren entschlossen, die Regelung des Zeugnisver-
weigerungsrechtes weiterhin dem Bund zu überlassen, obwohl er in den ver-
gangenen 17 Jahren auf diesem Gebiet trotz der Entwürfe von SPD und FDP
für ein Bundesrahmengesetz nichts Ernsthaftes unternahm.

Umstritten blieb in der Landeshauptstadt Düsseldorf auch die Regelung des
Informationsrechtes der Presse. Zwar lautet der § 4: "Die Behörden sind
verpflichtet, den Vertretern der Presse die der Erfüllung ihrer öffentlichen
Aufgaben dienenden Auskünfte zu erteilen“, aber es heißt auch im gleichen
Paragraphen: “Ein Anspruch auf Auskunft besteht nicht, soweit
1. durch sie die sachgemäße Durchführung eines schwebenden Verfahrens
vereitelt, erschwert, verzögert oder gefährdet werden könnte oder
2. Vorschriften über die Geheimhaltung entgegenstehen oder
3. ein überwiegendes öffentliches oder ein schutzwürdiges privates Interesse
verletzen würde oder
4. deren Umfang das zumutbare Maß überschreitet.“
Die Frage ist erlaubt, und die Frage wird in Zukunft oft genug bei den ver-
schiedensten Gelegenheiten gestellt werden: Was heißt hier “das zumutbare
Maß“? Nicht zu Unrecht hat in der nordrhein-westfälischen Landtagsdebat-
te der sozialdemokratische Fraktionsjurist Dr. Dr. Neuberger in diesem Zu-
sammenhang vor Willkür gewarnt, der hier leicht Tür und Tor geöffnet wer-
den könnte.

Auch das Zeugnisverweigerungsrecht im nordrhein-westfälischen Landes-
pressegesetz ist nicht so uneingeschränkt, wie es auf den ersten Blick den
Anschein hat. Die Einschränkung besteht darin, daß das Beschlagnahme-
und Durchsuchungsverbot in Zusammenhang mit dem Zeugnisverweige-
rungsrecht nicht gilt, "wenn der zur Verweigerung des Zeugnisses Berech-
tigte als Täter oder als Teilnehmer einer strafbaren Handlung dringend ver-
dächtig ist.“

Nordrhein-Westfalens Innenminister, Willi Weyer, gab bei den Beratungen
unumwunden zu, daß das größte Bundesland mit seiner starken demokrati-
schen Presse das "Schlußlicht“ bei der Verabschiedung des Gesetzes sei.
Andererseits lobte der Minister jetzt die "moderne Fortschrittlichkeit“, was
von seiner Warte aus zu verstehen ist, denn er hatte sich noch zu Beginn der
Beratungen im November 1963 gegen eine Regelung des Zeugnisverweige-
runsgrechts auf Länderebene ausgesprochen, obwohl damals schon allen
klar war, daß der Bund die Zügel weiter schleifen lassen würde.



Der Volksmund meint ”Ende gut, alles gut“, aber in Nordrhein-Westfalen
läßt sich das nur mit Einschränkungen sagen. Die Standortzeitungen, die
große Regionalpresse, die mächtigen überregionalen Blätter und die vielen
Zeitschriften, man könnte sie die geistigen Bodenschätze unseres Landes
nennen, verstehen nicht, daß in Düsseldorf unmöglich ist, was in Hamburg,
Hannover, Bremen oder Berlin selbstverständlich war.

Es gehört zu den bemerkenswerten Beobachtungen im Düsseldorfer Land-
tag, daß es eigentlich nie eine ausgeprägte Frontstellung zwischen den Par-
teien gab. In allen Fraktionen von CDU, SPD und FDP war man von der
grundsätzlichen Notwendigkeit überzeugt, doch nur wenige hatten es son-
derlich eilig. So blieben die Last der Arbeit und der Wille, andere zu über-
zeugen, so leidenschaftlichen parlamentarischen Einzelkämpfern wie dem
Abgeordneten Dr. Dr. Neuberger Vorbehalten. Er war es auch, der dann vor
dem Landtag bei der Schlußabstimmung, die eine große Mehrheit für das
Landespressegesetz unter voller Unterstützung der Opposition brachte, da-
von sprach, das Bestmögliche sei unter den gegebenen Umständen erreicht
worden.

Zu den gegebenen Umständen gehörte der Regierungsentwurf. Er war für
Verleger und Journalisten unannehmbar, und dies ist erfreulicherweise
schon in der ersten Lesung im Jahre 1965 von den beiden großen Partein
unmißverständlich zum Ausdruck gebracht worden. Der Regierungsentwurf
mit seinen juristischen Finessen hatte selbst elementare Voraussetzungen für
eine verantwortungsbewußte und freiheitliche Arbeit der Presse zu umgehen
gewußt. So betonte der § 18 der Regierungsvorlage die vorläufige Sicher-
stellung, wonach jederzeit und an jedem Ort der Staatsanwalt oder eben sein
Hilfsbeamter eingreifen konnte. Der Landtag setzte jedoch eine weitgehende
Neufassung durch, in der vor allem der nunmehr rechtskräftige Paragraph
von allergrößter Bedeutung ist, nämlich: ”Die vorläufige Sicherstellung ist
unzulässig bei Tageszeitungen!“

Natürlich wird kein Verleger und kein Journalist künftig ständig mit dem
neuen Landespressegesetz unter dem Arm herumlaufen und paragraphen-
weise etwa auf sein Recht pochen. Politiker, die dies geglaubt haben, sind
sicherlich spätestens am Tag der dritten Lesung von ihrem Parlamentskolle-
gen Dr. Dr. Neuberger belehrt worden. Er sagte in seinem Plädoyer für die
Freiheit der Presse, daß Journalisten und Verleger sich weitgehend in eige-
ner Verantwortung zu bewähren haben. Dies sei für ihn ohne Zweifel, weil
sich Verleger und Journalisten im Laufe der zwanzig Nachkriegsjahre längst
bewährt hätten, obwohl sie bislang nicht auf die eigentlich selbstverständli-
chen Rechte eines modernen Pressegesetzes zurückgreifen konnten.



Und ich darf hinzufügen, daß sich ja in der Tat das Verhältnis zwischen
Presse und Behörden, von einigen unerfreulichen Vorgängen abgesehen, in
der Nachkriegszeit zum Nutzen unserer Demokratie entwickelt hat. Viel-
leicht hätte die Öffentlichkeit an Gesetzgebungen für die Presse gar nicht so
regen Anteil genommen, wenn es nicht beispielsweise die  Spiegel -Affäre ge-
geben hätte, und wenn nicht der Versuch unternommen worden wäre, sei-
nerzeit den Skandal um das Abhören von Telefonen in Deutschland zu ei-
nem Presseskandal zu machen, weil es Journalisten waren, die diesen glatten
Verfassungsbruch erst aufdeckten und den zuständigen Innenminister
zwangsläufig in eine schwierige Lage brachten.

Die Presse in Deutschland ist im Laufe ihrer Geschichte häufig als potentiel-
ler Störer der Ordnung angesehen worden und als das tägliche Ärgernis.
Was sie in Wahrheit immer gewesen ist, mag den meisten klar geworden
sein, als die ersten Freiheiten der Presse, wie sie im alten Kaiserreich und
in der Weimarer Verfassung zugestanden wurden, verblaßten.

Nordrhein-Westfalen mit seinen 17 Millionen Einwohnern und seiner
vielfältig-bunten Presselandschaft hat nun, wie die anderen Länder, der
Presse die "öffentliche Aufgabe“ gesetzmäßig zuerkannt. Darin liegt gewiß
der Dank für schwere Aufbaujahre, uns aber soll dies Ansporn sein, diese
Aufgabe im Bewußtsein der Verantwortung täglich aufs neue zu ergreifen
und zu bewältigen — trotz unerfüllt gebliebener Wünsche.

Wir wollen es nicht als ein nationales Unglück ansehen, daß auf den ersten
Anhieb kein einheitliches Presserecht in der Bundesrepublik zu erreichen
war. Wir hoffen, daß einsichtige Parlamentarier und vorwärtsdrängende
Presseverbände in den nächsten Jahren eine größtmögliche Vereinheitli-
chung anstreben. Die jüngste Novelle zum hessischen Pressegesetz, die ein
unumschränktes Zeugnisverweigerungsrecht verankert, ist ein gutes Zei-
chen hierfür.



2.3 Landesverband der Zeitungsverleger

2.3.1 Gründungsgeschichte der Vereinigung *

Der Verein Rheinisch-Westfälischer Zeitungsverleger wurde am 17. März
1953 im Kaiserhof in Essen gegründet. Ihm schlossen sich 93 Verlage mit
einer Auflage von 2.7 Mio. Exemplaren an. Zu Vorsitzenden wurden die
Verleger Dietrich Oppenberg und Lambert Lensing gewählt. Beisitzer wa-
ren die Verleger Alfred Hausknecht, Dr. Kurt Neven DuMont, Jakob Fun-
ke, Hanns-Hermann Stillger, Dr. Friedrich Vogel, Franz Thielen, Ernst
Vay, Dr. Hellmuth Girardet, Jacob Schmitz und Leo Fleißig.

Mit der Gründung des Vereins war das jahrelange Nebeneinander von zwei
Zeitungsverleger-Organisationen beendet. Zwar hatte es schon seit dem
Wiedererscheinen der Altverleger-Zeitungen im Jahre 1949 in einer Ar-
beitsgemeinschaft gemeinsame Beratungen über alle wichtigen Probleme
gegeben, aber erst nach langwierigen Verhandlungen konnte es zum Zusam-
menschluß kommen. Die Schwierigkeiten lagen nicht so sehr im Landesbe-
reich, sondern in erster Linie auf der Bundesebene. Hier gab es heftige Aus-
einandersetzungen um die Eingliederung von Dr. Walter Jänicke und von
Egon Frhr. v. Mauchenheim, die sich in den voraufgegangenen Bemühun-
gen um das Wiedererscheinen der alten Zeitungstitel verdient gemacht
hatten

Die Nachkriegsgeschichte der Zeitungen in unserem Lande begann mit
Nachrichtenblättern der Besatzungsbehörden. Kurz nach der amerikani-
schen Besetzung von Aachen erschienen die  Aachener Nachrichten  am 24.
Januar 1945. Die Amerikaner brachten im Zuge ihres weiteren Vordringens
den  Kölnischen Kurier  in Köln und die  Ruhr-Zeitung  in Essen heraus. Grün-

* D. O.: 25 Jahre VRWZ und seine Vorgeschichte, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bonn-Bad
Godesberg), 75. Jg./Nr. 15, 14. April 1978, S. 478-483.



der dieser Zeitungen und ihr erster Chefredakteur war Hans Habe, der in
seinem Buch ”Im Jahre Null — Ein Beitrag zur Geschichte der deutschen
Presse“ die Ereignisse dieser Zeit anschaulich zu schildern wußte. So heißt
es hier: “Die erste Nummer der  Ruhrzeitung  — Traum eines Journalisten!
Die Schlagzeilen lauteten: 'Die Waffen wurden gestreckt. Deutschland er-
gibt sich bedingungslos. — Am 8. Mai 1945, um Mitternacht, erscholl der
Befehl — Feuer einstellen!“'

Als die britische Besatzungsmacht die Amerikaner im Juni 1945 ablöste, er-
schienen noch die  Neue Westfälische Zeitung  in Oelde und die  Neue Rheini-
sche Zeitung (NRZ)  in Düsseldorf. Die englischen Presseoffiziere hatten
sehr bald erkannt, daß die pressemäßige Begleitung eines neuen demokrati-
schen Lebens in unserem Lande glaubwürdig nur von deutschen Journalisten
erfolgen konnte. Deshalb bereiteten sie schon frühzeitig Pläne für das Wie-
derentstehen neuer deutscher Zeitungen vor. So wurde auf ihre Anregung
im August 1945 der Rheinisch-Westfälische Zeitungsverleger-Verein ge-
gründet, in dem sich die Verleger, die mit der Herausgabe der Zeitungen
betraut werden sollten, zusammenfanden.

Um diese Zeit gab es in den Besatzungszeitungen schon deutsche Redakteu-
re, die nach und nach an die Stelle der Besatzungsoffiziere traten. Es war
das Werk von Oberst Dilke in Düsseldorf. Sein Kollege von der Ruhr,
Oberst Mosbacher, vertrat demgegenüber die Auffassung, daß die Entwick-
lung viel zu stürmisch verlief. Dieser sympathische Mann hatte sicher seine
Gründe für sein vorsichtiges Verhalten, aber er konnte sich nicht durchset-
zen. Hervorzuheben aus dieser Zeit sind noch Männer wie Gerold Long —
heute Generaldirektor der Nachrichtenagentur  Reuters  —, Franz von Wei-
kersheim und Leo Felix.

Diese Besatzungsoffiziere gewannen nach anfänglichen Bedenken sehr
schnell ein vertrauensvolles Verhältnis zu den deutschen Zeitungsmännern,
die mit ihnen zusammenarbeiteten. Ursprünglich bestand auch in der briti-
schen Zone die Absicht, nach amerikanischem Muster in jeder großen Stadt
eine sogenannte Gruppenzeitung ins Leben zu rufen und mit ihrer gemeinsa-
men Leitung mehrere Persönlichkeiten aus den verschiedenen demokrati-
schen Richtungen zu betrauen. Man versprach sich davon eine ausgewogene
Berichterstattung und eine Vielfalt der Meinungen.

In Erinnerung geblieben ist eine Begebenheit in Wuppertal, bei der die Poli-
tiker davon überzeugt werden mußten, daß in einer Druckerei, in der ein
NS-Verlag belgische Rotationswerke, holländische Gießapparate und fran-
zösische Setzmaschinen zusammengetragen hatte, bald keine Zeitung mehr
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hergestellt werden könnte, weil sich die früheren Besitzer alsbald ihre Ma-
schinen wieder zurückholen würden. So geschah es denn auch.

Nach dem Regierungswechsel in London verschwanden die Gruppenzei-
tungspläne im Oktober 1945 sang- und klanglos. Sie wurden durch neue
Vorstellungen ersetzt. Im Februar 1946 und in den folgenden Monaten er-
hielten zunächst 20 Zeitungen ihre Lizenz. Diese Zeitungen sollten unter-
schiedliche Parteirichtungen vertreten. Es gab je sechs Zeitungen, die den
Sozialdemokraten und Christdemokraten nahe standen, vier kommunisti-
sche Zeitungen, zwei Zeitungen der Freidemokraten und zwei Zentrumszei-

Lizenzen der Britischen Militärregierung für NRW
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„Aachener Nachrichten" Aachen 24. 1. 1945
„Aachener Volkszeitung“ Aachen 22. 2. 1946
„Die Freiheit“ Düsseldorf 1. 3. 1946
„Volksstimme“ Köln 4. 3. 1946
„Rheinische Zeitung“ Köln 2. 3. 1946
„Rheinische Post“ Düsseldorf 2. 3. 1946
„Westfalen-Zeitung" Bielefeld 15. 3. 1946
„Westfälische Rundschau“ Dortmund 20. 3. 1946
„Rhein-Echo“ Düsseldorf 9. 3. 1946
„Kölnische Rundschau“ Köln 19. 3. 1946
„Freie Presse“ Bielefeld 3. 4. 1946
„Westfalenpost“ Soest 26. 4. 1946
„Handelsblatt“ Düsseldorf 16. 5. 1946
„Westdeutsche Rundschau“ Wuppertal 8. 5. 1946
„Rhein-Ruhr-Zeitung“ Essen 14. 5. 1946
„Westdeutsches Volks-Echo“ Dortmund 7. 5. 1946
„Volks-Echo“ Detmold 16. 7. 1946
„Neue Ruhr Zeitung" Essen 13. 7. 1946
„Westfälische Nachrichten“ Münster 3. 8. 1946
„Westdeutsches Tageblatt“ Dortmund 24. 8. 1946
„Neuer Westfälischer Kurier“ Werl 6. 9. 1946
„Westdeutsche Allgemeine" Bochum/Essen 3. 4. 1948
„Westdeutsche Zeitung“ Düsseldorf 1. 7. 1948



tungen. Ferner ließen die Engländer eine Wirtschaftszeitung und 1948 zwei
"unabhängige“ Blätter zu. Die kommunistischen Zeitungen wurden später
wieder verboten.

Die Landesverbände der Zeitungsverleger in der britischen Zone schlossen
sich alsbald zum Nordwestdeutschen Zeitungsverleger-Verein zusammen.
Schon im August 1946 wurde das Versorgungswerk der Presse wieder ins
Leben gerufen und Vorbereitungen für die Übernahme des  Deutschen
Presse-Dienstes  in deutsche Hände getroffen. Es war ein freudiges Ereignis,
als im Oktober 1947 Brigitte Krüger als erste Korrespondentin nach London
gehen konnte. Ihre Tätigkeit verdient, besonders gewürdigt zu werden, war
sie doch die erste inoffizielle Botschafterin unseres Landes in der englischen
Hauptstadt.

Die größten Sorgen bereitete die Papierbeschaffung. Zunächst erschienen
die Zeitungen zweimal wöchentlich mit je vier Seiten in begrenzter Auflage.
Als im Mai 1947 die Papierfabrik Reisholz wegen Kohlenmangels ihre Pro-
duktion einstellen mußte, kamen die Zeitungen zeitweilig nur mit zwei Sei-
ten als "Notausgabe“ heraus. Der kurz vorher ins Leben gerufene Papier-
ausschuß bemühte sich mit Erfolg bei der Ruhrkohlen-Behörde um eine bes-
sere Kohlenzuteilung für die Papierfabriken. Der Privatinitiative eines Ver-
legerkollegen verdankten die Arbeiter der Reisholz-Fabrik neue Arbeitsklei-
dung.

Die schwierige Situation machte uns nicht mutlos. Zwischen den Trümmern
der Düsseldorfer Messe entstand im Oktober 1947 auf Initiative unseres
Kollegen Emil Groß die erste gesamtdeutsche Presseausstellung nach dem
Kriege, an der sich Verlage aus allen vier Besatzungszonen beteiligten. Mit
dem Beginn des Jahres 1948 bereiteten die englischen Behörden die Verord-
nung Nr. 108 vor, die die Lizenzierung von Zeitungen und Zeitschriften den
deutschen Ministerpräsidenten übertrug. Auf diese Weise erschienen
1948/49 weitere sechs Zeitungen:

Titel Verlagtort
Nr. 1 er-

schien am

.Neue Volkszeitung

Industriekurier“

Dortmund 15. 9.1948

1.11.1948

3. 1.1949

1. 3.1949

10. 9.1948

Gelsenkirchen-Buerl. 9.1949

Düsseldorf

Düsseldorf

Dortmund

.Allgemeine Kölnische Rundschau“ Köln

.Westdeutsche Nachrichten

Freies Volk'

Ruhr-Nachrichten



Den ständigen Bemühungen der Altverleger, die sich in dem wiedergegrün-
deten "Verein Deutscher Zeitungsverleger“ zusammenschlossen, ist es mit
zu verdanken, daß nach dem Gesetz Nr. 5 der Hohen Kommissare vom 21.
September 1949 die Lizenzierung völlig aufgehoben wurde und in unserem
Lande 70 Zeitungen wiedererscheinen konnten. So verdanken die Altverle-
ger im letzten Betracht ihr Erscheinen auch einem Akt der Militärregierung.

Die nach der Pressefreiheit wiederentstandenen Titel waren:  Allgemeiner
Anzeiger  (Halver),  Altenaer Kreisblatt  (Altena),  Annener Zeitung  (Witten-
Annen),  Anzeiger für Sieg und Rhein  (Troisdorf),  Benrather Tageblatt
(Düsseldorf-Benrath),  Bergische Landeszeitung  (Bergisch Gladbach),  Ber-
gische Morgenpost  (Wuppertal),  Buersche Zeitung  (Gelsenkirchen-Buer),
Bünder Tageblatt  (Bünde),  Dortmunder Nord-West-Zeitung  (Dortmund),
Dreistädte Zeitung  (Viersen),  Duisburger General-Anzeiger  (Duisburg),
Dürener Lokal-Anzeiger  (Düren),  Düsseldorfer Nachrichten  (Düsseldorf),
Erftland-Zeitung  (Bergheim/Erft),  Essener Allgemeine Zeitung  (Essen),
General-Anzeiger  (Wuppertal),  General-Anzeiger  (Bonn),  General-
Anzeiger  (Oberhausen),  Geseker Zeitung  (Geseke),  Gevelsberger Zeitung
(Gevelsberg),  Die Glocke  (Oelde),  Haller Kreisblatt  (Halle i. W.),  Hasper
Zeitung  (Hagen-Haspe),  Ruhr-Anzeiger / Die Heimat am Mittag  (Hattin-
gen),  Hellweger Anzeiger  (Unna),  Herforder Kreisblatt  (Herford),  Hemer
Zeitung  (Herne),  Hildener Zeitung  (Hilden),  Honnef er Volkszeitung  (Bad
Honnef),  Härder Volksblatt  (Dortmund-Hörde),  Ibbenbürener Volkszeitung
(Ibbenbüren),  Iserlohner Kreisanzeiger und Zeitung  (Iserlohn),  Kettwiger
Zeitung  (Kettwig),  Kölner Stadt-Anzeiger  (Köln),  Lippische Landeszeitung
(Detmold),  Lüdenscheider Nachrichten  (Lüdenscheid),  Meinerzhagener
Zeitung  (Meinerzhagen),  Mendener Zeitung  (Menden),  Mindener Tageblatt
(Minden),  Der Mittag  (Düsseldorf),  Münstersche Zeitung  (Münster),  Neue
Hohenlimburger Zeitung  (Hohenlimburg),  Neuß-Grevenbroicher Zeitung
(Neuß),  Mettmanner Zeitung  (Mettmann),  Oberbergische Volkszeitung
(Gummersbach),  Recklinghäuser Zeitung  (Recklinghausen),  Remscheider
Generalanzeiger  (Remscheid),  Rhein-Wupper-Zeitung  (Opladen),  Rhein-
Wupper-Zeitung  /  Bergischer Volksbote  (Burscheid),  Rheydter Zeitung
(Rheydt),  Ruhrwacht  (Oberhausen),  Sauerländer Volksblatt  (Olpe),  Sieg-
burger Zeitung  (Siegburg),  Siegener Zeitung  (Siegen),  Soester Anzeiger
(Soest),  Solinger Tageblatt  (Solingen),  Süderländer Tageblatt  (Plettenberg),
Süderländer Volksfreund  (Werdohl),  Schwelmer Zeitung  (Schwelm),
Schwerter Zeitung  (Schwerte),  Tecklenburger Kreisblatt  (Ibbenbüren),
Tecklenburger Landbote  (Lengerich),  Velberter Zeitung  (Velbert),  Volks-
blatt  (Euskirchen),  Wanne-Eickeler-Zeitung  (Wanne-Eickel),  Westdeutsche
Nachrichten  (Gelsenkirchen-Buer),  Westfälische Zeitung  (Bielefeld),  West-



fälischer Anzeiger und Kurier  (Hamm),  Westfälisches Volksblatt  (Pader-
born).

Heute ist das Geschehen dieser Jahre Geschichte, und nur noch wenige Ver-
leger können sich an diese bewegte Zeit erinnern. Hierzu schreibt Dr. Fried-
rich Vogel in einem Erinnerungsartikel 1966 im  ZV  -1-  ZV:  ”Der von Alt-
verlegerseite begreiflicherweise in den Jahren bis Ende 1949 oft geäußerte
Gedanke, (durch die Lizenzierung) seien unter Verletzung altangestammter
Rechte durch eine relative Monopolstellung einseitige Chancen geschaffen
worden und damit sozusagen durch die Gunst fremder Mächte unberechtigte
und billige Besitzstände geschaffen worden, trifft nicht ganz den Kern der
Sache. Aus dem Abstand, den wir heute haben, kann man die Dinge nun in
Ruhe sehen und überblicken.“

So war es verständlich, daß erst allmählich die Schranken fielen und sich
die Verleger verhältnismäßig spät in einer starken Organisation zusammen-
schlossen. Endlich konnte 1953 in unserem Lande das jahrelang die Gemü-
ter bewegende Thema ”Vereinsfusion“ beiseite gelegt und zur sachlichen
Arbeit übergegangen werden. Es zeigte sich schon bald, daß die mannigfal-
tigen Probleme, mit denen sich die Verleger bei der Herausgabe ihrer Zei-
tungen zu beschäftigen hatten, in dem gemeinsamen Landesverband einfa-
cher zu lösen waren.

Mit welchen Aufgaben die Verleger vor 25 Jahren zu ringen hatten, geht an-
schaulich aus einem Bericht der Jahresversammlung des Gesamtverbandes
vom 1. Juli 1953 in Hattenheim hervor. Hier erinnerte der Präsident Emil
Groß an die beiden gewerkschaftlichen Streikaktionen des Vorjahres gegen
die Zeitungsverlage und zeigte die folgenden Belastungen auf, denen die
Presse und die Öffentlichkeit durch derartige Eingriffe ausgesetzt waren.
Dazu erklärte er: ”Die Presse als das überragende Nachrichtenmittel und als
Trägerin der öffentlichen Meinungsbildung im demokratischen Rechtsstaat
darf auch in sozialpolitischen Auseinandersetzungen nicht durch gewerk-
schaftliche Kampfmaßnahmen an der Erfüllung ihrer staatspolitisch lebens-
wichtigen Aufgabe gehindert werden.“

Dem Geschäftsführer Arnold Herbert Baier gelang es, mit seinen Mitarbei-
tern das Vertrauen aller Verleger zu erwerben und in den neuen Geschäfts-
räumen in der Schadowstraße in Düsseldorf ein Zentrum aktiver Vereinsar-
beit zu errichten.



2.3.2 Ergebnisse des ersten Vereinsjahres *

Das erste Jahr gemeinsamer Arbeit liegt hinter uns. Am 17. März 1953 wur-
de der Verein Rheinisch-Westfälischer Zeitungsverleger in Essen gegrün-
det. Der Vorstand begann am gleichen Tage mit seiner Tätigkeit. Er wählte
aus seiner Mitte die Kollegen Lensing und Oppenberg zu Vorsitzenden des
Vereins

Die Zusammenarbeit im Vorstand war von Anfang an vertrauensvoll. Wenn
jeder zunächst rein gewohnheitsgemäß bei der Sitzordnung auf die frühere
Vereinszugehörigkeit achtete, so gehört das längst der Vergangenheit an.
Die Tagesarbeit hat bestätigt, daß wir gemeinsame Interessen haben, die wir
besser und reibungsloser zusammen lösen können.

Das erste Jahr unseres Bestehens war überschattet von der Frage, ob die bei-
den Spitzenverbände sich ebenfalls zu einem einheitlichen Verein zusam-
menschließen würden. Der Vorstand mußte sich häufig mit den einzelnen,
oft unerfreulichen, Phasen der Entwicklung beschäftigen. Als das Problem
des Werbefunks akut wurde, hat sich der Vorstand sofort mit der Landesre-
gierung in Verbindung gesetzt. Die klare, den Werbefunk eindeutig ableh-
nende Antwort des Ministerpräsidenten ist Ihnen bekannt.

Die deutsche Zeitungsdruckpapierindustrie hat ihren Schwerpunkt in unse-
rem Gebiet. Wenn zu Anfang des Jahres 1953 Sorgen bestanden, ob die In-
landsproduktion voll abgenommen würde, konnten diese Sorgen mit Unter-
stützung des Vereins behoben werden. Das gab uns auch das Recht, für eine
Beibehaltung des Papierpreises einzutreten, zu einem Zeitpunkt, wo sich
deutlich steigende Tendenzen zeigten.

Der Vorstand hat Besprechungen mit Vertretern des Journalistenverbandes
und der Gewerkschaften geführt. Die Journalisten wünschten eine bessere
Bezahlung der freien Mitarbeiter und Unterstützung bei der Schaffung einer
Landes-Presseakademie. Die Gewerkschaften wollten die Zustimmung zu
einem Landestarif für die Angestellten in den Zeitungsbetrieben.

Im graphischen Gewerbe ist durch die Schaffung eines obersten Schiedsam-
tes eine Institution geschaffen worden, die dazu beitragen soll, den Arbeits-
frieden in den Druckereien zu erhalten. Wir hoffen, daß sich diese Einrich-
tung für unsere Zeitungsbetriebe segensreich auswirkt. Die Arbeit in den

* D. O.: Jahresbericht 1953/54 des Vereins Rheinisch-Westfalischer Zeitungsverleger, Essen 1954, Ms.,
S. 1-3.



einzelnen Fachausschüssen war sehr lebhaft. Von hier aus gingen wertvolle
Anregungen an den Vorstand.

Als sehr fruchtbar haben sich die Arbeitsgemeinschaften auf bezirklicher
und örtlicher Ebene erwiesen. An verschiedenen Plätzen sind Beschlüsse
über Regelung des Werberunwesens gefaßt worden, von denen man wün-
schen möchte, daß sie überall durchgeführt werden. Diese Vereinbarungen
dienen einem lauteren Wettbewerb. Sie lösen uns aus der verderblichen Um-
klammerung der Bezieherwerber und ziehen einen Schlußstrich unter eine
stark eingerissene Unsitte.

Die wirtschaftliche Situation der Tagespresse zeichnet sich durch steigende
Anzeigenumsätze aus. Die Markenindustrie führt einen für uns erfreulichen
Wettbewerb und bedient sich in erhöhtem Maße der Zeitungsanzeige für ih-
re Werbung. Dem steht ein Ansteigen unserer Kosten gegenüber, das die
verbesserten Erträge im wesentlichen illusorisch macht.

Ein neuer Zeitungstyp ist in Deutschland entstanden, der in unserem Bereich
starken Absatz gefunden hat. Er erreichte eine Auflage, die man in Deutsch-
land nicht für möglich gehalten hat. Fast zur gleichen Zeit sind die ersten
Fernsehsendungen gestartet. Der Auflage unserer Tageszeitungen haben
beide Konkurrenten nicht geschadet. Das bedeutet keinesfalls, daß wir uns
nicht technisch und redaktionell auf sie einstellen müssen. Wir stehen noch
am Anfang der Entwicklung. Modernisieren wir unsere Druckereien und
modernisieren wir unsere Redaktionsstäbe, so haben wir für den Kampf um
den Leser gute Waffen in der Hand.

Unsere Vereinsgeschäftsstelle konnte kurz vor Jahresschluß neue Arbeits-
räume beziehen. Die Mitarbeiter sitzen jetzt in sauberen, hellen Büros im
Presseviertel der Landeshauptstadt. Unsere Geschäftsstelle steht allen Mit-
gliedern zur Verfügung. Wir freuen uns über jeden Besuch. Finanziell hat
der Verein am 1. April 1953 mit Verbindlichkeiten gegenüber dem
Rheinisch-Westfalischen Zeitungsverleger-Verein begonnen.

Die Mitglieder haben ihre Beiträge pünktlich entrichtet. Heute ist der Verein
finanziell gesund und kann seine Aufgaben ohne geldliche Schwierigkeiten
erfüllen. Die Kosten haben sich in normalen Grenzen gehalten und liegen
unter der von den Mitgliedern genehmigten Etatsumme. Der Vorstand
möchte den Mitgliedern herzlichen Dank sagen für ihre rege Mitarbeit und
für ihr Verständnis, das sie uns bei Überwindung der Anfangsschwierigkei-
ten entgegengebracht haben.



Dem Geschäftsführer, Herrn Baier, und seinen Mitarbeiterinnen möchte ich
für ihre Arbeit im vergangenen Jahr ebenfalls volle Anerkennung und Dank
aussprechen. Wir wünschen uns für das kommende Jahr eine Verbesserung
unserer Vereinstätigkeit, eine planvolle und wirkungsvolle Arbeit im Inter-
esse unserer Zeitungen.

Wir hoffen, daß unsere Zeitungen sich wirtschaftlich gesund erhalten kön-
nen und krisenfester werden. Wir erwarten, daß wir im neuen Jahr Fort-
schritte machen in der Erreichung eines lauteren Wettbewerbs untereinan-
der. Wir möchten wünschen, daß neben der sachlichen Arbeit der menschli-
che Kontakt gepflegt werden kann. Nur so schaffen wir eine freundliche
Atmosphäre des gegenseitigen Verständnisses.

Bei unserer Pressearbeit soll der Verein ein nützliches Instrument sein. Er
soll uns helfen, geordnete Verhältnisse im Zeitungswesen zu erwirken und
zu erhalten. Er soll immer dann bereit sein, wenn wir als Einzelverlag auf
Aufgaben stoßen, die nur gemeinsam angepackt werden können.



2.4 Pressekonzentration im Bundesland

2.4.1 Zustand in endsechziger Jahren *

Das Jahr 1967 hat einigen Zeitungen den Garaus gemacht. Die vom Bundes-
tag und von der Regierung vielfach beschworene Vielfalt der Presse als Ga-
rant eines gesunden demokratischen Lebens hat an mehreren Plätzen, auch
an Rhein und Ruhr, leichten Schaden genommen. Um sich über Wasser zu
halten, sind einige Zeitungen artfremde Verbindungen eingegangen, für die
unsere Freunde in Bielefeld ein bezeichnendes Beispiel geliefert haben.

Die Konzentration in der Presse marschiert weiter, der ruinöse Wettbewerb
wird fortgesetzt, auch wenn die Regierung der Arbeit des Deutschen Presse-
rats und der Pressekommission verstärkte Beachtung schenkt. Das Anzei-
gengeschäft, die Redaktionskosten und die zwingende Erneuerung der tech-
nischen Ausrüstung der Zeitungsbetriebe, alles drängt zur größeren Einheit
hin und fördert auf diese Weise den Konzentrations- oder Kooperations-
prozeß.

Dabei ist der Streit müßig, ob Zeitungen mit einer Auflage unter 100.000
oder unter 150.000 noch in der Zukunft eine Überlebenschance haben. Es
kommt hier wesentlich auf die Verlagsstruktur und die Verlagsorganisation
an. Für die Verlagsstruktur ist entscheidend, auf wieviel Bezirksausgaben
sich die Auflage verteilt, welche Plätze ein gutes Anzeigenaufkommen bie-
ten und welche Position der Verlag gegenüber seiner Konkurrenz hat.

Bei einer weiteren Streuung über das ganze Bundesgebiet kann selbst eine
Zeitung mit einer Auflage über 200.000 nur noch mit Subvention durch ei-
nen großen Konzern, zu dem die Zeitung gehört, ihr starkes Defizit ausglei-
chen

* D. O.. Der Zeitungsmarkt im Ruhrgebiet. Vortrag anläßlich einer Geschäftsstellenleiter-Tagung in Mül-
heim am 20. Januar 1968, S. 1-2 (Auszüge).



Publizistische Einheiten (mit Verlagen, Ausgaben und Auflagen) in den
Ländern der Bundesrepublik Deutschland

Publi- Verlage als Verkaufte
zistischc Verlage als wirtschafte Auflage
Einheiten Ausgaben Herausgeber Einheiten in 1000 Stück

Baden-Württemberg 1954  -33 247 115 85 1602,9
1964  26 244 102 65 1795,7
1967  23 237 94 58 1849,1

Bayern 1954  45 316 147 109 2069,6
1964  34 310 140 8* 2108,6
1967  29 301 124 75 2237,5

Berlin 1954  10 23 10 10 785,3
1964  8 14 8 8 908,3
1967 7  10 7 7 850,3

Bremen 1954  3 16 15 14 221,6
1964  2 332 215,3
1967  2 432 224,1

Hamburg 1954  10 23 10 10 2447,5
1964  6 25 6 6 5010,8
1967  5 24 5 5 5285,3

Hessen 1954  30 144 84 81 1224,0
1964  26 155 86 81 1316,3
1967 22  158 83 77 1330,3

Niedersachsen 1954 27  155 69 56 1068,7
1964  20 183 80 64 1310,7
1967  20 182 81 61 1343,8

Nordrhein-Westfalen 1954  41 411 112 83 2832,4
1964  34 383 87 61 3279,5

_ 1967 _28 351 81 52 3615,0

Rheinland-Pfalz 1954  13 S9 23 16 659,7
1964  12 98 22 15 717,3
1967  9 82 20 12 716,6

Saarland 1954  . ...
1964  2 14 2 2 176,8
1967  1 911 157,1

Schleswig-Holstein 1954  13 76 39 37 453,6
1964  13 66 37 32 479,0
1967  12 58 36 30 433,2

Bundesrepublik 1954  225 1500 624 501 13365,3
Deutschland 1964  183 1495 573 418 17318,3

1967  158 1416 535 330 18042,8

Walter J. Schütz in Publizistik*, 1967



Die Verlagsorganisation, die gut geführt wird und ihr Kostengefüge in fe-
stem Griff hat, vermag sich den sinkenden Umsätzen frühzeitig anzupassen.
Wo dies nicht geschieht und wo man notwendigen, oft tiefgreifenden Ent-
scheidungen ausweicht, wo in der Verlagsspitze die Entschlußkraft fehlt,
liebgewordene Zöpfe abzuschneiden und den Personalbestand zu verrin-
gern, da sitzt bald der Pleitegeier auf dem Dach und bewegt lautlos und ge-
spenstig seine Flügel, so lange bis sie alle auf der Straße liegen.

Dieses mitleidlose Gesetz der Marktwirtschaft gilt in verstärktem Maße für
die Presse dieser Zeit, in der das Anzeigengeschäft wie ein Menetekel über
der Pressefreiheit steht und der harte Wind des Wettbewerbs nur Starken ei-
nen Platz an der Sonne läßt.

Unter diesen Vorzeichen hat sich der Blätterwald an Rhein und Ruhr stark
gelichtet. Eine Großstadt wie Oberhausen hat nicht nur ein erhebliches Ze-
chensterben erlebt, auch zwei Zeitungsschächte sind innerhalb eines Jahres
stillgelegt worden. Es ist nicht abzusehen, wer noch folgen wird.

2.4.2 Befunde aus frühsiebziger Jahren *

Die Presselandschaft an Rhein und Ruhr ist gekennzeichnet durch den schar-
fen Wind des Wettbewerbs, der hier weht. Die Schwerpunkte sind sehr un-
gleichgewichtig verteilt. Nur in Dortmund liefern sich zwei Zeitungen ein
heftiges Kopf-an-Kopfrennen, überall sonst ist der erste Platz klar abge-
grenzt von der 2. und 3. Position. Darin liegt allem Anschein nach eine Ge-
setzmäßigkeit, und doch sah das Zeitungsbild der Vierzigerjahre anders aus.

In den fünfziger und sechziger Jahren hat es einschneidende Veränderungen
gegeben. Nichts deutet daraufhin, daß die Bewegung in den siebziger Jah-
ren zum Stillstand kommt. Es ist wie bei den modernen mobilen Skulpturen,
bei denen sich die Sandhäufchen mechanisch hin und her bewegen. Die je-
weils stärker und schwächer ansteigende Kostenflut ist das bewegende Ele-
ment, das die Veränderung der Pressestruktur bewirkt. —

* D. O.: Die Presse an Rhein und Ruhr. Vortrag anläßlich einer Geschäftsstellenleiter-Tagung in Essen am
17. Januar 1970, Ms., S. 1-3 (Auszüge).



Die siebziger Jahre werden uns auch in der Presse weitere Kooperationen
und Konzentrationen bescheren. Wenn es bisher kleinere Zeitungen waren,
die Anschluß an große Unternehmen suchten, so werden es in Zukunft auch
Zeitungen zwischen 50 und 120.000 Auflage sein. Dabei wissen wir, daß
die Auflage allein kein Kriterium ist. Zeitungen mit 75.000 können gesund
sein, wenn sie ihren Schwerpunkt in einer Großstadt haben.

Unsere Aufgabe wird es sein und bleiben, das AÄZ-Unternehmen soweit zu
festigen, daß es dem harten Wettbewerb und dem starken Kostendruck ge-
wachsen ist. Gegen beide Kräfte haben wir uns in den zurückliegenden Jahr-
zehnten bewundernswert stabil gezeigt. Alle Zeichen deuten daraufhin, daß
es auch in den siebziger Jahren so bleibt. Dabei geht es entscheidend darum,
unsere Marktposition wesentlich zu bessern.

Am Schluß meiner vorjährigen Betrachtung stand der Hinweis auf die sieb-
ziger Jahre, denen wir uns mit Riesenschritten nähern würden. Nun, das ist
inzwischen Wirklichkeit geworden. Realität wurde auch die Ankündigung
der Wochenenddruckauflage von 300.000 für die  NRZ.  Das ist jetzt schon
eine gute Gewißheit, eine schöne Selbstverständlichkeit. Wir haben gelernt,
mit den siebziger Jahren zu leben, wir haben gelernt, mit den 300.000 zu
leben.

Das heißt, wir marschieren munter auf die 350.000 zu und ziehen die Abon-
nementsauflage und den Einzelverkauf nach. Die Aufgaben, die an uns ge-
stellt werden und die Aufgaben die wir uns selbst stellen, fordern unsere
ganze Kraft und eine gute Organisation. Eine Organisation von Menschen,
die denken.

In die Zeitungslandschaft werden neuerdings viel attraktive Modelle gesetzt.
Wir konnten zum Jahreswechsel von neuen Formen beim  Spiegel  und im
Springer-Konzern hören. Was die Gewinnbeteiligung angeht, so ist sie
zweckgebunden für eine Altersversorgung. Nun, wir wissen, daß es bereits
seit 1951 eine selbständige Gesellschaft bei der  NRZ  gibt, die dem gleichen
Zweck dient. Unsere Unterstützungseinrichtung, in der der Betriebsrat
durch den Beirat mitbestimmt, hat inzwischen aus den Gewinnen der  NRZ
Zuwendungen in Höhe von 4.1 Mio. DM erhalten, die eine satzungsmäßig
festgelegte Pensionszuwendung garantieren.

Wir werden uns bemühen, neben den notwendigen Mitteln für den weiteren
Ausbau von Technik, Verlag und Geschäftsstellen auch ausreichende Mittel
für den Ausbau der sozialen Leistungen zur Verfügung zu stellen.



Überregionale Presse-Institutionen





3.1 Das Versorgungswerk der Presse

3.1.1 Phasen der Entwicklungsgeschichte *

Die Gründung erfolgte am 29. Mai 1949 in Bad Kreuznach in der Magister-
stube des Dr. Faustus. Es ging hier allerdings um eine sehr profane Angele-
genheit. Es galt, die Versorgungseinrichtung der Zeitungsredakteure wieder
auf eine feste, einheitliche Grundlage zu stellen und an die junge Tradition
von 1926 anzuknüpfen. Zur Feier des zehnjährigen Bestehens konnten wir
das Versorgungswerk ”ein kräftiges und lebendiges Werk“ nennen, das mit
seinen Mitteln den sozialen Schutz und die Sicherheit der Presseangehörigen
gewährleistet.

Allianz-Generaldirektor Dr. Gerd Müller erklärte aus diesem Anlaß als
Sprecher der drei Vertragsgesellschaften — Allianz, Concordia und Gerling
—, daß das Versorgungswerk in seinem Versicherungsbestand einem mittle-
ren Unternehmen der Lebensversicherungs-Branche gleichkomme und als
Versorgungseinrichtung des bedeutenden Berufsstandes der Journalisten
keiner Rechtfertigung mehr bedürfe. Die Leistungen des Versorgungswerks
seien um so beachtlicher, als sie auf rein privatwirtschaftlicher, freiwilliger
Grundlage von Verlegern und Journalisten gemeinsam erreicht worden
seien

Gesamtleistung über 100 Mio. DM

Die Leistungen von Versorgungswerk und Kasse betrugen in den ersten
zehn Jahren 22 Mio. DM. In den darauf folgenden zehn Jahren sind noch
78 Mio. DM hinzugekommen, so daß die Gesamtleistung in den zwanzig
Jahren 100 Mio. DM erreicht. Unberücksichtigt geblieben sind über 5 Mio.

* D. O.: Zwanzig Jahre Versorgungswerk der Presse, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschrifien-Verlag  (Bonn-
Bad Godesberg), 66. Jg./Nr. 37, 11. September 1969, S. 1560-1561.



Versicherung über das Versorgungswerk der Presse
G.m.b.H

Die Verbände der Journalisten und lizenzierten Verleger
der Westzonen haben am 28. Mai 1949 in Bad Kreuznach
das „Versorgungswerk der Presse G. m. b. H.“ gegründet,
dessen Satzung, da sie für unsere Mitglieder von Interesse
sein dürfte, in der Anlage abgedruckt ist.

Nach § 8 der Tarifordnung sind alle Redakteure, die das
25. Lebensjahr vollendet und ein Berufsjahr vollendet
haben, verpflichtet, sich bis zum beendigten 65. Lebensjahr
über das Versorgungswerk der Presse G. m. b. H. bei einer
ihrer drei Versicherungsgesellschaften — Allianz, Con-
cordia und Gerling-Konzern — versichern zu lassen

Versicherungsnehmer ist der Verleger und unwider-
ruflich begünstigter Versicherter der Redakteur. Wesent-
lich i9t, daß von den an das Versorgungswerk der Presse
durch den Verleger wie auch den Redakteur zu entrich-
tenden Prämienanteilen die anteiligen Beiträge an die
Versicherungsanstalt für Angestellte abzuziehen sind

Bis vor kurzem mußten nur für Redakteure in Gehalts-
stufen unter DM 600,— 5,6 °/o des Gehaltes an die Ange-
stelltenversicherung abgeführt werden und 4,4 %> an das
Versorgungswerk. Nach dem Sozialanpassurgsgesetz er-
hebt die Angestelltenversicherung jetzt einen Beitrag von
10°/o des Gehaltes, so daß eine Differenz für das Versor-
gungswerk der Presse nicht mehr verbleibt. Das Versor-
gungswerk der Presse empfiehlt daher den Verlegern,
auch für die Redakteure mit einem Gehalt  unter  DM
60Q>— auf freiwilliger Basis eine Versicherung bei den
Vertragsgesellschaften des Versorgungswerkes mit einem
monatlichen Beitrag von DM 10,— einzugehen, von denen
DM 5.— der Redakteur und DM 5,— der Verleger zahlen
sollen. Dieser Kmpfehlung schloß sich der Vorstand des
VDZV auf seiner Sitzung am 13.1.50 an

Über diese Beiträge an die Angestellten  Versicherung
und das Versorgungswerk der Presse hinaus haben die
Verleger außerdem nach § 8, Art. 3 der Tarifordnung
2‘/-°/o vom Gehalt jedes angestellten Redakteurs an den
2 , /ü ,, /#igen Rentenzuschußfond, der nicht mit dem oben
erwähnten 2'/P/»igen Notfonds zu verwechseln ist, abzu-
führen

Dieser Rentenzuschußfonds dient dazu, den Redakteuren,
die bei den Versicherungsgesellschaften durch ihre Bei-
träge nicht zu auskömmlichen Renten gelangen, diese
Renten aufzubessern. So konnten bisher mit Hilfe der
Mittel des 2  '/j  “'oigen Rentenzuschußfonds die Renten auf
40 °/o des früheren Gehaltes, bei Witwen auf 20 °/o, min-
destens aber auf DM 150,— erhöht werden. v. M

Aus: Zeitungs-Verlag' vom Januar 1950



DM an Leistungen an die Altpensionäre der Versorgungsanstalt aus der
Mehrzinsenaktion. Mit gutem Recht können wir stolz auf die Entwicklung
in den zwanzig Jahren zurückblicken.

Nach der Zusammenfassung der Versorgungseinrichtungen der verschiede-
nen Zonen im Jahre 1949 bestanden 6 638 Versicherungsverträge mit einer
Bestandsversicherungssumme von 27,7 Mio. DM — Ende 1968 können
21 780 Versicherungsverträge eine Bestandsversicherungssumme von 710,6
Mio. DM ausweisen. Die Beitragseinnahmen betrugen im Jahre 1949 2,0
Mio. DM. 1968 waren es 39,4 Mio. DM. Der Deckungsstock — der die
Rückstellungen für Versicherungsleistungen ansammelt — hatte 1949 eine
Höhe von 6,2 Mio. DM — 1968 sind es 183,9 Mio. DM.

1968 mit Rekordüberschuß

Im Jahr 1968 konnten wir einen Rekordüberschuß von 14,5 Mio. DM erzie-
len. Die Befreiungsversicherungsaktion kam einer Vertrauenskundgebung
für das Versorgungswerk gleich. Fast alle Redakteure, die nach den neuen
Bestimmungen wieder angestelltenversicherungspflichtig wurden, sind dem
Versorgungswerk treu geblieben und haben sich von ihrer Versicherungs-
pflicht befreien lassen. Allein im Jahre 1968 stieg die Bestandsversiche-
rungssumme um 61,5 Mio. DM. Die drei Vertragsgesellschaften haben uns
bei unserer Arbeit in jeder Weise unterstützt.

Hier muß insbesondere auf die aktive Mitwirkung des Vorstands der
Allianz-Leben in Stuttgart hingewiesen werden. Er hat bei der Mehrzinsen-
aktion Pate gestanden, mit der wir den Altpensionären der Versorgungskas-
se eine fühlbare Unterstützung gewähren konnten. Er hat uns unterstützt bei
der Tilgung der Ausgleichsforderungen, die uns verhältnismäßig hoch bela-
sten und die uns nur eine geringe Verzinsung einbringen. Eine besondere
Hilfe war in den letzten Jahren ein Zinsausgleich der Vertragsgesellschaften
in Höhe von 2 Mio. DM

Wir konnten in all’ den Jahren unseres Bestehens beachtliche Überschüsse
erarbeiten. Dies hängt sehr stark mit den niedrigen inneren Verwaltungsko-
sten unseres Werkes zusammen, die mit 2,98 Prozent in der gesamten Versi-
cherungswirtschaft konkurrenzlos sind.

Vermögen der Versorgungskasse über 28 Mio. DM

Die Versorgungskasse hat in den ersten Jahren die Hauptlast der Versor-
gungsleistungen getragen. Die aus den 2 1/2 Prozent der Verleger-Beiträge



gespeiste Einrichtung mußte 1949 noch 91 Prozent der Gesamtversorgung
bestreiten. Erst nach und nach wuchs die Versicherungsleistung an. In den
nächsten Jahren wird die Leistung aus Versorgungskasse und Versorgungs-
werk sich mit je 50 Prozent erstmalig die Waage halten. Von da ab, so hof-
fen wir, wird sich mehr und mehr eine gesunde Relation zwischen den Lei-
stungen aus Werk und Kasse herausstellen. Die Versorgungskasse konnte
Ende des Jahres 1968 ein Vermögen von 28,3 Mio. DM ausweisen.

Die Entwicklung der Gesamtversorgung

Mit Hilfe des Systems der Versicherungsleistung und der Ergänzung durch
die Versorgungskasse begannen wir zunächst mit einer Gesamtversorgung
von 40 Prozent der zuletzt bezogenen Gehälter. Ab dem  1.1.  1960 konnten
wir die Leistungen auf 45 Prozent erhöhen und ab dem  1.1.  1968 auf 47,5
Prozent. Die Witwen-Versorgung betrug zunächst 50 Prozent der Mannes-
rente und ab dem 1. 1. 1958 60 Prozent

Ziel: Einheitliche Versorgungseinrichtung aller Journalisten

Untrennbar verbunden mit der Diskussion um die innere Pressefreiheit ist
die wirtschaftliche Sicherung der Unabhängigkeit des Journalisten. Hierzu
gehört in erster Linie eine gesicherte Altersversorgung. Diese auf freiwilli-
ger Vertragsvereinbarung zwischen Zeitungsverlegern und Journalisten be-
ruhende Versorgungseinrichtung hat viele Belastungsproben ausgehalten.
Ihre letzte bestand sie bravourös bei der Sorge um die Situation der von Zei-
tungsschließungen und Zusammenlegung betroffenen alten Journalisten.
Aus Verlegerleistungen wurde ein Härtefonds gebildet, der es ermöglicht,
den betroffenen älteren Journalisten ihre Ansprüche an das Versorgungs-
werk zu erhalten

In den Beratungen der Günther-Kommission und des Deutschen Presserates
wurde immer wieder darauf hingewiesen, daß eine einheitliche Versor-
gungsinrichtung aller Journalisten aus Zeitungen, Zeitschriften und Rund-
funkanstalten einen Idealzustand herbeiführen würde, der die Freizügigkeit
der Redakteure garantiert. Es liegen von allen Seiten begeisterte Zustim-
mungserklärungen vor. So erklärte in einer öffentlichen Anhörung vor dem
Ausschuß für Wissenschaft, Kulturpolitik und Publizistik im Deutschen
Bundestag der Vorsitzende der ARD, Intendant Wallenreiter aus München:
"Hier fühlt sich der Rundfunk als Verbündeter der Presse. Ich möchte alles,
was hier zu besprechen ist, auf den Nenner des Bündnisses mit der Presse
im Namen der Unabhängigkeit der Publizistik bringen."



Der Intendant des ZDF, Professor Holzamer, sagte aus gleichem Anlaß:
"Sicherlich wäre es ideal, wenn es ein einziges Versorgungswerk für die
Journalisten gäbe, das eine ungehinderte Mobilität oder Durchlässigkeit ge-
stattete." Der Präsident des Verbandes Deutscher Zeitschriftenverleger,
Kluthe, der immer wieder Wert darauf legt, zu betonen, daß die Presse eine
Einheit darstellt, gab folgende Erklärung ab: "Interessant wäre nur die Ver-
sicherung aller Redakteure beim Versorgungswerk der deutschen Pres-
se.Das läßt sich aber auch ohne einen Vertrag erreichen."

Wir können nicht müde werden, immer wieder zu erklären, daß den schönen
Grundsatzerklärungen Taten folgen müssen. Wir werden alles in unserer
Kraft liegende tun, eine einheitliche Versorgung der Redakteure zu errei-
chen. Wir werden hierbei in jüngster Zeit von der Bundesregierung, insbe-
sondere von ihrem Presse- und Informationsamt, unterstützt. In einem Be-
richt zur sozialen Lage der hauptberuflich tätigen Journalisten gab der Ge-
schäftsführer der DJU Horst Wolter, einen Bericht, in dem es heißt.:

"Fortschritte konnten besonders im Jahre 1968 erzielt werden. So wurde ein
besonderer Vertrag über die Altersversorgung im Versorgungswerk der
Presse abgeschlossen. Bis dahin war dieser Vertrag Teil des Manteltarifver-
trages gewesen. Diese Altersversorgung für die Redakteure an Tageszeitun-
gen, das kann ohne Übertreibung gesagt werden, ist die wesentlichste sozial-
politische Errungenschaft für diese Gruppe der Journalisten. Der Tarif über
die Altersversorgung ist allgemeinverbindlich und bindet so auch alle nicht-
organisierten Zeitungsverleger und Redakteure. Ein bedeutsamer Fortschritt
war auch der Abschluß eines Tarifvertrages über die Abwendung sozialer
Härten bei Maßnahmen von Kooperation und Konzentration von Tageszei-
tungen im Jahr 1968. Wesentlichste Bestandteile dieses Vertrages sind die
Zahlung von Übergangshilfen im Falle von Kündigungen bei genannten
Maßnahmen und die Weiterzahlung der Beiträge für das Versorgungswerk
für Redakteure über 55 Jahre.“

Zur Vorgeschichte des Versorgungswerks

Die Arbeitsgemeinschaft Nordwestdeutsche Presse hat schon 1946 daran ge-
arbeitet, die berufsständische Versorgungseinrichtung der Presse wieder zu
beleben. Die berühmten Oldenburger Beschlüsse wurden am 14. August
1946 gefaßt. Sie haben das erste Aufleben unserer Versorgungseinrichtung
bewirkt. Eine Zusammenarbeit über die Zonen hinweg war damals noch
nicht möglich. Mitte 1947 machten sich auch entsprechende Bestrebungen
im Süden bemerkbar, und zwar unter Führung des Bayerischen Verleger-
verbandes



Der Bayerische Verlegerverband hat dann mit Wirkung vom 1. 1. 1948 die-
se Bestrebungen konkretisiert und Herrn Dr. Diehl den Auftrag erteilt, nach
und nach — zuerst in Bayern, dann in den beiden anderen Ländern der ame-
rikanisch besetzten Zone, nämlich Baden-Württemberg und Hessen, und
schließlich auch in der damals französisch besetzten Zone die Versorgung
der Journalisten nach dem Muster der alten Versorgungsanstalt der Deut-
schen Presse wieder in Gang zu bringen.

Der Hilfsverein der Deutschen Presse e. V. wurde am 8. 11. 1952 gegrün-
det. Der Hilfsverein hat die dankenswerte Aufgabe, mit freiwilligen Lei-
stungen von Verlegern und Journalisten die ärgste Not ehemaliger Pressean-
gehöriger zu mildern. Aus der selbständigen Versorgungseinrichtung der
Nordwestdeutschen Presse ging im Jahre 1953 die Versorgungskasse der
Deutschen Presse als Stiftung nach Hamburgischem Recht hervor. Die er-
sten "Richtlinien für die Bemessung der Zuwendungen aus der Versor-
gungskasse der Deutschen Presse (2 1/2 Prozent-Fonds)“ wurden am 18.
Juni 1954 in Bad Ems beschlossen. Die Mehrzinsenaktion konnte ab Januar
1954 ihre regelmäßigen Zahlungen aufnehmen.

An dem Wiederaufleben des VersorgungsWerks waren von der Journalisten-
seite sehr stark beteiligt die Kollegen Egon Silier, Karl Hopfner, Erich Kla-
bunde, Dr. Fritz Vogel, Dr. Rupert Gießler, Hans Schmidt-Osten, Dr.
Günther Krebs, Lauinger, Biel, Mösinger, Dr. von Stackeiberg und Debou-
che. Von der Verlegerseite Johann Wilhelm Naumann, Carl Esser, Dr.
Stenzei, Schaub, Rombach, Heinrich, Dr. Harzendorf, RA Lueb und Phi-
lipp Riederle. Wir verdanken der Initiative dieser Männer viel und danken
ihnen herzlich. Untrennbar verbunden mit dem Versorgungswerk sind Pro-
fessor Paul Heile und Dr. Ernst Geigenmüller.

Die alte Versorgungsanstalt wurde von der Reichsarbeitsgemeinschaft am
9. 1. 1926 gegründet. Unter dem Vertragswerk finden wir für die Presse
auch heute noch klangvolle Namen: Georg Bernhard, Dr. Krumbhaar, Dr.
Dovifat, Carl Esser, Cajetan Freund. Der langjährige Geschäftsführer Con-
tag konnte durch vorsorglich sichergestellte Fotokopien nach dem Kriege
die Unterlagen von 8 000 Versicherten rekonstruieren.

Durch das von den Besatzungsmächten in Berlin verfügte Prämienzahlungs-
verbot, Sperrung aller Konten und Beschlagnahme aller Guthaben war die
Anstalt lahmgelegt. Hinzu kam, daß die beiden Gesellschafter der Anstalt
— Reichsverband der Zeitungsverleger und Reichsverband der deutschen
Presse — nicht mehr existent waren. Durch Befehl der Sowjetischen Mili-
täradministration (SMAD) von 1946 wurden alle Versicherungen in der Ost-



zone als erloschen betrachtet. Das Restvermögen wurde später mit Geneh-
migung der englischen Besatzer von den Kollegen Sonnenfeld unf Krösing
verwaltet.

Am 29. November 1951 fand in Stuttgart eine Gesellschafterversammlung
statt, in der die Liquidation der Anstalt beschlossen wurde. Zu Liquidatoren
wurden Dr. Harzendorf und Schmidt-Osten bestellt. Ende 1954 trat Verle-
ger Schaub an die Stelle von Dr. Harzendorf. Die Liquidatoren waren vielen
Verunglimpfungen und Verdächtigungen ausgesetzt. Ohne Rücksicht darauf
haben sie durch zähe Verhandlungen viel für die Altpensionäre tun können.
In einem formlosen Unterschriftswechsel am 30. Mai wurde die Liquidation
endgültig abgeschlossen. Über 2 Mio. DM haben die Kollegen Schmidt-
Osten und Schaub retten können. Eine imponierende Leistung, für die wir
ihnen danken.

Dank an alle Gesellschafter — Dank an alle Vertreter der Spitzen verbände,
die mit dafür gesorgt haben, daß das Versorgungswerk verankert wurde,
und die uns geholfen haben, es weiter auszubauen. Wir müssen auch in den
nächsten Jahren mit ihrem wohlwollenden Verständnis rechnen. Herzlichen
Dank allen Kollegen von Verwaltungsrat, Beirat, Rentenkommission und
Finanzkommission. Es sind in allen Jahren im wechselvollen Spiel des Kapi-
talmarktes erhebliche Mittel angelegt worden. Dabei sind keine Verluste
eingetreten. Bei allen Bemühungen um eine hohe Verzinsung war doch die
Sicherheit der Anlage immer vorrangig.

Dank den Senioren Dr. Diehl und Schmidt — den Männern der ersten Stun-
de — und ihrer Mannschaft im Herdweg. Dank auch Frau Gies. Diese schö-
ne Harmonie, die harte, sachliche Auseinandersetzung und zähes Ringen um
die besten Leistungen einschließt, geben mir nun schon viele Jahre hindurch
die Möglichkeit, in Verwaltungsrat, Beirat und Gesellschafterversammlung
mich darauf zu beschränken, durch ein wenig Routine und ein kleines Stück-
chen Glück die Beratungen in Gang zu halten.

Es bleibt noch vieles zu tun

Es bleibt noch viel zu tun: Ein neuer Tarif, der unser Werk für freiwillige
Versicherungen noch attraktiver macht. Und: Zeitungsredakteure, Zeit-
schriftenredakteure und Rundfunkredakteure unter ein gemeinsames Dach
zu bringen, um zu einer großen, geschlossenen Versicherungseinrichtung
der Nachrichtenmedien zu kommen.

Wir hoffen, daß es uns gemeinsam gelingt, das Werk zu erhalten und es,
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wenn in einigen Jahren die große Wachablösung kommt, an die Jüngeren
weiterzugeben, die es mehren und verbessern mögen.

3.1.2 Kompetenzen und Problemfelder *

Die Versorgungseinrichtung der Presse wird im nächsten Jahr ihr sechzig-
jähriges Bestehen feiern können. Man muß sich vorstellen, was dieses Pio-
nierwerk im Jahre 1926 bedeutete, kurz nach der Inflation, in der alle Er-
sparnisse verlorengingen. Für die Zeitungsredakteure, die ohne ausreichen-
de Alterssicherung leben mußten, war die erste berufsständische Versor-
gungseinrichtung in der krisengeschüttelten Republik eine große Hoffnung
und Zuversicht

Nach dem Neuerscheinen der Zeitungen in den Jahren 1945/46 haben muti-
ge Verleger und ihre Redakteure die zwanzig Jahre vorher gegründete Ver-
sorgungsanstalt, die in Ostberlin ihr ganzes Vermögen verlor, wieder ins
Leben gerufen und der gemeinsamen Organisation eine zweite Auflage er-
möglicht.

Hier ist die Gelegenheit, an die Kollegen zu erinnern, die in der damaligen
US-Zone an der Neugestaltung der Altersversorgung mitgewirkt haben,
nachdem die britische Zone schon im August 1946 in den Oldenburger Be-
schlüssen ihre Versorgungseinrichtung in Gang gesetzt hatte.

Ich zitiere hier gern einen noch lebenden Zeitzeugen, den langjährigen Justi-
tiar des Deutschen Journalistenverbandes, Hans Schmidt-Osten (81). Er
schreibt mir: ”Wir sollten niemals diese schwerste Zeit und die hilfsbereiten
Männer auf Verleger- und Journalistenseite vergessen. Damals saß man sich
nicht 'gegenüber’, sondern als Kollegen, die dasselbe Ziel verfolgten, am
runden Tisch. Ich denke mit einer gewissen Wehmut an Dr. Fritz Harzen-
dorf, mit dem ich von Anfang bis zum Ende der Liquidation der alten An-
stalt zusammengearbeitet habe.“

Nun noch zur Einstimmung Auszüge aus den vorhandenen Protokollen: 29.
Mai 1948 in München: ”Zu Beginn gedachte Präs. Naumann mit Dankes-
worten der Verdienste des Herrn Kollegen Esser, der aus Gesundheitsgrün-

* D. O.: Das Versorgungswerk der Presse. Rede vor dem Verwaltungsrat des Versorgungswerks in Regens-
burg am 3. Mai 1985, Ms., S. 1-9.



den den Vorsitz niederlegte.“ 11. September 1948 in Karlsruhe: “Der gro-
ße Sozialausschuß, bestehend aus den Sozialausschüssen der Verlegerver-
bände und der Journalistenverbände der US-Zone hat sich in seiner Sitzung
mit der Notlage der Altrentner der Versorgungsanstalt der Deutschen Presse
befaßt. — In den allermeisten Fällen ist die Not so groß, daß sofort geholfen
werden muß. Jedem Altrentner soll eine sofortige Beihilfe von 70,— bis
100,— DM gezahlt werden. Der Beitrag soll für ein Exemplar der bezahlten
August-Auflage 1 Pf. betragen.“

Wir haben die Arbeit dieser Männer fortgesetzt. Inzwischen ist durch unei-
gennütziges Wirken aus bescheidenen Anfängen eine stolze Vereinigung ge-
worden, die heute die größte berufsständische Versorgungseinrichtung Eu-
ropas darstellt. Mit einer Bestandsversicherungssumme von 3 1/2 Mrd. DM
und einer Beitragseinnahme von 160 Mio. DM im letzten Jahr kann das Ver-
sorgungswerk diese Spitzenstellung mühelos behaupten. — Nicht einmal die
Gruppenversicherung der NATO-Streitkräfte in Europa kommt in Bedeu-
tung und Größe an uns heran.

Unübertroffen ist auch der Gesamtüberschuß unseres Abrechnungsverban-
des: 108.740.000,— DM für 1984. Dieses Ergebnis ist ein Zeichen des star-
ken Vertrauens in das Versorgungswerk. Es gibt uns die Sicherheit, unser
Werk in allen Fährnissen der Zukunft stabil zu erhalten.

Auf dem Hintergrund der lebhaften Diskussion um den Bestand der gesetzli-
chen Rentenversicherung hat sich die Entscheidung, die privatwirtschaftli-
che Grundlage unseres AltersversorgungsWerks konsequent fortzuführen,
als richtig erwiesen. Allen Widersprüchen zum Trotz sind wir unbeirrt unse-
ren Weg weitergegangen.

Bei der Rentenversicherung gehört die stete Sorge um die Zahlungsfähigkeit
zum täglichen Brot. Die Erhöhung der Beiträge auf 19,2 %, die unter dem
Kaufkraftschwund liegende Rentenerhöhung um 1,41 % zeigen das an. Hin-
zu kommt eine ständige Verschiebung von Leistungen und Beiträgen zwi-
schen den unterschiedlichsten Einrichtungen, wie Arbeitslosen-, Renten-
und Krankenversicherung.

Dies alles entspringt der Angst, daß in der Generationenhaftung die Enkel
nicht mehr in der Lage sein werden, die Renten ihrer Großväter zu zahlen,
weil die immer weniger werdenden Erwerbstätigen für immer mehr Ruhe-
ständler aufkommen müssen. Wir sind auch nicht ohne Sorgen. Aber die
Sorge unseres Verwaltungsrats besteht darin, daraufzu achten, daß wir an
unsere lebenden Versicherten die angesammelten Versicherungsüberschüsse
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rechtzeitig auskehren, damit unsere Enkel nicht über Gebühr davon profitie-
ren. Für die Enkel ist ohnehin ausreichend gesorgt.

Durch konkurrenzlos niedrige Verwaltungskosten und eine einzig dastehen-
de hohe Verzinsung unserer Vermögensanlagen sind wir im Stande, Gewin-
ne zu erwirtschaften, die voll den Versicherten zufließen. So konnten wir
in den letzten Jahren auf Grund dieser Politik unsere Schlußgewinnanteile
verdoppeln und dadurch den Versicherten bei niedrigen Beiträgen eine hohe
Versicherungsleistung bieten.

Eventuell entstehende sogenannte Kumulschäden, die bei einer Häufung von
Risiken auftreten, können wir im eigenen Abrechnungsverband abdecken,
so daß hier keine Rückdeckungsprämien anfallen. Solche Risiken werden
übrigens nur bei Lloyds versichert. Die Prämien hierfür sind astronomisch.

Der eigene Abrechnungsverband für das Versorgungswerk der Presse er-
möglicht es uns auch, beweglich auf die Kritik gegenüber den allgemeinen
Lebensversicherungen zu reagieren. So wird häufig bemängelt, daß der
Rückkaufwert einer Versicherung, vor allem in den ersten Jahren nach dem
Abschluß, erheblich unter den angesammelten Prämien liegt. Das hängt mit
der Zillmerung zusammen. Dieser Herr Zillmer hat die Regelung erfunden,
die Anlaufkosten einer Versicherung gleich in den ersten Jahren zu verrech-
nen und dadurch mit einem negativen Bestand anzufangen. Wir haben dage-
gen im Versorgungswerk beschlossen, bei einem Rückkauf zu welchem
Zeitpunkt auch immer in jedem Fall die Beitragsleistung des Redakteurs zu-
rückzuzahlen, so daß er keinen Schaden erleidet.

Wie funktioniert nun das Versorgungswerk? Der Verlag zahlt auf Grund ei-
nes Tarifabkommens 5 % des Gehaltes seines Redakteurs bis zu einer Bei-
tragsbemessungsgrenze von z. Zt. 5.800,— DM. Das sind jeweils 400,—
DM über der Beitragsbemessungsgrenze der Angestelltenversicherung. Der
Redakteur trägt die Hälfte des Beitrags. Auf diese Weise kann das Versor-
gungswerk eine gute, von allen Krisenerscheinungen der Angestelltenversi-
cherung unabhängige Zusatzversicherung leisten. Daß diese Leistung sehr
attraktiv ist, zeigt nicht zuletzt auch die ständig steigende Zahl von freiwilli-
gen Versicherungen.

Wir wollen dabei aber nicht verhehlen, daß die öffentlich-rechtlichen Rund-
funkanstalten auf Grund ihrer enormen Gebühren- und Werbeeinnahmen ei-
ne Altersversorgung gewähren, die weit über unseren Leistungen liegt. Die
Rundfunkanstalten kennen keine Gehaltsbemessungsgrenze. Sie legen die
Vollgehälter zugrunde und zahlen die Beiträge auf dem Wege über die Bil-
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düng von Rücklagen  allein.

Bei einer Anpassung des Versorgungswerks an die Entwicklung wäre eine
Veränderung der Beitragsbemessungsgrenze im Rahmen der Tarifgehälter
denkbar, so daß der Redakteur, der übertariflich bezahlt wird, nur insoweit
seine eigene Vorsorge zu treffen hat. Wir müssen dabei berücksichtigen,
daß heute 25  %  der versicherten Redakteure Gehälter beziehen, die über
5.800,— DM liegen.

Die Rentenleistungen sind absolut gesichert. Beitragseinnahmen und Kapi-
talerträge sind so hoch, daß jede Garantie für die Rentner gegeben ist. Hier-
aus ergibt sich auch, daß das Versorgungswerk keine Liquiditätsprobleme
kennt.

Was 1926 eine Pioniertat war, muß nicht für alle Ewigkeit unverändert gut
sein. So machen wir uns Gedanken über eine Reform der kleinen Schwester
des Versorgungswerks, der Versorgungskasse. Sie wird allein aus Beiträgen
der Verleger gespeist. Diese Beitragsleistung garantiert eine ausreichende
Zahlungsfähigkeit, so daß dort unsere Kümmernisse nicht liegen. Das Ver-
mögen beträgt 165 Mio. DM bei einer Beitragseinnahme von 15,6 Mio. DM
im letzten Jahr.

Die Versorgungskasse dient der Anpassung der Renten aus der Angestell-
tenversicherung und des Versorgung sWerks an 50  %  des zuletzt bezogenen
Gehalts des Redakteurs bis zu einer Beitragsbemessungsgrenze von 3.600,—
DM. Die Versorgungskasse gewährt dazu aus eigener Kraft ein Äquivalent
von 400,— DM, so daß die Leistungsbemessungsgrenze bei 4.000,— DM
liegt. Hier ist uns die Zeitentwicklung besonders stürmisch davongelaufen,
denn 80 % der Redakteursgehälter liegen über 4.000,— DM.

Die Kasse war in den Wiederaufbaujahren von großer Bedeutung, mußte sie
doch bei den anfangs geringen Versicherungsleistungen bis zu 90 % der Ge-
samtversorgung tragen. Noch 1967 waren es 50 % der Gesamtversorgung,
die die Kasse zahlte. Heute kommt es vor, daß einzelne Rentner nichts aus
der Kasse erhalten würden, weil die Leistungen aus der Angestelltenversi-
cherung und aus dem Versorgungswerk über 2.000,- DM liegen. Hier ha-
ben wir jüngst eine Übergangsregelung getroffen, die eine Sockelrente aus
der Kasse gewährt, so daß es keine Nullfälle mehr gibt.

Bei der Versorgungskasse wäre es angezeigt, ähnlich wie beim Versor-
gungswerk eine bewegliche Beitragsbemessungsgrenze einzuführen, die et-
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wa bei der Leistungsbemessungsgrenze der Angestelltenversicherung liegt.
Zur Zeit wären das 4.385,-- DM.

Das ist aber nicht unser Hauptproblem. Durch das Gesetz zur Verbesserung
der betrieblichen Altersversorgung sind Einrichtungen wie die Versor-
gungskasse verpflichtet, ihren Beitrag zum Pensions-Sicherungsverein zu
leisten. Das ist hinausgeworfenes Geld, denn die Kasse übernimmt ja bereits
die Gesamthaftung gegenüber zahlungsunfähigen Verlegern.

Anrechnungsprobleme im Steuerrecht und andere komplizierte Fragen kom-
men hinzu. Zuständig für diese Fragen sind die Landesfinanzminister. Und
so sind wir kürzlich von Land zu Land gepilgert, um für eine drohende
Schlechterstellung einen Aufschub von zwei Jahren zu gewinnen. Baden-
Württemberg als federführendes Land hat sich sehr entgegenkommend ge-
zeigt, so daß wir wohl Zeit gewonnen haben, die wir nutzen sollten.

Seit Jahren kämpfen wir nun dafür, daß die Versorgungskasse ihre Struktur
dem Versorgungswerk anpaßt und die Leistungen des Verlegers dem einzel-
nen Redakteur, für den er zahlt, direkt als zusätzliche Versicherungsleistung
zufließen. Das wäre für die Zukunft einfach zu regeln. Aber es gibt noch
laufende Verpflichtungen mit und ohne Rechtsanspruch.

Würde die Neuregelung eingeführt, hätten die Verleger mit einem Schlag
alle Sorgen vom Tisch: kein PSV, keine Steueranrechnung, keine Nach-
schußpflicht und gerechte Leistungen für ihre Redakteure, die gegenüber
der Rundfunkversorgung zu Buche schlagen. Hinzu kommt die Chance, die
Beiträge zum Ergänzungsfonds in Zukunft nach und nach einzusparen, weil
die umgestaltete Versorgungskasse den Kaufkraftschwund nicht mehr aus-
gleichen muß.

Wir können mit Zuversicht hoffen, in zwei Jahren Kasse wie Werk so refor-
miert zu haben, daß sie den Anforderungen der Zeit entsprechen und unsere
Nachfolger sie getrost fortsetzen können. Bei der großen Wachablösung in
den Verwaltungsgremien des Versorgungswerks, die in einigen Jahren fällig
ist, übergeben wir eine Einrichtung, die zeigt, was Verleger und Journali-
sten gemeinsam in der Lage sind zu leisten, wenn sie kollegial zusammen-
stehen.

Zu guter Letzt noch einen kurzen Überblick: Seit 1949 haben Verleger und
Redakteure Beiträge in Höhe von 2 Mrd. DM aufgebracht. Davon sind an
Leistungen 1 Mrd. DM an die Versicherten geflossen und weitere 1 Mrd.
DM gingen an den Deckungsstock für alle zukünftigen Leistungen.
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Die Verleger können zurecht stolz auf diese Leistungen sein, die ein verhält-
nismäßig kleiner Berufsstand ohne jegliche Hilfe von außen aus eigener
Kraft erbracht hat. Wir können auch weiter auf unsere eigene Kraft ver-
trauen.

Bisher ist es uns gelungen, das Altersversorgungswerk aus den oft schwieri-
gen Tarifkämpfen herauszuhalten und eine vertrauensvolle Solidargemein-
schaft zu bewahren. Wir sollten alles tun, daß das so bleibt.

104



3.2 Der Deutsche Presserat

3.2.1 Anfangsphase des Selbstkontrollgremiums *

In den acht Jahren seines Bestehens hat sich der Deutsche Presserat allmäh-
lich ein großes Ansehen in der Öffentlichkeit verschafft. Durch seine Tätig-
keit und seine Veranstaltungen hat er wesentlich zum besseren Verständnis
der Presse bei Parlamentariern, Regierungen, Justizbehörden und religiösen
Institutionen beigetragen.

Diese moralische Autorität gewann der Presserat ohne staatliche Mithilfe,
ohne Vollmacht und ohne Exekutivgewalt. Die Männer, die den Presserat
ins Leben riefen, waren sich klar darüber, daß nur die freiwillige Grundlage
des Zusammenschlusses eine der freien Presse entsprechende Form sein
konnte. Der Presserat wollte und konnte weder Strafen noch Bußen oder gar
ein Berufsverbot verhängen. Er konnte und wollte die Beachtung seiner Ent-
schlüsse nicht erzwingen. Diese selbstgewählte Schwäche wurde seine Stär-
ke. Nur so war es möglich, von der Presse selbst beachtet und anerkannt
zu werden.

Wir erinnern uns: Durch den Entwurf für ein Bundesrahmengesetz der Pres-
se im Jahre 1952 kam es zu einer lebhaften Diskussion. Die Regierung
machte den Standesverbänden der Presse den Vorwurf, sie würden sich
nicht gegen gewisse besorgniserregende Entwicklungen in einzelnen Teilen
der Presse durchsetzen können. Darum sollten Presseausschüsse — wie etwa
die Selbstkontrolle des Films — für ”die innere Saueberkeit sorgen und die
Initiative zur Aussonderung der unlauteren Elemente ergreifen“. Es sollte
ein öffentlich-rechtliches Aufsichtsorgan mit Beteiligung der Regierung ge-
schaffen werden.

* D. O.: Acht Jahre Deutscher Presserat, in:  Zeitungs-Verlag und /Zeitschriften-Verlag  (Bad Godesberg), 61.
Jg./Nr. 26, 26. Juni 1964, S. 1104-1105.
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Inzwischen war in England 1953 auf Grund der Untersuchungen und Emp-
fehlungen einer Königlichen Kommission ein "Allgemeiner Rat der Presse"
durch eine freiwillige Vereinbarung ins Leben gerufen worden. Das war der
Modellfall für den Deutschen Presserat.

Es bedurfte noch großer Vorarbeit, bis die zehn Männer am 20. November
1956 in Bonn den Presserat gründen konnten. Die Presseverbände waren
Geburtshelfer, und doch sollten die Mitglieder des Presserats in freier, per-
sönlicher Entscheidung und nicht nach Verbandsweisung handeln. Darüber
gab es von Anfang an keinen Zweifel.

Bundespräsident Prof. Heuss gab dem Presserat ermunternde Worte mit auf
den Weg. Er bezeichnete die Gründung als ein erfreuliches Zeichen für die
Selbstachtung der Presse. Die Gründer waren die Verleger Dr. Batz, Emil
Gross, Dr. Jänecke, F. K. Maier und Dr. Stenzei sowie die Journalisten Dr.
Cron, Prof. Dovifat, Dr. Frankenfeld, Dr. Giesslerund Dr. Müller-Meinin-
gen.

Im Jahre 1957 wurde der Presserat durch Zeitschriftenverleger und -redak-
teure erweitert. Damit hatte der Presserat 20 Mitglieder. Für drei Jahre
wurde Dr. Giessler Sprecher, für zwei Jahre F. K. Maier, für je ein Jahr
Dr. Lüpsen und Dr. Cron. Zum ehrenamtlich tätigen Sekretär wurde Frhr.
v. Mauchenheim gewählt, der sich durch seine Aktivität um den Aufbau des
Presserats verdient gemacht hat.

Im Kommunique über die Konstituierung des Deutschen Presserats vom 20.
November 1956 wurden von den Gründern folgende grundsätzliche Aufga-
ben festgehalten:
a) Schutz der Pressefreiheit, Sicherung des unbehinderten Zugangs zu den
Nachrichtenquellen.
b) Feststellen und Beseitigen von Mißständen im Pressewesen.
c) Beobachtung der strukturellen Entwicklung der deutschen Presse und Ab-
wehr von freiheitsgefahrdenden Konzern- und Monopolbildungen.
d) Vertretung der deutschen Presse gegenüber Regierung, Parlament und
Öffentlichkeit und bei Gesetzesvorlagen, die Leben und Aufgaben der Pres-
se angehen.

Zum Schutz der Pressefreiheit

Aus dem umfangreichen Katalog der Tätigkeiten des Presserats möchte ich
nur einige Punkte anführen:
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Presserats-Empfang bei Bundeskanzler Adenauer im Juli 1958

v.  I. n. r.: Focko Lüpsen, Joachim Viedebantt, Hans Rörig, Emil Dovifat,
Hans Funk, Fritz Blume, Wilhelm Batz, Dietrich Oppenberg, Konrad
Adenauer, Ernst Müller-Meiningen jr., Rupert Gießler, Bernd Lohse, Alfred

Frankenfeld, Egon Frhr. von Mauchenheim, Hellmut Girardet
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• Protest gegen Versuche, die Beschlagnahmepraxis in Bayern zu ändern.
Nicht nur Richter, auch die Polizei sollte Zeitungen beschlagnahmen
können
• Einspruch gegen das 4. Strafrechtsänderungsgesetz, das sogenannte
’ ’Maulkorbgesetz' ‘.
• Entschließung gegen ”Lex Soraya“, die eine Verstärkung des Ehren-
schutzes für ausländische Staatsoberhäupter vorsah.
• Protest gegen den Schäfferschen Gesetzentwurf zur Neuordnung des zi-
vilrechtlichen Persönlichkeits- und Ehrenschutzes
• Leitsätze für die Pressegesetzgebung der Länder. Der Presserat wollte
der drohenden Zersplitterung des Rechts entgegenwirken und setzte sich für
eine weitgehende Vereinheitlichung der Pressegesetze ein.
• Stellungnahme des Presserats zum publizistischen Geheimnisverrat. Ent-
facht durch den  Spiegel -Fall entstand eine leidenschaftliche Debatte über die
grundsätzlichen Fragen, die sich über den aktuellen Anlaß hinaus aus dem
natürlichen Spannungsverhältnis von Staatssicherheit und Pressefreiheit er-
geben. Die Forderung des Presserats: Das Berufsrisiko der Journalisten und
Verleger soll durch Gesetzgebung und Rechtsprechung in angemessenen
Grenzen gehalten werden. Dabei geht es dem Presserat darum, eine klare
Grenze zwischen Spionage und publizistischem Geheimnisverrat zu ziehen.
• Stellungnahme des Presserats zu Entwürfen der FDP und SPD für ein
Bundesrahmengesetz der Presse.
• Stellungnahme zur Notstandsgesetzgebung. Hier hat der Presserat sehr
wesentlich daran mitgewirkt, daß die Pressefreiheit für den Fall des inneren
Notstandes nicht angetastet werden soll. Bei einem äußeren Notstand sieht
der Presserat ein, daß die Informationsfreiheit dort ihre Grenze haben muß,
wo sie dem Feind wichtige Aufschlüsse über Verteidigungsanlagen etc. ge-
ben könnte. Der Abdruck von Nachrichten in diesem Bereich sollte daher
eingeschränkt werden können, nicht aber die Meinungsfreiheit. Der Kom-
mentar darf auch im äußeren Notstand nicht angetastet werden. Darum
schlägt der Presserat Pressekommissionen vor, die Mißbräuche verhindern
helfen und die Presse beraten sollen
• Der Presserat setzte sich entschieden für eine Verankerung des Zeugnis-
verweigerungsrechts der Presse ein. Es geht hier um den Schutz des Redak-
tionsgeheimnisses, das Recht des Journalisten, seine Nachrichtenquellen ge-
heimhalten zu können. Schutz vor Durchsuchung der Archive und der Buch-
haltung.

Verurteilung von Mißbräuchen

Hier nur einige Beispiele aus der reichen Fülle von Entschließungen:
1. Der Presserat verlangt eine klare Abgrenzung zwischen Text- und Anzei-
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genteil und eine deutliche Kennzeichnung bezahlter Texte als Anzeige.
2. Der Presserat wacht über die innere Sauberkeit der Presse. Durch auf-
wendige Geschenke und Einladungen wird in zunehmendem Maße versucht,
den redaktionellen Teil der Zeitungen unzulässig zu beeinflussen. Mehrtägi-
ge Rundreisen, Theaterbesuche, kostspielige Geschenke sind nach Meinung
des Presserats zweifelhafte Versuche, möglichst ausführliche und günstige
Besprechungen zu erlangen.
3. Der Presserat erwartet menschliche Rücksichtnahme bei der Berichter-
stattung über Fluchtbewegungen an der Zonen- und Sektorengrenze. Es sol-
len keine Einzelheiten, die das Schicksal von Menschen gefährden können,
veröffentlicht werden
4. Der Presserat hat klar und eindeutig in vielen Einzelfällen falsche Sensa-
tionssucht verurteilt. So in der Berichterstattung über den Doppelmordfall
Praun/Kloo, allgemein bekannt als Prozeß Vera Brühne, im Fall der Veröf-
fentlichung des Nitribitt-Freundes Pohlmann, in der Berichterstattung über
das Grubenunglück in Lengede.
5. Der Presserat hat unbegründeten Beschwerden von seiten der Justiz, so
zum Beispiel des Bayerischen Justizministeriums über die Berichterstattung
bei der Wiederaufnahme von Verfahren zurückgewiesen, aber Übergriffe
der Presse ebenso deutlich angeprangert.

Diese Liste könnte noch beliebig fortgesetzt werden. Dabei ging es dem
Presserat nicht so sehr darum, im Einzelfall Presseveröffentlichungen zu
kritisieren, als vom Einzelfall ausgehend allgemein gültige Regeln für eine
verantwortungsvolle Publizistik zu finden. Die öffentliche Aufgabe der
Presse legt ihr ein großes Maß von Verantwortung auf. Die Freiheit der
Presse sollte nicht zügellos mißbraucht werden. Was wir nicht selbst ahn-
den, schreit nach dem Gesetzgeber und nach dem Richter.

Offene Fragen

Es gibt natürlich nach acht Jahren enger Zusammenarbeit noch eine Reihe
von Fragen, die nicht restlos zur Zufriedenheit aller gelöst sind, wie natür-
lich auch immer neue Fragen auftauchen.

1. Sollen die Präsidenten der Berufsverbände im Presserat sitzen? Der
BDZV hat schon 1958 seine Präsidialmitglieder zurückgezogen. Die ande-
ren Verbände sind ihm nicht gefolgt und haben ihre Vorsitzenden im Presse-
rat belassen
2. Sollen weitere Presseangehörige hinzugewählt werden? Die Geschäfts-
ordnung sieht in Ziffer 4 vor, daß die Mitglieder bis zu fünf weitere Persön-
lichkeiten aus der Presse in geheimer und schriftlicher Wahl kooptieren kön-
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nen. Sollte eine Zuwahl erfolgen, wäre es gut, wenn auch eine Frau dem
Presserat angehören würde.

Die offenen Fragen sollten mit der hier gebotenen Behutsamkeit diskutiert
und praktikable Lösungen gefunden werden.

Schlußbetrachtungen

Es bleibt auch in Zukunft für den Presserat viel zu tun. Dabei wird er keine
Aufgaben übernehmen, die von den Presseverbänden besser gelöst werden
können

Der Presserat wird bei aller Unabhängigkeit, die die Berufsverbände ihm
garantiert haben, gut beraten sein, wenn er in entscheidenden Fragen, die
die gesamte Presse angehen, vertrauensvoll mit den Berufsverbänden zu-
sammenarbeitet. Nur so bleibt dem Presserat die Vertrauensgrundlage er-
halten, die er für seine Arbeit braucht. Nur so erhalten sich die Verbände
in den sie gemeinsam interessierenden und bewegenden Fragen ein Organ,
das unabhängig und mit allem Nachdruck seine Stimme erheben kann. Wir
leben in einer Zeit der harten Auseinandersetzung mit anderen publizisti-
schen Medien und brauchen jede Waffe, die uns hilft, das geschriebene
Wort zu verteidigen.

Was die Kritik an der Arbeit des Presserats angeht, ist es schon so, wie
Franz Karl Maier, der Sprecher des Deutschen Presserats, 1961 und 1962
in seinem letzten Jahresbericht ausführte: "Wird der Presserat auf dem ei-
nen seiner selbstgesetzten Aufgabengebiete, der Verteidigung der Presse-
freiheit, tätig, so wird er dabei nicht immer mit der besonderen Sympathie
der staatlichen Gewalten rechnen können, während er der Zustimmung der
Gesamtheit der Presse sicher sein kann. Umgekehrt wird er da und dort in-
nerhalb der Presse Widerstand spüren, wenn er sich seiner anderen delika-
ten Aufgabe, dem Mißbrauch der Pressefreiheit einen Riegel vorzuschieben,
widmet und dabei 'verdächtigen 1  Beifall außerhalb der Presse findet. Die
Arbeit des Deutschen Presserates wird immer gekennzeichnet sein und blei-
ben müssen von dem ständigen Bemühen und Ringen um eine pressemorali-
sche Autorität nach beiden Seiten ohne Rücksicht auf jeweilige Zustimmung
oder Ablehnung. Nur so kann er seine Geltung erhalten und erhöhen.“

Besser als Franz Karl Maier dies getan hat, kann wohl niemand ausspre-
chen, wie dicht Freud und Leid der Arbeit des Presserats zusammensitzen!
Alle sollten mithelfen, daß der Deutsche Presserat auch weiterhin seine ver-
antwortliche Aufgabe zum Wohle der ganzen deutschen Presse zu erfüllen
vermag.
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3.2.2 Expansion der Aufgabenbereiche *

Das System einer lebendigen Demokratie kann nur funktionieren, wenn die
moderne Massengesellschaft gleichzeitig eine informierte Gesellschaft ist.
Der Bürger kann von seinen Rechten nur dann richtig Gebrauch machen,
wenn er über politische, kulturelle, wirtschaftliche und gesellschaftspoliti-
sche Geschehnisse möglichst umfassend und zuverlässig unterrichtet ist.
Aus diesem Grund ist die informierende und kritisierende Funktion der
Presse in modernen Staaten eine anerkannt wichtige Aufgabe.

Dabei taucht in der Öffentlichkeit alsbald die Frage auf: Wer kontrolliert die
Kontrolleure? Da die Pressefreiheit im Rahmen der allgemeinen Gesetze
grundrechtlich statuiert ist, muß man überlegen, wie man ohne Eingreifen
des Gesetzgebers dafür sorgen kann, daß die der Presse anvertraute öffentli-
che Aufgabe in verantwortungsbewußten Händen liegt.

Wenn man die Auffassung teilt, daß der Staat auf die redaktionelle Arbeit
der Presse keinen Einfluß nehmen darf, wird man davon ausgehen, daß die
Presse selbst Lösungen suchen muß, um die Ordnung in den eigenen Reihen
sicherzustellen. Darum hat sich die Presse in verschiedenen Ländern der
Welt selbst die Einrichtung einer freiwilligen Selbstkontrolle der Presse ge-
schaffen.

Die berufliche Selbstkontrolle kann natürlich auch dort wirksam werden, wo
staatliche Maßnahmen in der Regel versagen, nämlich bei Verstößen gegen
die ungeschriebenen Gesetze des Anstandes und des guten Geschmacks, die
erfahrungsgemäß jedem Berufsstand, vor allem aber dem der Journalisten
und Verleger besonders schaden können.

Aufgrund der schlechten Erfahrungen aus der Zeit nach 1933 haben die Lan-
despressegesetze in der Bundesrepublik auch die Bildung von Berufsorgani-
sationen mit Zwangsmitgliedschaft und Standesgerichtsbarkeiten, die mit
Hoheitsgewalt ausgestattet sind, untersagt. Nur Berufsorganisationen auf
freiwilliger Basis sind erlaubt.

In der Vergangenheit haben sich verschiedene Systeme der Presse-
Selbstkontrolle entwickelt:
# Zahlreiche Länder (u. a. Belgien, Kanada, Frankreich, Großbritannien,
Indien, Israel, Italien, Österreich, Schweden, Rumänien, Spanien und die

* D. O.: Der Deutsche Presserat und seine Aufgaben. Vortrag vor der Deutschen Richterakademie in Ham-
burg am 3. Oktober 1970, Ms., S. 1-10.
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USA) haben sich durch die Presse selbst einen detaillierten journalistischen
Ehrenkodex gegeben.
• Wo freiwillige Berufsvereinigungen von Journalisten bestehen, pflegen
sie eine gewisse freiwillige Ehrengerichtsbarkeit auszuüben. Wer gegen die
beruflichen Anstandsregeln verstößt, kann von einem Ehrengericht bestraft
werden.

Solche Ehrengerichte wird man natürlich nicht als eine Presse-Selbstkon-
trolle oder als einen Presserat bezeichnen können. Ähnliches gilt auch für
die Ehrengerichte der Zeitungsverleger-Verbände. Von einer echten Presse-
Selbstkontrolle wird man nur dort sprechen können, wo die beiden Haupt-
zweige der Presse — nämlich Redaktion und Verlag — einer Standeskontrol-
le unterliegen.

Im Unterschied zu den freiwilligen Berufsorganisationen der Journalisten
und Verleger widmen sich die Presse-Selbstkontroll-Einrichtungen nicht
speziellen Fachfragen eines Standes, sondern den Gesamtinteressen der
Presse in ihrem Verhältnis zu Staat und Gesellschaft.

In der Bundesrepublik hat man folgende Begriffsbestimmung für die Presse-
Selbstkontrolle gefunden: ”Die Presse-Selbstkontrolle ist eine von der Pres-
se und für die Presse geschaffene Institution, in der Journalisten und Verle-
ger in eigener freier Entscheidung und Verantwortung Zusammenwirken,
um durch Wahrung der Berufsethik im Innern und durch Verteidigung der
Pressefreiheit nach außen das rechte Verhältnis der Presse zu Staat und Ge-
sellschaft zu sichern.“

Verteidigung der Pressefreiheit und die Wahrung des Ansehens der Presse
stehen also im Vordergrund. Die freiwillige Presse-Selbstkontrolle ist in der
Bundesrepublik Deutschland seit 1956 im Deutschen Presserat institutionali-
siert. Vorbild war der drei Jahre zuvor gegründete britische Presserat.

Zunächst riefen die beiden Berufsverbände der Tagespresse, nämlich der
Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger und der Deutsche Journalisten-
verband den Deutschen Presserat ins Leben. Bei seiner Gründung stand
übrigens der damalige Bundespräsident Dr. Theodor Heuss, einst selbst
Journalist, hilfreich zur Seite. Er nannte die Gründung “ein erfreuliches
Zeichen für die Selbstachtung der Presse“.

Nur kurz zur Organisation des Presserates: Er setzt sich zunächst aus fünf
Zeitungsverlegern und fünf Zeitschriftenverlegern sowie zehn Journalisten
zusammen. Die Mitglieder des Presserates werden von den Berufsverbän-
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Zusammensetzung des Deutschen Presserates (Stand: 31. 12. 1970)

Verleger Hans Dürrmeier
8000 München 2, Sendlinger Str. 80

Journalist Prof. Dr. Walter Fabian
5000  Köln-Mülheim, Wiener Platz 2

Redakteur Dr. Rupert Giessler
7800 Freiburg i. Br., Erwinstr. 84

Chefredakteur Dr. Hans Heigert
8000 München 2, Sendlinger Str. 80

Journalist Harald O. Hermann
5300 Bonn 9, Pressehaus 1/318

Verleger Hans-Albert Kluthe
6000 Frankfurt/M., Franken-
allee 71—81 (f 12.12. 1970)

Verleger Dr. Fodeo Lüpsen
4800 Bielefeld, Gütersloher Str. 9a

Chefredakteur Siegfried Maruhn
4300 Essen, Friedrichstr. 36

Verleger Dietr. Oppenberg
4300 Essen, Sachsenstr. 30

Verleger Hans Johann Reinowski
6100 Darmstadt, Holzhofallee  25 —31

Verleger Dr. Wilhelm Reissmüller
8070 Ingolstadt, Donaustr. 11

Redakteur Dr. Fritz Richert
7000 Stuttgart, Eberhardstr. 61,
PF 141

Journalist Fritz Sänger
2000 Wedel/Holstein, Erlenweg 28

Verleger Alfred Strothe
3000 Hannover, Osterstr. 32

Direktor Adam Vollhardt
2000 Hamburg 36, Kaiser-Wilhelm-
Str.6

Journalist Walter Wegner
7290 Freudenstadt, Herzog-Eberhard-
Str. 38

Stellv. Chefredakteur Dr. Heinz Wolff
5600 Wuppertal-Elberfeld, Pressehaus
am Otto-Hausmann-Ring

Kooptiertes Mitglied:
Professor Dr. Thomas Ellwein
8161 Hammer/Obb., Aurach 54 1141

Sprecher:  Dietr. Oppenberg

S t v. S p r e c h e r :  Dr. Rupert Giessler

Sekretär:  Chefredakteur Egon Frhr.
Bad Godesberg

von Mauchenheim, Bonn-

Chefredakteur Eberhard Maseberg
2000 Hamburg 13, Mittelweg 111

Verleger Heinz Möller
2370 Rendsburg, Bahnhofstr. 12—16

Verleger Ernst Naumann
2000 Hamburg 11, Ost-West-Str. 20

Aus: Presserat-Tätigkeitsbericht 1970
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den für jeweils zwei Jahre benannt. Eine Wiederbenennung ist möglich.
Sämtliche Mitglieder des Presserates sina gleichberechtigt, unabhängig und
an Weisungen der Verbände, die sie entsandt haben, nicht gebunden.

Als seine grundsätzlichen Aufgaben hat der Presserat (1959) in seiner Ge-
schäftsordnung festgehalten:
1. Die Pressefreiheit zu schützen, den unbehinderten Zugang zu den Nach-
richtenquellen zu sichern;
2. Mißstände im Pressewesen festzustellen und zu beseitigen;
3. die strukturelle Entwicklung der deutschen Presse zu beobachten und frei-
heitsgefährdende Konzern- und Monopolbildungen abzuwehren;
4. die deutsche Presse gegenüber Regierung, Parlament und Öffentlichkeit
zu vertreten, besonders bei Gesetzes Vorlagen, die Leben und Aufgaben der
Presse angehen.

Ein für jeweils ein Jahr gewählter Sprecher beruft die Sitzungen ein, die in
der Regel alle drei Monate stattfinden. Beschlüsse des Presserates bedürfen
einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden, jedoch mindestens von
zehn Stimmen. Die Sitzungen sind nicht öffentlich. Personen, gegen die sich
eine Beschwerde richtet, können bei der Bahndlung des Falles jedoch zuge-
gen sein, jedoch nicht bei der Beschlußfassung selbst.

Der Presserat kann sowohl aus eigener Initiative als auch auf Grund der an
ihn herangetragenen Anregungen und Beschwerden tätig werden. Die Er-
gebnisse seiner Beratungen faßt der Presserat in Resolutionen, Empfehlun-
gen und gutachtlichen Äußerungen zusammen, die nach Schluß der Sitzun-
gen auf einer Pressekonferenz Pressevertretern zur Verfügung gestellt wer-
den. Der Presserat ist eine Einrichtung mit ausschließlich moralischer
Wirkung. Er hat nicht die Befugnis zur Verhängung von Strafen oder sonsti-
gen Sanktionen.

In mühevoller und verantwortunsgbewußter Arbeit ist es dem Presserat ge-
lungen, sich im Laufe der Jahre ein ständig wachsendes Ansehen bei Regie-
rungen, Parlament und Öffentlichkeit zu verschaffen und damit auch seinen
Entscheidungen Gewicht und Anerkennung zu verleihen. Es hat aber auch
einige Zeitschriften gegeben, die den Presserat als moralische Institution
und als Gewissen der Presse zunächst nicht anerkannten. Dies hinderte aber
den Presserat nicht, sich mit Beschwerden über diese Illustrierten zu be-
schäftigen und seine kritische Meinung öffentlich vorzubringen.

Eine solche kritische Meinungsäußerung hatte vor Jahren einen Prozeß ge-
gen den Deutschen Presserat beim Oberlandesgericht Hamburg zur Folge.
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Das Oberlandesgericht hat dem Presserat in vollem Umfange beigepflichtet
und die öffentliche Mißbilligung einer Veröffentlichung einer Illustrierten
als zulässig und als eine Wahrnehmung berechtigter Interessen bezeichnet.

Ich möchte hier kurz einige Aufgaben nennen, mit denen sich der Presserat
in den letzten Jahren beschäftigt hat: Anders als in England, wo es kein ge-
schriebenes Pressegesetz gibt, traten in Deutschland nach dem Kriege die
Bestrebungen, neue Pressegesetze und andere gesetzliche Bestimmungen zu
schaffen, die die Presse berühren, stark in den Vordergrund. Der Presserat
hat darum allen Plänen des Gesetzgebers, sowohl auf Bundesebene als auch
auf Länderebene, besondere Aufmerksamkeit widmen müssen.

Zur Vorbereitung neuer Landespressegesetze entwickelte er zunächst ein-
mal sogenannte "Leitsätze für ein Pressegesetz“, die von den einzelnen
Länderregierungen dann als Vorlage für die Ausarbeitung eigener Landes-
pressegesetze verwandt worden sind. Diese Gesetzgebungsarbeit zog sich
von 1959 bis 1966 hin. Dabei besuchten wir sämtliche Länder, hatten Ge-
spräche mit Ministerpräsidenten, Bürgermeistern, Innenministern (BW —
Justizminister) und Parteien.

Der Erfolg dieser intensiven Arbeit des Deutschen Presserates an einer mo-
dernen Pressegesetzgebung hat auch im Ausland starke Beachtung gefun-
den. Ich darf hierzu die Schrift von Dr. Urs Schwarz, Zürich, “Presserecht
für unsere Zeit — Die deutsche Gesetzgebung als Beispiel“ verweisen. Die-
ses Buch ist vom Internationalen Presse-Institut in englischer, französischer
und deutscher Sprache herausgegeben worden und hat Interesse in der gan-
zen Welt gefunden. Im Rahmen dieser Landespressegesetze ist es dem Pres-
serat gelungen, das Zeugnisverweigerungsrecht der Presse durchzusetzen,
eine Errungenschaft, um die wir von Journalisten in vielen Ländern des
Auslandes beneidet werden.

Ein weiteres wichtiges Gesetzgebungswerk, an dem der Presserat mitgear-
beitet hat, ist die Reform des politischen Strafrechts. Im Rahmen dieses Ge-
setzgebungswerkes interessierte den Presserat vor allem die Regelung der
Freigabe von Staatsgeheimnissen durch die Presse, wobei es dem Presserat
auf eine möglichst klare Unterscheidung zwischen dem gemeinen Verrat
von Staatsgeheimnissen und der publizistischen Geheimnispreisgabe ging.
Bei der Behandlung der Notstandsgesetze ist es dem Presserat schon in ei-
nem sehr frühen Stadium gelungen, eine Einschränkung der Pressefreiheit
im Falle des Notstandes zu verhindern.

Eine weitere große Arbeit hat der Presserat im Jahre 1966 in Angriff genom-
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men, um das Problem der zunehmenden Konzentration in der Presse in den
Griff zu bekommen. Er hat zunächst damit begonnen, eine Bestandsaufnah-
me über die Struktur der deutschen Tagespresse durchzuführen. Diese liegt
in Form von zehn Bänden mit rund 925 Seiten Umfang vor. Diese Arbeit
kam zustande mit Hilfe des Seniors der deutschen Zeitungswissenschaft
Prof. Dr. Dovifat und zweier wissenschaftlicher Assistenten, die 1 1/2 Jahre
lang alle Zeitungen in der Bundesrepublik bereisten, um an Ort und Stelle
Erhebungen über die Besitzverhältnisse, die Verbreitung der Zeitung, die
wirtschaftliche Lage, die Formen der Zusammenarbeit zwischen einzelnen
Zeitungen und ähnliche wissenswerte Einzelheiten zu sammeln.

Von dieser genauen, mosaikartigen Kenntnis des deutschen Pressewesens
ausgehend, war der Presserat in der Lage, der Bundesregierung und dem
Parlament konkrete Vorschläge zu machen, um weitere die Pressefreiheit
gefährdende Konzern- und Monopolbildungen abzuwehren und die Vielfalt
der deutschen Presse zu erhalten. Ein sehr weites Gebiet seiner Tätigkeit er-
gibt sich aus der Aufgabe des deutschen Presserates, Mißstände im Presse-
wesen festzustellen und zu beseitigen.

Im Zuge dieser Bemühungen hat er zum Beispiel an die Herausgeber und
Redakteure aller Zeitungen und Zeitschriften appelliert, bei der Veröffentli-
chung von Bildern und Beiträgen über fremde Staatsoberhäupter journalisti-
schen und politischen Anstand walten zu lassen. Um zu verhindern, daß die
Unbefangenheit der Richter und der Zeugen bei Gerichtsverfahren durch
Presseveröffentlichungen beeinträchtigt wird, hat der Presserat "Richtlinien
für die Gerichtsberichterstattung“ herausgegeben.

In weiteren Richtlinien hat er die Journalisten ermahnt, ihrer Berichti-
gungspflicht von sich aus zu entsprechen, wenn sie falsch berichtet haben.
In einer Resolution hat sich der Presserat für eine klare Trennung von Text-
und Anzeigenteil ausgesprochen, um zu verhindern, daß sich sogenannte
"Schleichwerbung" im Textteil der Zeitungen und Zeitschriften breit
macht. In einer sehr deutlichen Resolution hat er sich gegen das Einladungs-
und Geschenkunwesen ausgesprochen.

In dieser Resolution heißt es unter anderem: "Die Annahme und Gewäh-
rung von Vorteilen jeder Art, die die Entscheidungsfreiheit der Presse be-
einträchtigen können, sind mit dem Ansehen, der Unabhängigkeit und der
Aufgabe der Presse unvereinbar." Diese Resolution, von der ich hier nur
einen Absatz zitiert habe, hat zu einer Vereinbarung zwischen den Verleger-
und Journalisten-Verbänden zur Bekämpfung des Einladungs- und Ge-
schenkunwesens geführt. Diese Vereinbarung zur Bekämpfung des Einla-
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dungs- und Geschenkunwesens ist inzwischen in fast alle Anstellungsverträ-
ge von Redakteuren und redaktionellen Mitarbeitern aufgenommen worden.

Mehrere Resolutionen haben sich mit der Berichterstattung der Zeitungen
und Zeitschriften über Fluchtbewegungen aus Ost-Berlin und der Sowjetzo-
ne befaßt. Es ging dem Presserat darum, zu verhindern, daß Fluchtwege in
der Presse bekanntgegeben werden, außerdem Bilder und Namen Geflüchte-
ter in den Zeitungen und Zeitschriften veröffentlicht werden. Eine weitere
Resolution des Presserates wendet sich gegen die Verletzung der sittlichen
und religiösen Empfindungen durch Presse-Veröffentlichungen.

Schließlich hat der Presserat Richtlinien für die Behandlung von Sperrfristen
herausgegeben und sich gegen die Darstellung von Brutalitäten in der Presse
gewandt. Die geringste Mühe hat der Presserat bisher erfreulicherweise dem
Punkt 1 seiner Geschäftsordnung zuwenden müssen, nämlich der Aufgabe,
die Pressefreiheit zu schützen und den unbehinderten Zugang zu den Nach-
richtenquellen zu sichern. Die Presse in der Bundesrepublik Deutschland er-
freut sich eines Maßes an Pressefreiheit, wie es dieses zuvor niemals in
Deutschland gegeben hat.

Gelegentliche Versuche von Bürgermeistern oder Verwaltungsbeamten, den
Zugang zu Nachrichtenquellen in den Rathäusern oder Behörden zu ver-
schließen, sind auf sehr deutlichen Widerstand des Presserates gestoßen.
Diese Arbeit wurde ihm besonders dadurch erleichtert, daß in allen Landes-
pressegesetzen ein Paragraph über die Informationspflicht der Behörden ge-
genüber der Presse enthalten ist.

Die von der Bundesregierung eingesetzte Günther-Kommission hat sich in
ihrer Arbeit sehr wesentlich auf das vom Presserat zusammengetragene Ma-
terial stützen können. Der Presserat hat dabei eigene Vorstellungen zur Fu-
sionskontrolle, zur Offenlegungspflicht der Eigentumsverhältnisse, zur Ein-
richtung eines einheitlichen Versorgungswerkes aller Medien und zum Ver-
hältnis zwischen Verleger und Redaktion entwickelt.

Diese heute unter dem Motto ”Innere Pressefreiheit“ heftig diskutierte Fra-
ge kann nur befriedigend gelöst werden, wenn die Partner sich über eine
sinnvolle Regelung einigen. Es liegen auch bereits brauchbare Entwürfe
vor. Der Presserat hat wiederholt an die Verleger- und Journalistenverbände
appelliert und auf einen alsbaldigen Abschluß der Beratungen gedrängt. Wir
wollen hoffen, daß dieses Problem durch eine vertragliche Abmachung ge-
löst werden kann, damit nicht der Gesetzgeber eine Lücke ausfüllen muß.
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In letzter Zeit bemüht sich der Presserat, heftige Auseinandersetzungen in
der Presse und um die Presse zu schlichten. Ging es Anfang des Jahres um
den Streit, ob Bonner Journalisten unter Druck gesetzt wurden und ob ein
Pressekonzern Nachrichten verfälsche, so geht es jetzt um die Frage, ob ei-
ne vorzeitige Veröffentlichung des Moskauer Vertrages zu begrüßen oder
zu verurteilen ist. Ich möchte zum Abschluß noch erwähnen, daß der Pres-
serat vom Bundesverfassungsgericht in Karlsruhe zu wichtigen Entschei-
dungen als Gutachter gehört worden ist. Es finden regelmäßige Beratungen
mit den Hohen Richtern des Bundesgerichtshofes und des Bundesverfas-
sungsgerichts in Karlsruhe statt. Auch zum Deutschen Richterbund besteht
ein guter Kontakt.

Der langjährige Präsident des Bundesverfassungsgerichts Gebhard Müller
hat in einer Feierstunde zum zehnjährigen Bestehen des Presserates erklärt'.
"Natürlich stellt sich auch für die Presse das Problem der Bindung an die
Grundrechte. Zwar muß die Presse im freiheitlich demokratischen Staat frei
sein; aber diese Freiheit entbindet die Presse nicht von der Verpflichtung zu
den Grundentscheidungen der Verfassung. In diesem Spannungsverhältnis
scheint mir die eigentliche Aufgabe und die eigentliche Bedeutung des Pres-
serates zu liegen. Im Presserat hat sich die Presse ein Organ der Selbstkon-
trolle geschaffen, das auf Freiwilligkeit beruht und sich nur durch seine ei-
gene Autorität durchzusetzen vermag. Der Presserat beruht nicht auf Ge-
setz, er hat keine Berufsgerichtsbarkeit, keine Sanktionen und keine anderen
Machtmittel als die Überzeugungskraft seiner Argumente und der hinter ihm
stehenden Persönlichkeiten.“ Dieser Erklärung ist von mir aus nichts mehr
hinzuzufügen.
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3.3 Die Arbeitsgemeinschaft Regionalpresse

3.3.1 Gründungsumstände und Tätigkeitsfelder *

Im Jahr 1964 wurden 27,7 Prozent aller Aufwendungen für Markenartikel-
Werbung und für die Werbung überregionaler Dienstleistungen in den Ta-
geszeitungen ausgegeben. Ein Zeichen mehr dafür, daß der alte Satz, den
man aber nicht oft genug wiederholen kann, ”A11 business is local“, mehr
denn je seine Richtigkeit hat und daß die Werbung in den regionalen und
lokalen Tageszeitungen nichts von ihrer Bedeutung, ihrer Schlagkraft und
ihrem Erfolg eingebüßt hat. Es gibt unter allen konkurrierenden Massenme-
dien keines, das sich einer so engen Verbindung zum Verbraucher rühmen
kann, wie die regionale Abonnementzeitung, keines, dem vom Konsumen-
ten soviel Vertrauen entgegengebracht wird. Und auch diese Werbeweisheit
ist so alt wie richtig: Das Vertrauen dös Lesers zu seiner Zeitung überträgt
sich automatisch auf den Anzeigenteil, auf die dort praktizierte Werbung.

Das soll freilich nicht heißen, daß die Tageszeitungen beruhigt und ohne ei-
gene Anstrengungen der künftigen Entwicklung entgegensehen können.
Will man eine erste Geige im Werbekonzert spielen, muß man dafür sorgen,
daß das Instrument brauchbar ist und die Saiten gut gestimmt sind. Um vom
bildhaften Vergleich zur nüchternen Realität zu kommen: Die regionalen
Tages- und Abonnement-Zeitungen können es sich nicht leisten, an den Er-
fordernissen unserer Zeit, die gekennzeichnet ist durch ihr Bemühen um ei-
ne Rationalisierung des Arbeitsablaufs und die Nutzbarmachung exakter
wissenschaftlicher Erkenntnisse, vorbeizugehen.

Diese Einsicht führte im Jahre 1963 zur Gründung der  Regionalpresse,  der
Arbeitsgemeinschaft regionaler Abonnements-Zeitungen e. V., die heute
mit 67 Mitgliedsverlagen die starken Regionalzeitungen der Bundesrepublik
in einer Auflage von 7,5 Millionen Exemplaren, d. h. über 20 Millionen Le-
ser, umfaßt.

* D. O.: Regionalpresse setzt den Hebel an. Abgerundetes Arbeitsprogramm für das Jahr 1965, in:  Zeitungs-
Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bad Godesberg), 62. Jg./Nr. 10, 5. März 1965, S. 334-336.
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Rationalisierung

Wo war nun der Hebel anzusetzen? Mangels einer Organisation, die sich
bislang nur gemeinsam zu lösender Probleme angenommen hätte, wurden
Fragen der Geschäftsbedingungen zwischen Tageszeitungen und deren Auf-
traggebern sehr individuell und somit natürlich äußerst unterschiedlich gere-
gelt. Die rein graphische Gestaltung der Preislisten war ebenso uneinheitlich
wie vielfach die sachlichen Angaben. Rechnungsformulare wurden in den
verschiedensten Formen entwickelt, Zahlungsbedingungen wiesen große
Unterschiede auf, Rabattfragen wurden äußerst verschieden behandelt. Dies
alles führte dazu, daß die Gruppe der regionalen Abonnements-Zeitungen in
der Optik der Auftraggeber nicht als Massenmedium im eigentlichen Sinne
des Wortes bezeichnet werden konnte. Einer solchen Definition standen zu-
viele Unterschiedlichkeiten entgegen, die sich hemmend auf den Geschäfts-
ablauf zwischen den Zeitungen und ihren Auftraggebern auswirkten.

Die  Regionalpresse  hat es sich deshalb für die kommenden Jahre zur Aufga-
be gesetzt, durch entsprechende Rationalisierungsmaßnahmen die Zusam-
menarbeit der Auftraggeber mit den Mitgliedern der  Regionalpresse  weitge-
hend zu erleichtern. Alle Möglichkeiten, die technischen Details zu verein-
heitlichen und somit die Auftragsvergabe an die Vielzahl der deutschen
regionalen Abonnements-Zeitungen zu vereinfachen, werden in enger Zu-
sammenarbeit mit den Agenturverbänden geprüft. Die ersten Ergebnisse —
einheitliche Preislisten, einheitliche Rechnungs- und Auftragsformulare —
sind ermutigend und berechtigen zu der Hoffnung, daß auch weitere Proble-
me, die Regelung des Belegversandes und die Angleichung der Zeitungsfor-
mate beispielsweise, einer alle Teile befriedigenden Lösung zugeführt wer-
den können

Einheitliche Leseranalysen

Auch auf dem Gebiet der Forschung sind eine Reihe wichtiger Aufgaben zu
bewältigen. Zwar kann nicht behauptet werden, daß die Tageszeitungen der
Forschung bisher keine Bedeutung beimaßen. Infolge mangelnder Koordi-
nationsbestrebungen waren alle Forschungsarbeiten jedoch beschränkt auf
meist kleine regionale Bereiche. Die verschiedensten Zeitungen führten teils
Struktur-, teils Reichweiten-Untersuchungen durch, die für sich betrachtet
in sehr vielen Fällen äußerst aufschlußreich und interessant waren, die aber
andererseits dem Markenartikler und der Werbeagentur keine Möglichkeit
gaben, vergleichbare Werte für größere regionale Bereiche zu erfahren. Die
Regionalpresse  hat deshalb für die Durchführung einheitlicher Reichweiten-
Untersuchungen ihrer Mitglieder in enger Fühlungnahme mit den Agentur-
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verbänden und den entsprechenden Instituten ein Schema erarbeitet, dessen
Verwendung für individuelle Leseranalysen bei den einzelnen Mitgliedsver-
lagen empfohlen werden soll.

Auch die  Standortpresse GmbH , mit der die  Regionalpresse  in vielen Fragen
freundschaftlich zusammenarbeitet, hat sich an diesen Arbeiten beteiligt.
Somit wäre erstmalig die Möglichkeit gegeben, Leseranalysen, die von den
verschiedensten Zeitungen in den unterschiedlichsten Verbreitungsgebieten
durchgeführt werden, miteinander zu vergleichen und auch für überregiona-
le Werbung auszuwerten. Die entsprechenden Vorarbeiten auf diesem Ge-
biet sind abgeschlossen worden und die  Regionalpresse  wird das Ergebnis
ihrer Bemühungen in Kürze veröffentlichen. Es ist zu erwarten, daß eine
ganze Reihe von Mitgliedern der  Regionalpresse  schon bald entsprechende
Untersuchungen durchführen wird.

V erbreitungsanalyse

Die Zusammenarbeit der Tageszeitungen mit den Unternehmen der Wer-
bung treibenden Wirtschaft und den Werbeagenturen war weiter dadurch er-
schwert, daß die Zeitungen von sich aus noch keine exakten Angaben über
die Verbreitung ihrer Auflage in den einzelnen regionalen Bereichen insge-
samt veröffentlichten. Die  Regionalpresse  beabsichtigt, noch in diesem Jahr
erstmals eine Verbreitungsanalyse zu erstellen, die Aufschluß gibt über die
Zahl der verkauften Zeitungs-Exemplare in den einzelnen Stadt- und Land-
kreisen und in allen Orten über 5 000 Einwohnern. Natürlich muß sich eine
solche Untersuchung auf die Mitglieder der  Regionalpresse  beschränken.

Sie wird aber sicher für die Auftraggeber schon wesentlich zur Verbesse-
rung der Markttransparenz beitragen, denn in der  Regionalpresse  sind ins-
gesamt 67 Verlage mit einer gesamten Verkaufsauflage von täglich mehr als
7,5 Millionen Exemplaren vertreten. Verbreitungsanalysen wurden bisher
von den Verbänden der Werbeagenturen und der Werbungsmittler, nämlich
GWA und ADW, durchgeführt. Die  Regionalpresse  hofft, durch ihren Be-
schluß, verbreitungsanalytische Daten über ihre Mitglieder geschlossen zur
Verfügung zu stellen, auch diesen Verbänden die Erarbeitung des gesamten
Materials der deutschen Tagespresse zu erleichtern.

122



Qualitative Untersuchungen

Es hat sich weiter als notwendig erwiesen, zur Förderung der Zeitungsan-
zeige auch auf dem Gebiet der qualitativen Forschung tätig zu werden; sehr
oft ist aus Kreisen der Werbung treibenden Wirtschaft und der Werbeagen-
turen zu hören, die Zeitungsinsertion sei ”zu teuer“, um sie auch für natio-
nal distribuierte Markenartikel und Dienstleistungen einsetzen zu können.
Bei solchen keineswegs seltenen Gegenüberstellungen werden meist eine
Reihe bedeutender Faktoren außer acht gelassen. So führt etwa Damrow in
dem oben bezeichneten Artikel aus, daß eine ganzseitige Insertion in einer
Reihe von Tageszeitungen sehr viel teurer sei als eine Insertion in Illustrier-
ten, die insgesamt die gleiche Auflage repräsentieren.

Bei solchen Argumentationen wird meist gar nicht oder nur ungenügend be-
rücksichtigt, daß eine Insertion in regionalen Abonnementzeitungen kaum
zu Überschneidungen führt, wie dies ja bekanntlich bei illustrierten Zeit-
schriften sehr stark der Fall ist, und daß der Vergleich zwischen einer gan-
zen Seite in einer Illustrierten und einer ganzen Seite in einer Tageszeitung
äußerst problematisch ist. Die  Regionalpresse  wird deshalb bestrebt sein,
qualitative Untersuchungen vorzubereiten, die Aussagen über die qualitative
Bedeutung der Zeitungsinsertion zulassen. Dieses Problem wird sicher nicht
kurzfristig zu lösen sein, jedoch sollen auf diesem Gebiet erste Anfänge ge-
macht werden, um in Zukunft sicherzustellen, daß die Zeitungsanzeige von
der Auftraggeberseite in einer Form gewertet wird, wie ihr dies auf Grund
ihrer Wirksamkeit zukommt.

Aus den bisherigen Ausführungen ergibt sich, daß die  Regionalpresse  be-
strebt ist, in diesem Jahr einige wichtige Grundsatz-Probleme anzugreifen
und zu lösen. Ganz sicher gibt es noch sehr viel mehr Fragen, die einer Be-
arbeitung und Lösung bedürfen; die  Regionalpresse  ist jedoch der Auffas-
sung, daß allein schon die hier aufgezählten Punkte geeignet sind, die Kon-
kurrenzsituation der regionalen Abonnementszeitungen positiv zu beeinflus-
sen. Im wesentlichen wird sich die Tätigkeit der  Regionalpresse  im
Kalenderjahr 1965 also darauf erstrecken, auf dem Gebiet der Rationalisie-
rung des Geschäftsverkehrs zwischen Unternehmen der Werbung treiben-
den Wirtschaft und der Werbeagenturen mit den Mitgliedsverlagen der  Re-
gionalpresse  Fortschritte zu erzielen.

Darüber hinaus ist auf dem Gebiet der Forschung vorgesehen, die Durch-
führung einheitlicher und genormter Leseranalysen der Mitglieder der  Re-
gionalpresse  zu fördern, eine Verbreitungsanalyse auf der Basis der Stadt-
und Landkreise und der Ortsgrößenklassen durchzuführen und des weiteren
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Grundlagen-Material zur späteren Durchführung qualitativer Untersuchun
gen zu schaffen.

3.3.2 Status nach einem Jahrdutzend *

Dem gedruckten Wort gilt nach wie vor die ganze Liebe. Rund 73 Prozent
aller Bundesbürger lesen eine Abonnementzeitung. Das hat noch unlängst
die  Media-Analyse 1975  festgestellt.

Dessenungeachtet hatten alle Druckmedien 1974 ein entscheidendes Pro-
blem: die Kosten stiegen und die Erträge verringerten sich. Dabei wird oft
nur pauschal von Rückgängen im Anzeigengeschäft gesprochen. Das ist
oberflächlich und für ein sinnvolles Zeitungsmarketing, wie es die  Regional-
presse  betreibt, sogar schädlich. Sicher stand das Thema Anzeigenrückgang
im Mittelpunkt aller Überlegungen der Zeitungsverlage. Wenn man aber die
wirtschaftliche Situation der Presse 1974 und 1975 analysiert, dann ist auf
die folgenden Punkte besonderes Gewicht zu legen:

9  Die Zeitungsverlage standen einer Kostenexplosion gegenüber, die nicht
vorhersehbar war. Natürlich wurden in allen Betrieben Rationalisierungs-
maßnahmen ergriffen, um die stetig wachsenden Kosten ”in den Griff“ zu
bekommen. Daß aber zwischen Kostensteigerungen und den wirklichen
Auswirkungen von Rationalisierungsmaßnahmen eine bemerkenswerte zeit-
liche Verzögerung von mindestens einem Jahr liegen muß, ist bekannt. Die-
se Zeitverzögerung wird um so länger, je größer die sozialen Sicherheiten
sind, die die Verlage ihren Mitarbeitern bieten. Auf diese Weise werden
kurzfristige Anpassungsprozesse an veränderte Wirtschaftslagen immer we-
niger möglich. Insofern brachte das Jahr 1974 für die deutschen Tageszei-
tungen eine schwierige Situation: unüberblickbare Kostenexplosionen konn-
ten durch Rationalisierungsmaßnahmen nicht aufgefangen werden.

9 Trotz der wirtschaftlichen Rezession konnten die regionalen Abonne-
mentzeitungen eine positive Auflagenentwicklung feststellen. Wir können es
insofern als einen Erfolg verbuchen, daß die Auflagen der regionalen Zei-
tungen bei fast allen Titeln auch in den letzten 20 Monaten kontinuierlich
gestiegen sind. Es ist ausdrücklich zu betonen, daß diese Steigerung in die
Zeit einer Rezession fiel, in eine Zeit also, in der die privaten Haushalte
stärker als je zuvor zum Sparen neigten. Die Auflagenentwicklung ist für

* D. O.: Die Regionalpresse — ihrer Aufgabe gewachsen, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag
(Bonn-Bad Godesberg), 72. Jg./Nr. 45, 7. November 1975, S. 1498-1499.

124



die Zeitungsgattung eine Bestätigung der engen Bindung, die der Leser zu
seiner Tageszeitung hat.

Die wenigen Ausnahmen von dem hier geschilderten Trend, die es bei Ein-
zeltiteln gibt, sind ursächlich nicht zeitungsbedingt, sondern fast ausschließ-
lich strukturbedingt. Wenngleich also die privaten Haushalte durch die Re-
zession ein geringeres Kaufkraftvolumen hatten, wirkte sich dies auf die po-
sitive Auflagenentwicklung der Zeitungen nicht aus. Damit ist erneut
dokumentiert, welche dominierende Rolle die regionale Abonnementzeitung
in der Familie spielt.

# Und nun zum Anzeigengeschäft. Selbst die Werbewirtschaft ist oft ge-
neigt, Anzeigenrückgänge pauschaliert zu publizieren, ohne deren Ursachen
zu analysieren. Eine aufklärende Interpretation ist jedoch unumgänglich.
Sowohl 1974 als auch in den ersten acht Monaten des Jahres 1975 mußten
die Zeitungen zum Teil erhebliche Einbußen an Anzeigenraum hinnehmen.
Dabei ist es notwendig, einmal die wirklichen Tatbestände und ihre Ursa-
chen aufzuzeigen.

Hier zuerst die Zahlen: Diese Umfangstatistik, die auf der Basis der Umfän-
ge von etwa 100 Ausgaben von Mitgliedszeitungen der  Regionalpresse  ent-
wickelt wurde, zeigt eine Reihe sehr wichtiger Punkte deutlich auf:
a) Die deutschen Tageszeitungen konnten ihre Bedeutung als Werbeträger
für die werbungtreibende Wirtschaft selbst in den Zeiten der Rezession festi-
gen. Die vorstehende Aufgliederung beweist, daß die Tageszeitungen im
Bereich rein werblicher Anzeigenkategorien kaum oder keine Einbußen hin-
zunehmen hatten.
b) Die im Zusammenhang mit den Anzeigenrückgängen auftretenden Pro-
bleme sind Probleme der konjunkturellen Entwicklung. Nicht der Werbeträ-
ger "Tageszeitung“ hat an Bedeutung verloren und Rückschläge zu ver-
zeichnen gehabt. Es waren jene Anzeigenarten, die völlig konjunkturabhän-
gig sind, die zur Reduzierung des Anzeigenvolumens nahezu ausschließlich
beitrugen. Die Wirtschaftswerbung hat bei den Tageszeitungen — wie bei
allen Medien — im letzten Jahr stagniert, sie ist jedoch nicht zurückgegan-
gen. Die Zeitung hat sich somit als Werbeträger voll behauptet. Wenn je-
doch Anzeigenarten, wie beispielsweise Stellenanzeigen, im Durchschnitt
auf 30 Prozent ihres Volumens aus konjunkturpolitischen Gründen zurück-
fallen — und bei einigen Zeitungen ist das noch mehr — dann ist dies durch
kein Anzeigenmarketing im Bereich der Handels- oder Markenartikelanzei-
gen auszugleichen.
c) Wenngleich der Umfang der Markenartikelanzeigen innerhalb der letzten
zwei Jahre ziemlich konstant war, so sind gewisse Veränderungen im Gefü-
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ge der Anzeigenlandschaft der Zeitung nicht zu verkennen. Der Handel, der
1973 noch 36,8 Prozent des Anzeigenvolumens der Tageszeitungen auf sich
vereinigte, bringt es in den ersten acht Monaten des Jahres 1975 schon auf
43,7 Prozent. Mit anderen Worten: Fast die Hälfte des von den Tageszeitun-
gen verkauften Raumes wird an Unternehmen des Handels verkauft.

Aus alldem ist zu folgern, daß die Tageszeitung trotz Anzeigeneinbußen ihre
Marktstellung als Werbeträger behaupten konnte, die Rückgänge von un-
beeinflußbaren Konjunkturentwicklungen abhingen und sich die Bedeutung
des Handels für die Tageszeitung gesteigert hat.

Was hat nun die  Regionalpresse  im Jahre 1974, unserem Berichtszeitraum,
unternommen? Manche Tendenzen, die hier geschildert werden, waren An-
fang 1974 schon erkennbar und die  Regionalpresse  war bemüht, sich in ihrer
Arbeit dem anzupassen. Dabei wurden die traditionellen und langjährigen
Projekte der Jahre zuvor weder eingestellt noch vernachlässigt: auch 1974
wurden sie weiter fortgeführt.

Planungsmaterial

Hier erschienen im Berichtsjahr nach wie vor in vierteljährlichen Abständen
> Veröffentlichungen über die Anzeigenpreise der  Regionalpresse,  Übersich-
ten über die Preise pro 1 (XX) Auflage, Auflagenübersichten und Auflagen-
vergleiche. All diese Unterlagen wurden nur an Kunden gesandt, die sie aus-
drücklich bei der  Regionalpresse  anforderten. Von 1973 bis 1974 ist die
Auflage dieses Planungsmaterials um 20 Prozent gestiegen. Mit diesem Er-
folg kann die  Regionalpresse  zufrieden sein.

Als weitere Planungshilfe bietet die  Regionalpresse ’RegioSelect ‘  an. Dieses
Selektions- und Kostenprogramm, das keinerlei subjektive Wertungen ent-
hält, hat es naturgemäß schwer, sich gegen die kostenlos angebotenen und
auch bewertenden Programme anderer Anbieter durchzusetzen. Es gelingt
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Veränderungen der Anzelgen-Mengen ln Prozent zum gleichen Zeitraum des
Vorjahres

Jan. — Dez, 1974 Jan. — August 1975
Gesamtumfänge in mm — 14,40 — 8,66
überregionale Anzeigen — 12,83 — 3,93
Lokale Anzeigen — 2,78 + 5,67
Stellenanzeigen — 41,81 — 43,93
Immobilienanzeigen — 20,16 — 20,47
Kraftfahrzeugmarkt — 18,66 + 3,81



aber zunehmend, insbesondere wichtige Werbungtreibende selbst, von der
Objektivität des  RegioSelect-Programms  zu überzeugen.

Forschung

In diesem Bereich lag 1974 ein ausgesprochenes Schwergewicht auf For-
schungsvorhaben, die handelsorientiert waren. Bundesweit wurde eine Un-
tersuchung über das Einkaufs- und Informationsverhalten der Bürger durch-
geführt. Diese Untersuchung hat bei den Mittel- und Großbetrieben des
Handels ein lebhaftes Echo gefunden.

Ebenfalls völlig handelsorientiert war eine Untersuchung der  gzm  über das
Einkaufsverhalten im Rhein-Main-Gebiet. Diese Untersuchung wurde im
Auftrag von acht Verlagen der  Regionalpresse  aus dem Rhein-Main-Gebiet
durchgeführt. Sie hatte nicht nur bei jenen Firmen, die in diesem Gebiet an-
sässig waren, eine sehr positive Resonanz, sondern sie wurde auch von an-
deren Unternehmen in der Bundesrepublik als Musterbeispiel für konkrete
handelsbezogene Forschung angesehen. Die Durchführung ähnlicher Unter-
suchungen für andere Wirtschaftsräume wurde von vielen unserer Kunden
in den Gesprächen immer wieder betont.

Neben der ausgesprochenen Handelsforschung lag ein zweites Schwerge-
wicht 1974 im Bereich qualitativer Untersuchungen. So wurde von der  Re-
gionalpresse  eine Studie unter dem Titel ” Regionale Abonnementzeitun-
gen / Aktuelle Illustrierte“ durchgeführt und veröffentlicht. In dieser Studie
konnte eine Vielzahl von qualitativen Ergebnissen für die Tageszeitungen
als Nachrichten- und Werbemedium erbracht werden. Die Durchführung
von Fallstudien ist ein vorrangiges Interessengebiet der  Regionalpresse.
Dies deshalb, weil wir davon überzeugt sind, daß sich durch solche Fallstu-
dien die Werbewirksamkeit des Mediums 'Tageszeitung“ am besten nach-
weisen läßt

Prasentationswesen

1974 konnten die Kontakte zu unseren Kunden ganz erheblich ausgebaut
werden. Es sind jetzt insgesamt zehn Präsentationen, die der  Regionalpresse
zur Verfügung stehen und mit denen bei Kunden argumentiert werden kann.

Trotz mancher Schwierigkeiten konnte die Arbeit erfolgreich gesteigert
werden. Nahezu 800 Präsentationen wurden bei Unternehmen der werbung-
treibenden Wirtschaft und bei Werbeagenturen durchgeführt. Darüber hin-
aus wurden die Mitgliedsverlage der  Regionalpresse  zunehmend für die
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Durchführung von Einzelhandelsveranstaltungen gewonnen. Das Arbeits-
material der  Regionalpresse  wurde in zunehmendem Umfang in diese Ver-
lagsveranstaltungen eingebaut, und die  Regionalpresse  hat 1974 fast 50 Ver-
anstaltungen von Mitgliedsverlagen betreut oder teilweise betreut.

Diese Gesamtentwicklung zeigt im Jahre 1975 eine steigende Tendenz. Bei
einem Überblick über die Forschungsprojekte und Kundenkontakte sollen
wichtige Punkte der täglichen Arbeit, die kaum spektakulären Charakter tra-
gen, nicht vergessen werden: neben den Methodenexperimenten an denen
sich die  Regionalpresse  im Rahmen der  AG.MA  und auch im Rahmen der
TAGMA  beteiligt, wurden viele Maßnahmen weitergeführt, die für die Mit-
glieder zum Teil heute schon eine Selbstverständlichkeit sind.

Es sei daran erinnert, daß die  gzm  zwei Materndienste herausgibt, und daß
die  Regionalpresse  auch in akuten Fällen eine "Feuerwehrfünktion“ ausüb-
te: als die Gefahr eines Poststreiks bestand, wurde ein Notplan erarbeitet,
der es auch heute noch gestatten würde, Mitglieder der  Regionalpresse  mit
Aufträgen, Dispositionen, Druckunterlagen usw. zu versorgen.

Es wurde am Anfang gesagt, daß das Geschäftsjahr 1974 ein schweres Jahr
für die deutschen Tageszeitungen war. Wir haben auch heute, im Herbst
1975, nach wie vor mit konjunkturellen Schwierigkeiten zu kämpfen. Die
Regionalpresse  hat sich auch in dieser Krisenzeit ihrer Aufgabe gewachsen
gesehen.
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3.4 Der Theodor-Wolff-Preis

3.4.1 Philosophie der Journalistenehrung *

Seit mehr als 25 Jahren ist es guter Brauch, Spitzenleistungen im Tagesjour-
nalismus mit dem Theodor-Wolff-Preis auszuzeichnen. Theodor Wolff, den
die deutschen Zeitungsverleger mit der alljährlichen Preisvergabe vor dem
Vergessen bewahren, hat über 40 Jahre auf herausragende Art den deut-
schen Journalismus repräsentiert.

Wer war dieser Theodor Wolff eigentlich? Diese Frage drängt sich vielen
auf, denn es gibt heute kaum noch Kollegen, die mit ihm im  Berliner Tage-
blatt  zusammengearbeitet haben. Für uns und für die Jüngeren lohnt sich ein
Quellenstudium, ist es interessant, seine prägnanten, mit  TW  gezeichneten
Leitartikel nachzulesen, seine Glossen über Ereignisse von weltpolitischer
Bedeutung.

Nach der Zeit der drei deutschen Kaiser und Könige von Preußen, deren
Wirken er kritisch beleuchtete, kam für den 50jährigen Chefredakteur die
Republik. Ihr ganzer Jammer lag darin begründet, daß sie die erdrückenden
Folgen des Krieges allein tragen mußte, da sich der letzte Herrscher und sei-
ne Kriegstreiber aus dem Staub gemacht hatten. Das Ende dieser Republik
war eigentlich schon in Versailles vorprogrammiert, obwohl Männer wie
Ebert und Scheidemann, Rathenau und Stresemann und nicht zuletzt auch
Theodor Wolff mannhaft für sie, diese neue Republik und Demokratie,
stritten

* D. O.: Geleitwort, in: Heinz-Dietrich Fischer (Hrsg.): Aus Deutschland berichtet.
Inlandsreportagen 1961-1986 — ausgezeichnet mit dem Theodor-Wolff-Preis, Düsseldorf - Wien
5-9.

Presse-
1987, S.
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Wolffs ganzes Streben galt der Demokratie, seitdem er 1894 als Zeitungs-
Korrespondent die Bürgerfreiheit der III. Französischen Republik kennen-
gelernt hatte. So schrieb er, kurz bevor er Chefredakteur des  Berliner Tage-
blatt  wurde: ”An dem Tag, an dem das deutsche Bürgertum erwachen, an
dem Tag, an dem es an die Stelle eines Scheinkonstitutionalismus ein wirk-
lich modernes Verfassungsrecht setzen wird, an dem Tag —  aber nicht frü-
her  — werden die demokratischen Bürger Westeuropas und Amerikas sich
uns wahrhaft verwandt fühlen.“

Theodor Wolff hat es vorausgesehen, aber es bedurfte noch eines Meeres
von Leid in der Zeit von 1933 bis 1945, ehe ein zweiter demokratischer An-
satz uns die Achtung und Anerkennung der westlichen Welt eingebracht hat.
Er erlebte es nicht mehr, der Mann, der 1943, von den Vollstreckungsbeam-
ten des Hitlerschen Unrechtsstaates verfolgt und gefoltert, im Jüdischen
Krankenhaus in Berlin sterben mußte.

Der Mann, der so tragisch endete, entstammte einer alten jüdischen Familie.
Die Juden haben insbesondere das deutsche Kulturleben reich befruchtet und
waren fest im liberalen Bürgergeist verwurzelt. Die wenigen Juden, die heu-
te noch unter uns leben, bringen uns in Erinnerung, was sie uns geschenkt
und wieviel wir verloren haben. Berlin ohne seine jüdischen Mitbürger spürt
diese geistige Armut heute besonders stark.

Theodor Wolff war von Haus aus Feuilletonist. Schon früh gründete er mit
Freunden die Berliner  Freie Bühne  und brachte Gerhart Hauptmann auf die
Bretter. Er schrieb selbst Theaterstücke und übersetzte Dramen der großen
französischen Zeitgenossen. Er förderte die Maler. Mit ihrer Welt war er
vertraut.

Seine zwölfjährige Korrespondententätigkeit in Paris hatte Theodor Wolff
geprägt. Er konnte sich in dieser faszinierenden Metropole, im kulturellen
Leben ebenso wie in der Politik viele Freunde erwerben. Dort ergriff ihn
die Politik mit Leidenschaft. In der Dreyfus-Affäre stand er in vorderster
Front der Verteidiger des Unschuldigen.

Theodor Wolff machte als Chefredakteur aus dem  Tageblatt,  das seinem äl-
teren Vetter Rudolf Mosse gehörte, ein Blatt von Weltgeltung. Es war wohl
ursprünglich eine Inseratenplantage mit einem Handelsteil. Theodor Wolff
baute die Zeitung in allen Sparten planmäßig aus und holte sich ausgezeich-
nete Schreiber heran. So bekam das Blatt Profil und erhielt Ansehen und
Einfluß. Seine Leitartikel wurden zu einer nationalen Einrichtung.
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So wurde Theodor Wolff zum Wortführer des bürgerlichen Liberalismus.
Sein publizistischer Kampf war gegen jeden Revanche-Gedanken gerichtet
und diente der Aussöhnung mit Frankreich, das er in seiner Pariser Korre-
spondentenzeit so gut kennengelernt hatte.

Über den Chefredakteur  TW  schrieb sein langjähriger feuilletonistischer
Mitarbeiter Erich Sinsheimer: ”Er wurde einer der brillantesten und dabei
gediegensten Journalisten, die Deutschland in Menschenaltern hervorge-
bracht hat, zugleich auch zu einem der liebenswertesten und liebenswürdig-
sten, bescheidensten und hilfsbereitesten Menschen seines Berufs und seines
Milieus — ein Kavalier der Feder, der aber, wenn es nottat, aus der ihm an-
geborenen Sanftmut und Urbanität herausbrechen konnte wie ein Ber-
serker.“

Aber wie urteilte er selbst? Zum 9. November 1918 widmete er dem von
ihm immer scharf kritisierten Kaiser einen Abgesang.  TW  schrieb: ”So si-
cher es ist, daß der von der Höhe herabfallende Stein nicht in der Luft hän-
gen bleiben kann, so sicher stand, nach dem Gesetz der Schwere, seit Wo-
chen diese Lösung der großen Frage fest. Besser wäre es auch hier gewesen,
dem Willen des Volkes nicht hinterdrein zu folgen, sondern ihm mit Herr-
scherwürde voranzugehen. Aber trifft die Könige die alleinige Schuld, wenn
sie zu lange glauben, das ganze Volk sei in liebender Anhänglichkeit um sie
geschart? Wann tritt, zwischen huldigenden Bürgermeistern, Ehrenjung-
frauen, Spalier-Enthusiasten, Lakaien und Triariern, die Wahrheit an sie
heran? Wer dem Kaiser nie die Rosen, die aus den Gärten von Byzanz stam-
men, dargebracht hatte, wird in diesem Augenblick gern darauf verzichten,
auf die Schwelle, über die er hinausschreitet, nur Beschuldigungen zu streu-
en. Er hat dreißig Jahre lang regiert, und er ist das Opfer von Eigenschaften
geworden, die ein Teil seiner Natur waren und von fatalen Persönlichkeiten
zugunsten falscher Ziele ausgebeutet worden sind.“

Das war der noble Theodor Wolff, der über seinen 1920 verstorbenen Ver-
leger Rudolf Mosse sagte: ”Er liebte jene Klarheit der Sprache, durch die
man wie durch eine lichte Seenfläche auf den Grund des Gedankens und des
Wissens blickt. Immer ging er von der Erkenntnis aus, daß auf denen, die
zur Öffentlichkeit sprechen, eine gewaltige Verantwortung ruht, die Unab-
hängigkeit seiner Zeitung war sein höchster und vornehmster Stolz.“

Damit verriet Theodor Wolff das Geheimnis seiner inneren Verpflichtung
als Chefredakteur und wahrte die Unabhängigkeit seiner Zeitung auch in der
turbulenten Weimarer Zeit, bis ihm die Feder gewaltsam aus der Hand ge-
rissen wurde. Am Tage der Reichstagswahl vom 31. Juli 1932, der letzten
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freien Wahl, schrieb  TW  unter der Überschrift ”Um alles“: “Wähler und
Wählerinnen, ihr habt heute vielleicht zum letzten Male die Möglichkeit,
selbst über das Schicksal Deutschlands und über euer eigenes zu bestimmen.
Wenn heute der Nationalsozialismus triumphiert und von nun ab noch mehr
als bisher schon der mit ihm verbündeten Reaktion seinen Willen diktieren
kann, dann werdet ihr, solange diese Herrschaft dauern wird, nicht mehr eu-
re Meinung in die Waagschale werfen dürfen — dann wird man die letzten
Reste eurer Freiheit und eurer Bürgerrechte zerschlagen und, mit brutalen
Mitteln, die ihr kennt, euch zu dumpfem Gehorsam, zu schweigender Unter-
werfung zwingen!“

Am 31. Januar 1933 schrieb  TW  unter dem Kennwort “Es ist erreicht“:
“Ein Kabinett, in dem die Leute sitzen, die seit Wochen und Monaten ver-
kündet haben, alles Heil — gemeint war das ihrige — liege im Staatsstreich,
im Verfassungsbruch, in der Beseitigung des Reichstags, in der Knebelung
der Opposition, in der unbegrenzten Gewalt ... Um die Pressefreiheit, von
der die Nationalsozialisten immer so kräftig Gebrauch gemacht haben, dürf-
te es wohl besonders übel stehen.“

Nach dem Brand des Reichstagsgebäudes kam das Signal zum rücksichtslo-
sen Durchgreifen. Auch  TW  sollte verhaftet werden. Seine jungen Redak-
teure mußten ihn fast zwingen, sich in den Zug nach München zu setzen,
wo man noch Fasching feierte und die Vorgänge in Preußen zunächst nicht
so ganz ernst nahm. Von hier aus schrieb er dann seinen letzten Leitartikel
zum Wahltag vom 5. März 1933, in dem er seine Leser aufforderte, “für
Freiheit, Sicherheit, Rechtsgleichheit und Heimatglück“ zu votieren. Dann
wurde er stumm gemacht, und keine Zeile erschien mehr in der von ihm so
leidenschaftlich geliebten Zeitung. Für ihn begann die ruhelose Zeit des
Umherwanderns, bis ihn die Knechte Hitlers im unbesetzten Frankreich auf-
griffen.

In den letzten Jahren haben sich viele Autoren mit Theodor Wolff beschäf-
tigt. Dem Schriftsteller und Journalisten Peter de Mendelssohn verdanken
wir reiche Erkenntnisse über Berlin als Zeitungsstadt und über Theodor
Wolff. Peter de Mendelssohn war der Mann, der sich nach dem Krieg als
alliierter Presseoffizier mutig für die neu entstehenden, von ihm mitbegrün-
deten deutschen Zeitungen einsetzte. So erinnere ich mich noch mit Vergnü-
gen an eine Episode aus dem Jahre 1946. Da wollte doch ein übereifriger
Presseoffizier der englischen Informationskontrolle das Druckhaus Sachsen-
straße in Essen, das ich mit meinen Mitarbeitern aus den Trümmern wieder
aufgebaut hatte, für die  Welt  allein haben und mich vertreiben. Peter de

132



Mendelssohn sorgte dafür, daß die  NRZ  im Hause blieb und teilte ihr groß-
zügig die entsprechenden Maschinen und Räume zu.

Auch der kürzlich verstorbene Berliner Journalist Walter Oschilewski ist zu
erwähnen. Sein schmales Bändchen  Zeitungen in Berlin  zeichnet viele Tatsa-
chen über das Berliner Zeitungsleben auf, und wir finden über Theodor
Wolff so manchen aufschlußreichen Hinweis. In diesem Zusammenhang
müssen wir vor allem das Werk von Wolfgang Köhler mit dem Titel  Der
Chefredakteur  herausstellen, das er dem Leben und Wirken Theodor Wolffs
gewidmet hat. Nicht zu vergessen ist die enorme Fleißarbeit von Bernd Sö-
semann, der unter dem Titel  Theodor Wolff — Tagebücher 1914-1919  ein
zweibändiges Werk schuf, das eine unerschöpfliche Sammlung von Auf-
zeichnungen aus erster Hand zusammengetragen hat.

Lassen Sie in meiner Zitatensammlung noch Rudolf Wolff, den jüngsten
Sohn  TW’s,  mit dem wir lange Jahre im Theodor-Wolff-Preis-Kuratorium
zusammengearbeitet haben, zu Wort kommen. Er schildert den Arbeitstag
seines Vaters aus seiner Erinnerung so: "Die Vormittage verbrachte er
meist in der Wilhelmstraße. Mittags, nach dem Umbruch der Abendausga-
be, wagte man es kaum, ihn im primitiven Arbeitsraum am Stehpult zu stö-
ren. Nachmittags kam Besuch, warteten selbst Exzellenzen im verstaubten
Vorzimmer auf dem schäbigen Ledersessel. Abends war Diner, oder er hat-
te sich mit Stresemann in der Reinhardt-Loge des Deutschen Theaters verab-
redet. Um ein Uhr morgens kehrte er in die Setzerei zurück, etwas später
schrieb er zu Hause an einem Buchmanuskript.“

Nach diesen Steinchen im Kaleidoskop über den Menschen Theodor Wolff
und sein Wirken ein Wort noch über den Mann, der nach dem Wiedererwa-
chen einer freien Presselandschaft den Anstoß zu diesem Theodor-Wolff-
Preis gegeben hat. Es war Heinrich Schulte, der in Berlin bei Ullstein und
Scherl gearbeitet hatte und dann vom  Hannoverschen Kurier  zur  Rheinisch-
Westfälischen Zeitung  nach Essen kam und später Verlagschef der  Welt
wurde.

Ihm, dem liberalen Verleger, ist es zuzuschreiben, daß wir den Namen des
liberalen Publizisten Theodor Wolff zum Markenzeichen unseres deutschen
Journalistenpreises machen können. Heinrich Schulte begann seinen Ar-
beitstag mit sorgfältigem Zeitungsstudium und führte dann lange, vertrau-
ensvolle Gespräche mit seinen Redakteuren. Ich denke mit großem Respekt
an die Jahre der Zusammenarbeit mit diesem mutigen Mann und verdanke
ihm einen reichen Schatz an Anregungen.
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Wenn wir uns nun rüsten für die Herausforderung durch die Neuen Medien,
so tun wir das in der Gewißheit, daß nur die Zeitung, wie kein anderes Me-
dium, in der Lage ist, das Tagesgeschehen umfassend festzuhalten, die Er-
eignisse lesbar zu begleiten und zu kommentieren. Dazu gehört aber, daß
immer wieder Frauen und Männer heranwachsen, die sich verpflichtet füh-
len, im Geist von Rudolf Mosse Zeitungen zu verlegen und im Geist von
Theodor Wolff Redakteure um sich zu scharen.

3.4.2 Würdigung eines Preisträgers *

Über Theodor Wolff und Mosses  Berliner Tageblatt  muß in diesem Kreis
nicht viel gesagt werden. Theodor Wolff war es, der der Inseraten-Plantage
für die Berliner Geschäftswelt zu Beginn des Jahrhunderts ein profiliertes
politisches Gesicht gab. Er war zwölf Jahre in Paris, ehe er 1906 die Chefre-
daktion des  Tageblattes  übernahm, und 27 Jahre lang waren die Initialien
TW  und  BT  untrennbar verbunden. Charme und Grazie zeichneten diese
kraftvolle Persönlichkeit aus

So ist es eine Auszeichnung für H.-J. Langner, daß ihm der Theodor-Wolff-
Preis verliehen wurde. Auch die  NRZ  darf sich damit ausgezeichnet betrach-
ten. Wir wollen uns mit Hans-Joachim Langner darüber freuen und ihm wei-
ter die Sicherheit des Wirkens in einer freiheitlichen Redaktionsgemein-
schaft geben. Wir wollen ihm den Platz für seine Artikel garantieren und
ihn immer wieder in die große und in die kleine Welt hinausschicken zu
Abenteuern in der Hudson-Bay und zu Abenteuern in der Sachsenstraße. Als
Dank des Verlages zur bleibenden Erinnerung: Die goldene Feder der  NRZ.

Lassen Sie mich in dieser Stunde über ein Projekt sprechen, das wir gemein-
sam vorbereiten wollen. Das Grundgesetz der  NRZ.  Wir wollen nach 21
Jahren unseres Bestehens, da wir mündig geworden sind, unsere Grundauf-
fassung, nach der wir uns bei unserer redaktionellen Arbeit ausrichten wol-
len, zu Papier bringen. Sie sind alle aufgerufen, daran mitzuarbeiten.

Nur ein paar Sätze will ich hier als Beispiel anführen: Die ARZ-Redaktion
erfüllt frei von fremden Einflüssen ihre journalistische und publizistische
Aufgabe. Die Redaktion dient allen fortschrittlichen Kräften und setzt sich

* D. O.: Hans-Joachim Langner und der Theodor-Wolff-Preis. Ansprache aus Anlaß der Zuerkennung der
Ehrung an den A7?Z-Redakteur am 24. Juli 1967 in Essen, Ms., S. 1-2.
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Glückwunschschreiben an H.-J. Langner

(Eberhard)

Herrn
Hans-Joachim Langner

4300 Essen
An Gehölz 6

Kö/Hü

Sehr geehrter Herr Langner !

Es freut mich, Ihnen heute zun Gewinn eines
Theodor-Wolff-Preises gratulieren zu dürfen.
Die Jury hat Ihnen den Preis in der Kategorie
"Bericht, Reportage, Peature, Korrespondenten-
bericht" für Ihre eingesandten Beiträge "Ulbrichts
junge Führungskräfte" (Neue Ruhr-Zeitung, v. 10.12.
-20.12.66) zuerkannt.

Die Begründung für die mit 3.000,- DM dotierte
Auszeichnung wollen Sie bitte der Anlage ent-
nehmen.

Angesichts der 100. Y/iederkehr des Geburtstages
Theodor Y/olffs in Jahre 1968, dessen in einer
repräsentativen Veranstaltung gedacht werden
soll, ist in diesen Jahr auf eine offizielle
Verleihungsfeier verzichtet worden. Ich möchte
Sie um Ihr Verständnis dafür bitten und Ihnen
die  postalische  Überreichung der Verleihungsurkunde
ankündigen.

Danit Sie umgehend in den Genuss der Preissumme
kommen, erbitte ich von Ihnen Ihre Geldadresse.
- Die Namen der übrigen Preisträger wollen Sie
bitte der beigefügten Aufstellung entnehmen.

Mit bester Empfehlung

Ihr sehr ergebener

11.7.67
FREIE UNIVERSITÄT BERLIN

Institut für Publizistik

Prof. Dr. P. Eberhard

1 BERLIN 33 (DAHLEM), den

TELEFON i HM



für eine stabile demokratische Entwicklung in der Bundesrepublik und für
den Frieden in aller Welt ein. Radikale politische und gesellschaftspolitische
Tendenzen finden in der  NRZ  keine Unterstützung.

Im Rahmen dieser Grundauffassung gibt es einen weiten Spielraum für per-
sönliche Ansichten, jedoch hat die Redaktion nicht die Freiheit, reaktionäre
Prinzipien zu vertreten. Die Redaktion bemüht sich, dem Leser verständlich
zu machen, was sie will. Sie bemüht sich aber auch, andere Auffassungen
richtig zu interpretieren, auch wenn sie nicht hiermit übereinstimmt. Damit
steht sie auch in einer von Theodor Wolff maßgeblich geprägten publizisti-
schen Tradition.
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Komplexität des ZeitungsVerlages





4.1 Schlüsselposition des Verlegers

4.1.1 Öffentliche Aufgabenbestimmung *

Die öffentliche Aufgabe des Verlegers ist von der allgemeinen Funktion der
Zeitung nicht zu trennen. Die Zeitungspresse hat eine öffentliche Aufgabe
zu erfüllen. Man könnte sagen, das ist selbstverständlich. Und doch ist die
Situation nicht so einfach, wie sie von den an der Presse Beteiligten ange-
nommen wird. Erst der so heftig angegriffene Referentenentwurf zu einem
neuen Pressegesetz hat erstmalig diese Funktion der Presse gesetzestech-
nisch verankern wollen. Man kommt nicht daran vorbei, dem so viel ge-
schmähten Entwurf ein gutes Zeugnis auszustellen, wenn er im § 4 statuiert:
Die Zeitung erfüllt eine öffentliche Aufgabe.

Es ist auch notwendig, diesen Grundsatz in Gesetzesform zu verankern und
ihn nicht etwa, wie es bereits verlangt worden ist, in einer Präambel unter-
zubringen.  Insoweit  muß dem Gutachten des Herrn Professors Dovifat zum
Entwurf eines Pressegesetzes zugestimmt werden. Solche Formulierungen
sind nicht pathetisch, sondern haben einen sehr realen, in der Praxis spürba-
ren Hintergrund. Ich brauche lediglich auf die Fragen zu verweisen, die sich
mit dem Begriffe der berechtigten Interessen verbinden. Von der Rechtspre-
chung wird den Tageszeitungen bei der Kritik öffentlicher Angelegenheiten
die Wahrung berechtigter Interessen nicht immer zugebilligt.

Der Repräsentant der Zeitung ist der Verleger. Er ist dies kraft seiner Stel-
lung im Betriebe, die ihm die Verantwortung für die Existenz des Betriebes
aufbürdet. Wir haben keine gültige rechtliche Norm, die umschreibt, welche
Rechte oder Pflichten oder Funktionen die Tätigkeit des Verlegers ausma-

* D. O.: Die öffentliche Aufgabe des Verlegers. Vortrag beim 2. Zeitungsfachlichen Fortbildungskursus in
Düsseldorf am 23. Oktober 1952, Ms., S. 1-8.
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chen. Der Verleger trägt als Herausgeber die Verantwortung für die grund-
sätzliche Haltung und Zielsetzung der Zeitung. Es ist dies nicht etwa eine
erst jetzt getroffene Feststellung, sondern die Markierung eines bestehenden
Zustandes, der lediglich durch das Schriftleitergesetz von 1933 einzuengen
versucht worden ist. Bekanntlich ging diese Regelung dahin, den bisherigen
Verleger auf die technische und wirtschaftliche Leitung des Unternehmens
zurückzudrücken und die Verantwortung im Schwerpunkt auf den Schrift-
leiter zu verlagern.

Dem Scheine nach ein Geschenk an den verantwortlichen Schriftleiter, in
Wirklichkeit ein wohlabgewogenes Spiel. Der Schriftleiter war in seiner
Standesorganisation so unfrei gemacht, daß ihm keine eigene Gestaltungs-
möglichkeit blieb. — Ich will hier nicht auf den Komplex des "Zwischen
den Zeilen Schreibens“ eingehen. — Auf der einen Seite war also bei dieser
Regelung der Verleger ausgeschaltet, auf der anderen Seite der Schriftleiter
so ans Gängelband genommen, daß das gewollte Ergebnis, die uniforme von
autoritärer Seite gelenkte, unfreie Presse, gesichert war. Gerade diese Ent-
wicklung, die die deutsche Presse in den Jahren ab 1933 bis 1945 hinter sich
bringen mußte, haben unsere Sinne für das geschärft, was wir öffentliche
Aufgabe des Verlegers nennen.

Allgemeines Schema  der Verlagsorganisation, ohne Berücksichtigung der
in bestimmten Organisationsformen freiheitlich-demokratischer Ordnung
gegebenen Abgrenzungen des publizistischen Einflusses, insbesondere für
die Beziehungen zwischen Verlag und Redaktion.  (Ulrich nussbergeri



Die Struktur des Verlegers ist doppelschichtig. Er ist einmal Eigentümer
oder Geschäftsführer, der die wirtschaftliche Leitung des Zeitungsbetriebes
ausübt. Dann ist er über das Verlegerisch-Technische hinaus mit der von
ihm geführten Zeitung Gestalter der öffentlichen Meinung. Er ist Organ der
Publizität. In dieser Qualität ist er Gegenstand unserer Betrachtung. Inwie-
weit dem Verleger als Organ der Publizität Raum zur Erfüllung seiner öf-
fentlichen Aufgabe bleibt, ist zunächst von Gegebenheiten abhängig, die au-
ßer ihm liegen, nämlich von dem Verhältnis von Staat zu Presse überhaupt.

Bekanntlich hat bereits kurz nach der Erfindung der Buchdruckerkunst der
Einfluß des Staates eingesetzt, um die Möglichkeiten, die diese Erfindung
zur Bildung einer öffentlichen Meinung bot, zu beschneiden. Die öffentliche
Meinung wurde den staatlichen Gewalten und den sonstigen machtvollen
Organisationen innerhalb des Staates unbequem. Es ist, kurz gesagt, der alte
Kampf zwischen Zensur und Pressefreiheit, von dessen jeweiligen Stand das
Bild des Verlegers geformt wird. Diese Entwicklung ist keineswegs fortlau-
fend im Sinne größerer Freiheit. Es wechseln Zeiten der Selbständigkeit mit
Zeiten des Zwanges. Unser heutiges Bundesverfassungsrecht garantiert im
Art. 5 wieder das Recht der Pressefreiheit. Damit sind für den Verleger er-
neut Pflichten und Möglichkeiten entstanden, sich verantwortungsvoll der
Erledigung der ihm gestellten öffentlichen Aufgabe zu unterziehen.

Die Frage nach der öffentlichen Aufgabe des Verlegers ist zu einem wesent-
lichen Teil die Frage nach seiner politischen Verantwortung. Der Verleger
kann dank der ihm eigenen wirtschaftlichen und technischen Möglichkeiten
an der Bildung der öffentlichen Meinung im Staat mitwirken. Dadurch wird
der gesamte Lebenskreis des Volkes erfaßt. Dies gilt für die grundsätzliche
Einstellung zu Staat, Kirchen und Verwaltung und für Einzelmaßnahmen in
der Staatsführung. Das gleiche gilt für den gesamten Kreis der kulturellen
Interessen, für das Parteiwesen und die wirtschaftlichen Beziehungen. In
diesen unendlich differenzierten Verknüpfungen, ständigen geistigen und
wirtschaftlichen Gegensätzen, hat der Verleger seine Stellung zu beziehen.
Er hat mit seiner Zeitung die Aufgabe, zu informieren, zu kritisieren und
neue Wege zu weisen.

Hier türmen sich gewaltige Schwierigkeiten. Wir haben zwar jetzt in unse-
rer Verfassung im grundsätzlichen das Fundament, auf dem der Verleger ei-
nen sicheren Stand hat. Aber es hat den Anschein, als könnte man sich
mancherorts noch nicht an den neuen Zustand oder auch nur an neue For-
men gewöhnen, die dem Verleger die Erfüllung der ihm gestellten Aufgaben
ermöglichen. Es ist zwar theoretische Erkenntnis, daß Presse und Staatsfüh-
rung Zusammenwirken müssen, um die für das Gemeinwesen günstige Syn-
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these zu schaffen, aber die Möglichkeit der Kritik gegen eine Verwaltung
oder gegen die Arbeit eines Verantwortlichen in der Staatsführung muß als
notwendig und für die Öffentlichkeit als gesund empfunden werden. Und
hieran fehlt es in vielen Fällen. Die Tatsache, daß jemand anders denkt und
eine andere Meinung von den Dingen vertritt, muß für den Verantwortli-
chen im Staate wie für den Verleger selbstverständlich sein.
Für den Verleger, den die Verantwortung für Haltung und Zielsetzung der
Zeitung trifft, ergibt sich hier manches ernste Problem. So geht sein Interes-
se gegenüber der Behörde auf eine Auskunftspflicht. Der einzelne Vertreter
der Behörde dagegen will sein Amtsgeheimnis wahren. Wir dürfen hierbei
auch nicht vorübergehen an manchem Spiel von Interessenten und Cliquen,
gewissermaßen hinter dem Vorhang. Hier werden durch einseitige Benut-
zung der Informationsquellen selbstsüchtige Interessen verfolgt.

Um die Presse geht, solange sie überhaupt existiert, ein Kampf. Es ist klar,
daß um die Machtmittel innerhalb des Zeitungslebens gerungen wird. Inter-
essierte Mächtegruppen möchten sich des Instruments versichern, das einen
so außerordentlichen Einfluß auf die öffentliche Meinung ausübt. Der Ver-
leger ist dabei im Grundsätzlichen auf sich selbst gestellt. Erst die letzte
presserechtliche Entwicklung nach 1945 auf der Länderebene hat versucht,
hier einige Dämme zu ziehen. Die Zeit der Weimarer Republik hatte ge-
zeigt, daß mit der formalen Freiheit der Presse kein Schutz gegen die Ver-
kehrung der öffentlichen Aufgabe des Verlegers in ihr Gegenteil gegeben
war.
Finanziell mächtige Einzelpersonen oder Gruppen von Interessenten be-
mächtigen sich vieler und auch führender Presseorgane. Die nunmehr ge-
machte öffentliche Meinung sah nicht mehr wohlabgewogene gegenseitige
Interessen als Ziel. Die innere Freiheit des Verlegers gab es nicht mehr.
Grundsätzliche Haltung der Zeitung wurde von Personen befohlen, die nicht
Verleger in eigener Verantwortung waren. Von einer gewissen Zeit ab ge-
hen dann sichtbar kapitalmäßige Überfremdung und bestimmte Politik mit-
einander, um schließlich in die Entwicklung einzumünden, die im Jahre
1945 mit dem Zusammenbruch endet.

Gegenüber einer solchen Entwicklung haben wir die wirkliche Aufgabe des
Verlegers hervorzuheben. Er hat zunächst der Wahrheitspflicht zu dienen.
Die Aufgabe des Verlegers geht selbstverständlich dahin, darauf hinzuwir-
ken, daß die von ihm beeinflußte öffentliche Meinung der freiheitlichen de-
mokratischen Ordnung nicht zuwiderläuft. Ebenso selbstverständlich ist es,
daß das Ansehen unseres Staates nicht geschädigt und das friedliche Zusam-
menleben der Völker nicht gestört wird.
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Im kulturellen Bereich muß auf die sittlichen und religiösen Gefühle anderer
Rücksicht genommen werden und schließlich muß auch das Privatleben ei-
ner Person gegenüber einer sensationshungrigen Presse geschützt sein. Daß
die Erfüllung einer solchen Aufgabe in diesem Sinne nicht leicht ist, liegt
auf der Hand. Schließlich ist jeder Zeitungsbetrieb ein Erwerbsbetrieb. Eine
Zeitung muß so geführt sein, daß sie im Konkurrenzkampf ihren Mitarbei-
tern das Brot gewährt. Hier besteht die Gefahr, daß das Streben nach Ge-
winn mit den Voraussetzungen, die an die Erledigung der verlegerischen
Aufgaben zu stellen sind, in Widerspruch gerät.

Ab 1945 sind in der Pressegesetzgebung einzelner Bundesländer Ansätze ge-
macht worden, um die Stellung des Verlegers nach dieser Richtung zu si-
chern. Der Einfluß anonymer Vermögensinteressen auf die Zeitung soll aus-
geschaltet werden durch die Offenlegungspflicht der Eigentumsverhältnisse.
Darüber hinaus schaffen die meisten Ländergesetze gewisse Berufsvoraus-
setzungen und auch Möglichkeiten des Berufsverbots für Verleger. Der
Staat selbst hat demnach die Gefahren zu meistern versucht. In Wirklichkeit
aber wird die Sicherheit für die angemessene Durchführung der dem Verle-
ger gestellten öffentlichen Aufgabe in seiner charakterlichen Haltung und
seiner staatsbürgerlichen Gesinnung liegen, das Gesetz kann nicht allen
Möglichkeiten Vorbeugen.

Damit sind die Gefahren für den Verleger, die aus der Kollision seiner Auf-
gabe mit einem Gewinnstreben liegen, bei weitem nicht erschöpfend aufge-
zählt. Es mag nur noch in diesem Zusammenhang auf die starke Stellung
hingewiesen werden, die die werbungstreibende Wirtschaft als Auftraggebe-
rin für den Insertionsteil einnimmt. Für den betrieblich schwachen Verleger
werden Versuchungen in dieser Art stets bleiben. Die beste Sicherheit für
die Unabhängigkeit und innere Freiheit des Verlegers liegt in einer wirt-
schaftlich gesunden Presse.

Eine Beengung in der wirksamen Erledigung der ihm gestellten öffentlichen
Aufgabe könnte dem Verleger aus einer zu engen parteilichen Gebundenheit
erwachsen. Die Entwicklung in der Bundesrepublik nach 1945 hat jedoch
erfreulicherweise ein Ergebnis gezeitigt, das keine allzu starken Befürchtun-
gen aufkommen zu lassen braucht. Gegenüber der früheren Struktur im Zei-
tungswesen hat sich allerdings eine Wandlung vollzogen. Der früher domi-
nierende Generalanzeiger ist in den Hintergrund getreten gegenüber Zeitun-
gen, die eine stärker profilierte, nennen wir sie politische oder weltanschau-
liche Haltung, aufweisen. Dabei kann aber wiederum beobachtet werden,
daß es keinesfalls Parteizeitungen alten Stils, etwa in der Form von 1933
sind. Es handelt sich vielmehr um eine Presse, die zwar politischen Richtun-
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gen nahesteht, bei der jedoch der Verleger finanzielle Unabhängigkeit be-
sitzt und damit völlige Entscheidungsfreiheit im Einzelnen.

Diesen Zeitungen können von Seiten einer Partei Weisungen nicht erteilt
werden. Da außerdem ihre Leserschaft nicht einseitig politisch eingestellt
ist, muß sie eine publizistische Haltung beobachten, die der von mir geschil-
derten öffentlichen Aufgabe des Verlegers außerordentlich dienlich ist. Es
geht hier nicht um einseitige Interessenvertretung bestimmter Wirtschafts-
oder Berufsgruppen. Eine solche Zeitung könnte niemals die notwendige
Resonanz finden, die für ihre finanzielle Unabhängigkeit Voraussetzung ist.
Dieser Zeitungstyp ist ein glückliches Ergebnis der Entwicklung der letzten
Jahre. Er schließt einseitige Informationen oder Kritik aus, verliert sich
nicht in konfessionellen Hader, sondern birgt schon in sich die Bereinigung
mancher Gegensätze, deren Kampf sich sonst auf anderer Ebene abspielen
würde.

Voraussetzung für die Erfüllung der öffentlichen Aufgabe des Verlegers ist
selbstverständlich echte Verlegerqualität. Ich meine hier nicht den Verleger,
dessen Abhängigkeit von finanziellen Mächten eine persönliche Einstellung
zu den Dingen nicht zuläßt. Abgesehen von ihm gibt es Unternehmer, die
eine echte verlegerische Tätigkeit nicht ausüben, da sie den wesentlichen
Teil ihrer Zeitung bei Dritten in Form von Matern beziehen. Für ihn bleibt
kein Raum zur Erfüllung einer öffentlichen Aufgabe, da er keine Möglich-
keit zur eigenen Publizität besitzt. Es gibt auf diesem Gebiet einige Kuriosi-
täten. So erscheint am Niederrhein eine "hochaktuelle“ Mittagszeitung mit
unveränderten Matern einer frühen Morgenzeitung.

Seit der Gründung unserer neuen Zeitungen sind kaum sechs Jahre vergan-
gen. Wir stehen noch am Anfang einer Entwicklung, die wir alle — Journa-
listen und Verleger — im guten Sinne fördern wollen. Die Verleger sind sich
ihrer Verantwortung und ihrer öffentlichen Aufgabe bewußt. Die vielen un-
gelösten Probleme und die ständigen Angriffe auf die Pressefreiheit drängen
die Verleger heute mehr denn je in die Öffentlichkeit. Sie wollen an der
Schaffung einer gesunden Grundlage für eine unabhängige und wahrhaft
freie Presse mithelfen. Mitwirken, damit die Öffentlichkeit wieder Vertrau-
en zur Presse gewinnt. Erst das uneingeschränkte Vertrauen des gesamten
Volkes bildet die Atmosphäre, in der ein Pressemann richtig durchatmen
kann.
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4.1.2 Verhältnis zur Redaktion *

Verlag und Redaktion sind auf Gedeih und Verderben zur Zusammenarbeit
verpflichtet, wenn die Zeitung, die sie täglich herausbringen, Bestand haben
soll. Nun spielt sich diese Zusammenarbeit in den mannigfaltigsten Formen
ab. Es gibt gottlob keine Gesetze, in denen die Grundzüge hierfür festgelegt
sind. Es hat zwar nicht an Vorschlägen zur Reglementierung auf diesem Ge-
biet gefehlt. Vor allem in den ersten Jahren nach dem Wiedererstehen der
demokratischen Presse wurde der Versuch unternommen, die Funktion von
Verlegern und Redakteuren grundsätzlich und auch im Verhältnis zueinan-
der zu erfassen.

Es ist in letzter Zeit still geworden um dieses kühne Unterfangen. Man hat
wohl eingesehen, daß man das vielschichtige Zeitungsleben nicht in strenge
Formen pressen kann. Die Grenzen werden stets flüssig bleiben. Wenn Ver-
leger und Redakteur gewissermaßen mit dem Gesetzbuch unter dem Arm
über die "redaktionell vertretene geistige Haltung“ diskutieren und der not-
wendige menschliche und sachliche Kontakt zwischen ihnen nicht mehr vor-
handen ist, dann sollten sie sich zum beiderseitigem Vorteil trennen. Es
kann also nicht darum gehen, die Theorie von der Freiheit des Journalisten
um eine weitere zu vermehren, sondern es geht hier um eine vertrauensvolle
Zusammenarbeit zwischen Verlag und Redaktion.

Dabei ist die Freiheit nicht ein idealer Zustand, der als Geschenk dem Re-
dakteur in den Schoß fällt, sondern ein Risiko, das von jedem Einzelnen auf
sich genommen werden muß. Auch in der Demokratie gibt es Elemente, de-
nen Pressefreiheit unbequem ist, und die sie abschaffen möchten. Der be-
kannte Theologe Helmut Thielicke hat einmal von der Unterwanderung der
Grundrechte gesprochen, von einem Netz tausendfältiger Abhängigkeiten,
durch die man sich den Geist botmäßig macht und ihn zu einer scheinbar
freiwilligen Selbstgleichschaltung treibt.

Bei Auseinandersetzungen mit Journalisten endet die Diskussion über die
Zusammenarbeit zwischen Verlag und Redaktion über kurz oder lang bei
der Frage nach dem Recht des Journalisten auf die eigene Meinung. Das ist
natürlich auch für die Verleger von besonderer Bedeutung, sehen sie doch
den Journalisten in einen bestimmten Zusammenhang gestellt. Als Schöpfer
der Meinung, die die Zeitung verbreitet, ist der Journalist notwendig in den
Organismus der Zeitung eingeordnet.

* D O.: Die Zusammenarbeit von Verlag und Redaktion. Vortrag beim I. Voiontärkursus der Deutschen Ge-
sellschaft für Publizistische Fortbildung in Düsseldorf-Hassels am 18. April 1961, Ms.. S. 1 - 8 (Auszüge).
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Der Journalist ist nach der rechtlich verankerten Pressefreiheit aus der Mas-
se der Staatsbürger hervorgehoben. Das ist klar. Doch hier geht es in erster
Linie um die Frage der Stellung des Journalisten in einem Zeitungsbetrieb,
der freien Auswirkung seiner Persönlichkeit innerhalb der ihm übertragenen
Aufgabe. Daß es sich hier um einen Komplex handelt, der mannigfachen
Anforderungen und Belastungen ausgesetzt sein kann, braucht nicht aus-
drücklich betont zu werden. Es geht hier also um das Recht der Persönlich-
keit des Journalisten und damit des Redakteurs, der eingegliedert ist in die
Gemeinschaft der Zeitung, in der er tätig ist und deren geistiger Träger er
sein soll.

Das Spannungsverhältnis, das sich hieraus ergibt, liegt damit vor allem im
Verhältnis Verleger — Redakteur. Es sind andere Spannungsverhältnisse
denkbar. Im autoritären Staat z. B. tritt der Journalist publizistisch aus-
schließlich in ein Verhältnis zur staatlich gelenkten Behörde, die die öffentli-
che Meinung macht. Nicht alle von ihnen kennen noch den Inhalt des
Schriftleitergesetzes aus dem Jahre 1933. Dieses Gesetz brachte für den Re-
dakteur einen Zustand, wie er ihn sich nur wünschen konnte: Der bisherige
Verleger wurde auf die technische und wirtschaftliche Leitung der Zeitung
zurückgedrückt und die redaktionelle Verantwortung auf den "Schriftlei-
ter“ verlagert. Dem Scheine nach ein Geschenk an die Redaktion, in Wirk-
lichkeit ein wohlabgewogenes Spiel.

Der Schriftleiter wurde durch seine Standesorganisation so unfrei gemacht,
daß ihm keine eigene Gestaltungsmöglichkeit blieb. Zunächst war die Zulas-
sung zum Schriftleiterberuf durch die gelenkte Standesorganisation von Er-
fordernissen abhängig, die der NS-Staat für notwendig hielt, um eine völlige
Gleichschaltung der Presse zu gewährleisten.Diese Erfordernisse hatten mit
unseren Auffassungen von Freiheit und Menschenwürde nichts zu tun. Der
Zulassung folgte die Eintragung in die Berufsliste. Erst dann war es mög-
lich, in einer Zeitung zu arbeiten. Der Schriftleiter war damit in einem Netz
von gesetzlichen und verwaltungsmäßigen Anordnungen eingefangen, das
der Pressefreiheit den Garaus machte. Wenn das alles auch unter der verlo-
genen Formulierung “zum Schutze des Schriftleiterberufes“ geschah, so ist
doch klar, daß hier das Recht auf die eigene Meinung des Journalisten besei-
tigt war. Das war vor fast 30 Jahren.

In Mitteldeutschland gibt es auch heute noch keine freien Journalisten, ganz
zu schweigen von der freien Meinungsäußerung. Es gibt nur Funktionäre
der SED, die von der Parteizentrale Auftrag haben, Zeitungen zu gestalten.
Diese Funktionäre sind in allen Meinungsäußerungen an die Befehle der
SED-Zentrale gebunden. Es gibt keine freie Nachrichtenbeschaffung. Der
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Begriff der Recherche ist den Redaktionen völlig unbekannt. Das  ADN-
Material ist absolut verbindlich. Die Gleichschaltung der Mitteldeutschen
Zeitungen begann Ende 1947. Von diesem Zeitpunkt an bis etwa 1950 flüch-
teten fast alle echten Journalisten. Die grundsätzliche politische Linie wird
täglich in Ost-Berlin auf einer Konferenz der Chefredakteure der wesentli-
chen Ost-Berliner Zeitungen, des Rundfunks und  ADN  bei der Informati-
onsabteilung der Ulbricht-Regierung festgelegt.

Hier geht es also lediglich um das Spannungsverhältnis Verleger — Journa-
list. Der echte Verleger dient wie der Journalist einer publizistischen Aufga-
be. Das Erscheinungsbild des Verlegers reicht von dem Typ des auf den ma-
teriellen Erfolg eingestellten Managers bis zu dem Verleger, der sein ganzes
Leben unter die publizistische Aufgabe stellt und ihr bis zur Grenze des exi-
stentiell Möglichen dient. Uns interessiert hier nur der Verleger, der seine
publizistische Stellung bezogen hat. Ein solcher Verleger will naturgemäß
sein Organ zum Sprachrohr seiner außen- und innenpolitischen Ansichten
machen. Hinzu kommen Entscheidungen über die Aufmachung und das Ge-
samterscheinungsbild der Zeitung.

Es muß noch erwähnt werden, daß auch der sich seiner Aufgabe bewußte
Verleger mit seinem Blatt noch einen finanziellen Erfolg erzielen muß, um
das Unternehmen lebensfähig zu erhalten und damit die wirtschaftliche
Grundlage zu bewahren, die auch die Tätigkeitsbasis des Redakteurs ist. Es
ist die verständliche Sorge der Redaktion, wie das Recht des Journalisten auf
eigene Meinungsbildung bei dem wirtschaftlichen Schwergewicht des An-
zeigenteils noch bestehen kann. Hier ist es die wichtigste Aufgabe des Ver-
legers, die absolute Unabhängigkeit des redaktionellen Teils vom Anzeigen-
teil zu garantieren und jeden Angriff auf die Freiheit der redaktionellen Mei-
nung abzuwehren.

Nur mit einem verantwortungsbewußten Verleger gelingt dies, der wirt-
schaftlich schwächere Redakteur wäre allein nicht imstande dazu. Um zu ei-
ner vertrauensvollen Zusammenarbeit zu kommen, muß sich der Verleger
Journalisten suchen, die ihm im Grundsatz gleichgestimmt sind. Insoweit
wird das Recht auf die eigene Meinungsbildung nicht eingeschränkt. Verle-
ger und Redakteur bilden hier nicht Gegensatz, sondern demonstrieren
Übereinstimmung. Eine Zeitung anders besetzen zu wollen, liefe der Aufga-
be der Zeitung entgegen und wäre Unsinn. Verleger und Redakteur müssen
sich in der Vorstellung dessen, was erreicht werden soll, von vornherein ei-
nig sein.
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Innerhalb dieser grundsätzlichen, gemeinschaftlich gewonnenen Position ist
der Redakteur frei. Er schafft in eigener Verantwortung das geschriebene
Wort, das durch die Zeitung verbreitet wird und das damit die Zeitung dar-
stellt. In dieser Freiheit ist der Redakteur lediglich an die Gesetze gebunden.
Er ist hierin freier gehalten als der Staatsbürger schlechthin. Die anerkannte
öffentliche Funktion der Presse im heutigen Staat gibt ihm eine besondere
Position. Der Redakteur hat das Recht zur Kritik. Die Rechtsprechung er-
kennt ihm in der Wahrnehmung öffentlicher Interessen gewissermaßen die
Wahrnehmung berechtigter eigener Interessen zu. Andererseits binden ihn
die Gesetze.

Er hat eine öffentlich-rechtliche, strafrechtliche und privatrechtliche Ver-
antwortung. Diese Bindung an das Gesetz gibt ihm aber auch eine Freiheit
im Verhältnis zum Verleger, der nichts Gesetzwidriges von ihm verlangen
darf. Innerhalb des Bereiches, der durch die gemeinschaftliche Grundposi-
tion von Verleger und Redakteur gekennzeichnet wird, hat der Redakteur
den Anspruch, auch gegenüber dem Verleger vor Angriffen in der Freiheit
seiner Meinungsbildung geschützt zu werden. Es liegt in der Natur der Sa-
che, daß Redakteur und Verleger ständig in vertrauensvoller Zusammenar-
beit stehen.

Es tauchen auch in der Tagesarbeit Probleme auf, die im grundsätzlichen ei-
ner Aussprache bedürfen. In dieser Notwendigkeit aber eine Einengung
oder Behinderung der Meinungsfreiheit des Journalisten zu sehen, wäre un-
richtig. Es gibt, vor allem in der Politik, Geschehnisse, die von der Festle-
gung der Grundlinien der Arbeit des Redakteurs nicht erfaßt werden und de-
ren publizistische Bedeutung selbst zum Grundsätzlichen wird. Die Beurtei-
lung eines solchen Komplexes gemeinsam zwischen Verleger und Redakteur
ist daher niemals Beschränkung einer Meinungsfreiheit; denn die Einord-
nung dieser Geschehnisse bedeutet wieder gemeinsam erarbeitetes Funda-
ment. Infolgedessen liegt hierin keine Unterordnung des Redakteurs.

Etwas, was mit der Freiheit der Meinung nichts zu tun hat, ist die Beurtei-
lung der publizistischen Leistung des Journalisten. Eine Fehlleistung in der
Qualität darf nicht mit behaupteter Abweichung von der Tendenz des Blattes
und mit Einengung der Meinungsfreiheit durch den Verleger beantwortet
werden. Ich glaube, wir müssen uns über folgendes klar sein: Die Lösung
des Problems hängt im wesentlichen von den Persönlichkeiten ab, die als
Verleger und Redakteur beteiligt sind. Es muß der aufrichtige Wille von
Verleger und Redakteur vorhanden sein, die Person des anderen zu achten
und die Grenzen zu berücksichtigen, die dem anderen notwendig gesetzt
sind.
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Die Stoffbeschaffung bei der Zeitung
Redaktioneller Stoff Anzeigen
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Aus: H. A. Münster, Die moderne Presse, 1955
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Die Gemeinschaft, die Verleger und Redakteur bilden, sollte von einem völ-
ligen Vertrauen zueinander getragen sein, gerade im Hinblick auf die hohe
Aufgabe, die beiden als Träger der Funktion einer freien Presse im demo-
kratischen Staate zugewiesen ist. In den letzten Jahren hat sich immer wie-
der gezeigt, daß durch den gemeinsamen Kampf der Journalisten und Verle-
ger, vor allem im Deutschen Presserat, alle Angriffe auf die Pressefreiheit
abgewehrt werden konnten.

Ohne den Verleger, in dessen Brust ein warmes Herz für die Freiheit des
Journalismus schlägt, kann die Unabhängigkeit der Presse nicht mit Erfolg
verteidigt werden. Er schafft das starke Bollwerk, die sichere wirtschaftli-
che Grundlage der Zeitung, eine wesentliche Voraussetzung für die freie
Entfaltung der Redaktion. Auch in Zukunft müssen Verleger und Redakteu-
re in völliger Einmütigkeit alles daran setzen, daß diese Freiheit erhalten
bleibt und damit das Recht auf die eigene Meinung des Journalisten. Dies
für uns, aber auch als klares Vorbild für unsere Kollegen in Mitteldeutsch-
land, um in ihnen die Sehnsucht nach Geistesfreiheit wachzuhalten.
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4.2 Konstitution des Presse Verlages

4.2.1 Wirtschaftliche Grundlagen *

Allgemeines

Der Zeitungsverleger erfüllt nach der einen Auffassung eine öffentliche
Aufgabe, andere sehen in ihm einen Geschäftsmann, der Gewinne erzielen
will. - Das Thema zu diskutieren, ist müßig. Tatsache ist, daß den Zeitungen
eine öffentliche Aufgabe gesetzt ist und die Zeitungsverleger in der Regel
dieses Anliegen zu ihrer Lebensaufgabe machen. Für diese Verleger verbin-
det sich der Wille zur publizistischen Aussage mit der Notwendigkeit, Ge-
winne zu erzielen. Nur so können sie ihre publizistische Unabhängigkeit
wahren. Wollen sie ihre öffentliche Aufgabe erfolgreich und auf die Dauer
erfüllen, haben sie nicht nur das Recht, sondern auch die Pflicht, ihre Zei-
tung nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten zu führen.

Zeitungsverlage beziehen ihre Einnahmen aus zwei Quellen: aus dem Ver-
trieb der Zeitung und aus dem Anzeigengeschäft. Die Zeitung ist eines der
wenigen Produkte, deren Verkaufspreis unter den Herstellungskosten liegt.
Dies geschieht, um eine möglichst große Leserschaft zu informieren. Um
das zu können, wird "weißer Anzeigenraum“ an die Inserenten verkauft.
Dies ist möglich, weil die Anzeige dem Inserenten hilft, seine Ware zu ver-
kaufen und der Anzeigenteil auch dem Leser nützlichen Lesestoff bietet.
Ausführungen über die wirtschaftliche Führung eines Zeitungsverlages
müssen also beide Geschäftszweige und die zwischen ihnen bestehenden
Wechselwirkungen beleuchten.

* D.O.: Der Zeitungsverlag — wirtschaftliche Grundlage, in: Emil Dovifat (Hrsg.): Handbuch der Publizi-
stik, Bd. 3, Berlin 1969, S. 121 - 131.
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Marktformen und Wettbewerb im Zeitungsgeschäft

Das Vertriebsgeschäft:  Der Leser kauft Zeitungen, um sein Informationsbe-
dürfnis zu befriedigen. Auch andere publizistische Mittel — Rundfunk,
Fernsehen und Zeitschriften vieler Art — decken dieses Bedürfnis. Die Auf-
nahmefähigkeit des Lesers für Informationen ist begrenzt, ebenso seine fi-
nanziellen Mittel. Insofern besteht ein Wettbewerb aller Nachrichtenmedien
gegeneinander. Wenn z. B. ein bevorzugtes Medium seinen Preis erhöht,
bestellt der Käufer vielleicht ein anderes ab. Der Wettbewerb der Medien
gegeneinander kann langfristig dazu führen, daß Wettbewerber aus dem
Markt ausscheiden. Kurzfristig gesehen besteht eine direkte Konkurrenz je-
doch nur zwischen Nachrichtenmedien derselben Art. Regionalzeitungen
konkurrieren mit Regionalzeitungen, überregionale mit überregionalen,
Wochenzeitungen stehen mit solchen desselben Typs im Wettbewerb. Dabei
gibt es zweifellos Überschneidungen. Direkte Konkurrenz liegt jedoch nur
bei Objekten vor, die gleiche Informationsbedürfnisse befriedigen.

Die Zahl der Zeitungen, die miteinander im direkten Wettbewerb stehen, ist
begrenzt. In einem Vertriebsgebiet werden in der Regel nicht mehr als drei
Zeitungen desselben Typs angeboten. Oft sind es weniger. Zeitungsmärkte
haben also die Form eines Oligopols. Wie Erich Schneider ausführt, ist für
die Preisbildung weniger die Marktform als vielmehr die Verhaltensweise
eines Unternehmers entscheident 1 . Der Zeitungsverleger verhält sich in der
Regel auch oligopolistisch. Er paßt seinen Verkaufspreis dem des Marktfüh-
rers — der Zeitung mit der stärksten Auflage — an. Zwar ist es denkbar,
daß Zeitungen mit geringerer Auflage unter dem Preis des Marktführers
bleiben. Im allgemeinen aber zwingt sie der Kostendruck zur Preisanpas-
sung. Es ist aber auch möglich, daß der Verlag mit der größten Auflage den
Preis so festlegt, daß die Kostendeckung seiner Mitwettbewerber gefährdet
sein kann. Als Mittel des Wettbewerbs scheidet Preispolitik vom "market-
leader“ abgesehen — für Zeitungshäuser weitgehend aus. Produktgestal-
tung und Werbung sind seine vornehmlichen Mittel. In der Produktgestal-
tung geht es um Fragen der Aktualität, der Mischung des Nachrichtenstof-
fes, der Auswahl der Stoffgebiete, es geht um den Anspruch der Zeitung,
die Art des Umbruchs, kurz um die richtige verlegerische Konzeption und
ihre Ausfüllung durch die journalistische Leistung. Ein wesentliches Mittel
des Wettbewerbs ist die Größe des Textumfangs.

Das Anzeigengeschäft:  Das Anzeigengeschäft unterteilt sich in Sparten und
nach regionalen Gesichtspunkten. Die Wettbewerbsverhältnisse in jeder An-
zeigensparte sind unterschiedlich. Gewisse Anzeigenmärkte sind ausschließ-
lich den Zeitungen Vorbehalten, z. B. Immobilien, bei anderen treten auch
andere Medien als Mitwettbewerber auf
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Im überregionalen Markenartikel-Geschäft konkurrieren alle Nachrichten-
medien — Rundfunk, Fernsehen, Zeitungen und Zeitschriften vieler Art —
miteinander. Innerhalb der Medien stehen Gruppen miteinander im Wettbe-
werb, so die Gruppen der Sonntagszeitungen, regionalen Zeitungen und der
überregionalen Zeitungen. Möglichkeiten für einen einzelnen Anbieter von
Anzeigenraum, bei der Vergabe von Werbeaufträgen die Auswahl der Me-
dien oder der Gruppen zu beeinflussen, bestehen kaum, allenfalls in Form
der Gemeinschaftswerbung. Der Wettbewerb in dieser Geschäftssparte setzt
also erst ein, wenn die grundsätzliche Entscheidung über die Berücksichti-
gung der einzelnen Medien gefallen ist.

Im regionalen Anzeigengeschäft, z. B. bei Stellen-, Immobilien- und beim
Gebrauchtwagenmarkt, konkurrieren regionale Zeitungen miteinander und
mit überregionalen Zeitungen, die in die regionalen Teilmärkte vorzudrin-
gen versuchen, z. B. durch die Möglichkeit der Teilbelegung, oder die sich
Sondermärkte, z. B. für leitende Stellungen, aufgebaut haben. Im Lokalge-
schäft herrscht Wettbewerb zwischen Regionalzeitungen mit Bezirksausga-
ben und Lokalzeitungen. In jedem regionalen Teilmarkt sind nur wenige
Anbieter von Anzeigenraum vorhanden. Strukturdaten der Leserschaft, z.
B. Familieneinkommen und Bildungsmerkmale, spezielle Verbreitungs-
schwerpunkte und der leicht meßbare Erfolg bei Anzeigen mit konkreten
Angeboten geben dem Verleger mehr als im Vertriebsgeschäft die Möglich-
keit, eine eigene Preispolitik zu treiben. Schwer gängige Rubriken werden
durch Sonderpreise gefördert, starke Rubriken zum vollen Grundpreis abge-
rechnet. Eine maßgebliche Größe für die Festlegung des Anzeigenpreises ist
die  Auflage.  Je höher die Auflage ist, desto mehr Werbeanstöße werden dem
Inserenten geliefert, je höher sind jedoch auch die Kosten des Verlages. Ent-
sprechend wird der Anzeigenpreis der Auflagenhöhe angepaßt. — Neben
der Preispolitik sind Anzeigenwerbung und die Stärke der Anzeigenver-
kaufs-Organisation Mittel des Wettbewerbs um den Anzeigenkunden.

Wechselwirkungen zwischen Anzeigen- und Vertriebsgeschäft:  Beide Teilge-
schäfte der Zeitung, das Anzeigen- und das Vertriebsgeschäft, können nicht
unabhängig voneinander betrieben werden. Sie beeinflussen sich wechsel-
seitig. Für einen Anzeigenkunden sind wesentliche Faktoren bei der Verga-
be von Anzeigenaufträgen die Höhe der Auflage, die Streuung der Zeitung
im Vertriebsgebiet, Strukturdaten der Leserschaft, das Image der Zeitung
und die Zahl der Leser pro Nummer. Einige Beispiele:

Eine Zeitung mit sozial niedrig einzustufender Leserschaft (geringes Fami-
lieneinkommen, schlechte Schulbildung) fällt als Markt für hochwertige
Markenprodukte und gehobene Stellungen aus. Sie mag dagegen ein Markt
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für ein Markenprodukt sein, dessen Zielgruppe die Unterschicht ist. Eine
Zeitung mit niedriger Auflage wird schon deshalb schwerer Anzeigenaufträ-
ge erhalten, weil der Anzeigenpreis unterproportional zur Auflage steigt.
Eine überregionale Zeitung mit deutlich regionalen Verbreitungsschwer-
punkten ist gegenüber ihrer gleichmäßiger gestreuten Konkurrenz im Nach-
teil.

Der Erfolg einer Zeitung im Anzeigengeschäft ist also abhängig von redak-
tionellen und vertrieblichen Voraussetzungen. Die Faktoren, die für den An-
zeigenkunden maßgeblich für die Auftragsvergabe sind, unterscheiden sich
bei den einzelnen Sparten des Anzeigengeschäftes. Umgekehrt beeinflußt
das Anzeigengeschäft das Vertriebsgeschäft. Anzeigen sind Lesestoff, wenn
auch mit unterschiedlichem Wert. Die höchste Wertigkeit dürften Familien-
anzeigen haben. Ein Leser, der noch nicht auf eine Zeitung festgelegt ist,
wird unter Umständen der umfangreicheren Zeitung den Vorzug geben, es
sei denn, die Konkurrenz weist deutlich redaktionelle Vorteile auf.

Die Kunst, eine Zeitung wirtschaftlich zu führen, besteht darin, bei Wah-
rung der publizistischen Grundlinie die Zeitung so zu machen, daß sowohl
die vertrieblichen als auch die Anzeigeninteressen gewahrt werden.

Die Einnahmen der Zeitung

Das Vertriebsgeschäft:  Zeitungen werden im Abonnement an Bezieher ge-
liefert, die für einen bestimmten Zeitraum die Zeitung fest bestellt haben,
oder aber im Einzelverkauf vertrieben. Der Abonnementserlös eines Zei-
tungsstücks vermindert sich um die Kosten der Zustellung, den Trägerlohn,
und bei Zeitungen mit Agentursystem um die Agenturvergütung. Diese
Kosten verhalten sich proportional zur verkauften Auflage. Wegegelder und
andere Sondervergütungen schmälern den Abonnementserlös von Zeitungen
außerdem. Bei Zustellung der Zeitung über den Postzeitungsdienst ist eine
Vergütung zu zahlen, die abhängig vom Gewicht und von der Erscheinungs-
form ist undidie sich damit ebenfalls proportional zur verkauften Menge ver-
hält. Die Zustellkosten*machen rund 1/4 bis 1/3 des Abonnementserlöses
aus

Im Einzelverkaufsgeschäft wird die Zeitung über Kioske, Bahnhofsbuch-
handlungen und ähnliche Vertriebspunkte verkauft. Abgerechnet wird die
Zeitung im allgemeinen über Grossisten, die eventuell auch die Ausliefe-
rung übernehmen. Der Grossist erhält für seine Tätigkeit einen Rabatt, den
er teilweise an den Einzelhändler weitergibt. Eine Besonderheit des Einzel-
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Verkaufsgeschäfts liegt darin, daß unverkäufliche Exemplare — die soge-
nannten Remittenden — an den Verlag zurückgegeben werden. Aus diesem
Grunde liegen die Preise für ein Monatsstück im Einzel verkauf höher als die
des Abonnements. Der Versuch, denkbare Angebotspunkte vollständig zu
erschließen, führt zwar im allgemeinen zu steigenden verkauften Auflagen,
ist aber auch mit einer überproportional steigenden Remission verbunden.
Es gilt hier, das gesunde Mittelmaß zu finden.

Der Vertriebsumsatz einer Zeitung errechnet sich aus der verkauften Abon-
nementsauflage, multipliziert mit dem um Trägerlohn, Post- und Agentur-
Kosten verminderten Abonnementspreis und den verkauften Einzelverkaufs-
exemplaren (also abzüglich Remittenden), multipliziert mit dem um den
Grossistenrabatt gekürzten EV-Verkaufspreis.

Das Anzeigengeschäft:  Eine Anzeigenseite ist, abhängig vom Format und
Umbruch der Zeitung, in Spalten aufgeteilt. Der Anzeigenraum wird nach
Millimetern pro Spalte verkauft, der Anzeigenpreis ist als Preis pro Milli-
meter festgelegt. Die Zahl der Gesamtmillimeter pro Seite, die wiederum
vom Satzspiegel abhängt, ergibt multipliziert mit dem Anzeigengrundpreis
pro Millimeter den Seitenpreis. Für die Anzeigensparten gelten, wie bereits
erwähnt, z. T. unterschiedliche Preise. So gilt aus volkswirtschaftlichen
Gründen für Anzeigen der Stellensuchenden oft ein niedrigerer Millimeter-
preis. Bestimmte Anzeigensparten werden nach Worten abgerechnet.

Der Anzeigenbruttoumsatz eines Verlages errechnet sich aus den veröffent-
lichten Millimetern bzw. Worten und dem Anzeigenpreis pro Sparte. Er
schmälert sich erheblich um Mengen- und sonstige Rabatte, um Provisionen
an Werbungsmittler (Anzeigenexpeditionen und Werbeagenturen) und um
Provisionen an Anzeigen Vertreter. Während Rabatte und AE-Provisionen
als Erlösschmälerungen gelten, rechnen die Provisionen für die eigene Ver-
kaufsorganisation zu den Kosten. Sie verhalten sich proportional zum Um-
satz, wobei die Provision nach Anzeigensparten gestaffelt sein kann. Neu
aufzubauende Anzeigensparten werden off durch hohe Provisionen ange-
regt.

Die Kosten der Zeitung

Kostenstellenkosten:  Anhand der Grundorganisation 2  des Verlages sollen ei-
nige typische Kosten der Zeitung besprochen werden. Diese Grundorganisa-
tion ist Redaktion — Anzeigenabteilung — Technik — Vertriebsabteilung —
Anzeigen- und Vertriebswerbung — Verwaltung.
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Redaktion:  Die Redaktionskosten machen einen erheblichen Teil der Ge-
samtkosten aus. Da sind zunächst die Personalkosten für die verlagseigene
Innen-, Außen- und Nachrichten-Organisation. Bedeutende Kostenfaktoren
sind die Kosten für die Nachrichtenübermittlung (Telefon, Fernschreiber),
Honorare für freie und Pauschal-Mitarbeiter, Kosten für Presse- und Bilder-
dienste, Reisekosten und Spesen. Je höhere Ansprüche an die Zeitung ge-
stellt werden, desto mehr wird sie in die Redaktion investieren, was der Le-
ser nicht immer anerkennt. Die Redaktion bleibt in jedem Falle die besonde-
re Repräsentation des Blattes. Sie verlangt daher, in einer Zeitung ernsten
politischen Willens, auch ausreichende Etatmittel.

Anzeigenabteilung:  Neben den Anzeigenwerbekosten fallen in der Anzei-
genabteilung nur die normalen Verwaltungskosten an. Eine Ausnahme bil-
det die Anzeigenprovision, also die Vergütung an Anzeigenvertreter und
Anzeigenannahmestellen, die bereits oben erwähnt wurde. Die Kosten des
Anzeigenverkaufs sind abhängig von den gesetzten verkäuferischen Zielen,
die der Anzeigenexpedition von der anfallenden Verwaltungsarbeit.

Technik:  Die Herstellungskosten unterteilen sich in Papierkosten und techni-
sche Kosten. Die Papierkosten sind im allgemeinen der größte Kostenfaktor
einer Zeitung. Sie sind abhängig von Umfang und Auflage. Bei den techni-
schen Kosten ist zunächst zu unterscheiden, ob die Zeitung eine eigene
Druckerei unterhält oder ob sie das Blatt in Fremddruck herstellen läßt. Zei-
tungen sind häufig aus Aktualitätsgründen gezwungen, eine erhebliche tech-
nische Überkapazität auf dem Druck- und Satzsektor zu unterhalten. Stellt
eine Druckerei sich in der Druckzeit ergänzende Objekte her, mag Fremd-
druck günstiger als Eigendruck sein. Fremddruck hat auch den Vorteil, daß
die technischen Kosten sich proportional zu Umfang und Auflage verhalten.
Andererseits enthalten die Preise der Fremddruckereien den Druckereige-
winn, der die Herstellungskosten verteuert. Die Frage, ob Eigen- oder
Fremddruck günstiger ist, läßt sich nur für den einzelnen Verlag ent-
scheiden.

Vertrieb:  Das Ziel jeder Zeitung, ihre Auflage zu steigern, erfordert erhebli-
che Aufwendungen für die Vertriebs Werbung. Die Vertriebsabteilung selbst
verursacht die üblichen Verwaltungskosten. Wesentliche Kostenfaktoren
sind jedoch die Versandkosten und die Kosten für die Zeitungszustellung,
die zu den proportionalen Kosten gerechnet werden müssen.

Verwaltung:  In den verwaltenden Abteilungen des Verlages fallen die übli-
chen Kosten an, die jedoch verglichen mit Industrieunternehmen höher lie-
gen. Kleinanzeigen mit niedrigen Rechnungsbeträgen, der Direktverkehr
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mit Abonnenten verursachen eine erhebliche Verwaltungsarbeit und ent-
sprechend hohe Verwaltungskosten.

Festlegung des Textumfanges:  Die wohl wesentliche Größe für das wirt-
schaftliche Ergebnis einer Zeitung ist der Textumfang. Der Textteil einer
Zeitung verursacht Papier-, Satz-, Klischee- und Druckkosten, er verursacht
Redaktions- und Versandkosten. Grundsätzlich gibt es zwei Methoden zur
Bestimmung des Textteils:
1. der Textumfang in seiner Aufteilung auf die Nachrichtensparten wird für
einen längeren Zeitraum festgelegt. Normalerweise wird der Umfang für die
verschiedenen Wochentage abhängig von Sonderseiten unterschiedlich ein-
geplant.
2. der Textteil wird in Abhängigkeit vom Anzeigenteil festgelegt. Hierbei
wird der Textteil nach dem Umfang der vorliegenden Anzeigenaufträge aus-
gedehnt oder eingeschränkt.

Zeitungen bevorzugen im allgemeinen die erstgenannte Methode. Die Mög-
lichkeit, Anzeigenteile zu sogenannten “Büchern“ zusammenzufassen, er-
leichtert das. Nur in Ausnahmefällen, wenn z. B. mehrere Markenartikelfir-
men textanschließende Anzeigen verlangen und keine Placierungsmöglich-
keit mehr gegeben ist, wird der Textumfang erweitert. Natürlich ist eine
Zeitung - es sei denn, sie tritt in ihrem Verbreitungsgebiet als Monopolist
auf - nicht frei in der Wahl ihrer Textumfänge. Die publizistische Zielset-
zung der Zeitung und das Verhalten der Konkurrenz bestimmen sie mit.

Es ist zum Teil üblich, daß bei einer Erhöhung des Vertriebspreises die
Textumfange ausgeweitet werden, dem Leser also mehr Lesestoff geboten
wird. Van Springei schreibt hierzu, daß diese Form des Wettbewerbs, so
harmlos es aussieht, die gefährlichste für die Rentabilität und infolgedessen
für die Kontinuität des Zeitungsunternehmens ist 3 .

Die Rentabilität von Zeitungen

Einleitend sagten wir, daß die Zeitung eines der wenigen Produkte ist, deren
Verkaufspreis unter den Herstellungskosten liegt. Grundsätzlich unterschei-
det man Vertriebs- und anzeigenorientierte Zeitungen. Als vertriebsorien-
tiert gilt eine Zeitung dann, wenn die Differenz zwischen den durchschnittli-
chen Vertriebserlösen und den durchschnittlichen Gesamtkosten noch posi-
tiv ist, also am mehr verkauften Stück noch verdient wird. Als anzeigen-
orientiert wird eine Zeitung dann bezeichnet, wenn erst der Verkauf von
Anzeigenraum zur Kostendeckung beiträgt.
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Wenn wir nunmehr auf die Rentabilität der Zeitungen eingehen wollen, soll-
ten wir zunächst die Kostenseite betrachten: Gemeinhin unterscheidet man
feste und variable Kosten. Schneider wirft mit Recht die Frage auf, feste
oder variable Kosten wozu 4 ? Höhe und Art von Kosten sind nicht naturgege-
ben. Sie sind immer eine Folge von Entscheidungen, die von den eigenen
unternehmerischen Zielsetzungen und vom Verhalten der Konkurrenz aus-
gelöst werden. — Betrachten wir im folgenden die Kostenabhängigkeit der
Zeitungen:

a) Ein Zeitungshaus hat gewisse Grundkosten, die proportional zur Zeit, al-
so  fest  sind. Es handelt sich hierbei um die Kosten für Personal in Redak-
tion, Verlag und Technik, die Kosten für Maschinen, Gebäude usw. Im Mi-
nimum müssen diese Kosten so hoch sein, daß der Betrieb der Zeitung gera-
de noch aufrecht erhalten werden kann.
b) Will eine Zeitung ihre Aufgabe auf Dauer erfolgreich erfüllen, reichen
diese Kosten nicht aus. Der Verleger wird gute Federn für die Redaktion
verpflichten, die redaktionelle Außenorganisation ausbauen, den Vertriebs-
und Anzeigenapparat in Einklang mit den unternehmerischen Zielsetzungen
bringen. Auch diese Kosten sind für einen bestimmten Zeitraum, z. B. Ver-
tragsdauer, fest.
c) Andere Kosten sind von Entscheidungen abhängig, die kurzfristig gefällt
werden können. Hierzu gehören die Kosten für Anzeigen-, Vertriebs- und
Bezieherwerbung, die Kosten für fremdbezogene Stoffe und innerhalb ge-
wisser Grenzen die Kosten für den Textteil einer Zeitung, der kurzfristig er-
weitert oder gekürzt werden kann.
d) Schließlich gibt es Kosten, die sich rein proportional zum Auftragsvolu-
men verhalten. Es sind dies auf der Anzeigenseite die Anzeigenprovisionen,
die Herstellungs- und Versandkosten des Anzeigenteils; auf der Vertriebs-
seite bei Auflagenschwankungen die stückbezogenen Versandkosten,
Agentur- und Trägernutzen und die Herstellungskosten für die mehr oder
minder gedruckte Auflage.

Theoretisch sind also die unter b bis c genannten Kosten in kürzerer Frist
beeinflußbar. Wie sieht das in der Praxis aus? Wir wiesen oben auf die
Wechselwirkungen zwischen Vertriebs- und Anzeigengeschäft hin und stell-
ten fest, daß einer der wesentlichen Faktoren bei der Vergabe von Anzei-
genaufträgen die Höhe der Auflage ist. In der Regel ist der Anzeigenpreis
pro verkauftem Exemplar umso niedriger, je höher die verkaufte Auflage
ist. Das bedeutet, daß Zeitungen in Konkurrenzsituationen häufig unter dem
Zwang stehen, einen steigenden Verkauf aufweisen zu müssen. Schlechte
redaktionelle Leistungen und geringe Textumfänge führen zu rückläufigen
Leserzahlen. Diese wiederum gefährden das Anzeigengeschäft und damit ei-
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ne wesentliche Einnahmequelle der anzeigenorientierten Zeitungen erheb-
lich.

Wenn oben gesagt wurde, daß theoretisch gewisse Kosten der Zeitung in
kürzester Frist beeinflußbar sind, so trifft das in der Praxis nur bedingt zu.
Im Grunde müssen fast alle Kosten der Zeitung zu den festen Kosten, genau-
er gesagt zu den in bezug auf das Anzeigengeschäft festen Kosten gerechnet
werden. Das gilt für die Kosten der Redaktion, für die der Anzeigenabtei-
lung und Vertriebsabteilung, für Werbung und Verwaltung, für die Kosten
zur Herstellung des Textteils.

Um auch dafür ein Zahlenbeispiel zu bringen: Im I. Halbjahr 1967 bezog
eine Gruppe von 12 Zeitungen mit einer Auflage von jeweils über 125.000
Exemplaren 68 % ihrer Einnahmen aus dem Anzeigengeschäft. Dieses Zah-
lenbeispiel zeigt deutlich, in welchem Umfang die Einnahmenseite und da-
mit auch die Rentabilität einer anzeigenorientierten Tageszeitung vom An-
zeigenumsatz bestimmt wird. Es untermauert die Feststellung, daß der Ein-
flußnahme des Verlegers auf seine Kosten Grenzen gesetzt sind, die im
Anzeigengeschäft liegen.

Die Vertriebserlöse einer Zeitung decken bei weitem nicht die Kosten für
die Zeitungsherstellung — auch dann nicht, wenn man von den Herstel-
lungskosten des Anzeigenteils absieht. Die Möglichkeiten, die Anzeigenab-
hängigkeit der Tageszeitungen durch eine Erhöhung des Vertriebspreises zu
vermindern, sind ebenfalls beschränkt. Wir wiesen bereits auf, daß nur der
Marktführer eine eigene Preispolitik treiben kann.

Preiserhöhungen aber, die mit dem Ziel durchgeführt würden, das Verhält-
nis zwischen Anzeigen- und Vertriebseinnahmen nennenswert zugunsten
der Vertriebseinnahmen zu verbessern, würden wahrscheinlich zu einem so
spürbaren Auflagenrückgang führen, daß der Wert des Werbeträgers Tages-
zeitung generell in Frage gestellt wird. Davon abgesehen würde der Verle-
ger seine öffentliche Aufgabe nicht mehr erfüllen. Aus diesem Grunde wird
der Zeitungsverleger nur dann geneigt sein, seinen Vertriebspreis anzuhe-
ben, wenn ihn der Kostendruck z. B. nach einer tariflichen Lohn- und Ge-
haltserhöhung dazu zwingt.

Stark steigende Auflagen würden zu einer erheblichen Kostendegression
führen. Die Redaktionskosten wachsen nicht mit der Auflage mit. Die Satz-
kosten einer Zeitung — ein erheblicher Kostenfaktor insbesondere bei Ta-
geszeitungen mit verschiedenen Lokalteilen — sind dieselben, unabhängig
davon, ob 10.000 oder 100.000 Exemplare gedruckt werden. Ähnliches gilt
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für gewisse Verwaltungskosten. Indessen wachsen Auflagen politischer Ta-
geszeitungen langsam und unter erheblichem Werbeaufwand, so daß die
Kostendegression bei Auflagenerhöhungen einer einzelnen Zeitung kaum
Vorteile bringt. Dagegen kann in einer Konkurrenzsituation der Vorteil ei-
nes Konkurrenten mit höherer Auflage erheblich sein — ebenfalls ein Grund
dafür, daß Zeitungsverlage ihre Verkaufspreise an die der auflagenstarksten
Zeitungen anpassen müssen.

Eingangs wurde von Vertriebs- und anzeigenorientierten Zeitungen gespro-
chen. Im Grunde gehört der Begriff ”vertriebsorientiert“ der Vergangen-
heit an. Vertriebsorientierte Zeitungen im eigentlichen Sinne dürfte es nur
noch in Ausnahmefällen geben und man beginnt, von einer vertriebsorien-
tierten Zeitung dann zu sprechen, wenn die zusätzlichen Einnahmen aus den
mehr verkauften Zeitungen (Grenzerlöse) höher sind, als die zusätzlichen
Kosten für ihre Produktion (Grenzkosten) 5 . Das ist nicht immer der Fall.
Nach betriebswirtschaftlicher Lehrmeinung müßte der Verleger dann die
Produktion einstellen, wenn die Grenzerlöse nicht mehr die Grenzkosten
decken. (Solche Fälle sind z. T. regional abgrenzbar. Sie entstehen z. B.
durch hohe Transport- und Zustellkosten.) Er tut es in der Regel nicht mit
Rücksicht auf das Anzeigengeschäft.

Die Kostenunterdeckung im Vertriebsgeschäft muß aus den Gewinnen des
Anzeigengeschäfts, also der Differenz zwischen den Anzeigennetto-Erlösen
und den Kosten für die Herstellung und den Versand des Anzeigenteils ge-
deckt werden. Das Schaubild auf der gegenüberliegenden Seite zeigt die
Kosten- und Erlös-Struktur unter Berücksichtigung des Anzeigenteils (dabei
wurden aus Vereinfachungsgründen die Auflage und der Textumfang als
konstant angesehen).

Die Zone des Vertriebsverlustes ergibt sich als Differenz zwischen der Ko-
stenkurve zur Herstellung des Textteils und der Vertriebserlöskurve. Die
Zone des Anzeigengewinns zeigt sich als Differenz der Herstellungskosten-
kurve des Anzeigenteils und der Anzeigenerlöskurve. Das Gesamtergebnis
ist schließlich als Differenz zwischen der Gesamtkosten- und Gesamterlös-
kurve ablesbar. Die gestiegenen Grundkosten der Zeitungsherstellung bei
relativ langsamen Wachstum der Auflage und begrenzten Möglichkeiten der
Preiserhöhung haben dazu geführt, daß die Deckungslücke im Vertriebsge-
schäft immer größer wurde. Die Rentabilität der Zeitungen und damit die
Frage, ob sie ihre öffentliche Aufgabe dauerhaft erfüllen können, hängt so-
mit im immer stärker werdenden Umfang von der Entwicklung des Anzei-
gengeschäftes ab.
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Unsere Darstellung zeigte die Wettbewerbssituation auf dem Zeitungs-
markt, die Kosten-, Erlös- und Rentabilitätslage der Zeitungen. Es wurde
deutlich gemacht,  daß publizistische Unabhängigkeit der Zeitungen und da-
mit die Frage, ob sie ihre öffentliche Aufgabe dauerhaft erfüllen können, von
ihrer Rentabilität und diese wiederum von einigen Anzeigenseiten abhängt.
Das Anzeigengeschäft ist in vielen Sparten konjunkturanfällig. Das zeigte
sich deutlich in der Rezessionsperiode, die eine Konzentrationswelle aus-
löste. Die sich anbahnende technische Revolution in der Zeitungsherstellung
wird erhebliche Investitionen erfordern und daher die Konzentrationsbewe-
gung fördern. Die wirtschaftlichen Grundlagen der Zeitung sind weniger
stabil geworden. Die Aufgabe des Verlegers wird schwieriger

Anmerkungen:

1  Vgl. E. Schneider: Einführung in die Wirtschaftstheorie, II. Teil, Tübingen 1949, S. 52 f.

2  Vgl. hierzu detailliert Dietrich Oppenberg: Organisatorischer Aufbau, im vorliegenden Band unter 4.2.2.

3  Vgl. J. van Springei: Aufwands- und Ertragsstruktur von Zeitungen bei wechselndem Anzeigenumfang,
in:  Publizistik , 8. Jg./H. I, 1963, S. 30.

4  Vgl. E. Schneider: Industrielles Rechnungswesen, 2. Aufl., Tübingen 1954, S. 203 f.

5  Über diese Krisengefahr, den sogenannten ’Papierpunkt 4 , siehe auch: E. Dovifat: Zeitungslehre, Bd. II,
5. Aufl., Berlin 1967, S. 148.

4.2.2 Organisatorischer Aufbau *

Allgemeines

Mellerowicz versteht unter der Organisation ”ein durch ein System von Re-
gelungen geordnetes Zweckgebilde. Geordnet werden: a) der  Aufbau  der
das Ganze bildenden Teile, b) die  Arbeitsabläufe  zur Durchführung der zu
erfüllenden Aufgaben 1 .“ Angewendet auf den Betrieb, bedeutet Organisa-
tion also die hierarchische und funktionelle Gliederung des Betriebes — den
organisatorischen Aufbau — und die Ordnung der Arbeitsabläufe zur Erfül-
lung des Betriebszweckes — den organisatorischen Ablauf.

* D. O.: Der Zeitungsverlag — organisatorischer Aufbau, in: Emil Dovifat (Hrsg.): Handbuch der Publi-
zistik, Bd. 3, Berlin 1969, S. 131-140.
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Ausführungen über die Organisation der Zeitung oder besser des Zeitungs-
verlages müssen also den Aufbau des Verlages und den Ablauf des ”Zei-
tungsmachens“ beinhalten. Die Ausführungen orientieren sich am Typ der
politischen Tageszeitung

Der organisatorische Aufbau der Zeitung

Übersicht:  In einem Zeitungshaus werden Nachrichten gesammelt, ausge-
wertet, verarbeitet und kommentiert. Gegen Entgelt werden Anzeigen in die
Zeitung aufgenommen. Das Produkt Zeitung wird hergestellt und vertrie-
ben. Von diesen Grundfunktionen leitet sich der organisatorische Aufbau ei-
nes Zeitungshauses ab:

Nachrichten und Meinungen — Redaktion
Anzeigenbearbeitung — Anzeigenabteilung

Herstellung — Technik
Vertrieb und Versand — Vertriebsabteilung

Hinzu kommen Verwaltung und Werbeabteilung.
Der Organisationsaufbau eines Zeitungshauses ist gewöhnlich der folgende:

Verleger
Redaktion - Anzeigenabteilung - Technik - Vertrieb - Werbung - Verwaltung

Von diesem Grundaufbau gibt es in der Praxis mancherlei Abweichungen.
Zeitungen werden von Heimatverlegern wie von Großkonzernen herausge-
geben. Die Auflagen einzelner deutscher Tageszeitungen bewegen sich zwi-
schen wenigen 1000 und mehr als vier Millionen Exemplaren täglich. Be-
triebsgröße, Wirtschaftskraft und Verbreitungsgebiet einer Zeitung sind be-
stimmend für den organisatorischen Aufbau des Zeitungshauses. Und
wesentliche Unterschiede ergeben sich zwischen Zeitungshäusern, in denen
nur eine oder mehrere Zeitungen erscheinen. Verwaltung und Technik sind
im letzteren Fail für alle Zeitungen tätig. Jede Zeitung hat jedoch ihre eigene
Redaktion

Vertrieb, Anzeigenabteilung und Werbung sind entweder nach dem  Objekt-
oder  nach dem  Funktionsgliederungsprinzip 2  organisiert. Beim Objektglie-
derungsprinzip hat jede Zeitung ihre eigene Anzeigen-, Vertriebs- und Wer-
beabteilung. Diese werden dann in der Regel von einem Verlagsleiter gelei-
tet. Bei der Organisation nach dem Funktionsgliederungsprinzip arbeiten die
genannten Abteilungen zentral für alle Objekte. Die Objektorganisation ist
aufwendiger. Sie hat jedoch den Vorteil, daß die spezifischen Belange der
einzelnen Zeitungen gründlicher wahrgenommen werden können. Die zu-
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nehmende Anwendung der elektronischen Datenverarbeitung im Verlagsge-
werbe wird dazu führen, daß verwaltende Tätigkeiten auch in den Vertriebs-
und Anzeigenabteilungen nach dem Funktionsgliederungsprinzip organisiert
werden.

Der Verleger:  Dovifat schreibt zur Aufgabe des Verlegers: "Die Aufgabe
des Zeitungsverlegers ist bedingt durch die öffentliche Aufgabe der Zeitung.
Der Verleger bestimmt deren publizistische Grundlinie und hat die techni-
schen und wirtschaftlichen Voraussetzungen zu schaffen, sie durchzufüh-
ren 3 .“ Ähnlich äußert sich van Norden: ”The Publisher should be looked
upon as a private businessman with a public function 4 .“

Hier ist nicht der Platz, um über die öffentliche Aufgabe des Verlegers zu
schreiben. Wir begnügen uns mit der Feststellung, daß der Verleger die pu-
blizistische Grundlinie seiner Zeitung so festlegt, wie er meint, es der Öf-
fentlichkeit gegenüber verantworten zu müssen. Im Rahmen dieser selbst
gesetzten Grenze obliegt dem Verleger die privatwirtschaftliche Leitung sei-
nes Verlages. Ihm unterstehen die Verantwortlichen der einzelnen Funk-
tionsbereiche — in der Praxis wird er häufig einen Teil seiner Aufgaben auf
einen Verlagsleiter oder ein Direktorium delegieren. Seine Aufgabe ist die
wirtschaftliche Leitung des Verlages mit dem Ziel, die finanzielle Unabhän-
gigkeit langfristig zu sichern, um die publizistische Unabhängigkeit zu be-
wahren.

Was die wirtschaftliche Seite anbelangt, unterscheidet sich die Tätigkeit des
Verlegers nicht von der anderer Unternehmer. Er fixiert die langfristigen
Zielsetzungen seines Unternehmens, trägt dafür Sorge, daß sie sich in Form
von Plänen konkretisieren und überwacht die Ergebnisse anhand festgeleg-
ter Sollwerte. Wenn dennoch die Tätigkeit des Verlgers — von seiner öffent-
lichen Aufgabe abgesehen — sich von der anderer Wirtschaftsführer unter-
scheidet, so darum, weil die Zeitung ein Produkt eigener Art ist, ein  geisti-
ges  Produkt, das der Verleger entscheidend prägt. Zeitungen unterscheiden
sich in Art, Aufmachung und Richtung. Ihr Anspruch und ihr Niveau sind
verschieden. Die Schwerpunkte der Berichterstattung weichen ebenso von-
einander ab, wie die Einschätzung der Aktualität und die Exklusivität des
Nachrichtenmaterials.

Faktoren dieser Art machen die verlegerische Konzeption eines Blattes aus,
sie formen die Zeitung in ihrer Eigenart. Von der richtigen verlegerischen
Konzeption hängt nicht nur der wirtschaftliche Erfolg der Zeitung ab. Sie
beeinflußt auch den organisatorischen Aufbau des Zeitungsverlages und des-
sen organisatorischen Ablauf. Für die Ressortgliederung in der Redaktion,
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ihre Größe, für die Art der redaktionellen Außenorganisation ist die verlege-
rische Konzeption ebenso bestimmend wie für die vertriebliche Absatzorga-
nisation oder die Kapazitätsausstattung der Technik.

Die Redaktion:  Im Rahmen der vom Verleger festgelegten publizistischen
Grundlinie "macht“ die Redaktion die Zeitung. Sie sammelt Nachrichten,
leitet sie weiter, ordnet sie und verarbeitet sie zur Zeitung. Der Redaktion
liegt vor allem und zuerst die  rechtliche Verantwortung  ob 5 . Die Redaktion
wird vom Chefredakteur geleitet. Er ist für die inhaltliche und äußere Ge-
staltung der Zeitung, ”für die geistige Leitung aller Teilgebiete und ihre Zu-
sammenfassung“, aber auch für alle Verwaltungsfragen der Redaktion zu-
ständig. Der organisatorische Aufbau der Redaktion entspricht ihren Grund-
funktionen: Stoffsammlung, Stoffübermittlung und Stoffverarbeitung.

Stoffsammlung:  Die Zeitung enthält Nachrichten und Kommentare aus vie-
len Wissensgebieten. Die Nachrichten für die der Zeitung zugehörende uni-
verselle Nachrichtenvielzahl zu beschaffen, ist Aufgabe der redaktionellen
Außenorganisation. In- und Ausländskorrespondenten berichten von festen
Plätzen. Größe und Umfang der dabei tätigen verlagseigenen Außenorgani-
sation hängen von den verlegerischen Zielsetzungen und von den wirtschaft-
lichen Grundlagen des Verlages ab. Aber keine Zeitung kann ohne fremdbe-
schafften Stoff auskommen. Das sind Stoffe, die von Presseagenturen, Bil-
derdiensten, staatlichen und privaten Pressestellen, von Romanvertrieben
usw. bezogen werden.

Stoffübermittlung:  Die Stoffübermittlung ist Aufgabe der Nachrichtentech-
nik. Sie stellt das Bindeglied zwischen Nachrichtensammlung und Nachrich-
tenverarbeitung dar. Fernschreiber, Bildfünk, Telefonaufnahme über Ton-
band und Stenographen sind Arbeitsmittel der Nachrichtenübermittlung;
Rohrpost, Laufbänder und Redaktionsboten vervollständigen die Mittel der
N achrichtenorganisation.

Stoffverarbeitung:  Die eingehenden Nachrichten werden in den Redaktionen
weiter verarbeitet. Sie werden gesichtet, in ihrer Bedeutung abgeschätzt und
wenn sie für Wert befunden werden, in die Form gebracht, in der sie in der
Zeitung erscheinen sollen, als Nachricht, Bericht, Reportage, als Kommen-
tar, Leitartikel, Glosse, Kritik. Den Abschluß der Redaktionsarbeit bildet
die Fertigstellung der Zeitungsseiten zu ihrer druckreifen Form — der  Um-
bruch

Aus der Gesamtkonzeption der Zeitung folgt, über welche Stoffgebiete sie
berichtet und welche Rangordnung sie den einzelnen Stoffen einräumt. Die-
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se Rangordnung kommt in Form von Platzvorschriften zum Ausdruck, die
zwischen Verlag und Redaktion abgesprochen werden. Stoffgebiete einer
politischen Tageszeitung sind im allgemeinen Politik, Wirtschaft, Kultur,
Sport, Lokales, Unterhaltung.

Je nach dem Typ der Zeitung liegen auf einzelnen Sparten besondere Ge-
wichte. So in der überregionalen Presse die Politik, in der regionalen das
Lokale. Die einzelnen Sparten werden von Ressortchefs geleitet. Innerhalb
der Sparten sind die Ressorts unterteilt in Sachgebiete. In großen Ressorts
sind die Sachgebiete unter Umständen zu Gruppen zusammengefaßt, die von
einem verantwortlichen Redakteur geleitet werden. Bei kleineren Ressorts
sind die für eine Rubrik oder Seite zuständigen Redakteure dem Ressortchef
direkt unterstellt.

Die Organisation nach Sparten und Sachgebieten — also eine Organisation
nach dem Objektgliederungsprinzip — ergibt sich für die Redaktion einer
politischen Tageszeitung zwingend. Ihr vielfältiger Inhalt macht es notwen-
dig, daß Fachleute über die verschiedenen Sachgebiete berichten. Die Re-
daktion vollbringt täglich erneut eine geistige Leistung, über deren Wert
oder Unwert der Leser bei der Straßenverkaufszeitung täglich, bei der
Abonnementszeitung monatlich entscheidet.

Diese Leistung läßt sich allein mit einer hierarchischen Ordnung und einer
Zuständigkeitsregelung nicht erzielen. Der Aufbau von Zeitungsredaktionen
ist stark persönlichkeitsgebunden, und insbesondere von der Persönlichkeit
des Chefredakteurs und seiner engeren Mitarbeiter hängt die Leistung der
Redaktion ab. Die geistige Führung der Redaktion durch den Chefredak-
teur, die Überzeugung aller Redakteure von der Notwendigkeit ihrer Aufga-
be, eine weitgehende Delegation der Verantwortung in der täglichen Gestal-
tung auf den für eine Rubrik oder eine Seite zuständigen Redakteur formen
diese Leistung ebenso wie eine gesunde Spannung innerhalb der Redaktion.

Ein demokratisches Element in der Redaktionsorganisation ist die  Redak-
tionskonferenz.  In ihr vollzieht sich die Meinungsbildung der Redaktion zu
aktuellen Ereignissen wie über die Grundhaltung zu gewissen Vorgängen.
In ihr wird die tägliche Gestaltung der Zeitung besprochen. Grenzfälle in
der Berichterstattung — Nachrichten, die von mehreren Ressorts behandelt
werden könnten, werden geklärt, es wird entschieden, wie die Zeitung "auf-
gemacht“ werden soll.

Wesentlich für den dauerhaften Erfolg einer Zeitung ist auch die Form der
Zusammenarbeit zwischen Verlag und Redaktion.  Die Feststellung, der Ver-
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leger bestimmt die geistige Grundlinie der Zeitung, sagt letztlich wenig aus.
Sie kann bedeuten, daß die Redaktion im Rahmen einer allgemeinen Rich-
tungsangabe "bürgerlich“, “fortschrittlich“, “liberal“ und dergleichen
weitestgehend publizistische Freiheit genießt. Sie kann aber ebenso bedeu-
ten, daß der Verleger zu bestimmten Vorgängen und Erscheinungen bis hin
zu Tagesereignissen eine fest umrissene Meinung hat, die er vertreten sehen
möchte.

Letztlich hängt es von den handelnden Persönlichkeiten Verleger und Chef-
redakteur ab, in welchem Umfang die Redaktion der Zeitung frei gestalten
kann, wobei ein dauerhafter Erfolg nur dann gegeben sein wird, wenn die
Redaktion die für eine geistige Leistung notwendige Freiheit genießt. Das
für die publizistische Freiheit Gesagte, gilt auch für ihre wirtschaftliche
Führung. Einige Redaktionen können sich im Rahmen allgemeiner Platzvor-
schriften und den jährlich festgesetzten Kostenetats frei bewegen, in anderen
Fällen sind die Ausgaben der Redaktion weitgehend genehmigungspflichtig.
Auch hier muß die goldene Mitte gefunden werden. Die wirtschaftliche Füh-
rung der Redaktion durch Etats ist das geeignete Mittel.

Die Anzeigenabteilung:  Neben den redaktionellen Nachrichten veröffent-
licht die Zeitung Anzeigen — Mitteilungen also, die von der Zeitung für ei-
nen Auftraggeber normalerweise gegen Entgelt in einer vom redaktionellen
Teil streng getrennten Form veröffentlicht werden. Das Anzeigengeschäft
der Zeitungen unterteilt sich nach Anzeigensparten — Anzeigen gleichen
oder ähnlichen Inhalts — und nach regionalen Gesichtspunkten.

Überregionale Anzeigen enthalten unabhängig davon, ob sie in einer überre-
gionalen oder regionalen Zeitung aufgegeben werden, Informationen, die
nicht regional oder lokal gebunden sind. Ein Beispiel für Anzeigen dieser
Art sind Markenartikelanzeigen. Ihre Aussagen beschränken sich nicht auf
das Verbreitungsgebiet einer Zeitung, auch wenn sie gezielt für dieses Ver-
breitungsgebiet aufgegeben werden. Regionale Anzeigen enthalten Informa-
tionen für den Leser in einem bestimmten Gebiet. Als Beispiele mögen An-
zeigen von Warenhäusern und Möbelfirmen dienen, die Käufer in einem
größeren Umkreis werben. Die Lokalanzeige beinhaltet ortsgebundene Mit-
teilungen. Ein typisches Beispiel ist die Gelegenheitsanzeige.

Für das wirtschaftliche Ergebnis einer Zeitung gewinnt das  Anzeigenge-
schäft  eine immer größere Bedeutung. Damit wächst auch die Bedeutung der
Anzeigenabteilung. Ihre Aufgabe ist es, Anzeigenmärkte zu erschließen,
Anzeigen zu verkaufen und Anzeigenaufträge abzuwickeln. Nach diesen
Funktionen gliedert sich die Anzeigenabteilung in Anzeigenverkauf und An-
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zeigenexpedition. Sie wird vom Anzeigenleiter geleitet, der auch presse-
rechtlich für die Anzeigen verantwortlich ist. Die Werbeabteilung eines
Verlages ist häufig in Anzeigen- und Vertriebswerbung unterteilt. Die An-
zeigenwerbung kann dem Anzeigenleiter unterstellt sein.

Anzeigenverkauf:  Der Anzeigenverkauf unterteilt sich in eine Innen- und
Außendienstorganisation. Die Innendienstorganisation kann nach regionalen
Gesichtspunkten ausgerichtet sein. Im allgemeinen wird man einer Organi-
sation nach Anzeigensparten (z. B. Stellen, Markenartikel, Immobilien) den
Vorzug geben. Der Verkaufsinnendienst beobachtet den Markt anhand von
Konkurrenzzeitungen und allgemeinen Veröffentlichungen, er unterstützt
und kontrolliert die Tätigkeit des Verkaufsaußendienstes. Er erarbeitet aus
Leseranalysen Werbeargumente. Er plant Werbeaktionen und führt sie
durch. Sein Kundenkreis sind Direktkunden, Werbeagenturen und Anzei-
genexpeditionen.

Verkaufsaußendienst:  Der Verkaufsaußendienst nimmt die direkten Kunden-
kontakte wahr. Im überregionalen Geschäft ist er im allgemeinen für alle
Anzeigensparten tätig. Er wird also wichtige Stellenkunden und Immobi-
lienmakler ebenso besuchen wie Markenartikelfirmen und Werbeagenturen.
Es gibt aber auch Spezial Vertreter, die lediglich bestimmte Anzeigensparten,
so Stellen oder aber Reise und Erholung bearbeiten. Im überregionalen An-
zeigenaußendienst sind in der Regel selbständige Handelsvertreter tätig, die
vertraglich an eine Zeitung gebunden sein können, häufig aber auch für
mehrere Zeitungen und Zeitschriften arbeiten, die dann jedoch keine direkt
konkurrierenden Objekte sind. Im Regional- und Lokal geschäft besteht die
Außenorganisation neben regionalen Anzeigenvertretern aus Verlagsge-
schäftsstellen und selbständigen Anzeigenannahmestellen, meistens Laden-
geschäfte artverwandter Branchen.

Anzeigenexpedition:  Sie nimmt Anzeigenaufträge entgegen, gibt sie als An-
zeigenmanuskripte oder in Form des Originalauftrags mit entsprechenden
Auszeichnungen an die Setzerei weiter, verwaltet Mehrfachaufträge und be-
reitet die Fakturierung vor. Bei überregionalen Zeitungen ist die Anzeigen-
expedition häufig nach Anzeigensparten gegliedert, bei regionalen mit Be-
zirksausgaben im allgemeinen nach Ausgaben.

Technik:  Der technische Betrieb einer Zeitung ist nach Produktionsstufen —
Satzabteilungen, Reproduktion und Druckabteilungen — gegliedert. Inner-
halb der Abteilungsgliederung ist die Technik entweder nach Produktionsar-
ten (Handsatz, Maschinensatz, Perforatur, Korrektur) oder wiederum nach
Produktionsstufen (Stereotypie, Rotation, Packerei) organisiert.
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Vertrieb:  Zeitungen haben zwei wesentliche Absatzwege, den Einzelverkauf
über Kioske, Straßenhändler und Bahnhofsbuchhandlungen und das Abon-
nement, die regelmäßige Belieferung von Beziehern, die die Zeitung für ei-
nen bestimmten Zeitraum fest bestellt haben. Während Boulevard-Zeitun-
gen vorzugsweise im Einzelverkauf vertrieben werden, sind politische Ta-
geszeitungen regionaler oder überregionaler Art im allgemeinen Abonne-
mentszeitungen mit einem geringeren Anteil von Einzelverkaufsexempla-
ren. Funktionen der Vertriebsabteilungen sind — im Abonnements- und
EV-Geschäft — neue Leser zu gewinnen und den Geschäftsverkehr mit den
Abnehmern wahrzunehmen und die Zeitung auszuliefern. Die Vertriebsab-
teilung gliedert sich daher in die Gruppen Abonnementsverkauf, Einzelver-
kauf und Versand.

Abonnementverkauf:  Aufgabe der Abonnementsverkaufsgruppe ist es, neue
Abonnenten zu gewinnen (Bezieherwerbung), den Geschäftsverkehr mit den
Abonnenten wahrzunehmen (Leserdienst) und die Absatz- und Zustellorga-
nisation zu sichern. Letztlich handelt es sich um allgemeine vertriebliche
Aufgaben, die sich von der Vertriebsarbeit z. B. einer Markenartikelfirma
dadurch unterscheiden, daß wesentlich stärkere Kontakte zum Letztverbrau-
cher — zum Leser — bestehen. Die Werbung um den Leser ist zu einem
großen Teil Direktwerbung, z. B. durch Steckaktionen (kostenlose Liefe-
rung der Zeitung mit Werbematerial), direkte Ansprache des potentiellen
Lesers und der Abbesteller, Werbung durch Zeitungszusteller und -werber.

Ebenso vollzieht sich der Geschäftsverkehr zwischen dem Abonnenten und
dem Verlag häufig als Direktverkehr. Die Vertriebsabteilung nimmt Bestel-
lungen und Abbestellungen, Ummeldungen und Reklamationen über die Be-
lieferung direkt vom Leser entgegen. Kurz, die enge Bindung des Lesers an
seine Zeitung wirkt sich in der täglichen Arbeit des Leserdienstes aus. Bei
einer Zeitung mit Geschäftsstellensystem, also mit eigenen Büros im Ver-
breitungsgebiet, ist der Leserdienst im allgemeinen auf die Geschäftsstellen
dezentralisiert.

In der  Zustellorganisation  sind zwei Organisationsformen üblich: die ver-
lagseigene Zustellorganisation mit Verlagsgeschäftsstellen an den wichtigen
Plätzen und Zustellern, die Arbeitnehmer des Verlages sind, oder die Form
der Agentur, die einen Handelsvertreter- oder Frachtführerstatus hat und ih-
rerseits Boten beschäftigt. Außerdem stellt die Post Abonnements zu. Die
Vertriebsabteilung unterhält im allgemeinen einen Vertriebsaußendienst,
der normalerweise das Abonnements- und EV-Geschäft wahrnimmt. In grö-
ßeren Verlagen ist der Außendienst u. U. nach diesen Geschäftssparten spe-
zialisiert. Diese Organisationsform verursacht höhere Kosten, hat aber den
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Vorteil, daß die beiden Geschäftssparten intensiver betreut werden können.

Einzelverkauf:  Die Einzelverkaufsgruppe der Vertriebsabteilung erschließt
mit Hilfe des Außendienstes geeignete Absatzpunkte, beobachtet die Liefer-
menge und die Remission (das ist die Anzahl der als unverkäuflich zurück-
gegebenen Zeitungen) und setzt Sonderhändler ein. Tageszeitungen belie-
fern aus Aktualitätsgründen häufig die einzelnen Absatzpunkte selbst. Abge-
rechnet wird allgemein über einen Grossisten.

Versand:  Die Versandgruppe einer Zeitung ist für die Belieferung von EV-
Stellen und Abonnementsgeschäftsstellen verantwortlich. Man unterscheidet
die Direktbelieferung durch den Verlag mit eigenen oder Charterfahrzeugen
von der Belieferung durch den Postzeitungsdienst, der sich in mehrere
Zweige unterteilt und unterschiedliche Arbeitsabläufe bedingt. Die Tages-
zeitung bemüht sich um die größere Aktualität. Schnellere Transportwege
sind jedoch im allgemeinen teurer. Der Versandplan einer Zeitung ist daher
oft ein ausgeklügelter Kompromiß zwischen dem Bedürfnis nach Schnellig-
keit und der Notwendigkeit, die Kosten vertretbar zu halten.

Verwaltung:  Die Verwaltung eines Zeitungsverlages gliedert sich im allge-
meinen in Rechnungswesen, Rechtsabteilung, Personal- und Innenverwal-
tung, Betriebsabrechnung und Organisation. Unterschiede zu anderen ver-
waltenden Organisationen bestehen nicht.

Konzentrationsformen:  Die bisherigen Ausführungen behandelten den selb-
ständigen Zeitungsverlag. Namentlich auf redaktionellem Gebiet haben sich
Konzentrationsformen herausgebildet, die von der Übernahme einzelner
Teilstücke der Zeitung bis zur kompletten Lieferung des politischen Mantels
reichen können. In diesem Fall beschränkt sich der belieferte Zeitungsverlag
auf die Herstellung des  Lokalteils,  der für die Existenz dieser Blätter lebens-
wichtig ist. Auf dem Anzeigensektor gibt es Konzentrationsformen in Form
der Anzeigenringe, und Ansätze zur Konzentration auf dem Vertriebssektor
liegen in der sogenannten gemeinsamen Zustellung der Zeitung für mehrere
Verlage. Diese Konzentrationsformen sind eine Folge des Kostendruckes,
unter dem die Zeitungen stehen.

Ablauforganisation

Zeitungshäuser unterscheiden sich von anderen Unternehmen dadurch, daß
sie täglich ein neues Produkt hersteilen. Sie streben eine hohe Qualität an.
Sie wollen die letzte Meldung in der ihrer Bedeutung entsprechenden Form
aufnehmen. Hierbei sind ihnen Grenzen gesetzt. Die Zeitung muß täglich zu
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einem bestimmten Zeitpunkt beim Empfänger eintreffen. Die pünktliche
Eintreffzeit ist nur dann gewährleistet, wenn die einzelnen Vertriebswege zu
einem feststehenden Zeitpunkt beliefert werden. Die technische Herstellung
der Zeitung erfordert Zeit. Belieferungs- und Produktionszeit begrenzen al-
so den Herstellprozeß auf der einen Seite. Auf der anderen Seite sind die
Zeitungen vom Nachrichteneingang abhängig, der oft zufällig erfolgt.

Platzvorschriften für die Textseiten sind im allgemeinen für längere Zeit ge-
plant. Die Ressorts wissen also, wieviel Platz ihnen zur Verfügung steht.
Aktuelle Ereignisse können dazu führen, daß diese Platzvorschriften durch-
brochen werden. Doch ist das nicht die Regel. Die Platzvorschriften werden
durch einen Manuskriptplan ergänzt. Er enthält Vorschriften, zu welchem
Zeitpunkt die Ressorts wieviele Zeilen an die Satzabteilungen geben müs-
sen. Das bedeutet, daß in einem Zeitungshaus die geistige Leistung scharf
reglementiert wird. Der technische Ablauf erfordert das.

Um die Satzkapazität einer Zeitung einigermaßen auszulasten, wird der In-
halt der Zeitung in aktuelle und inaktuelle Seiten unterteilt. Die inaktuellen
Ressorts, z. B. Unterhaltung, liefern ihre Manuskripte eher, so daß zum
Schluß die gesamte Satzkapazität für die Produktion der aktuellen politi-
schen Seiten zur Verfügung steht. Je aktueller eine Zeitung sein will, desto
größer muß die Satzkapazität sein. Je höher sind auch die Kosten.

Der Manuskriptplan wird ergänzt durch den  Umbruch- und Prägeplan,  der
Sollvorschriften darüber enthält, wann die einzelnen Seiten umbrochen, ge-
prägt und gegossen werden müssen. Kurz nach Abschluß der aktuellen Sei-
ten wird angedruckt. Die Sollproduktion der Rotation, die Sollabgangszeiten
der Zeitungsexemplare vom Hof werden in einem Druck- und Versandplan
festgehalten.

Während des Herstellungsprozesses wird die Zeitung bei Eingang wichtiger
Meldungen aktualisiert. Die neue Meldung wird formuliert und gesetzt, die
Seite neu umbrochen und geprägt. Neue Druckplatten werden gegossen, die
veränderte Zeitung wird weitergedruckt. Der Herstellungsprozeß der Zei-
tung erfordert strenge Disziplin und hohen Einsatzwillen aller Beteiligten.
Die Sollzeiten werden täglich kontrolliert, auftretende Mängel in gemeinsa-
men Besprechungen zwischen Redaktion, Technik und Vertrieb beseitigt.

Auch hierbei entstehen Spannungen. Der Vertrieb muß seine Vertriebswege
pünktlich erreichen, die Redaktion will die bestmögliche Zeitung machen,
und die Technik benötigt Zeit zur technischen Herstellung. Auch das sind
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gesunde Spannungen, die zum Wesen eines Zeitungshauses gehören, wenn
das Blatt nicht erstarren soll.

Unsere Darstellung zeigt den organisatorischen Aufbau und den organisato-
rischen Ablauf in Zeitungshäusern. In nächster Zeit werden sich durch neue
technische Verfahren, insbesondere durch die Elektronik, in der Ablaufor-

ganisation erhebliche Veränderungen vollziehen, die auch auf den organisa-
torischen Aufbau der Zeitungshäuser nicht ohne Einfluß bleiben werden.
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4.3 Funktionen der Zeitungsinsertion

4.3.1 Stellenwert der Anzeigenwerbung *

Das Schicksal der Zeitungsanzeige ist eng verknüpft mit dem Schicksal der
Zeitung selbst, wie es für die Zeitung lebensentscheidend ist, daß die Zei-
tungsanzeige noch eine Zukunft hat. Die Zukunltsentwicklung der Anzeige
ist der Schrittmacher für den weiteren Ausbau der Zeitungen. Sie bestimmt
den Grad der Anpassung an den sich in den 70er Jahren stürmisch vollzie-
henden Entwicklungsprozeß.

Das günstige Wachstum des Anzeigenteils, wie es sich im 1. Halbjahr 1969
zeigte, gibt der Redaktion in steigendem Maße die Voraussetzungen, ihre
publizistische Aufgabe in voller Bandbreite zu erfüllen. In einem wirtschaft-
lich gut fundierten Zeitungsunternehmen kann die Redaktion daran mitwir-
ken, die Demokratie fest zu verwurzeln. Nur so wird sich diese Staatsform,
die wir aus freien Stücken gewählt haben, den noch zu erwartenden Stürmen
gewachsen zeigen. Die Zeitung nimmt in der Gesellschaft von morgen einen
festumrissenen Platz ein. Die Redaktion bekommt im Blick auf die Zukunft
einen immer höheren Stellenwert

Nun wird viel herumorakelt, wie es wird, wenn es ein lokales Fernsehen in
der Bundesrepublik gibt. Da muß man schon seinen Blick über den großen
Teich richten, wo das lokale Fernsehen bereits vor langer Zeit eingeführt
wurde. Tatsächlich erreicht die lokale Presse in den USA einen größeren
Publikumskreis als das lokale Fernsehen. Diese dem Hinweisdienst  Wer-
bung im Rundfunk  entnommene Meldung ist bemerkenswert. Hiernach hat
eine von  Editor & Publisher  durchgeführte Reichweitenuntersuchung erge-
ben, daß selbst während der jahreszeitlich höchsten Sehbeteiligung im Okto-
ber/November die lokale Presse weit vorn liegt.

* D. O.: Der Zeitungsanzeige gehört die Zukunft, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bonn-Bad
Godesberg), 66. Jg./Nr. 38-39, 23. September 1969, S. 1630-1631.
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So erhielt eine Zeitungskolumne von Ann Landers im Innern der Zeitung ei-
nen Beachtungswert von 64 Prozent. Eine sehr beliebte Fernsehserie wie
High Chaparral  hatte dagegen nur eine Sehbeteiligung von 16 Prozent.
”Für die werbungtreibende Wirtschaft“, so der Hinweisdienst des Hessi-
schen Rundfunks, “wurden die Konsequenzen aus diesen Untersuchungser-
gebnissen in der Form Umrissen, daß die amerikanischen Werbeagenturen
endlich ’aufwachen und registrieren' müßten, daß sie mit den Werbedollars
ihrer Kunden eine weit höhere Effizienz  erzielen könnten, wenn sie in ihren
Streuplänen die Zeitungsanzeige stärker berücksichtigen würden, anstatt
Werbespot auf Werbespot zu häufen“.

Untersuchungen in der Bundesrepublik haben unlängst ergeben, daß für die
Mehrzahl der Bundesbürger nach wie vor die Tageszeitung das wichtigste
Informationsmittel ist (Wickert-Institut). In Einkaufs- und Ernährungsfra-
gen ist die Zeitung ebenfalls das bevorzugte Aufklärungsmittel. Das Institut
für angewandte Verbraucherforschung (Bonn) kommt zu diesem Ergebnis.
Überwiegend skeptisch dagegen wird das Werbefernsehen im Supermarkt
beurteilt. Hierzu führt die ebenfalls unverdächtige Fachzeitschrift  Marken-
artikel  aus, die Markenartikelhersteller befürchteten, daß ihre unmittelbaren
Verkaufsförderungsmaßnahmen auf diese Weise gestört werden könnten.

Die Zeitungsanzeige wird auch in Zukunft eine gedruckte Anzeige sein. Die
amerikanische Elektronik-Industrie hat in diesen Tagen ihre langjährigen
Versuche, eine gefunkte Zeitung zu entwickeln, eingestellt. So wird auch
technisch gesehen die Zeitung in der wachsenden Flut werblicher Informa-
tionen ein Transportmittel von hohem Rang bleiben.

Auf dem Weg zur titelbezogenen Leseranalyse sind wir in diesem Herbst ei-
nen sensationellen Schritt weitergekommen. In der LA der Zeitschriftenver-
leger, dem Mekka und der El Aqusa aller Werbeagenturen, werden nun
erstmalig zwei komplette Blätter für die Tageszeitungen herausgegeben. Auf
dem ersten Blatt werden die Reichweiten für die Zeitungen ausgewiesen und
auf dem zweiten Blatt die Reichweiten für die Mitglieder der  Regional-
presse.

Für 1970 ist vorgesehen, von 14 000 Befragungen auf 21 000 zu kommen.
Das bedeutet für die Mehrzahl der Blätter der  Regionalpresse,  daß titelbezo-
gene Angaben möglich sind. Es wird unabhängig davon weiter geforscht.
Die Verbreitungsanalyse kommt in den nächsten Tagen heraus. Mit den
Copytests  können wir den Anzeigenkompaß der Zeitschriften erheblich er-
gänzen. Hier zeigt sich deutlich, daß die Titel bei den Illustrierten beliebig
austauschbar sind, was ja für die Tageszeitung in keiner Weise gilt. So er-
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Die Verteilung der Bruttokosten ausgewfihlter Werbemittel auf Bereiche und Produktgruppen
1969 und 1970 In Mio. DM

Aus: ZAW-Jahresbericht, 1970L/l



hält die Werbewirtschaft mehr und mehr hieb- und stichfestes Material über
die Tageszeitung  und ihren  Wirtschaftsraum.

Der Inhalt der Zeitungsanzeigen wird starken Wandlungen unterworfen
sein. In einem immer schärfer werdenden Wettbewerb der 70er Jahre wird
die Werbung am Ort des Verkaufs erheblich an Bedeutung gewinnen. Es
wird daher in verstärktem Maße darauf ankommen, lokal und regional wir-
kende Medien einzusetzen. Die Zusammenarbeit zwischen nationalen Wer-
betreibenden und dem lokalen Handel wird zunehmen. So wird die Zei-
tungsanzeige in der Regionalpresse eine echte Renaissance erleben. Um es
schlicht zu sagen: Bei der Durchdringung von Regionalmärkten mit dem
Ziel, echten Verkauf zu bewirken, ist die Zeitungsanzeige unentbehrlich.

Fernsehen und Illustrierte haben in der Werbung ihre eigenen Gestaltungs-
gesetze. Dies gilt auch für die Tageszeitung. Die kreativen Kräfte in der
Werbung werden sich in Zukunft weit mehr um die zeitungsgerechte Anzei-
ge bemühen müssen. Deutliche Hinweise dafür geben auch die  Copy-Test-
Ergebnisse. Die Ansprüche, die an die Werbeagenturen gestellt werden,
wachsen ständig. Entscheidend ist, ob sie ihre Rolle als gute Weichensteller
im Marketingverkehr spielen. Tun sie das nicht, so fahrt der Zug an ihnen
vorbei. Die Agenturen müssen erkennen, daß die Zeitungsanzeige bei der
wichtigsten Aufgabe, den Markt der zahllosen Kaufgelegenheiten transpa-
rent zu machen, eine optimale Lösung bietet und sie in der Lage ist, für ei-
nen schnellen Warenumschlag zu sorgen.

Die Ansprüche, die an die Generalvertreter der Tageszeitungen gestellt wer-
den, wachsen im gleichen Umfang. Es geht heute längst nicht mehr darum,
Ausschnitte zu bearbeiten und Kunden zu besuchen. Der Generalvertreter
muß ein echter Gesprächspartner sein, der die Problematik kennt, um die
sich seine Kunden mühen. Er muß die Marktsituation jedes einzelnen Kun-
den laufend verfolgen. Er muß aber auch das Objekt kennen, für das er sich
mit Haut und Haaren einsetzt.

Die  NRZ  hat wie kaum eine andere Zeitung daran mitgewirkt, den Zeitungs-
markt für die wirtschaftliche Forschung und Marktuntersuchung aufzu-
schließen. Alle modernen Untersuchungsmethoden werden laufend in den
Dienst der Erkenntnis gestellt. Wir haben als erste Tageszeitung eine gut
ausgebaute Marketingabteilung eingerichtet, die bereits in der kurzen Dauer
ihrer Arbeit erstaunliche Ergebnisse präsentieren kann.

Kaum in unserem neuen Haus warmgeworden, beschäftigen wir uns bereits
mit sensationellen Erweiterungsplänen.  In  den letzten zwei  Jahren ist unsere
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Rotationskapazität um 48 Seiten erweitert worden. Nach den soeben abge-
schlossenen Untersuchungen ist diese Kapazitätserweiterung durch die in-
zwischen erfolgte Auflagen- und Umfangssteigerung bereits aufgezehrt, ehe
der Herbst richtig eingesetzt hat. So werden wir Weiterarbeiten und planen,
weil wir wissen:  Der Zeitungsanzeige gehört die Zukunft.

4.3.2 Instrumente des Anzeigenmarketing *

Es besteht kein Zweifel: wir arbeiten gegenwärtig in einer Zeit starker wirt-
schaftlicher Unsicherheit. Die Gefahren konjunktureller Überhitzung wer-
den gesehen und oft mit der Furcht vor einer nahenden Flaute verbunden.
Jede konjunkturelle "Abwärts-Entwicklung“, ja sogar schon jede konjunk-
turelle Stagnation, wirkt sich auf Tageszeitungen stärker aus als auf viele an-
dere Branchen. Sie wirkt sich auf Tageszeitungen auch stärker aus als auf
manches andere Medium. Man braucht nicht nur an die dem konjunkturellen
Ablauf vorauseilende Entwicklung bei den Stellenanzeigen zu denken. Auch
die anderen Anzeigenarten sind von diesen konjunkturellen Bewegungen ab-
hängig.

Die Kosten in den Zeitungsbetrieben sind im Jahre 1970 so stark wie in kei-
nem der früheren Jahre gestiegen. Vor allem Lohnkosten, zum erheblichen
Teil auch fixe Kosten, beeinflussen die Ertragslage äußerst negativ. Die Ko-
stenentwicklung muß durch Umsatzsteigerungen ausgeglichen werden.
Preiserhöhungen bei Anzeigen und Abonnements sind enge Grenzen gezo-
gen. Dabei werden diese Grenzen nicht einmal durch die Konkurrenzsitua-
tion der Zeitungen untereinander, sondern vielmehr durch den Wettbewerb
unter den einzelnen Werbemedien so eng gehalten.

Die Etatmittel für die verschiedenen Kommunikations-Medien sind be-
grenzt. Ausweitungen dieser Etat-Positionen gehen nur sehr langsam vor
sich. Die Anzeigenpreise im Bereich der überregionalen Werbung sind dem
Druck konkurrierender Medien ausgesetzt. Für andere Anzeigenarten ist bei
der werbungtreibenden Wirtschaft geringe Preiselastizität festzustellen.
Letzteres gilt besonders für den Bereich der privaten Gelegenheits-Anzeigen
und zu einem nicht zu unterschätzenden Teil auch für den Bereich lokaler
Geschäftsanzeigen.

* D. O.: Instrument des Anzeigen-Marketing und des Zeitungs-Marketing, in:  Zeitungs-Verlag und
Zeitschriften-Verlag  (Bonn-Bad Godesberg), 67. Jg./Nr. 44, 27. Oktober 1970, S. 2133-2134.
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Unter diesen Gesichtspunkten ist die Tätigkeit der  Regionalpresse  im Jahre
1971 zu sehen. Unter erschwerten Umständen müssen große Anstrengungen
unternommen werden, um vor allem auch im Bereich der überregionalen
Anzeigen wettbewerbsfähig zu bleiben. Die Planung der zukünftigen For-
schungsvorhaben muß unter diesen Aspekten gesehen werden.

Im Mittelpunkt der Jahresversammlung werden zwei Fragenkomplexe ste-
hen: einmal die weitere quantitative Forschung, zum anderen aber auch die
Weiterführung qualitativer Forschungsansätze. Dabei geht es einmal um die
Diskussion der kooperativen Leseranalyse und in Zusammenhang damit um
die Auswertung für kleinere Auflageneinheiten. Zum anderen wird 1971 die
Serie der  Anzeigen-Copytests  fortgeführt. Sie wird für die werbungtreibende
Wirtschaft sicher wieder interessante Daten über die Regionalpresse brin-
gen. Daneben wird weiter nach neuen Möglichkeiten zu Anzeigenkontakten
gesucht.

Die Daten der Leseranalyse dieses Jahres haben für die Blätter der  Regional-
presse  erfreuliche Erkenntnisse gebracht. So stieg die regionale Reichweite
der 80 Mitgliedszeitungen gegenüber dem Vorjahr von 50,9 auf 57,2 Pro-
zent. Damit werden zur Zeit 26,9 Millionen Personen über 14 Jahre mit re-
daktionellen Informationen und Werbebotschaften aus täglich 9,6 Millionen
Exemplaren von Tageszeitungen der  Regionalpresse  versorgt.

Da Forschung auf diesem Sektor bei Funk und Fernsehen immer noch in den
Kinderschuhen steckt, kann die  Regionalpresse,  die mit der Werbefor-
schung und der Forschung der Aufmerksamkeit des redaktionellen Teils we-
sentlich weiter ist, auf diese Ergebnisse mit Recht stolz sein. Ein weiterer
äußerst wichtiger Aufgabenbereich wird die Rationalisierung sein und zwar
unter einem doppelten Aspekt:

Im Verhältnis der Zeitungen zu ihren Partnern im Bereich der überregiona-
len Werbung und im Zeitungsbetrieb selbst. Nach wie vor ist es notwendig,
die Abwicklung der Aufträge weiter zu vereinfachen. Sie ist für Werbeagen-
turen, die mit einer Vielzahl von Zeitungsverlagen zu tun haben, im Ver-
gleich zu manch anderem Medium noch recht kompliziert. Es kann und darf
nicht übersehen werden, daß dies ein nicht zu unterschätzender Konkurrenz-
nachteil gerade für die regionale Abonnementzeitung ist. Ansätze für eine
wesentliche Verbesserung sind jedoch vorhanden. Hier muß weiter gearbei-
tet werden an solchen Vereinfachungen, deren Realisierung allen Beteiligten
erreichbar erscheint.
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Marketing im Anzeigenwesen
Das Marketingdenken im Anzeigenwesen hat sich durchgesetzt. In den Gemeln-
schattsinstitutlonen des Pressewesens ebenso wie In den einzelnen Unternehmen Ist
das Anzeigenwesen nach Marketinggrundsätzen gefördert, sind Einzel- und Gemein-
schaftsaufgaben eingeleitet oder fortgesetzt worden, die die Anzeige Im Markt der
Werbemittel zu stärken In der Lage waren.
Vorbildliche Arbeit wird im Bereich der Tageszeitungen geleistet. Hier haben die
beiden Marketingorganisationen - Regionalpresse und Standortpresse - seit Jahren
erfolgreich gearbeitet; Ihre Arbeiten wurden 1970 wesentlich verstärkt. Kennzeich-
nend für das Berelchtsjahr war die Forderung, daß dem lokalen Bereich Im Anzeigen-
wesen mehr als bisher größere Beachtung geschenkt werden muß. Der Erfolg z. B.
amerikanischer Zeitungsverlage Im lokalen Anzeigengeschäft Ist In der Bundesre-
publik erst In Ansätzen festzustellen. Verstärkte Bemühungen der Tageszeitungs-
Marketingorganisationen gelten seit dem Berichtsjahr mehr als bisher dem lokalen
Einzelhandel: absatzfördernde Maßnahmen werden Jetzt zu gleichen Tellen auf das
Markenartikelgeschäft und auf den örtlichen Einzelhandel bezogen. Untersuchungen
zu aktuellen Problemen des Einzelhandels, zu seiner Werbung und Kundenstruktur,
zum Sortiment und zur Mediasituation sollen der Werbung des Einzelhandels zugute
kommen und damit zugleich die Position der Anzeige Im Lokalbereich verstärken.
Zur gleichen Zeit wurden die Anstrengungen verstärkt, um Im Bereich der überregio-
nalen Werbung das Terrain zu halten und zu erweitern.
Hierzu gehört eine Reihe von Maßnahmen, die Im Berichtsjahr durchgeführt wurden,
aber auch für 1971 fortgeführt und erweitert werden:
- Die Präsentationen der Mitglieder beider Institutionen für das Tageszeitungs-Marke-
ting werden fortgesetzt; durch Referate, schriftliche Unterlagen und Tonblldschauen
werden die wichtigsten Argumente zugunsten der Tageszeitung, Insbesondere Im
Hinblick auf Dominanz in lokalen Märkten dargestellt. Hinweise auf zielgruppenge-
rechte Selektionsmöglichkeiten, auf die Leser-Blattblndung und auf die vorhandenen
Ansätze eines Intermedia-Verglelchs sollen belegen, daß Tageszeitungen durchaus
Preisvergleichen mit anderen Medien standhalten können.
- Copy-Test-S  grien  werden  von beiden  Zeitungs-Marketingorganisationen In Zusam-
menarbeit mit den einzelnen Verlagen durchgeführt; die Zahl dieser Untersuchungen
soll sich 1971 noch erhöhen.
- Die Zusammenarbeit mit der Arbeitsgemeinschaft Leseranalyse wurde intensiviert.
Nunmehr veröffentlicht die LA in ihrem Berichtsband Reichweiten- und Strukturda-
ten In gleichem Umfang wie für die Zeitschriften-Mitglieder.
- Vorbereitungen für die neue Verbreitungsanalyse 1971 wurden zwischen den beiden
Agenturverbänden GWA und ADW in Zusammenarbeit mit der IVW getroffen: zu-
künftig wird die Verbreitungsanalyse Im Zwei-Jahres-Turnus unter maßgeblicher Zu-
sammenarbeit der genannten Verbände durch die IVW herausgegeben.
- Mit dem Aufbau einer Anzeigenstatistik wurde begonnen.
- Informationsdienste und Informative Veröffentlichungen sonstiger Art stießen auf
besonders reges Interesse der Auftraggeberseite.
- Für Mitarbeiter der Verlage werden Seminare verstärkt ausgebaut; thematische Er-
weiterungen wurden geplant.

Aus: ZAW-Jahresbericht ,  1970
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Der Kostendruck, dem die Zeitungsbetriebe ausgesetzt sind, erfordert aber
auch in zunehmendem Maße größere Anstrengungen bei der "inneren Ra-
tionalisierung“ der Zeitungsbetriebe. Durch den Erfahrungsaustausch zwi-
schen den an diesem Problem interessierten Verlagen wird die  Regional-
presse  dazu beitragen, daß Rationalisierungsmöglichkeiten leichter erkannt
und genutzt werden.

Allen konjunkturellen Unsicherheiten zum Trotz bleibt festzuhalten: die re-
gionale Tageszeitung hat Zukunft. Das gilt sowohl für ihren Wert in der
Werbung als auch für ihre Bedeutung im Wettbewerb mit anderen Massen-
medien. Das sollte für die werbungtreibende Wirtschaft Grund genug sein,
sich 1971 antizyklisch zu verhalten, um durch verstärkte Werbung zu mehr
Umsatz zu gelangen. Das gilt umso mehr, als es z. B. gerade für Markenar-
tikelanzeigen bei der  Regionalpresse  keine "schwachen Stellen“ gibt. Die
neuesten  Copytests  haben es bewiesen: ihre Beachtungswerte stiegen, und
es besteht für die Zukunft kein Anlaß, am weiteren positiven Trend zu zwei-
feln.

Auch ein weiteres Argument für die Tageszeitung sollte immer wieder be-
tont werden: Die redaktionelle Leistung bleibt im Vergleich zu Funk und
Fernsehen nicht zurück. Ihr Vorteil größerer Schnelligkeit wird dadurch
aufgewogen, daß die Tageszeitung Zusammenhänge besser deutlich machen
kann. Das Bild vom appetitanregenden Funk und Fernsehen und der Infor-
mationshunger stillenden Zeitung bleibt weiter gültig. Außerdem: Daß Zei-
tungen zu jeder Zeit an jedem Ort gelesen werden können, macht sie unent-
behrlich und unersetzbar.
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4.4 Zeitungspapier und Marktsituation

4.4.1 Produktionsstatistik für Druckpapier *

Der Bedarf der deutschen Verlage an Zeitungsdruckpapier hat sich in den
letzten zehn Jahren verdoppelt. Heute ist die Bundesrepublik ein Markt von
über einer Million Jahrestonnen. Im Jahre 1953 stellten die deutschen Fabri-
ken noch 70 Prozent des Gesamtverbrauchs von 300 000 Jahrestonnen her.
Die restlichen 30 Prozent mußten importiert werden. In den folgenden Jah-
ren wuchs der Anteil der Importe bei steigendem Verbrauch ständig. Im Jah-
re 1960 erreichte die Einfuhr die deutsche Produktion bei einem Gesamtbe-
darf von 500 000 Tonnen. Heute produziert das Inland nur noch 30 Prozent
der Gesamtmenge und 70 Prozent müssen eingeführt werden. Die immer
stärker werdende Einfuhrabhängigkeit bedeutet jedoch keine Gefahr für die
Zeitungen.

Die Papierfabriken in aller Welt stellen ständig größere und schneller lau-
fende Maschinengiganten auf, um dem steigenden Verbrauch nachzukom-
men. Auch die deutschen Fabriken haben in letzter Zeit erhebliche Aufwen-
dungen gemacht, um ihren Maschinenbestand zu erneuern. In Güte und Be-
druckbarkeit ihres Papiers konnten sie Anschluß an die skandinavischen
Standardqualitäten finden. Da der Papierbedarf der Zeitungsverlage in den
nächsten Jahren weiter wachsen wird, verändert sich das Verhältnis zwi-
schen Inlandsproduktion und Einfuhr nicht wesentlich.

Die deutschen Fabriken, die heute noch Zeitungsdruckpapier hersteilen, ha-
ben gute Standortbedingungen. Für sie gibt es keine Absatzsorgen. In dem
Rezessionsjahr 1967 stieg die Inlandabnahme noch um 10 000 Jahrestonnen,
obwohl der Gesamtbedarf um 60 000 Tonnen zurückging. Die Zeche muß-
ten die ausländischen Fabriken zahlen. Es wurden 70 000 Tonnen weniger

* D. O.: Zeitungsdruckpapier-Verbrauch erreichte 1 Mio. Tonnen, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-
Verlag  (Bonn-Bad Godesberg), 67. Jg./Nr. 21, 21. Mai 1970, S. 1008-1009.

181



Die  Versorgung der deutschen Presse mit Zeitungsdruckpapier

Die Papiererzeugung In der Bundesrepublik
(elntchl. West-Berlin)

Febr. 70 Jan. 70 Daz. 00 Fahr. 00 Jan. 00 Daz. 00
Sorten

* t t t t t

Zeltunga-
drucfcpapler 31 298 31 329 28 OM 24 380 25 609 25 819

Druck- und

Schreibpapier 125 927 128 709 116 648 114 817 118 212 106 460

Sonderpapier 63 900 64 064 67 170 66 611 68 612 61 232

Packpapier 105 592 111 893 103 179 104 239 110 427 99 138

Natronpapier
(Krallpapier) 24 049 27 540 23 192 23 093 24 235 21 080

Ineoeeamt 350 700 303 S2S 320 193 323 144 337 095 383 729

Zeitungsdruckpapiereinfuhr In die Bundesrepublik
(ohne West-Berlin)

F*bruar 1970 Januar 1970
Einfuhr- Praia Einfuhr- Praia

Lieferländer In I "ert per 100 . , wart per 100
Lieferländer In I  100#  £ g  In t  1(H)#

DM In DM DM In DM

Finnland 13 961,6 7 496 53,690 14 241,2 7 647 53 696
Norwegen 13 261,6 6 874 51,834 11 856,0 6 250 52 716
Schweden 11 300,8 6 000 53,094 12 725,9 6 745 53 002
Österreich 4 526,9 2 398 52,972 4 707,1 2 491 52,920
Italien 585,4 337 57,567 239,7 139 57 990
Jugoslawien 427,2 207 48,455 377,0 178 47 215
Niederlande 217,1 111 51,130 225,7 118 52,286
Tschechoslowakei 130,7 58 44,376 174,0 78 44 828
Rumänien 81.3 42 51,661 29,5 14 47,458
Sowjetunion 1,7 1 58,824 _ — —
Kanada — — — 2 578,9 1 364 52,932
Frankreich — — — 47,1 48 101,911

Insgesamt 44 494,3 23 624 52,870 47 200,1 25 072 53,119
bzw. Im Durchschnitt
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Zeitungsdruckpapier-Statistik der Bundesrepublik Deutschland für die Jahre 1966 bis 1969

I. Verbrauchsentwicklung 1966 1967 1968 1969
Inlandslieferungen. 219633 229 101 254 904 291 486
Einfuhren. 555 483 486 338 587 059 725 261

Jahresverbrauch. 775116 715 439 841 963 1 016 747

II. Aufteilung der Einfuhren nach Lindern
EWG-Länder. 18 990 21 307 20 087 18 905
Finnland. 193 365 149 621 159 056 205 434
Schweden. 147 161 116 789 142 881 149 554
Norwegen. 86 415 93 873 125114 228 412
Österreich. 61 838 53 225 48 169 60 839
Kanada. 44 782 43 470 59 732 52 519

Sonstige Länder. 2 932 8 053 8 345 11 598
Vom Statistischen Bundesamt nicht
ausgewiesen. 23 675

Gesamteinfuhren. 555 483 486 338 587 059 725 261



eingeführt. Die Einfuhr aus dem EWG-Raum wird zollmäßig wie die In-
landsproduktion behandelt. Da die meisten EWG-Länder aber selbst Zei-
tungspapier einführen müssen, kommen keine wesentlichen Mengen zur
Einfuhr in die Bundesrepublik in Betracht.

Bei der zollfreien Einfuhr aus Nicht-EWG-Ländern müssen wir uns von
Jahr zu Jahr um die notwendigen Kontingente in Brüssel bemühen. Bisher
ist es uns mit Hilfe einer zuverlässigen Vorausberechnung immer gelungen,
die Zollbelastungen abzuwenden. Das Bundeswirtschaftsministerium unter-
stützt uns dabei nach Kräften. Zur Einfuhr stehen ausreichende Mengen zur
Verfügung. Zu den  skandinavischen Papierfabriken  bestehen langjährige,
gute Verbindungen. Die Produktion wird hier ständig erweitert. In den
nächsten Jahren kommt allein in Finnland die Erzeugung von vier großen
Maschinen zusätzlich auf den Markt. Die Skandinavier liefern z. Z. 80 Pro-
zent unserer Gesamteinfuhr. An der Spitze stand im letzten Jahr Norwegen
mit 225 000 t. Über 200 000 t lieferte Finnland, von Schweden kamen über
150 000 t

Auch Österreich gehört zu den angestammten Lieferländern. Mit 60 000
Jahrestonnen liegt der Anteil an der Gesamteinfuhr bei sieben Prozent. Die
Einfuhr aus Österreich geht im wesentlichen nach Süddeutschland. Die Fa-
briken in dem größten Papierherstellerland der Erde, Kanada, interessieren
sich seit einigen Jahren für den deutschen Markt. Sie produzieren fast acht
Millionen Jahrestonnen. Die kanadischen Fabriken haben ihren Service in
der Bundesrepublik ausgebaut und inzwischen hier 50 000 bis 60 000 Ton-
nen untergebracht. Damit haben sie den gleichen Anteil wie Österreich.

Problem: Nicht die Beschaffung, sondern der Preis

Für den Papierausschuß des  BDZV  gibt es heute keine Beschaffungsproble-
me mehr. Qualität und Preis des Zeitungsdruckpapiers sind entscheidende
Kriterien bei den Verhandlungen mit den Papierproduzenten. Die Werbe-
wirtschaft stellt immer höhere Anforderungen an die Druckwiedergabe der
Anzeigen, und das farbige Inserat gewinnt an Bedeutung.

Die Papierpreise haben sich in den letzten Jahren günstig entwickelt. Nach
der Korea-Krise war der Preis für 100 kg von 89,50 DM für norddeutsche
Abnehmer bzw. 83,50 DM für süddeutsche Verbraucher langsam wieder
auf eine normale Basis abgesunken. Im Jahre 1953 wurde das Nord-Süd-
Preisgefälle abgeschafft, und für die Inlandproduktion galt ein einheitlicher
Preis von 69,-- DM pro 100 kg. Bis 1956 kletterte der Preis durch ständig
steigende Rohstoff- und Lohnkosten auf 77,— DM.

184



Die skandinavischen Preise lagen teilweise niedriger. Die deutschen Fabri-
ken haben sich inzwischen in etwa den Einfuhrpreisen angepaßt. Die DM-
Aufwertung vom Oktober 1969 hat noch einmal eine Preissenkung von 0,75
DM bis 1,— DM gebracht. Zu Beginn dieses Jahres sind in der gesamten
westlichen Welt die Papierpreise kräftig angestiegen. Der Zellstoff, dessen
Preis im letzten Jahr mehrfach erhöht wurde, beeinflußt den Papierpreis we-
sentlich. Auch die Holzpreise kletterten wieder an. Zeitweilig hatten sie sich
in der Bundesrepublik günstig entwickelt, nachdem der Bergbau nicht mehr
als Holzkäufer aufgetreten war. Heute liegt der deutsche Einfuhrpreis zwi-
schen 56,25 DM und 57,80 DM für 100 kg Zeitungsdruckpapier frei Haus.

Die Zeitungsauflagen sind in den letzten Jahren, vor allem im Bereich der
Regionalpresse, ständig angestiegen. Die Umfänge der Zeitungen konnten
mit dem stark gewachsenen Anzeigenteil und höheren redaktionellen Lei-
stungen erheblich erweitert werden. Diese guten Voraussetzungen für einen
steigenden Papierverbrauch machen den deutschen Markt auch in den näch-
sten Jahren für die Papierproduzenten interessant.

Es bleibt zu hoffen, daß die Papiermacher auch weiterhin den besonderen
Gegebenheiten des deutschen Marktes Rechnung tragen. Es hat sich gezeigt,
daß nur eine maßvolle Preispolitik die Zeitungen zu einem steigenden Ver-
brauch bewegen kann. Die skandinavischen Fabriken haben in den letzten
Jahren deutlich zu spüren bekommen, wie empfindlich die Verlage auf eine
unkluge Preispolitik reagieren.

4.4.2 Papierversorgung und Preispolitik *

Der Verbrauch an Zeitungsdruckpapier in der Bundesrepublik ist in den
letzten Jahren stetig angestiegen und hat die Millionengrenze weit über-
schritten. Zu ernsten Belieferungsschwierigkeiten ist es dabei nicht gekom-
men. Die Inlandsproduktion, die zeitweilig stark zurückgefallen war, konnte
einen beachtlichen Marktanteil zurückgewinnen.

Der Papierpreis war 1972 mit rund 500 DM pro Tonne auf einen niedrigen
Stand abgesunken. Dabei spielte sich auf der Verkäuferseite ein harter
Kampf um die Marktanteile ab. Nachdem der Kampf um die Märkte beendet
war, fand man sich international zusammen, um einen auskömmlichen Preis
zu erreichen. Hand in Hand damit vollzog sich ein Generationswechsel in

* D. O.: Gesicherte Papierversorgung der Zeitungen bei stabilen Preisen, in  Zeitungs-Verlag und
Zeitschriften-Verlag  (Bonn-Bad Godesberg), 73. Jg./Nr. 14-15, 6. April 1976, S. 511.
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der Führungsmannschatt der skandinavischen Papierindustrie. Der finnische
Papierverein wurde straff durchorganisiert.

Durch die Ölkrise motiviert, kam es Anfang 1974 zu einem explosionsarti-
gen Anstieg der Papierpreise. Voraufgegangene Versorgungsstörungen er-
leichterten es den Fabriken, diesen Preisauftrieb auf dem Markt ohne
Schwierigkeiten durchzusetzen. Der Preis hatte die 1000-DM-Grenze über-
schritten. Tausend DM für tausend kg, das ist eine einfache Rechnung.

Das Jahr 1974 brachte den Fabriken ein unwahrscheinlich günstiges, ge-
winnträchtiges Geschäftsjahr. Diese Freude währte jedoch nur einen Som-
mer. Der Bedarf an Papier ging 1975 in allen Bereichen stark zurück. Die
Kapazitäten konnten nicht voll ausgenutzt werden. Dabei war die Situation
in der Zeitungsdruckpapier-Herstellung noch verhältnismäßig günstig.

In der Bundesrepublik gingen die Inlandslieferungen lediglich um 6,4 % zu-
rück, und die Einfuhr sank um 8,3 %. Die Gesamtmarktversorgung bei Zei-
tungsdruck lag damit 1975 um 7,5 % unter der des Vorjahres, blieb aber
noch über 1 Million Jahrestonnen. Damit ist die Bundesrepublik unverändert
ein interessanter Markt für alle Zeitungspapierhersteller.

Bei anderen Papiersorten zeigten sich erheblich stärkere Einrüche. Dort
kam es auch zu Preisnachlässen. Der Verbrauch an Magazinpapier ging um
über 20 % zurück, und auf dem Markt für maschinenbestrichene Sorten
drohte der Zusammenbruch. Hier waren in den letzten Jahren erhebliche
neue Kapazitäten entstanden.

Nicht voll ausgenutzte Kapazitäten verteuern die Produktion. In der Zei-
tungspapierproduktion darf man aber davon ausgehen, daß bei verhältnismä-
ßig gutem Ausnutzungsgrad und dem hohen Papierpreis die Maschinen noch
rentabel gefahren werden konnten.

Die Industrie bot in der voraufgegangenen Wirtschaftskrise 1966/67 den
Zeitungsverlagen durch Preissenkung einen Anreiz, ihren Papierverbrauch
nicht zusätzlich einzuschränken. Dieser Anreiz fehlt jetzt. Der Zeitungspa-
pierpreis gab nicht nach.

Ein weiteres Kind der Ölkrise ist das Leichtgewichtpapier. Das Standardge-
wicht für Zeitungsdruck lag seit Generationen bei 52 g pro qm. Während
die kanadischen Fabriken in gemeinsamen Versuchen mit ihren Abnehmern,
die sich über 18 Monate hinzogen, die Umstellung auf 48,8 g (30 Ibs) sorg-
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Erzeugung und Verbrauch von Papier und Pappe 1974 und 1975* In 10001

Quelle: VDP • Schätzung VDP

Erzeugung Verbrauch
Sorte w ar  w er

1974 1975  0 " o  1974 1975  0 " o '

Graphische Papiere 2 985 2 347 — 21 3 816 3 290 —14

Papier für Verpackungszwecke 1701 1 383 —19 2 549 2 067 —19

Karton und Pappe für Verpackungszwecke 1 128 918 —19 1 180 1 008 —15
Hygiene-Papiere 402 376 - 6 368 371 + 1
Technische und Spezial-Papiere 187 160 —14 166 140 —16
Technische und Spezial-Pappen 134 100 — 25 96 66 — 31

Insgesamt | 6 537 5 284 -19 | 8175 6 942 -15



faltig vorbereiteten, kamen die Skandinavier wohl über Nacht mit ihrem
Leichtgewichtpapier.

Das Bestreben der Skandinavier geht nun dahin, diesen Prozeß fortzusetzen
und in den nächsten Jahren auf 45-g- und 40-g-Papier überzugehen. Diese
Entwicklung bringt den Hochdruckmaschinen erhebliche Schwierigkeiten,
denen die Papierhersteller und die Druckfarbenfabriken Rechnung tragen
müssen.

Die Preisgestaltung für leichtgewichtiges Papier bietet keinen Anreiz, auf
52-g-Papier zu verzichten. Solange die Preise mit dem Sinken des Gramm-
gewichts steigen, und der Inserent eine schlechtere Druckwiedergabe in
Kauf nehmen muß, ist das Interesse an der Weiterentwicklung zum Niedrig-
gewicht bei den Verlegern nicht sehr stark. Die deutschen Papierfabriken
bleiben zunächst bei 52-g-Papier.

Wenn die Fabriken auf lange Sicht aus zwingenden Gründen der Rohstoff-
einsparung das Grammgewicht reduzieren wollen, dann müssen sie einen
Stoff liefern, der zu keinen Reklamationen führt und einen preislichen An-
reiz bietet. Geringerer Makulaturanfall genügt nicht.

Die Zeitungsverleger brauchen nach dem enormen Preisanstieg auf dem
Zeitungsdruckpapiermarkt eine weitere Ruhepause. Gelingt dies, dann sind
sie auch in der Lage, sich der Entwicklung anzupassen und ihren Papierver-
brauch bei steigendem Anzeigenaufkommen vorsichtig auszu weiten. Für ein
besseres Anzeigengeschäft im zweiten Halbjahr gibt es noch kein grünes
Licht. Da die Großinserenten immer kurzfristiger disponieren, können keine
Prognosen gewagt werden. Hier hilft auch keine Marktforschung.

Als der Papierverbrauch zurückging, konnte man bei allen Papiermachern
landauf, landab hören, daß sie mit der übertriebenen Preisanhebung Fehler
gemacht haben. Sie sind gut beraten, sich an ihre klugen Worte zu erinnern,
wenn eine sich stabilisierende Konjunktur wirklich eine bessere Auslastung
der Maschinen beschert.
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Presse und Kommunikationssystem





5.1 Medienpolitik und Pressestruktur

5.1.1 Empfehlungen der Pressekommission *

Die von der Bundesregierung eingesetzte Pressekommission hat ihren
Schlußbericht am 22. Mai 1968 verabschiedet. Dieser Bericht ist jetzt Ge-
genstand von Beratungen. Die Kommission hatte den Auftrag, die Ursachen
für die Gefährdung der wirtschaftlichen Existenz von Presseunternehmen
und die Folgen der Konzentration im Pressewesen für die Meinungsfreiheit
in der Bundesrepublik zu untersuchen und geeignete Vorschläge zu unter-
breiten

Aus den von der Pressekommission gemachten Vorschlägen sollten folgende
Anregungen aufgegriffen und durch weitere Überlegungen ergänzt werden:
1. Maßnahmen zum Schutz der Unabhängigkeit der Redakteure.
2. Laufende Beobachtung der Pressesituation und Bestandsaufnahme zur
Struktur der Tagespresse durch den Deutschen Presserat.
3. Einführung einer generellen Offenlegungspflicht der Eigentumsverhält-
nisse im Bereich der Presse
4. Maßnahmen zur Schaffung von Marktgegengewichten gegen eine fort-
schreitende Konzentration
5. Einschränkung von Wettbewerbsmaßnahmen der Presseunternehmen und
Vorschläge zur Verbesserung der gesetzlichen Regelungen.
6. Verstärkung des Einsatzes der Vertriebsunternehmen für die Regional-
und Standortpresse.
7. Vorschläge für eine Mehrwertsteuernovelle.
8. Weitere steuerliche und finanzielle Maßnahmen zur Beseitigung der wirt-
schaftlichen Gefährdung von Presseunternehmen.

»D.O.: Gedanken zur Beratung des Schlußberichts der Pressekommission, in:  Zeitungs-Verlag und
Zeitschriften-Verlag  (Bad Godesberg), 65. Jg./Nr. 38-39, 24. September 1968, S. 1622-1626.
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Rundfunkanstalten und Zei-9. Verbesserung des Verhältnisses zwischen
tungsverlegern.
10. Aktivierung der Werbe Wirtschaft.

Zu 1.: Massnahmen zum Schutz der Unabhängigkeit der Redakteure

Der Redakteur muß die Möglichkeit haben, seine Meinung frei und ungehin-
dert äußern zu können. Er benötigt dazu ein hohes Maß an finanzieller Si-
cherheit. Das setzt in erster Linie wirtschaftlich gesunde Presseunternehmen
in ausreichender Anzahl voraus. Es sollte daher alles unternommen werden,
um möglichst viel selbständige redaktionelle Einheiten zu erhalten.

Eine Verbesserung des beruflichen Ausbildungsstandes der Redakteure ist
anzustreben. Die Einrichtung der Presseorganisationen, wie die Deutsche
Gesellschaft für publizistische Bildungsarbeit, die Deutsche Journalisten-
schule u.a., sind auszubauen und zu fördern.

Zeitschriftenverleger und Rundfunkanstalten sind aufzufordern, ihre Jour-
nalisten im Versorgungswerk der Presse versichern zu lassen, wie es die
Zeitungsverleger seit 1926 mit Erfolg getan haben. Das Verhältnis zwischen
Verleger und Journalisten ist in jüngster Zeit wieder stärker in den Blick-
punkt der Öffentlichkeit gerückt. Als Träger der öffentlichen Aufgaben im
publizistischen Bereich sind Verleger und Journalisten  gemeinsam  berufen.

Zur Erfüllung dieser politisch wichtigen Aufgabe ist ein gutes, vertrauens-
volles Verhältnis Grundbedingung. Es sollten daher alle Vorkehrungen ge-
troffen werden, um den notwendigen Ausgleich der Kräfte zu erhalten und
dort, wo er gestört ist, wieder herzustellen.

Auf der Grundlage einer bereits im Jahre 1926 getroffenen Vereinbarung
bemühen sich Zeitungsverleger- und Journalistenverbände, ein Abkommen
zu treffen, das für die notwendige Zusammenarbeit zwischen Verleger und
Redakteur einen Rahmen setzt. Es soll die Eigenverantwortung der Redak-
teure stärken, einem Mißbrauch der publizistischen Rechte steuern und die
Gefahren abschwächen, die sich aus einer fortschreitenden Konzentration
und Kooperation für die Meinungsfreiheit ergeben können.

Zu 2.: Laufende Beobachtung der Pressesituation und Bestandsaufnah-
me zur Struktur der Tagespresse durch den Deutschen Presserat

Nachdem der Deutsche Presserat seit 1956 erfolgreich arbeitet, dürfte es
sinnvoll sein, dieses Erfahrungskapital zu nutzen. Daher sollte beim Deut-
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sehen Presserat ein Sachverständigenausschuß gebildet werden. Dieser Aus-
schuß hat der Bundesregierung und der Länderregierung jährlich oder in
kürzeren Abständen einen Bericht über die Situation der deutschen Presse,
den Stand der Konzentration und die Auswirkungen auf die Presse- und
Meinungsfreiheit zu erstatten. Der Ausschuß soll der Regierung Maßnah-
men empfehlen, die der Sicherung der Pressefreiheit und der Erhaltung der
Vielfalt der Presse dienen.

Die Bundesregierung soll diesen Bericht mit einer eigenen Stellungnahme
dem Bundestag vorlegen.Verlagsunternehmen sollen dem Presserat Neu-
gründungen von Publikationsorganen und Zusammenschlüssen von Verla-
gen, die den redaktionellen Sektor betreffen, anzeigen, damit der Presserat
in der Lage ist, seine Bestandsaufnahme über die Struktur der Presse auf
dem laufenden zu halten.

Zu 3.: Einführung einer generellen OfTenlegungspflicht der Eigentums-
verhältnisse im Bereich der Presse

Den Ländern, die eine entsprechende Regelung bisher noch nicht vorgese-
hen haben, wird empfohlen, ihre Landespressegesetze dahingehend zu er-
gänzen, daß für die Eigentumsverhältnisse an den Publikationsorganen eine
Offenlegungspflicht besteht.

Hinzutreten sollte die Verpflichtung für Zeitungen, die regelmäßig we-
sentliche Teile fertig übernehmen, im Impressum den für den übernomme-
nen Teil verantwortlichen Redakteur und Verleger zu benennen.

Zu 4.: Maßnahmen zur Schaffung von Marktgegengewichten gegen eine
fortschreitende Konzentration

Eine Vormachtstellung von Presseunternehmen hat dort eine schädliche
Auswirkung auf die Pressefreiheit, wo Wettbewerber nicht stark genug oder
garnicht vorhanden sind. Es sollte daher versucht werden, Marktgegenge-
wichte gegen eine übermäßige Machtkonzentration im Pressebereich zu
schaffen.

Kleineren und mittleren Unternehmen ist eine wirtschaftliche Kooperation
nahezulegen. Alle Maßnahmen, die diesem Zweck dienen, sind zu fördern.
Hierdurch könnte die Wirtschaftskraft der Verlage gestärkt werden, sie
würden technisch leistungsfähiger und könnten ihre redaktionellen Leistun-
gen verbessern. Auf diese Weise wäre es auch möglich, optimale Betriebs-
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großen zu schaffen, die geeignet sind, wirtschaftliche und publizistische
Marktgegengewichte darzustellen.

Zu 5.: Einschränkung von Wettbewerbsmaßnahmen der Presseunter-
nehmen und Vorschläge zur Verbesserung der gesetzlichen Regelungen

Presseunternehmen sollten alle nur vertretbaren Selbsthilfemaßnahmen tref-
fen, da sie billigerweise nur dann von der Öffentlichkeit Hilfe erwarten kön-
nen, wenn sie selbst alle Möglichkeiten genutzt haben. Die Presse sollte
durch ihre Wettbewerbsmaßnahmen nicht selbst die Vielfalt der Presse ge-
fährden. Dies gilt vor allem für Konkurrenzmethoden, die zur Vernichtung
von Wettbewerbern führen und auf diese Weise zur Konzentration beitra-
gen. Zunächst sollte das Bundeskartellamt die Wettbewerbsregeln der Ver-
legerorganisationen nach § 28 GWB eintragen.

Hiermit würde zweifellos ein Rahmen gesetzt, der kleinen Verlagen bei der
Abwehr von Vernichtungswettbewerbsmaßnahmen von Groß Verlagen eine
bessere Position bei den Gerichten sichert. Die derzeitige gesetzliche Rege-
lung (UWG, Rabattgesetz, Zugabe-VO, Kartellgesetz) genügt offensichtlich
nicht, um alle Mißstände im Pressebereich zu beseitigen. Zur Ergänzung des
UWG wird folgender Vorschlag gemacht, der in einer besonderen Ausarbei-
tung zur Wettbewerbssituation bei Tageszeitungen erläutert wird:

Das Gesetz erhält eine Generalklausel des Inhalts, daß bei der Beurteilung
von Wettbewerbshandlungen im Bereich der Tageszeitungen der Gesichts-
punkt der Erhaltung einer wirtschaftlich unabhängigen Presse und die Siche-
rung einer Vielfalt der Zeitungen als Meinungsträger Berücksichtigung fin-
den muß. Hierbei ist insbesondere

• die Verteilung von kostenlosen Zeitungsexemplaren zu Werbezwecken
auch in der Form von Preisausschreiben und ähnlichen Veranstaltungen zu
beschränken

• In der Werbung sollen Geldprämien an Bezieherwerber nicht die Hälfte
des Wertes des vermittelten Abonnements übersteigen.

• Sachprämien sollen in der Werbung zeitungsbezogen sein und in ihrem
Werte ebenfalls die Hälfte des Wertes des vermittelten Abonnements nicht
übersteigen.

Darüber hinaus wäre eine mögliche Novellierung des Kartellgesetzes in
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Die Kommission
zur Untersuchung der Gefährdung

der wirtschaftlichen Existenz
von Presseunternehmen und der Folgen der

Konzentration fUr die Meinungsfreiheit
in der Bundesrepublik

— Pressekommission —

Drudesache V/3122Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode

Berlin 61, 14. Juni 1968

Mehringdamm 129

An den
Herrn Bundesminister des Innern

Herrn Bundesminister für Wirtschaft

Herrn Leiter des Presse- und Informationsamtes

der Bundesregierung

Sehr geehrte Herren Bundesminister,

Sehr geehrter Herr Staatssekretär:

Die Kommission zur Untersuchung der Gefährdung der wirt-
schaftlichen Existenz von Presseunternehmen und der Folgen

der Konzentration für die Meinungsfreiheit in der Bundesrepu-
blik — Pressekommission —, zu der die Unterzeichneten mit
Schreiben vom 18. Mai 1967 berufen worden sind, hat ihre

Untersuchung am 22. Mai 1968 beendet. Sie übergibt hiermit
anliegend ihren Sthiußberlcht. Die dem Bericht zugrunde liegen-
den Beschlüsse der Pressekommission sind mit Zweidrittelmehr-

heit der Kommissionsmitglieder gefaßt worden.

Die Kommissionsmitglieder Dr. Betz, Geubels und Hermann
haben dem Bericht nicht zugestimmt und ihre abweichenden

Meinungen begründet. Diese abweichenden Stellungnahmen
sind im I., II. und III. Abschnitt des 3. Teiles dem Schlußbericht
zugefügt. Das Kommissionsmitglied Dr. Wagner hat sich der
Stimme enthalten. Seine Begründung ist im IV. Abschnitt des
3. Teiles dem Schlußbericht beigefügt.

Die Pressekommission schuldet dem Leiter der ihr von der

Bundesregierung beigegebenen Arbeitsgruppe, Herrn Regie-
rungsdirektor Dr. Klaue, und seinen Mitarbeitern, Herrn Regie-
rungsrat Kreis, Herrn Dipl.-Volkswirt Matschuck und Herrn

Dipl.-Volkswirt Schlegel, für die von ihnen bei der Durchfüh-
rung der Untersuchung und der Vorbereitung der Berichterstat-
tung geleisteten Arbeit besonderen Dank.

Mit verbindlichen Empfehlungen

Dr. Eberhard Günther

(Vorsitzender)

Dr. Altmann

Dr. Betz
Dr. Bucerius
Crous
Dürrmeier

Dr. Ehmer

Dr. Frey
Geubels
Herda
Hermann

Prof. Dr. Holzamer

Oppenberg
Schröder

Dr. Wagner
Wallenreiter

Anfangsseite zum Schlußbericht der ' 'Günther-Kommission ‘ ‘
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Richtung auf die Erleichterung von Kooperationsmaßnahmen und zur Ein-
dämmung der Konzentration im Pressewesen zu erwägen.

Zu 6.: Verstärkung des Einsatzes der Vertriebsunternehmen für die
Regional- und Standortpresse

Die vielfältigen Vertriebsorganisationen sind für die Verbreitung von Zei-
tungen und Zeitschriften von großer Bedeutung. Abonnementszeitungen ha-
ben in der Regel einen eigenen Boten Verteilerapparat. Daneben benutzen sie
für den Einzel verkauf den gewerblichen Zeitungshandel. Bei dem immer
größer werdenden Anteil des Straßenverkaufs an der Gesamtauflage der
Zeitungen wird der Grossohandel auch für die regionalen Tageszeitungen
wichtiger. Hier stoßen die Verlage auf den starken Einfluß der hochauflagi-
gen Boulevardblätter, Publikumszeitschriften und Programmhefte.

Für die Verbreitung der staatspolitisch wichtigen Tagespresse ist eine stär-
kere Unterstützung durch den örtlichen Groß- und Einzelhandel dringend
geboten. Daher sollte nach Wegen gesucht werden, den übermächtigen Ein-
fluß der Zeitschriften auf den Verteilerapparat einzudämmen. Sollte sich
dies nicht erreichen lassen, müßten die Zeitungsunternehmen in die Lage
versetzt werden, eine eigene gemeinsame Verteilerorganisation aufzubauen.

Zu 7.: Vorschläge für eine Mehrwertsteuer-Novelle

Die Pressekommission hat wiederholt vorgeschlagen, im Rahmen einer No-
velle zum Mehrwertsteuergesetz für die Anzeigenumsätze von Tageszeitun-
gen und Zeitschriften den halben Mehrwertsteuersatz einzuführen. Dies
würde zweifellos den Privatkunden, den Behörden, Parteien und Organisa-
tionen zugute kommen.

Eine Sonderregelung für die Vertriebserlöse von Tageszeitungen in Erwä-
gung zu ziehen, dürfte sich in Anlehnung an die in Holland geplante Neu-
ordnung empfehlen. Hier ist der Mehrwertsteuersatz für die Vertriebserlöse
auf null gestellt, wobei der volle Vorsteuerabzug aufrecht erhalten bleibt.
Eine solche Bestimmung entlastet die Tageszeitungen spürbar und bringt ei-
ne entscheidende Steuerharmonisierung im EWG-Bereich.

Die Großverlage würden durch diese Festsetzung nicht unverantwortlich be-
vorzugt, da in diesen Unternehmen ein Übergewicht bei den Anzeigenerlö-
sen liegt. Bei Großverlagen machen die Anzeigenerlöse rd. 80 Prozent der
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Gesamteinnahmen aus. Bei kleineren und mittleren Verlagen ist der Ver-
triebserlös eine wesentlich entscheidendere Einnahmequelle.

Zu 8.: Weitere steuerliche und finanzielle Maßnahmen zur Beseitigung
der wirtschaftlichen Gefährdung von Presseunternehmen

Soll eine möglichst große Vielfalt an Presseinformation erhalten bleiben, so
müssen die Zeitungsunternehmen eine wirtschaftlich gesunde Grundlage be-
sitzen. Nur so können sie auch dem allgemeinen Trend zur Konzentration
widerstehen. Der Zug zu größeren Einheiten in Pressetechnik, Verwaltung
und Verkauf mag im Rahmen der allgemeinen Wirtschaftsentwicklung un-
umgänglich sein. Maßnahmen dieser Art dürfen aber nicht zur Verödung
der Presselandschaft führen. Die redaktionelle Aussage der Presse in Nach-
richt und Kommentar müßte in einer größtmöglichen Vielfalt gesichert sein.

Notwendige finanzielle und steuerliche Förderungsmaßnahmen sind an be-
stimmte Voraussetzungen zu binden. Dabei soll der mit ihnen zu erreichen-
de Zweck im Vordergrund stehen. Dies bedeutet, daß nur die Zeitungsunter-
nehmen zu fördern sind, die über eine eigene Vollredaktion und bei regiona-
len und standortgebundenen Zeitungen dazu über eigene Lokalredaktionen
verfügen. Die Zeitungen müssen mit der technischen Entwicklung Schritt
halten können und ihre maschinelle Ausrüstung laufend modernisieren. Zur
Senkung der hohen Betriebskosten sind Rationalisierungsmaßnahmen drin-
gend erforderlich.

Zur Unterstützung dieser Bemühungen sollten daher beim Deutschen Pres-
serat alle Maßnahmen zur Schaffung eines Kuratoriums für Zeitungstechnik
und Zeitungs wirtschaft zusammengefaßt werden. Dem Kuratorium sollte je-
de Unterstützung zuteil werden.

Mittlere und kleinere Verlagsunternehmen haben oft nicht die Möglichkeit,
die notwendigen Investitionen aus eigener Wirtschaftskraft durchzuführen.
Sie sind auf Kredite angewiesen. Hier sollten Investitionshilfemaßnahmen
einsetzen. Das Bundesfinanzministerium hat Untersuchungen darüber ange-
kündigt, wieweit für die Presse Investitionsprämien, wie sie etwa im Berlin-
Hilfegesetz vorgesehen sind, eingeführt werden können. Diese Untersu-
chungen sollten baldmöglichsr mit positivem Ergebnis abgeschlossen
werden

Die Bundesregierung sollte Maßnahmen ergreifen, die es Zeitungsdrucke-
reien ermöglichen, Rücklagen für Investitionen zu bilden. Die Investitions-
rücklage sollte je nach Höhe des steuerlichen Gewinns vor Bildung der
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Rücklage einen Betrag von 300.000,- DM p.a. nicht überschreiten. Der von
der Zeitungsverlegerorganisation bei der WIGO eingerichtete Kreditfonds
ist in jeder Hinsicht zu fördern. Den Verlagen, die Beiträge hierzu leisten,
sind steuerliche Vergünstigungen zu gewähren.

Die technische Entwicklung im Pressewesen verläuft besonders stürmisch.
Es sollten daher erhöhte Sonderabschreibungen für Druckereien der Tages-
zeitungen zugelassen werden. Die technischen Personal- und Produktions-
kosten machen es erforderlich, daß Maschinen und sonstige Einrichtungen
zum Zwecke der größeren Wirtschaftlichkeit und zur Verbesserung der
Qualität des Drucks vorzeitig durch Neuanschaffungen ersetzt werden
müssen.

Wenn diese Maßnahmen in erster Linie für kleinere und mittlere Verlage ge-
dacht sind, so sollte hierbei auch das System der Bezirksausgaben, das sehr
wesentlich zur lokalen und regionalen Vielfalt der Presse beiträgt, miteinbe-
zogen werden. Dies gilt auch für das bereits verabschiedete Gesetz über die
Gewährung einer einmaligen Umsatzsteuervergütung für Presseunterneh-
men vom 20. Mai 1968 und für die Richtlinien zur Gewährung von Krediten
an kleine und mittlere Presseunternehmen im Rahmen des ERP-
W irtschaftsprogramms.

Die Rundfunkanstalten machen in ihren Hörfunk- und Fernsehprogrammen
ständig erhebliche Anstrengungen, ihren Nachrichtendienst zu aktualisie-
ren. Die Zeitungen sind daher gezwungen, im Rahmen ihrer Möglichkeiten
in etwa Schritt zu halten. Das setzt eine bessere Nachrichtenverbindung zu
den eigenen Korrespondenten und zu den von ihnen unterhaltenen
Nachrichten- und Bildagenturen voraus. Dabei fallen erhebliche Postlei-
tungskosten an. Hierbei zeigt sich, daß in vielen Ländern die Zeitungen von
ihren Postanstalten bevorzugte Tarife erhalten, die der staatspolitischen Be-
deutung der Nachrichtenübermittlung Rechnung tragen.

Auch auf die Empfehlungen der UNESCO ist in diesem Zusammenhang
hinzuweisen. Die Deutsche Bundespost sollte daher ihre Tarife für die
Nachrichtenübermittlung durch Fernschreiber, Telefon und Pressetelegram-
me überprüfen. Bei der besonderen Bedeutung, die der Postzeitungsdienst
vor allem für die überregionalen Tages- und Wochenzeitungen sowie die
Fachpresse hat, dürfte sich eine Überprüfung der weit überhöhten Gebühren
für den Postzeitungsdienst empfehlen.
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Zu 9.: Verbesserung des Verhältnisses zwischen Rundfunkanstalten und
Zeitungsverlegern

Die Rundfunkanstalten haben in ihrer Erklärung zur Selbstbeschränkung in
den Bereichen, die für die Zeitungsverlage wichtig sind, ihren Willen zur
besseren Zusammenarbeit zum Ausdruck gebracht. Das durch die gemeinsa-
me Tätigkeit in der Pressekommission gewachsene Vertrauen sollte auch
nach Beendigung ihrer Arbeit genutzt werden.

So sollten sich die Partner bereit finden, in einer gemeinsamen Kommission
alle interessierenden Fragen zu erörtern. Dabei wäre es gut, wenn die Rund-
funkanstalten auch im Bereich Hörfunkwerbung Selbstbeschränkungsmaß-
nahmen durchfuhren würden

Zu 10.: Aktivierung der Werbewirtschaft

Das Anzeigengeschäft hat bei der Absicherung der Unabhängigkeit der
Presse eine entscheidende Bedeutung. Die öffentliche Hand hat daher alles
zu unterlassen, was dieses Geschäft schmälert. So sind Amtliche Mittei-
lungsblätter von gewerblichen Anzeigen freizuhalten. Bundespost und Bun-
desbahn sollten ihre Reklamegesellschaften zur Selbstbeschränkung an-
halten

Wie der Deutsche Presserat bereits in seinen Empfehlungen vom 22. Fe-
bruar 1968 zum Ausdruck gebracht hat, stellt die auch rechtlich bedenkliche
Konkurrenz der kostenlos verbreiteten Anzeigenblätter privater Unterneh-
mer eine wachsende Gefahr dar. Die örtlichen Abwehrmaßnahmen einzel-
ner Zeitungen können dieses Problem nicht lösen. Es ist hier wohl eine ge-
setzliche Reglung erforderlich.

Die Werbewirtschaft, vor allem die Markenindustrie, sollte die Werbekraft
der Zeitungsanzeige wieder stärker in den Dienst ihrer Verkaufsförderung
stellen. Hier liegt der Angelpunkt für eine wirksame Festigung des Zei-
tungswesens. Entscheidend für die Wirtschaft ist natürlich, wieweit die Zei-
tungsanzeige dazu beiträgt, ihre Waren abzusetzen. In diesem Zusammen-
hang haben Marktuntersuchungen der Regionalpresse gute Ergebnisse über
die Werbewirkung der Zeitungsanzeige erbracht.
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5.1.2 Fusionskontrolle und Gesetzespläne *

Nachdem  die von der Bundesregierung bestellte Pressekommission ihre Ar-
beit im Mai 1968 beendete, bestand wenig Neigung die dort angeschnittenen
Probleme aufzugreifen. Die günstige Wirtschaftskonjunktur ließ die Kon-
zentrationserscheinungen in der Presse sehr stark zurücktreten. Nun haben
die jüngsten Bewegungen auf dem Markt der sogenannten Massenmedien
die Diskussion um die Fusionskontrolle wieder belebt. Es zeichnen sich fol-
gende Aktivitäten ab:

• Der von Professoren gegründete "Arbeitskreis Pressefreiheit“ sah sich
durch seine vorausgegangenen Bemühungen um die Schaffung eines Alter-
nativentwufs eines Strafgesetzbuches ermutigt, einen Gesetzentwurf ”zum
Schutze freier Meinungsbildung“ auszuarbeiten.

• Seit einiger Zeit verhandeln die Journalisten- und Verlegerorganisationen
über eine Vereinbarung, in der die Zusammenarbeit der Verleger und Re-
dakteure in den Zeitungen geregelt werden soll. In einer solchen Vereinba-
rung sollen die Richtlinienkompetenzen des Verlegers und die Freiheit des
Redakteurs bei der inhaltlichen Gestaltung des Textteils im Rahmen der ge-
gebenen Richtlinien klar Umrissen werden. Eine solche Vereinbarung zwi-
schen den Partnern ist einer gesetzlichen Regelung vorzuziehen. Man kann
von ihr erwarten, daß sie praktikabel ist. Der Deutsche Presserat hat wieder-
holt an die Beteiligten appelliert, recht bald zu einer vernünftigen Lösung
zu kommen

• In einigen Landespressegesetzen ist bereits verankert, daß die Verlage ih-
re Inhaber- und Beteiligungsverhältnisse offenlegen. Eine entsprechende Er-
gänzung der übrigen Landespressegesetze ist in Vorbereitung. Der Presserat
hat der Konferenz der Länderinnenminister die notwendigen Vorschläge un-
terbreitet

• In der von Bundeskanzler Brandt am 28. Oktober 1969 abgegebenen Re-
gierungserklärung heißt es, daß die Regierung beabsichtigt, ein
Presserechts-Rahmengesetz vorzulegen. Der Bundesinnenminister als zu-
ständiger Fachminister hat bereits ein erstes Informationsgespräch mit den
Vertretern des Deutschen Presserates geführt.

Dem Presserat erscheint ein Bundesrahmengesetz für die Presse z.Zt. nicht
vordringlich. Die inzwischen ohne Bundesrahmen ins Leben gerufenen Lan-
*  D.O.:  Gedanken zur Fusionskontrode und zum Presserechts-Rahmen-Gesetz, in:  Marktwirtschaft  (Mün-
chen), 2. Jg./H. 5, Mai 1970, S. 18-19
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despressegesetze sind zwar nicht in allen Bestimmungen einheitlich. Die
Unterschiede sind aber nicht so groß, daß es inzwischen Schwierigkeiten ge-
geben hätte. Wo die Landespressegesetze Lücken aufweisen, konnten sie er-
gänzt werden.

Bei der behutsamen Art, mit der der Bundesinnenminister an die Arbeit
geht, ist sicher nicht zu befürchten, daß uns eine zweite Auflage des un-
glücklichen Robert Lehr-Entwurfs beschert wird. Aber man sollte den jun-
gen Landespressegesetzen noch einige Jahre der Bewährung gönnen und
ausreichende Erfahrungen mit ihnen sammeln.

• Nach der Regierungserklärung soll eine für die gesamte Wirtschaft vor-
gesehene Fusionskontrolle auch für die Presse gelten.Das Bundeswirt-
schaftsministerium hat seinen Referentenentwurf für eine Kartellgesetz-
Novelle fertiggestellt und beginnt seine Beratungen mit den Wirtschaftsver-
bänden.

Zu begrüßen ist zweifellos, daß leistungssteigernde Kooperationen zwischen
Mittel- und Kleinunternehmen erleichtert werden sollen.

Ob sich allerdings die kartellrechtlichen Bestimmungen auf die Presse ohne
weiteres übertragen lassen und den hier gewünschten Erfolg bringen, ist
nicht sicher.

Zu einer laufenden Aktualisierung der Bestandsaufnahme über die Presse-
verhältnisse hat sich der Deutsche Presserat gegenüber der Bundesregierung
bereit erklärt. Er hält ein Verfahren im Sinne des”Monopolies and Mergers
Act“ nach englischem Muster bei Fusionen von größeren Presseunterneh-
men für überlegenswert.

Bei der Presse geht es zunächst entscheidend darum, daß sie im Wettbewerb
mit den übrigen Informationsträgern eine ausreichende wirtschaftliche
Grundlage behält, um die Zukunftsaufgaben aus eigener Kraft bewältigen zu
können. Dazu gehört eine moderne Technik, die entsprechende Betriebsgrö-
ßen voraussetzt.

Um ihre publizistische Aufgabe frei und unabhängig erfüllen zu können, ist
für die Presse ein wachsender Anteil am Werbeaufkommen lebensnotwen-
dig. Hier geben die großzügigen Forschungsarbeiten der Regionalpresse den
regionalen Zeitungen gute Zukunftschancen.
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Hinzu kommt, daß eine bessere Ausbildung der Redakteure vordringlich ist.
Der Presserat ist dabei, entsprechende Aktivitäten der Zeitungswissen-
schaftler, der Institute für die publizistische Bildungsarbeit und der Presse-
organisationen zusammenzufassen und voranzutreiben.

Eine gute Versorgung der Journalisten und eine größere Freizügigkeit zwi-
schen den Nachrichtenmedien bietet eine bessere Grundlage für die Mei-
nungsäußerungsfreiheit. - Wenn alle Rundfunkanstalten und die großen
Zeitschriftenverlage so mitwirken, wie seit Jahrzehnten die Zeitungsverle-
ger, ist eine moderne Versorgungseinrichtung durchaus möglich.

In der Auseinandersetzung um die von der Günther-Kommission vorge-
schlagenen Auflagenbeschränkung sind Hinweise auf die Schaffung von
ausreichenden Marktgegengewichten leider untergegangen. Dabei ist davon
auszugehen, daß eine Vormachtstellung von Presseunternehmen nur dort ei-
ne schädliche Auswirkung auf die Pressefreiheit hat, wo Wettbewerber nicht
stark genug oder gar nicht vorhanden sind.

In jüngster Zeit wird das Fehlen der Vielfalt lokaler Berichterstattung in
über 150 Stadt- und Landkreisen in der Bundesrepublik zum Gegenstand
ernster Betrachtungen gemacht. Die örtlichen Zeitungsmonopole liegen
schwerpunktmäßig in Bayern und in anderen dünnbesiedelten Gebieten. Nur
in wenigen Ballungsgebieten fehlt ein lokaler Zeitungswettbewerb.

Dieser Tatbestand deutet daraufhin, daß in den genannten Kreisen für zwei
und mehr Zeitungen die wirtschaftliche Grundlage fehlt. Wo dieser Lebens-
raum nicht vorhanden ist, kann eine Zweitzeitung nicht künstlich aufge-
propft werden.

Die Staatsmänner, die aus dem Artikel 5 des Grundgesetzes eine Verpflich-
tung des Staates zur Schaffung der notwendigen Voraussetzungen für die
Meinungsfreiheit herleiten, sollten sich daher im Rahmen einer notwendigen
Gebietsreform auch Gedanken darüber machen, wie sie Gebietseinheiten
schaffen, in denen mehrere Zeitungen leben können.
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5.2 Wandlungen des Zeitungsäußeren

5.2.1 Erörterungen zur Erscheinungsweise *

Die Tageszeitung hat in den letzten Jahren ihr Bild entscheidend gewandelt.
Es gilt heute, für den Leser eine Zeitung zu machen, der durch Funk und
Fernsehen die wichtigsten Nachrichten bereits kennt. Der Hintergrund tritt
daher für die Zeitung mehr und mehr in den Vordergrund.

Wenn sich Inhalt und Aufmachung der Zeitung ständig anpassen, kann man
dann an der Erscheinungsweise starr festhalten? Das ist hier die Frage. Nun
zeigt sich zunächst das Kuriose, daß die Zeitung in ihrer starken Bindung
an die immer teurer werdende Technik und an den immer seltener werden-
den Zeitungsboten heute kaum noch als Tageszeitung auftritt, geschweige
denn mehrfach täglich erscheint. Die meisten Tageszeitungen kommen
werktäglich heraus.

Die Frage Morgenzeitung  oder  Abendzeitung ist daher nicht mit der Gegen-
frage: warum nicht Morgenzeitung  und  Abendzeitung zu beantworten.Hier-
für fehlen einfach die Voraussetzungen technischer, aber auch vertrieblicher
Art. Also müssen wir wählen. Oft gibt es auch gar keine Wahl! Die Erschei-
nungstermine liegen seit Jahrzehnten fest und wurden zur unumstößlichen
Gewohnheit. Eine Änderung wäre vielleicht sogar Selbstmord.

Auch dann, wenn das Anpassen an die veränderten Lesegewohnheiten durch
TV und Radio die Verleger zwingen müßte, ihre Erscheinungsweise zu än-
dern, der Leser selbst hätte kein Verständnis dafür. Denn oft ist die Tatsa-
che, daß in einer bestimmten Gegend Abendzeitungen bevorzugt werden,
durch sachliche Argumente gar nicht zu erklären. Schon Großvater las eben

* D.O.: Abendzeitung oder Morgenzeitung, in: International Federation of the Socialist and Democratic
Press (Hrsg.);  JFSDP-Bulletin  (Badhoevedorp/Niederlande), H. 2-4/1960, S. 75-79.
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abends die Zeitung. Wir Sozialisten wollen die Welt verändern. Und diesem
schönen Ziel gilt unsere ganze Kraft. Aber können wir an dem Erscheinen
unserer Blätter etwas ändern?

Wenn demnach der Manövrierraum offensichtlich sehr beengt ist, so wollen
wir uns doch mit dem nötigen Ernst der Frage widmen. Dabei müßte man
sorgfältig untersuchen, was eine Morgenzeitung und was eine Abendzeitung
ist. In diesem Kreise kann ich mir eine langatmige Definition ersparen. Wir
wissen alle, daß die Morgenzeitung in der voraufgehenden Nacht hergestellt
wird, und die Abendzeitung, die für unsere Betrachtung in Frage kommt,
eigentlich eine Nachmittagszeitung ist. Denn wir denken ja wohl nicht an die
als Boulevardblätter erscheinenden sogenannten Abendzeitungen, die meist
morgens um 10 Uhr schon gedruckt werden und ihren Morgenrock als schil-
lerndes Abendkleid verkaufen!

Es ist, so glaube ich, auch ganz interessant, einen Augenblick zurückzublät-
tern und einmal kurz zu streifen, wie sich die Erscheinungshäufigkeit und
die Lesergewohnheit herausgebildet hat. Anfang des 17. Jahrhunderts be-
gannen verschiedene Drucker ihre bisher sporadisch herausgegebenen
Nachrichtenblätter regelmäßig erscheinen zu lassen. Zuerst erschienen diese
"Zeyttungen“ einmal wöchentlich. Der Fierausgeber war auf das Eintreffen
der Post, auf Berichte der Reisenden, auf Briefe und auswärtige Zeitungen
angewiesen. Dieser spärlich fließende Nachrichtenstrom bestimmte die Er-
scheinungsweise der ersten Zeitungen. Auch für die Tageszeit des Erschei-
nens war der Eingang der Post bestimmend.

Erhielt der Herausgeber durch Extrapost eine besondere Nachricht, brachte
er ein Extrablatt heraus. Heute sind Extrablätter fast gänzlich verschwun-
den, da Rundfunk und Fernsehen schneller sein müssen als die bleierne
Technik. Post und Bahn sind für viele Zeitungen auch heute noch wichtig
für die Bestimmung der Erscheinungszeiten, wenn auch nicht mehr die ein-
gehende Post. Für den Versand sind abgehende Post und Bahn wichtig, denn
die Zeitung soll ja noch am gleichen Tag in der Hand des Lesers sein.

Das häufige Erscheinen scheiterte in den Kindertagen der Presse nicht nur
an der mangelhaften Nachrichtenübermittlung. Oft erhielten die Zeitungs-
herausgeber nur das Privileg für eine ein- bis zweimal wöchentlich erschei-
nende Zeitung.Die Regierungen sahen die Ausbreitung und das häufigere
Erscheinen nicht gern, weil die Zensur Schwierigkeiten machte.

Noch 1749 bemerkte Johann Heinrich Zedier in seinem Lexikon universale:
"Die Zeiten sind zuweilen ganz unfruchtbar an großen Neuigkeiten, und
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man weiß weder von Schlachten, von Scharmützeln, noch von Belagerungen
und anderen kriegerischen Begebenheiten zu reden: Aber zu so unfruchtba-
rer Zeit sollte der Zeitungs-Schreiber lieber mit seinen Blättern zu Hause
bleiben. Denn wenn nichts vorgefallen ist, das verdiente angemerkt zu wer-
den, warum drängt er dann der Welt seine Blätter auf ...? Das ganze Unheil
kömmt daher, dass man alle Tage oder jede Woche viermal Zeitungen lie-
fern will, ohne recht zu wissen, was man hineinsetzen soll!“

Trotz aller Widerstände gab es schon 1660 die ersten Tageszeitungen. Das
mit der französischen Revolution stärker werdende politische Interesse ver-
langte nach einem täglichen Erscheinen der Zeitungen. Die Entwicklung ei-
nes parteipolitischen Lebens gar war ohne Tageszeitungen nicht denkbar.
Die Zusammenballung der Menschen in Großstädten führte zu mehrmali-
gem Erscheinen der Zeitungen oder zur Gründung von besonderen Mittags-,
Nachmittags- und Abendblättern, Sportereignisse, Renntips und Börsenbe-
richte verlangten Abendzeitungen. Bankiers, Großkaufleute, Industrielle er-
warteten eine Unterrichtung während des Tages.

Wie sah es nun am Anfang dieses Jahrhunderts und wie sieht es heute aus?
Vor dem 2. Weltkrieg war in Deutschland die häufigste Erscheinungszeit
der Nachmittag. Am wenigsten beliebt war die Mittagszeitung. Im stark in-
dustrialisierten Westen des Landes war die Morgenzeitung ein Charakteri-
stikum. In Stuttgart, im Süden, wurde vor dem ersten Weltkrieg häufig der
Versuch gemacht, eine Morgenzeitung einzuführen. Obwohl es sich um eine
Großstadt mit überwiegend industrieller Bevölkerung handelte, scheiterte
der Versuch immer wieder; ein Zeichen, daß Gewohnheiten stark verankert
sind.

In Deutschland erschienen bis 1928 von insgesamt 2.500 Zeitungen 550
morgens, 425 mittags sowie 1.525 nachmittags und abends. Der letzte Krieg
änderte in Europa die Presseverhältnisse grundlegend. Nach einem
UNESCO-Bericht  The Daily Press - a Survey ofthe World Situation in 1952
gab es vor sieben Jahren in der gesamten Welt 3.774 Morgenzeitungen und
2.835 Nachmittagszeitungen mit einer Gesamtauflage von 217 Millionen
Exemplaren.

Frankreichs Morgenpresse hatte 1950 eine Auflage von 2,1 Mio. und 1956
eine solche von 2,3 Mio.,während die Abendpresse 1950 rund 1,5 Mio. und
1956 etwa 2,3 Mio. erreichte. Die Abendzeitungen haben also in Frankreich
die Druckauflagen der Morgenzeitungen eingeholt und sind weiter auf dem
Vormarsch. Die Morgenpresse in den USA hatte 1955 eine Auflage von
22,2 Mio., die Abendpresse zum gleichen Zeitpunkt eine Auflage von 34,0
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Einige Länder:

Morgen- Nachmittags- Ges.Aufl.
Zeitungen Zeitungen in Mio.

U.S.A. 405 1.460 55.4
England 39 83 31.0
Österreich 31 3 1.5
Belgien 33 6 3.3
Dänemark 96 35 1.7
Finnland 60 4 1.1
Frankreich 116 33 10.2
BR Deutschland 447 176 12.7
Italien Öl 16 5.0
Holland 23 85 2.6
Norwegen 39 57 1.3
Schweden 118 42 3.5
Schweiz 106 21 1.4

Mio. Die Abendzeitungen machen in den Vereinigten Staaten das Kennen.
In England ist alles anders. Hier lesen 90 % der Bevölkerung Morgenzei-
tungen. 66  %  davon lesen außerdem noch eine Abendzeitung. Dies ergab
eine Untersuchung aus dem Jahre 1956. In Deutschland gab es Anfang 1959
324 Morgenzeitungen mit einer Auflage von 13,5 Mio. und 149
Nachmittags- und Abendzeitungen mit einer Auflage von 2,0 Mio.

Hier beschäftigten sich schon 1951 die Verlegerverbände ernsthaft mit der
Frage, ob die Morgenzeitungen zum Nachmittagserscheinen übergehen sol-
len. Die stark gestiegenen Kosten für die Nachtherstellung waren Ausgangs-
punkt der Überlegung. Der Vorsitzende des Grafischen Gewerbes in West-
falen, der selbst eine Zeitung herausgab, hatte in den Fachzeitungen mit be-
wegten Worten daraufhingewiesen, daß das der einzige Ausweg aus der Ko-
stenklemme sei. Er appellierte dabei an die wirtschaftliche Vernunft der
Verleger. Die Leser  —  so glaubte er  —  würden sich damit abfinden, wenn
man ihnen in Zeitungsartikeln den Sachverhalt klargemacht hätte. Die Deut-
sche Bundespost war auch bereit, die Umstellung von Morgen- auf Nachmit-
tagszeitungen durch den Aufbau eines zweiten Landpostliniennetzes zu un-
terstützen. Es existiert auch noch aus dieser Zeit ein Runderlaß an sämtliche
Oberpostdirektionen.

Inzwischen ist seit 1951 der Buchdrucker-Ecklohn für 48 Stunden von DM
71,-bis 1959 aufDM 122,23 für eine 44-stündige Arbeitszeit gestiegen. Die
Kostenklemme ist also noch spürbarer geworden. Und doch haben sich die
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Verleger nicht entschließen können, ihre Zeitungen nachmittags herauszu-
bringen. Trotz des starken Übergewichts der Morgenzeitungen in Deutsch-
land ist es nicht etwa so, daß alle Leser ihre Zeitung morgens gleich zur
Hand nehmen. 1958 hat eine Leseranalyse ergeben, daß durchschnittlich
12  %  der Bevölkerung die Zeitung vor 8 Uhr lesen, 25 % von  8-12  Uhr,
16 % von 12 - 14 Uhr, 18 % von 14-18 Uhr und 44  %  nach 18 Uhr. Das
sind natürlich mehr als 100 Prozent, weil jeder siebte Leser mehrmals am
Tag die Zeitung zur Hand nimmt. Wenn man daraus etwa den Schluß ziehen
würde, man könne sich auf Nachmittagserscheinen umstellen, wäre das si-
cher ein Trugschluß.

Genug davon, ich darf zusammenfassen:

1. Die goldenen Regeln der Lesergewohnheit, daß vorwiegend Arbeiter,
Angestellte und Beamte mit durchgehender Arbeitszeit die Morgenzeitungen
bevorzugen, kann nicht verallgemeinert werden. Es liegt zwar auf der
Hand, daß man beim Frühstück seine Zeitung liest oder sie mit auf den Weg
zur Arbeitsstätte nimmt. Es ist verständlich, daß die Hausfrau, wenn ihre
Kinder noch schlafen, einen Blick in die Zeitung werfen will. Diese rationa-
len Vorstellungen gelten aber dort nicht, wo sich Abendzeitungen eingebür-
gert haben.

2. Der Nachrichtenstrom dürfte eindeutig für eine Morgenzeitung sprechen.
Nachts ruht auch das große Geschehen. Auf diesen Punkt brauche ich wohl
nicht näher einzugehen.

3. TV und Funk verlangen die Morgenzeitung. Man kann Radio hören und
dabei lesen, oft ist ja der Funk nur noch eine unentbehrlich gewordene Ge-
räuschkulisse. Das Fernsehen verlangt einen ganzen Mann. Er kann höch-
stens noch beim Fernsehen Kekse knabbern, abwarten und Tee trinken,
sonst nichts auf der Welt. Es bleibt also keine Zeit zum Lesen, auch nicht
zum Zeitunglesen. Die Morgenzeitung hat daher die größte Chance, aus der
Fernsehwelle noch einmal davonzukommen. In diesem Zusammenhang
noch eine Überlegung: Durch den Vormarsch der Fünftagewoche werden
auf dem Kontinent die Sportveranstaltungen — wie in England — immer
mehr schon am Samstag und nicht mehr sonntags abgehalten. Das zwingt
zu der Überlegung, die sportbetonte Montagszeitung bereits am Sonntag
herauszubringen.

4. Die Kosten der technischen Herstellung müßten alle Verleger veranlas-
sen, eine Abendzeitung herauszubringen, da hohe Nachtaufschläge die enor-
men Kosten noch mehr verteuern. Das aber ist oft bei Zeitungen mit sehr
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vielen Bezirksausgaben nicht durchzuführen, weil die Zeit für die Satzher-
stellung nicht auf wenige Morgenstunden zusammengepreßt werden kann.

5. Das Vertriebssystem sollte bei der Überlegung eigentlich obenan stehen.
Für die Morgenzeitung können Zeitungsboten nebenberuflich tätig sein, da
sie nach dem Austragen der Zeitung noch rechtzeitig an ihre Hauptarbeits-
stätte kommen können und Hausfrauen ausreichend Zeit haben, Mann und
Kinder zu versorgen. Der Versand über weite Landgebiete ist oft nachmit-
tags nicht zu bewältigen, da bei dem chronischen Personalmangel in der Re-
gel nur einmal am Tage eine Postzustellung erfolgt.

6. Bei der Eigenwerbung für die Zeitung ist die Morgenzeitung zweifellos
im Nachteil. Der Zeitungsbote hat weniger Kontakt mit dem Leser als der
Bote einer Nachmittagszeitung. Was der Bote als Werber vermag, haben un-
sere holländischen Freunde gezeigt: de grootste krant van Nederland,  Het
Vrije Volk,  hat erst kürzlich ihren 300.000. Leser begrüßen können. Dazu
hat zweifellos der große Kreis der ’krantenbezorgers 1  wesentlich beigetra-
gen, weil er täglich seine Leser sehen und wöchentlich kassieren kann.

Wenn sie mich fragen: ich würde sagen, der Morgen ist der Beginn eines
neuen Tages. Die Morgenzeitung bringt die Menschen nach einer Nacht des
Schlafes wieder in Verbindung mit der Außenwelt. Sie haben das Gefühl,
daß während ihres Schlafes Dinge geschehen sind, die sie verschlafen ha-
ben. Die Morgenzeitung gibt ihnen das geistige Futter für den vor ihnen lie-
genden Tag. Die Morgenzeitung holt die Frau aus der Isoliertheit ihres
Hausfrauendaseins und hilft ihr, das Alleinsein zu überwinden.

Diese Feststellungen aus einer Motivstudie der  Detroit Free Press  möchte
ich mir zu eigen machen und mich eindeutig für eine Morgenzeitung aus-
sprechen. Der Mensch hat eben nach der Nachtruhe die stärkste Begierde,
die letzten Neuigkeiten zu erfahren, weil er weiß, daß er, während er
schlief, am Weltgeschehen nicht teilnahm. Wer wacht, erlebt! Wer schläft,
hat etwas nachzuholen!
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5.2.2 Plädoyer für Farbverwendung *

Es wird Herbst, die Blätter werden bunter. Das ist ein Tatbestand, den je-
der, je nach Temperament, gelassen, mit Rührung oder Freude zur Kenntnis
nimmt. So auch die Presse, nur gibt es dort noch Verleger, die, wie weiland
der gute Don Quichotte, dagegen Sturm laufen. Dabei hilft es nichts, wir
müssen einem ungeschriebenen Naturgesetz folgen und bunter werden, ob
wir wollen oder nicht.

Immer mehr deutsche Zeitungen sind in der Lage, farbig zu drucken. Im
Ausland — vor allem in Skandinavien, in Japan und in den USA — haben
die Kollegen gute Erfahrungen mit der Farbe in der Zeitung gemacht. Hier
in Deutschland — ich meine die Bundesrepublik und Westberlin, wie man
immer so unschön sagt — sind wir dabei, eine Menge aufzuholen. Drüben,
hinter dem Vorhang, ist die Presse nicht nur in Meinung grau und uniform,
auch ihr äußeres Erscheinungsbild zeigt dieselbe Eintönigkeit.

Die Kollegen von den illustrierten Blättern sind uns um mehr als eine Nasen-
länge voraus. Wenn wir nicht mit Energie spurten, ist ihnen die Goldmedail-
le sicher, und wir kommen auf einen schlechten vierten Werteplatz,vor uns
noch Werbefunk und Werbefernsehen. Die Illustrierten sind mit Volldampf
in die Farbe gegangen, die Radioblätter sind gefolgt. Heute kann sich schon
niemand mehr vorstellen, wie Schwarz-Weiß-Illustrierte aussehen.

Tatsächlich stehen wir in einer Welt, in der ein Lebensbereich nach dem an-
deren bunter wird. Die Natur war es schon von Anbeginn an. Nun erobert
die Farbe auch die von Menschenhand geschaffene und geformte Welt. In
der Industrie, im Häuserbau, im Haushalt unserer lieben Frauen, im Film,
in der Fotografie, überall hat sie sich eingenistet und vor allem die jungen
Menschen im Sturm genommen.

Das bleibt nicht ohne Folgen. Die Menschen gewinnen eine zunehmende op-
tische Aufnahmebereitschaft für Farben. In allen Volksschichten zeigt sich
eine steigende Farbfreudigkeit. Die Farbe ist mehr und mehr der Ausdruck
eines höheren, gesteigerten Lebensgefühls. Vor allem der junge Mensch
liebt die Farben und wird von ihnen in größerem Maße angeregt.

Hand in Hand damit vollzieht sich ein alarmierender Vorgang. Das mensch-
liche Auge verliert die Kraft, sich z.B. beim Schwarz-Weiß-Film farbliche

* D.O.: Vortrag anläßlich der Jahrestagung des Bundesverbandes Deutscher Zeitungsverleger in Kiel am
6. September 1960, Ms., S. 1-6.
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Wirkungen selbst auszumalen. Das natürliche Erinnerungsvermögen geht
völlig verloren. Je stärker die äußeren Anreize auf den Menschen werden,
je schwächer wird die Phantasie.

Auf unserer Verlegertagung in Aachen vor zwei Jahren hat sich unser Kolle-
ge Dr. Binkowski mit der farbigen Zeitung beschäftigt und uns aufgerufen,
schon heute für die Zeitung von Morgen zu arbeiten. Mit bewegten und be-
wegenden Worten sprach er davon,daß wir dem Leser das Lesen leichter
machen und vor allem die jungen Menschen der Zeitung zuführen müßten.

Der internationale Verlegerkongress in Tokio 1958 beschäftigte sich in der
Hauptsache mit diesen Fragen und gab ein anschauliches Bild von dem
Stand des Farbdruckes in der westlichen Welt. Unser Fachorgan ZF  und ZV
hat in zahllosen Artikeln pausenlos das Problem von allen Seiten beleuchtet.

Im Februar vorigen Jahres hat sich der Arbeitskreis ”die farbige Zeitungs-
anzeige“ gebildet, dem sich bald 30 Kollegen mit einer Auflage von 3,5
Mio. anschlossen. Heute legen wir ihnen eine Werbeschrift vor, die den
zündenden Titel ”Wir bekennen Farbe“ trägt und die ein Beitrag unseres
Kreises zur Lösung der mannigfachen Fragen sein soll.

Was will der Kreis? Zunächst Informationen für die Verlage, Werbeagentu-
ren und Großinserenten sammeln, mithelfen, daß wir mit der Entwicklung
Schritt halten. Nicht nur technische Voraussetzungen, ein ganzes Kaleido-
skop von Vorgängen gilt es zu betrachten, ehe wir mit deutscher Gründlich-
keit farbig drucken können. In den USA nimmt man das alles nicht so tra-
gisch, aber dort sind ja auch die Illustrierten nicht in dem Maße tonange-
bend.

Es fängt schon bei der Idee, beim Entwurf einer Druckvorlage an. Sie müs-
sen zeitungsgerecht sein. Die Farbauswahl ist wichtig. Alle Vorstufen bis
zum Druckvorgang sind harmonisch aufeinander abzustimmen. Zeichner,
Chemiegraf, Stereotypeur und Rotationer sollen Hand in Hand arbeiten.

Mensch und Maschine müssen farbig drucken können. Dabei stellen wir oft
fest, daß alte Maschinen noch erstaunlich gute Farbdrucke hergeben, bei lie-
bevoller Behandlung, versteht sich. Das Zeitungspapier und die Druckfarbe
haben sich den höheren Anforderungen anzupassen. Eine Umfrage und ein
Färbtest ergaben, daß bläulichweiß getöntes Papier sich besser eignet, die
Farbe wirksam wiederzugeben.

Mit der Preisgestaltung für Farbanzeigen haben wir ein völliges Neuland be-
treten. Kalkulationen lagen bisher nicht vor. Der Arbeitskreis hat hier Erhe-
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bungen angestellt und eine Reihe von brauchbaren Vorschlägen gemacht.
Eines steht heute schon fest: Ohne Farbmillimeterpreis werden wir die Wer-
beagenturen nicht gewinnen können, etwas für die Farbanzeige zu tun.

Erfolgreiche Gespräche mit Rotationsmaschinen-Fabriken, Druckpapier-
Herstellern und Farbenfabriken wurden geführt; hieran nahmen auch die
Klischeehersteller teil. In ständiger Zusammenarbeit mit dem Bundesver-
band wurden und werden Gespräche mit Agenturen und Werbemittlern ge-
führt.

Auf allen Gebieten sind erhebliche Fortschritte gemacht worden. Heute ver-
läßt keine Rotationsmaschine die Fabriken, die nicht farbig drucken kann.
Mehr und mehr wird beim Farbendruck eine einheitliche Grundfarbenskala
Anwendung finden. Agenturen und Großinserenten sind stark interessiert
und bereiten sich in aller Stille auf die Farbanzeige vor.

Heute können in Deutschland 160 Zeitungen mit einer Auflage von 12 Mio.
farbig und weitere 65 Blätter mit einer Auflage von 8,5 Mio. sogar dreifar-
big und mehr drucken. Wir können uns auf Dauer den Wünschen und Forde-
rungen unserer Inserenten nicht verschließen. Die deutschen Zeitungsverla-
ge haben sich nie dem Fortschritt in den Weg gestellt. In dramatischen Aus-
einandersetzungen in der ”Unterschweinstiege“ Frankfurt wurde die Teil-
nahme an IVW beschlossen. Beratungen im Frankfurter Yachtclub führten
zur ersten Leseranalyse der deutschen Zeitungsverleger.

Die Königin der Werbemittel kommt ohne kosmetische Mittel auf die Dauer
nicht mehr aus, will sie neben Werbefernsehen und farbigen Zeitschriften-
anzeigen bestehen. In hohem Maße verdienstvoll ist es heute, daran mitzu-
wirken, daß die Tageszeitungen beim Fernsehen Einfluß bekommen. Wir
wollen darüber aber unser eigenes Kind, die Tageszeitung, nicht vernachläs-
sigen.

Wissenschaftler haben festgestellt, daß Hunde farbenblind sind und in einer
Welt von Grautönen leben. Leider lesen noch viel zuwenig Hunde unsere
Tageszeitungen. Es ist höchste Zeit, so rief unlängst ein amerikanischer
Kollege aus, daß wir Zeitungen für  Menschen  drucken. Henry Ford hatte,
so sagte er, mit sträflichem Leichtsinn viel zu lange ausschließlich schwarze
Autos hergestellt.

Der Anteil der Farbanzeigen in den Illustrierten ist in letzter Zeit von Jahr
zu Jahr um rd. 88 % gestiegen und beträgt heute fast die Hälfte des Gesamt-
anzeigenvolumens. 1954 waren es nur 3  %.  Das ist eine wahrhaft stürmi-
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sehe Entwicklung. Es ist eine Binsenwahrheit, daß Farbe den Aufmerksam-
keitswert erhöht. Bedienen wir uns also der Farbe!

Nun soll die Farbe von mir nicht als Allheilmittel gepriesen werden. Die po-
sitive Wirkung der Farbe hebt nicht die Nachteile einer dürftigen Idee, einer
unglücklichen Gestaltung oder einer ungünstigen Streuung auf. Eine Farb-
anzeige kann dort ein Mißerfolg sein, wo eine Schwarz-weiß-Darstellung
dem Produkt angemessen ist. Die Farbe kann die Aufmerksamkeit von ande-
ren Aussagen abziehen.

Ja, das ist alles richtig, und es lassen sich sicher, wie ich erwarte, auch in
der folgenden Diskussion noch mehr Argumente gegen die Farbe in der Zei-
tung finden. Aber wir sind auf der Reise, der Zug zur Farbe ist nicht aufzu-
halten. Dabei ist die Farbe in der Zeitung nicht einmal so taufrisch. Schon
1891 hat es in Milwaukee ein farbiges Journal gegeben, 1901 ist  Der Tag
in Berlin den Lesern zweifarbig gekommen mit hübschen bunten Anzeigen
wie etwa ”Rotkäppchen-Sekt“.

Die farbige Anzeige soll die Schwarz-weiß-Anzeige nicht verdrängen, wir
wollen ein zusätzliches neuzeitliches, wirkungsvolles Instrument der Mas-
senbeeinflussung in Gestalt der farbigen Zeitungsanzeige zur Hand haben,
damit wir besser gerüstet sind. Dafür sollten wir hier in Kiel besonderes
Verständnis haben. Ob Zeitungen beim Fernsehen mitmachen können, liegt
vielleicht allein in der Hand des Kanzlers, ob Zeitungen bei Farbanzeigen
mithalten, das liegt in unserer Hand.

Wir müssen uns mehr und mehr mit dem Gedanken vertraut machen,daß der
Abonnementpreis weniger und weniger zur Kostendeckung herangezogen
werden kann. Bei der Verstärkung der Kostendecke kann nur der Anzeigen-
teil helfen. Unser Anzeigensortiment um einen neuen Artikel, ”Die farbige
Zeitungs-Anzeige“, zu bereichern, ist unsere Aufgabe. Bleiben wir in die-
ser Zeit der Hochkonjunktur wach, auf daß der Herr uns nicht schlafend
findet.
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5.3 Perspektiven der Insertion

5.3.1 Neuerungen im Anzeigenwesen *

Die Anzeige ist so alt wie die Buchdruckkunst. Jahrhundertelang hat sie das
Feld der Werbung allein beherrscht. Obwohl neue Werbeträger hinzuge-
kommen sind, haben die gedruckten Medien nichts von ihrem Glanz einge-
büßt. Die Anzeige bleibt durch ihre aktuelle Werbebotschaft jung und er-
folgreich wie eh und je! Wer die Entwicklung der Zeitungs- und Zeitschrif-
tenanzeige in den letzten 25 Jahren verfolgt hat, dem mag dieser
kometenhafte Aufstieg wie ein Wunder erscheinen.

So fing es wieder an

Die ersten Werbeankündigungen in den Zeitungen nach dem Zweiten Welt-
kriege waren kleine Fließsatzanzeigen. Tauschanzeigen bildeten den Haupt-
bestandteil. So wurde z.B. ein gebrauchter Kinderwagen angeboten und da-
für ein Paar Herrenschuhe gesucht. Große Bekleidungshäuser gaben be-
kannt, daß sie eingefärbte Militärmäntel zu verkaufen hätten. Ja, was konnte
in dieser Zeit wohl sonst zum Verkauf herausgestellt werden?

Die Papierproduktion, das Maß aller Dinge

Das Zeitungspapier war äußerst knapp. Nur langsam kam eine bescheidene
deutsche Produktion unter großen Schwierigkeiten wieder in Gang. An ein
tägliches Erscheinen war daher nicht zu denken. Die Zeitungen wurden
zweimal in der Woche herausgebracht und hatten einen Umfang von vier
Seiten. Davon nahm der Anzeigenteil eine halbe Seite in Anspruch. Eine
stärkere Ausdehnung ließ der knappe Raum nicht zu. Viele Anzeigen konn-

* D.O.: Wandel bei den gedruckten Medien der Werbung, in: Carl Hundhausen (Hrsg.): Werbung im Wan-
del: 1945-1995, Essen 1972, S. 67-76.
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ten aus diesem Grunde nicht aufgenommen werden. So war in den  Mitteilun-
gen des Nordwestdeutschen Zeitungsverleger-Vereins  vom August 1946 zu
lesen: ”Der Anzeigenanfall ist besonders in den Städten so groß, daß die
Verlage von Zeit zu Zeit Anzeigensperren einlegen müssen, ohne jedoch mit
dieser Notlösung das Kernproblem an sich verbessern zu können.“

Durch Anzeigenaushänge versuchte man, die Engpässe zu überwinden. Bald
kamen aber auch die Aushänge unter Kontrolle. Der Wirtschaftsminister des
Landes Nordrhein-Westfalen erließ deshalb am 27. März 1947 folgende
Verfügung: “Infolge der zur Zeit herrschenden Engpaßlage in der Papier-
versorgung ist beabsichtigt, in jedem Kreis und in jeder kreisfreien Stadt nur
ein Anzeigenplakat zuzulassen. Zur Wahrung der Kulturbelange ist vorgese-
hen, in den größeren Städten ein weiteres Sammelplakat für kulturelle Ver-
anstaltungen herauszugeben.“

Mußte sich der Verbrauch an Zeitungsdruckpapier zunächst nach der Pro-
duktion in den westlichen Besatzungszonen richten, so können die deutschen
Zeitungen heute ihren Bedarf auf dem internationalen Markt decken. In den
ersten Jahren nach dem Kriege standen jährlich etwa 70.000 Tonnen Papier
zur Verfügung. Eine zusätzliche Schwierigkeit lag darin, daß die süddeut-
schen Papiermacher wesentlich mehr produzierten als das einzige westdeut-
sche Werk. In Nord- und Westdeutschland wurde aber erheblich mehr Pa-
pier gebraucht. Um die Verteilung gab es erbitterte Kämpfe, weil die süd-
deutschen Zeitungsverleger nicht zulassen wollten, daß “ihre“ Fabriken
über die Mainlinie lieferten.

Das Bild hat sich inzwischen völlig verändert. Die nord- und westdeutsche
Zeitungspapierproduktion ist ganz eingestellt worden. Es gibt nur noch in
den waldreichen Gebieten in Süddeutschland drei Fabriken, die Zeitungspa-
pier produzieren. Selbstverständlich beliefern sie nicht nur die süddeutschen
Verlage. Trotzdem müssen etwa 70 % der verbrauchten Menge aus Skandi-
navien und Kanada eingeführt werden. Im Jahre 1955 hatten die Zeitungen
einen Jahresbedarf von 355.000 Tonnen Papier; er ist seit 1969 auf über eine
Million Tonnen angestiegen.

Die Sorgen der Besatzungsmächte

Die Besatzungsmächte interessierten sich in der Anfangszeit sehr stark für
den Anzeigenteil der Zeitungen. Sie waren besorgt, daß in ihm von ehemali-
gen Nationalsozialisten verschlüsselte Nachrichten verbreitet werden konn-
ten. Das war auch der Grund, warum Lizenzträger Nr. 1, Heinrich Hollands
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in Aachen, noch lange Zeit hindurch jede Anzeige sorgfältig auf solche ver-
steckten Hinweise durchsah.

Die neue Währung brachte den Aufschwung

Mit dem größeren Warenangebot nach der Währungsreform wuchs der An-
zeigenmarkt stetig an. Heute ist das Anzeigenwesen die starke Basis jedes
Zeitungsunternehmens. Der Verkaufspreis deckt längst nicht mehr die Ko-
sten der Herstellung einer Zeitung. Der Anzeigenerlös muß 70% der Ge-
samtkosten aufbringen. Auf diese Weise nähern wir uns der Situation im
amerikanischen Pressewesen

Die Struktur des Anzeigenaufkommens hat sich in den letzten Jahrzehnten
wesentlich gewandelt. Die Finanz- und Bilanzanzeigen der Großunterneh-
men verraten heute mehr und mehr die Handschrift der Männer für Öffent-
lichkeitsarbeit. Sie wenden sich an ein größeres Publikum, um dem Aktien-
besitz eine breitere Streuung zu verschaffen. Die Börsen tragen dieser Not-
wendigkeit dadurch Rechnung, daß sie nicht nur die überregionalen und
Wirtschaftsblätter, sondern auch die regionalen Zeitungen an den Börsen-
plätzen zu Pflichtblättern machen.

Der Stellenmarkt hat in den Zeitungen ständig an Bedeutung gewonnen.
Sein Umfang ist bei den überregionalen Blättern und bei den großen regio-
nalen Zeitungen stärker als der Finanz- und Industrieanzeigenteil. Aller-
dingst ist der Personalanzeigenbereich stark konjunkturabhängig. Er rea-
giert auf Schwankungen beinahe ebenso heftig wie die Aktienkurse. Der
Stellenmarkt ist dazu ein Spiegelbild der Arbeitsmarktlage. Die lapidare
Ankündigung, “Sekretärin gesucht“, ist in jener Zeit des spürbaren Ar-
beitskräftemangels nicht mehr attraktiv genug. An die Stelle treten Formu-
lierungen, wie sie unlängst in einer Züricher Zeitung zu finden waren:
“Chef, der gern fröhlich ist, sucht: tüchtige Sekretärin. Wir sind ein quick-
lebendiges und frohes Arbeitsteam. Unsere Büros liegen am Rande einer
großen Wiese, und auch der Wald ist ganz in der Nähe. Trotzdem sind wir
nur drei Minuten vom Bahnhof entfernt.“

All business is local“

Regionale und lokale Zeitungen haben im Ortsgeschäft ihre starke Basis.
Waren die Saison-Schlußverkäufe und die Weißen Wochen in den zwanziger
Jahren die Hoch-Zeit der Insertion mit vier und mehr Seiten für ein einziges
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Unternehmen, gespickt mit Preisangaben, so herrscht heute die regelmäßige
Dauerinsertion vor. Sicher gibt es zu Ausverkaufszeiten auch heute noch
Käuferinnen, die günstige Gelegenheiten wie besessen verfolgen. Aber der
Ansturm ist selten so groß, daß Fensterscheiben und Eingangstüren der
Kaufhäuser zertrümmert werden, wie es früher häufig die Regel war. Dar-
um ist die Insertion an den Ausverkaufs-Tagen auch stark zurückgegangen.
Der Einzelhandel paßt sich in seinem Angebot dem wachsenden Qualitätsbe-
dürfnis und dem stark ausgeprägten Sinn für Modeströmungen an. Das zeigt
sich auch in der Insertion

Das Image wird aufpoliert

Interessant ist es festzustellen, wie ein Großinserent mit Hilfe ganzseitiger
Anzeigen seinen Ruf als Bekleidungshaus für kleine Leute zu einem Haus
für den gehobenen modischen Bedarf umfunktioniert. Diese regelmäßigen
Anzeigenkampagnen sind sicherlich von Erfolg gekrönt, da sie durch die
Werbeabteilung des Hauses auf ihre Wirkung kontrolliert werden. Der
Möbel-Einzelhandel hat sich ebenfalls den allgemeinen Strömungen der
Verkaufsstrategie und des Käuferverhaltens angepaßt. Er inseriert nun auch
modebewußter, regelmäßiger und großflächiger. Daneben gibt die wachsen-
de Reiselust und die Vorliebe für bequeme Freizeitbekleidung der Insertion
neue Impulse.

Autoanzeigen sind interessanter Lesestoff

Des deutschen Wohlstandsbürgers liebstes Kind, das Auto, nimmt einen
breiten Raum in den regionalen Tageszeitungen ein. Das gilt nicht nur für
die Insertion der großen Autoproduzenten und ihrer Händler, das gilt auch
für das Auto des kleinen Mannes, den sogenannten Gebrauchtwagen, den
Wagen aus zweiter Hand. Darum ist der Gebrauchtwagenmarkt der Zeitung
von hohem Lesewert für den Abonnenten und Einzelkäufer. Ein großes An-
gebot an Gebrauchtwagen, ein umfangreicher Wohnungsmarkt und ein star-
ker Stellenteil nehmen einen erheblichen Einfluß auf die Auflage der Zeitun-
gen. Das gilt vor allem für das Wochenende.

Nahrungs- und Genußmittelanzeigen haben ihren festen Platz im Anzeigen-
teil der Zeitungen. Die Anzeigen sind für die Hausfrauen von hohem Infor-
mationswert. Für den weiblichen Teil der Leserschaft ist auch der Familien-
teil bevorzugtes Lesematerial. Er bietet den notwendigen Gesprächsstoff für
die Plauderstunde mit der Nachbarin
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Die farbige Zeitungsanzeige marschiert

Eines der wichtigsten Anzeigenelemente ist die Farbe geworden, und es ist
nicht nur der Markenartikel, der sich in den Tageszeitungen und Zeitschrif-
ten immer farbiger präsentiert. Auch örtliche Geschäftsanzeigen wollen
heute auf die Farbe nicht verzichten. An der Entwicklung der Farbanzeige
waren Werbeagenturen, die werbungtreibende Wirtschaft und Verlage so-
wie der Arbeitskreis ”die farbige zeitungs-anzeige“ maßgeblich beteiligt.
1961 erschienen in der Bundesrepublik bereits insgesamt 14.446 Farbanzei-
gen mit einem Umfang von zusammen 12.335.335 Millimetern. Davon wa-
ren 10.690 Markenartikelanzeigen mit einem Gesamtumfang von 8.553.100
Millimetern

Produzent und Verkäufer Hand in Hand

Die Markenartikelfirmen gehen in stärkerem Maße dazu über, im Verbund
mit dem örtlichen Einzelhandel zu inserieren. Hierdurch wird der Leser auf
die nächsterreichbare Einkaufsmöglichkeit hingewiesen. Diese Art der Wer-
bung hat sicher noch eine große Zukunft, weil die warenproduzierende In-
dustrie den lokalen Markt stärker durchdringen muß. Denn trotz aller ver-
kehrstechnischen Entwicklung bleibt der Mensch seiner engeren Umgebung
verbunden

Neue Insertionsmöglichkeiten

Weitere Möglichkeiten bietet seit einiger Zeit namentlich den Markenarti-
kelherstellem das Insetting-Verfahren. Oft schließen sich mehrere Zeitun-
gen zu Insetter-Ringen zusammen. Sie können damit eine höhere Auflage
anbieten und durch Rationalisierung den Auftrag und seine technische
Durchführung verbilligen. So besteht im Wirtschaftsgebiet Nielsen II ein
Insetter-Ring, dem zehn Zeitungen mit einer Gesamtdruckauflage von über
1,3 Millionen täglichen Exemplaren angehören. Eine noch wenig genutzte
Art der Anzeigenwerbung ist die Schattenanzeige. Hi-Fi-Anzeigen und Pa-
noramaanzeigen haben dagegen schon mehr Interesse bei der werbungtrei-
benden Wirtschaft gefunden.

Der Hochdruck steht unter Qualitätsdruck

Die Wiedergabequalität der Anzeigen bei den Zeitungen ist ständig verbes-
sert worden. Die technischen Möglichkeiten dafür sind auch heute noch
nicht erschöpft, wenn sich auch die Papierqualität mehr und mehr den Be-
dürfnissen nach farbiger Darstellung der Markenprodukte anpaßt.
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Der Lichtsatz leistet in einer Stunde eine Satzmenge, an der mehr als 100
Schnellsetzmaschinen eine ganze Schicht gearbeitet haben. "Lesende“ und
“hörende“ Maschinen werden den Prozeß der Satzherstellung noch weiter
vereinfachen. Mit der Komposition und Speicherung kompletter Anzeigen-
seiten können in Zukunft die Werbeagenturen ihre Anzeigendispositionen
direkt in die Datenverarbeitungsanlage der Zeitung hineingeben. In einigen
Jahren wird überdies eine elektronische Direktübertragung fertiger Seiten
auf das rotierende Papier möglich sein.

Tagesprobleme in Hülle und Fülle

Diese Zukunftsperspektiven dürfen aber nicht die Tagesprobleme über-
decken. Die Tarifbereinigung und die Vereinheitlichung der Rabattstaffeln
müssen mit Vorrang angepackt werden. Die Angleichung der Papierformate
ist weiter fortgeschritten. 125 Zeitungsbetriebe in der Bundesrepublik mit
einer Tagesauflage von mehr als zehn Millionen drucken den Anzeigenteil
in einer einheitlichen Spaltenbreite. Weitere Betriebe werden im Laufe der
nächsten Jahre folgen.

Das Marketingdenken hat sich auch in der Presse durchgesetzt. Im Bereich
der Forschung und des Marketing haben vor allem die Arbeitsgemeinschaf-
ten  Regionalpresse  und  Standortpresse  durch zielbewußte Arbeit Vorbildli-
ches geleistet. Regelmäßige Veröffentlichungen, Seminare und fundierte
Untersuchungsergebnisse haben dazu beigetragen, die Position der Tages-
zeitung im harten Wettbewerb der Medien zu stärken und zu festigen.

Gute Forschungsergebnisse

Die größten Erwartungen der Werbeagenturen und Werbungtreibenden in
bezug auf vergleichbares Forschungsmaterial wurden erfüllt. So wurde mit
der Untersuchung über Kumulation und Kontaktverteilung nachgewiesen,
daß sich bei einer kombinierten Belegung von regionalen Tageszeitungen
und Zeitschriften der Zeitungseinsatz stabilisierend auf die Kontaktvertei-
lung auswirkt. Die Untersuchungen der Tageszeitungen zeigen höchste
Reichweiten, eine hohe Haushaltsabdeckung, gleichmäßige Verbreitung,
geringe Überschneidung und eine starke Leser-Blatt-Bindung.

An der ersten Serie von Copytests der  Regionalpresse  nahm 1968 die über-
wiegende Zahl der Mitgliedsverlage teil. Die Ergebnisse trugen dazu bei,
neue Maßstäbe für den Vergleich der Medien untereinander zu setzen. Diese
Untersuchungsreihe gab konkrete Angaben darüber, ob und wie intensiv
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Anzeigen in der Tageszeitung vom Leser beachtet werden. In den Jahren
1968 bis 1970 wurden 150 Copy-Tests mit insgesamt 37.300 Interviews
durchgeführt. Dabei wurden 2.186 Anzeigen hinsichtlich ihrer Beachtungs-
werte untersucht

Die Markenartikelanzeigen, die 1968 getestet wurden, haben mit einer
Durchschnittsgröße von einer drittel Seite einen Beachtungswert von durch-
schnittlich 45  %  gebracht. Diese Zahl entspricht dem Beachtungswert, den
eine ganze Seite in den aktuellen Illustrierten bringt. Diese und andere For-
schungsserien werden fortgesetzt und zunehmend verfeinert. Das Verhalten
der Verbraucher wird stärker in die Betrachtung einbezogen werden müs-
sen. Die Aufteilung der Bundesrepublik in Nielsen-Gebiete sollte durch ein
feinmaschiges Netz von geschlossenen regionalen Wirtschaftsräumen er-
gänzt werden. Ansätze dazu sind bereits vorhanden.

Die LA nimmt die Tageszeitung auf

Erstmals wurden 1969 die Tageszeitungen in der Leseranalyse der Zeit-
schriften mit ausgewiesen. Die Ergebnisse waren für die Tageszeitungen
imponierend. So erreichten z. B. die 75 Tageszeitungen der  Regionalpresse
täglich 23,8 Millionen Leser, das sind mehr als 50  %  der gesamten Bevölke-
rung ab 14 Jahre. In der Leseranalyse von 1970 stieg die Reichweite der
Regionalpresse -Zeitungen auf 57,2 %, das sind täglich rund 27 Millionen
Leser

Die Bemühungen der Verlage und ihrer Arbeitsgemeinschaften haben dazu
geführt, daß in der Mediaplanung anstelle alternativer Kategorien komple-
mentäre treten. Hier hat sich ohne Zweifel die Erkenntnis durchgesetzt, daß
die regionale Tageszeitung das optimale Instrument zur Förderung des akti-
ven Verkaufs darstellt

Günstiger Medienvergleich

Die Gesellschaft für Konsumforschung (GfK), Nürnberg, und Infratam ha-
ben nach eingehenden Untersuchungen festgestellt, daß Zuschauer, die gern
und häufig das Werbefernsehen einschalten, eher Kinder als Erwachsene
sind, eher ältere Leute als jüngere, eher weniger anspruchsvolle als an-
spruchsvolle Menschen. 33 % bis 44  %  der Zuschauer beschäftigen sich
nach den Erhebungen dieser Institute während der Werbefernsehsendungen
mit anderen, die Aufmerksamkeit ablenkenden Dingen. Diese Feststellung
wird auch durch eine andere Untersuchung unterstrichen. So hat das Institut
für angewandte Verbraucherforschung in Bonn festgestellt, daß das bevor-
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zugte Aufklärungsmedium in Einkaufs- und Ernährungsfragen die Tageszei-
tung ist.

In den USA beschäftigt man sich in jüngster Zeit mit der sinkenden Beach-
tung von Fernsehwerbung. In Kreisen der werbungtreibenden Wirtschaft
macht sich ein wachsendes Unbehagen über die Auswirkungen der Überhäu-
fung des Fernsehpublikums mit Werbebotschaften bemerkbar. Eine von Da-
niel Starch & Staff Inc., New York, über Jahre hindurch geführte Analyse
von insgesamt mehr als 500.000 Werbesendungen im amerikanischen Fern-
sehen zeigt, daß die Beachtungswerte von Werbebotschaften im US-Fern-
sehen zwischen 1960 und 1970 um nahezu 50 % zurückgegangen sind.
Während eine durchschnittliche TV-Werbung im Jahre 1960 von 40  %  bis
44 % der männlichen und von 40  %  bis 42  %  der weiblichen Zuschauer be-
achtet worden war, sanken die entsprechenden Zahlen bis 1970 auf 25 %
bis 27  %  bzw. von 20  %  bis 22  %  ab

Lokale Sender und Lokalpresse

Auch das lokale Fernsehen, das sich mit lokalen Werbespots finanziert, wird
ein Prüfstein der Werbewirkung der Tageszeitung sein. In den USA, die Lo-
kalsender schon lange kennen, erreicht die lokale Presse einen größeren Pu-
blikumskreis als das lokale Fernsehen. Aus einer von  Editor & Publisher
durchgeführten Reichweitenuntersuchung geht hervor, daß selbst während
der jahreszeitlich höchsten Sehbeteiligung im Oktober und November die lo-
kale Presse weit vorn liegt. So wird in der Bundesrepublik wie in den USA
die Zeitung in der steigenden Flut werblicher Informationen ein "Transport-
mittel“ von hohem Range bleiben. Dabei sollte man sich daran erinnern,
daß letztlich die amerikanische Wirtschaft durch die gedruckten Medien zu
ihrer imponierenden Bedeutung gekommen ist.

Das weite Feld der Zeitschriften

Die großen Publikumszeitschriften erschienen nach dem Kriege zunächst in
einem schlichten, einfarbigen Kleid. Den bescheidenen Anforderungen ge-
nügten die noch vorhandenen sogenannten Illustrationsmaschinen. Mit den
höheren Ansprüchen der Inserenten an die Qualität der Druckwiedergabe
trat der farbige Tiefdruck seinen Siegeslauf an. Um Millionenauflagen mit
erheblichen Umfängen bewältigen zu können, stehen heute moderne
Druckanlagen zur Verfügung. Die Anzeige hat diese gewaltige technische
Entwicklung vorangetrieben.
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Tonangebend in der Werbeforschung

Die Publikumszeitschriften waren in erheblichem Maße Vorreiter der syste-
matischen Forschung. Die von ihnen in Zusammenarbeit mit den Werbe-
agenturen gegründete "Arbeitsgemeinschaft Leseranalyse“ (AG LA) führt
alljährlich Untersuchungen durch, die ständig verfeinert werden. Ursprüng-
lich nur als Leseranalyse für die Publikumszeitschriften gedacht, sind starke
Bestrebungen im Gange, die Untersuchungen nach und nach auf alle Medien
auszudehnen. Die Arbeitsgemeinschaften  Regionalpresse  und  Standortpres-
se  haben sich für die Tageszeitungen bereits angeschlossen.

Die allgemeinen Zeitschriften haben seit Jahren ihre Marketingplanung stän-
dig ausgebaut. So konnte es gelingen, auf der Basis eines großen Leserkrei-
ses Anzeigenumfänge zu erreichen, wie sie in der übrigen Welt in diesem
Bereich nicht zu finden sind

Vorbildliche Gemeinschaftswerbung

Zu einer großangelegten Werbekampagne für die Zeitschriftenanzeige ha-
ben sich viele Verlage zusammengefünden. Mit 286 ganzseitigen Einschal-
tungen in 50 Publikumszeitschriften wurden in erster Linie die Werbeagen-
turen und Werbungtreibenden angesprochen. In weiteren Aktionen soll auch
der Handel einbezogen werden. Es geht hierbei um bessere Informationen
über den Werbeträger Zeitschrift. Die Zeitschriften haben sich im allgemei-
nen Werbekonzert gut behauptet.

Fachzeitschriften als Werbeträger

Die Fachzeitschriften sorgen in den letzten Jahren für eine größere Markt-
transparenz. Sie haben ihre Bedeutung bewahren können, müssen sich aber
der Entwicklung anpassen, da auch in ihrem Bereich höhere Anforderungen
an die Qualität der Leistungen gestellt werden. In der ’’Gemeinschafts Wer-
bung Fachzeitschriften“ haben einige hundert Fachblätter auf die besonde-
ren Eigenschaften ihres Mediums hingewiesen. Als erste Arbeit im Bereiche
Fachzeitschriften, die das gesamte Feld werbetechnisch analysiert, gilt eine
Dokumentation des Arbeitskreises Fachagenturen und Berater für Industrie-
werbung (AIW).

Kirchenpresse findet Anschluß

Die konfessionelle Presse bemüht sich seit einigen Jahren verstärkt um den
Werbemarkt. Die Kirchenblätter haben sich in zwei Hauptgruppen zusam-
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mengeschlossen. Hier steht auf der einen Seite das Gemeinschaftswerk der
evangelischen Presse und auf der anderen Seite die Arbeitsgemeinschaft
kirchliche Presse, zu der sich alle größeren katholischen Zeitschriften verei-
nigt haben. Beide Gruppen werden von der Fachgruppe konfessionelle Zeit-
schriften im Verband Deutscher Zeitschriftenverleger (VDZ) vertreten. Die
von diesen Gruppen veröffentlichten Untersuchungen sollen die Vorurteile
abtragen, die gegenüber der Kirchenpresse als Werbeträger bestehen.

Die Gemeinschaftswerbung hat sich in den letzten Jahrzehnten zu einem be-
achtlichen Faktor entwickelt. Banken und Sparkassen sind mit ihren Werbe-
aktionen führend. Nach der Gesellschaft für Werbestatistik  Schmidt & Pohl-
mann,  Hamburg, lag der Bruttowert der Aufwendungen für Gemeinschafts-
werbung 1960 bei 37,7 Millionen DM und 1969 bereits bei 120,4 Millionen
DM

Ein Werbefeldzug weckt den Bürgersinn

Eine besondere Auszeichnung verdienen die von der "Aktion Gemeinsinn"
veranstalteten Werbekampagnen. Hier sitzen Vertreter der Werbeagentu-
ren, Zeitungs- und Zeitschriftenverleger, Rundfunkintendanten, Industrie-
manager und Männer der Kirchen und Wohlfahrtsverbände zusammen, um
Aktionen durchzuführen, die den Bürgersinn wecken sollen. Die Werbe-
agenturen entwickeln die Anzeigenserien und und präsentieren sie. Diese
Anzeigen werden auf völlig freiwilliger Basis von Zeitungen und Zeitschrif-
ten veröffentlicht. Das alles geschieht kostenlos. Allein im Jahre 1970 be-
trug der Wert der freiwilligen Werbeleistungen 4,2 Millionen DM. Wenn
man sieht, mit welchem Idealismus die Arbeitskreise am Werk sind, dann
kann man sich nur freuen

Die Entwicklung der Werbeagenturen

Der kometenhafte Anstieg der Werbung in den gedruckten Medien ist ohne
die Arbeit der Werbeagenturen nicht denkbar. Sie haben wesentlich dazu
beigetragen, die Forschung voranzutreiben und die einzelnen Werbeträger
transparent zu machen.

Die ersten Nachkriegsanfänge der organisierten Zeitungs- und Zeitschriften-
werbung lassen sich auf das Jahr 1947 zurückführen. Damals nahmen die
Werbungsmittler der amerikanischen und britischen Zone unter Führung
von G. Töpfer und Ewald Borgmann Verbindung mit den Zeitungsverleger-
organistionen auf und warben um mehr Platz für Anzeigen und um eine hö-
here Mittlerprovision. Im Mittelpunkt der gemeinsamen Beratungen standen
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schon früh die Fragen nach einer einheitlichen Festsetzung der Anzeigen-
spaltenbreite. Der Ruf nach gleichen Wiederholungs- und Mengenrabatten
wurde laut. In den späteren Verhandlungen spielte die Einführung einer
wirksamen Auflagenkontrolle eine wichtige Rolle.

Reklameschutzverband und Werberat

Zwar hatte der Reklameschutzverband bei seiner Gründung im Jahre 1908
bereits einheitliche Richtlinien für die Auflagenangaben und eine genaue
Kontrolle gefordert. Auch Spaltennormung, einheitliche Anzeigenberech-
nung, Tariftreue und gleiche Geschäftsbedingungen waren Probleme, die
immer wieder unter den Beteiligten diskutiert wurden, allerdings ohne zu ei-
ner für alle verbindlichen Regelung zu kommen.

Das wurde dann nach der sogenannten Machtübernahme durch die National-
sozialisten alles ganz anders. In dem "Gesetz über Wirtschaftswerbung“
vom 12. September 1933 heißt es in § 1: “Zwecks einheitlicher und wirksa-
mer Gestaltung unterliegt das gesamte öffentliche und private Werbungs-,
Anzeigen-, Ausstellungs-, Messe- und Reklamewesen der Aufsicht des Rei-
ches. Die Aufsicht wird ausgeübt durch den Werberat der deutschen Wirt-
schaft.“

Dieser “Werberat der deutschen Wirtschaft“ hat sicherlich manche Miß-
stände, die sich bei allzu starkem Wildwuchs eingeschlichen hatten, besei-
tigt. Die Werbung selbst aber ging letzten Endes im tödlichen Propaganda-
rummel des Krieges unter.

Neuzusammenschluß erfolgte freiwillig

Umso erfreulicher war es, daß die Werbewirtschaft sich nach dem Kriege
auf freiwilliger Basis zusammenschloß. Mit der Gründung des ZAW —
Zentralausschuß der Werbewirtschaft — war das einheitliche Dach gefun-
den, unter dem alle am Werbegeschehen beteiligten Gruppen ihre Probleme
freundschaftlich ausdiskutieren konnten

Mit der Einrichtung der Informationsgemeinschaft zur Feststellung der Ver-
breitung von Werbeträgern (IVW) wurde das Instrumentarium geschaffen,
das für Auflagenwahrheit und Auflagenklarheit der gedruckten Medien sor-
gen konnte. Das entsprechende Überwachungsorgan, das in den Verlagen
die Auflagenzahlen nach sorgfältiger “Durchsicht der Bücher“ beglaubigt,
hat sich bewährt
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Werbung in Zahlen

Nach Zahlen von Prof. Hunke in seinem Vortrag vor dem Kontinentalen
Reklame-Kongress 1936 beliefen sich die Gesamtausgaben der deutschen
Wirtschaft im damaligen Reichsgebiet für die Veröffentlichung von Anzei-
gen in Zeitungen und Zeitschriften in 1935 auf rund 264 Millionen RM. Da-
von flössen 171,4 Millionen RM den Zeitungsverlagen und 92,46 Millionen
RM den Zeitschriftenverlagen zu.

Nach dem Krieg mußte die Werbung ganz von vorn anfangen. Die Werbe-
aufwendungen waren bescheiden. Aber schon nach wenigen Jahren gab es
wieder einen beachtlichen Werbemarkt. Allein in den letzten 20 Jahren hat
sich das Werbevolumen in der Bundesrepublik verzehnfacht. Im Jahre 1952
betrugen die Bruttowerbeumsätze in den Zeitungen 333,3 Millionen DM
und in den Zeitschriften 173,4 Millionen DM. Die Umsätze im Jahre 1970
beliefen sich auf 3,1 Milliarden DM für Zeitungen und 2 Milliarden DM für
Zeitschriften

Günstige Zukunftsprognosen

Es spricht alles dafür, daß diese Entwicklung anhält und der Werbeaufwand
für die klassischen gedruckten Werbemedien auch in den nächsten Jahrzehn-
ten weiter ansteigt. Sicher wird es in der Werbeumsatzentwicklung nicht im-
mer ein gleichmäßiges Wachstum geben. Denn allen Beschwörungen zum
Trotze wirbt die Wirtschaft nicht antizyklisch. Man wird daher davon ausge-
hen müssen, daß in Zeiten der Hochkonjunktur mehr für die Werbung und
in Konjunkturtälern weniger ausgegeben wird.

Auf dem Werbekongress in München im Jahre 1969 führte Bundeswirt-
schafts- und Finanzminister Karl Schiller aus: "Werbung und freie Markt-
wirtschaft gehören heute eng und unauflöslich zusammen. Die Werbung ist
ein stabilisierendes und ausgleichendes Element. Sie wird zum Wegweiser
und zum Informanten im Strom der ständig neu auftretenden Güter und Gü-
terkombinationen. Sie ist ein unentbehrliches Mittel der Kommunikation
und Information in unserer modernen Gesellschaft."

Dieser Grundsatz gilt auch für die Zukunft. So kann man ohne Prophetie
über die Entwicklung der gedruckten Medien folgende Thesen aufstellen:

1) Selbst wenn Zeitungen auf elektronischem Wege ins Haus geliefert wer-
den, selbst dann wird das gedruckte Wort und die gedruckte Abbildung das
Wesen der Zeitungsanzeige ausmachen. Die gefunkte Zeitung kann immer
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nur einen telegrammartigen Ausschnitt aus dem Gesamtprogramm der Zei-
tung bringen.

2) Die Auflage der Tageszeitungen stieg von 14 Millionen Exemplaren im
Jahre 1955 auf 25 Millionen im Jahre 1970. Im Jahre 1985 werden es vor-
aussichtlich 40 Millionen Exemplare sein.

3) Im Bereich des Zeitungswesens werden Lokalinteressen, vor allem in
Trabantenstädten, an Bedeutung gewinnen und dadurch auch dem Anzeigen-
geschäfi auf Teilgebieten neuen Antrieb geben.

4) Aus dem sogenannten "Kassetten-Fernsehen“ wird sich die Tonbildplat-
te als führendes Unterhaltungs- und Unterrichtsmedium herausschälen. Die-
se Tonbildplatte kann der Zeitung beigelegt werden und aktuelle, bewegli-
che Anzeigen aufnehmen.

5) Es gibt gute Gründe dafür, daß der Anzeige in der Tageszeitung erhöhte
Bedeutung Zuwachsen wird, weil der Leser bei dem steigenden Warenange-
bot mehr Orientierungshilfen braucht und die warenproduzierende Industrie
in stärkerem Maße darum kämpfen muß, im lokalen Markt Terrain zu ge-
winnen. Dabei ist nur die Tageszeitung in der Lage, geschlossene Wirt-
schafträume ohne Streuverlust abzudecken.

6) Die Anzeige wird zwar anders aussehen als heute, aber sie wird immer
noch die “Anzeige“ sein. Sie enthält mehr Tatsachen, mehr Informationen,
sie will mehr informieren als überreden. Sie ist die unersetzbare tagesaktuel-
le Einkaufshilfe, auf die man nicht verzichten kann.

7) Im Bereich der Dienstleistungen wird die Anzeige eine wachsende Bedeu-
tung gewinnen.

8) Im Fernsehen wird es keinen Werbespot geben, der nicht durch eine Zei-
tungsanzeige gestützt wird und erst so den optimalen Aufmerksamkeitswert
erzielt. Die Zeitung wird die unerläßliche Ergänzung zu den elektronischen
Medien sein.

9) Die Publikumszeitschrift hat ihre Bewährungsprobe gegenüber dem faszi-
nierenden Medium Fernsehen erstaunlich gut bestanden. Die imponierende
Druckqualität wird ihr auch in Zukunft den farbigen Anzeigenmarkt si-
chern. Der Wettbewerb wird aber heftiger werden. Der Konzentrationspro-
zeß auf diesem Felde ist sicher noch nicht abgeschlossen.
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10) Im Berufsleben müssen in Zukunft immer höhere Anforderungen an das
Wissen und Können der Menschen gestellt werden. Das ist die große Chan-
ce für die Fachzeitschrift. Dabei geht die notwendige Verbesserung der
Werbewirkung zu Lasten einer größeren Vielfalt.

Die Anzeige hat auch morgen allen anderen Medien eine Eigenschaft vor-
aus: sie kann zu Hause und unterwegs, zu welcher Zeit und in welcher Situa-
tion auch immer, gelesen werden und ihre Wirkung ausüben. Die Werbebot-
schaft kann man immer wieder neu zur Hand nehmen und lesen, man kann
sie aufbewahren und sich beim Einkauf darauf beziehen.

Der Mensch wird in den nächsten Jahrzehnten mit einer ständig steigenden
Flut von Informationen überschüttet. Die Aufgabe der gedruckten Medien
wird es sein, aus einer verwirrenden Menge von Nachrichten auszuwählen,
zu sichten und zu ordnen. So wird dem Leser die notwendige Orientierungs-
hilfe geboten. Auch in der Zukunft fällt dem Anzeigenteil die wichtige Auf-
gabe zu, den Markt der zahllosen Kaufgelegenheiten transparent zu machen
und zu einem schnellen Warenumschlag beizutragen.

5.3.2 Zeitungsanzeige im Medienwettbewerb *

Die Zeitungsanzeige der Zukunft wird im wesentlichen von zwei Faktoren
beeinflußt: Die Zeitungsverlage werden in den nächsten Jahrzehnten dem
technischen Fortschritt in außerordentlich starkem Maße unterworfen und
die Wirtschaft, insbesondere die Markenartikelindustrie und der Handel,
werden wesentlichen Umwandlungen ausgesetzt sein. Aus beiden Faktoren
lassen sich Veränderungen im Anzeigenbereich ablesen.

Seit langem erhebt die Werbewirtschaft die Forderung nach Farbe in der Ta-
geszeitung. Die Zeitungen sind bunt geworden; sie werden noch bunter wer-
den. Die künftigen technischen Möglichkeiten sowie die Erfordernisse des
Wettbewerbs werden dazu beitragen, die Wiedergabequalität erheblich zu
verbessern. Dies gilt unabhängig davon, ob Offset oder ein anderes Verfah-
ren den Sieg im farbigen Zeitungsdruck davontragen wird.

* D.O.. Die Zeitungsanzeige der Zukunft, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschrifien-Verlag  (Bonn-Bad Godes-
berg), 66.Jg./Nr. 26, 27. Juni 1969, S. 1204-1206.
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Die Zeitungsverlage werden in verstärktem Maße bemüht sein, die Zei-
tungsproduktion und die Auftragsabwicklung zu rationalisieren. In diesem
Sinne wird die Zeitungsanzeige der Zukunft auch hinsichtlich der Format-
vielfalt Veränderungen aufweisen: die Formate im Pressewesen werden ver-
einheitlicht. Es wird Standardformate für Zeitungsanzeigen geben, die in
alle Zeitungen eingeschaltet werden können. Im Interesse einer reibungslo-
sen Auftragsabwicklung werden wir auch die immer noch bestehenden Un-
terschiede in Anzeigentarif und Geschäftsbedingungen der Zeitungsverlage
angleichen.

Für die Pflege individueller Spielarten ist in der Zukunft kein Platz mehr.
Wir müssen im Sauseschritt der Computerzeit miteilen. Den Bemühungen
der Zeitung um Rationalisierung bietet sich noch ein weites Feld. Hinsicht-
lich der technischen Entwicklung aber wird man - allen Propheten zum
Trotz - sagen können: die Zeitungsanzeige wird eine gedruckte Anzeige
sein.

Selbst wenn die Zeitung der Zukunft auf elektronischem Wege in die Woh-
nung gebracht wird, selbst dann wird das gedruckte Wort und die gedruckte
Abbildung das Wesen der Zeitungsanzeige ausmachen. Aber diese gefunkte
Zeitung kann immer nur einen telegrammartigen Ausschnitt aus dem Ge-
samtprogramm der Zeitung vermitteln. Sie wird die eigentliche Zeitung in
ihrer ganzen redaktionellen und werblichen Vielfalt nicht ersetzen und nicht
verdrängen können. Die gefunkte Zeitung wäre, wie die Nachrichtensen-
dung im Fernsehen, ein hervorragender Appetitanreger.

Die Hauptmahlzeit bietet die Tageszeitung. Dabei ist es durchaus denkbar,
daß mit Hilfe der Bundespost die Zeitung von morgen durch ein Rohrpostsy-
stem frei Haus geliefert wird. Hier wäre vielleicht der Ort, an die Beteiligten
zu appellieren, sich dieses Problems anzunehmen. Es gibt viel phantasti-
schere Projekte, die im Zusammenwirken von Industrie und Bundespost der
Verwirklichung entgegengehen. Denken wir nur an die Nutzbarmachung
immer weiterer Wellenbereiche...

In der ständig wachsenden Flut von Nachrichten wird die Tageszeitung ein
Transportmittel werblicher Information von hohem Rang bleiben. Sie wird
das aber nur bleiben können, wenn sie sich bemüht, stets aufs neue ein Pro-
dukt der Zeit zu sein, in der sie erscheint. Auch das Zeitungsdruckpapier
wird seine Bedeutung als Übertragungskanal von Informationen behalten.
Höhere Auflagen und stärkere Umfänge verursachen einen steigenden Pa-
pierbedarf.
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Wir sind in der Bundesrepublik noch weit entfernt von der Dickleibigkeit
einzelner amerikanischer Zeitungen. So hat, wie wir wissen, die  New York
Times  in jüngster Zeit eine Rekordausgabe von 678 Seiten herausgebracht.
Hierfür wurden 4.550 t Papier benötigt, das 77.000 Bäume auf einem Wald-
boden von 1.440.000 qm verschlang. Die Papiermacher in aller Welt stellen
unablässig neue, schnellaufende Maschinen auf. In den letzten zehn Jahren
wurden in Europa allein hierfür 1,5 Mrd. DM investiert. In den nächsten
fünf Jahren werden es noch einmal 1 Mrd. DM sein. Die Papierqualität paßt
sich dem Bedürfnis nach farbiger Darstellung der Markenprodukte an. In
der Zeitungstechnik hat das elektronische Zeitalter bereits begonnen. Jahr-
hundertelang handwerklich betrieben, ist die ”Schwarze Kunst“ längst zur
industriellen Fertigung übergegangen.

Es fing so harmlos mit der Trennung von Maschinenschreiben und Zeilen-
gießen an der Setzmaschine an. Der perforierte Lochstreifen setzte die Kla-
viatur der Maschine automatisch in Bewegung. Der Perforatortaster mußte
aber noch Zeilenausschluß und Silbentrennung selbst vornehmen. Das be-
sorgt nun der Computer, der ein endlos geschriebenes Band elektronisch
ausschließt und aus einem eingespeicherten Silbentrennungsprogramm alle
nötigen Informationen abtastet, um richtig trennen zu können.

Alle diese Kunststücke vermögen zwar den Satzherstellungprozeß zu be-
schleunigen. Sie kommen aber nicht an der Tatsache vorbei, daß das flüssige
Blei erstarren muß, ehe es zu einer fertigen Zeile wird. Hier durchstößt die
Kathodenstrahlröhre die Schallmauer, die das Erkalten des Heißmetalls bis-
her gebildet hat. Der Lichtsatz leistet in einer Stunde eine Satzmenge, an der
mehr als 100 Schnellsetzmaschinen eine ganze Schicht gearbeitet haben. Le-
sende und hörende Maschinen werden den Satzherstellungsprozeß noch wei-
ter vereinfachen.

In einigen Jahren wird eine elektronische Direktübertragung fertiger Seiten
auf das rotierende Papier möglich sein. Diese schöne Aussicht darf uns nicht
hindern, die Tagesprobleme anzupacken. Der Zeitungsdruck ist durchaus
noch entwicklungsfähig. Für Regionalzeitungen mit hohen Auflagen und
vielen Bezirksausgaben ist aber die hohle Gasse der Stereotypie immer noch
der einzige Weg zur Druckerei. Bis zur nächsten weiß-blauen Olympiade
werden die Männer in den von Verlegern und Druckern finanzierten For-
schungszentren in München und Darmstadt alle Hände voll zu tun haben.
Es gilt, den Schnelligkeitsrekord des Stereotypie-Gießwerkes zu brechen,
das heute bereits in einer Minute drei Platten auswirft. Ich bin sicher, daß
auch die grafische und chemische Industrie mit Hochdruck an der Weiter-
entwicklung der Druckplatten arbeitet.
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Im Bereich der  Standortpresse  wird die technische Kooperation noch stärker
vorangetrieben. Es wird für mehrere Zeitungen zentrale Druckzentren ge-
ben, die auch kleineren Zeitungen moderne Herstellungsmethoden ermögli-
chen und sie in besserer Druckqualität auf den Markt bringen. Wenn wir uns
die moderne Technik vor Augen halten, wird die Anzeigenabteilung nicht
bleiben, was sie ist. Sie wird ihre Anzeigen auf einem Bildschirm sammeln,
der mit dem gleichen Satzcomputer verbunden ist, der auch den redaktionel-
len Text speichert und verarbeitet.

Die Anzeigenkunden und Agenturen können telefonisch oder per Telex ihre
Anzeigen an den Computer geben und gleich richtig plazieren. Diese künfti-
gen technischen Veränderungen in der Anzeigenabteilung werden die Ab-
wicklung noch genauer und besser gestalten. Sie ermöglichen ein gewisses
Umfunktionieren der Anzeigenabteilung. Der Schwerpunkt der Tätigkeit
wird dann in den Bereichen Service und Verkauf liegen.

Angesichts dieser Entwicklung ist das Marketing ein notwendiges Instru-
ment der Zeitungsunternehmensführung. Hier werden die erforderlichen
Daten erarbeitet und ausgewertet, hier werden Marketingstrategien und Pro-
gramme entwickelt. Sie ermöglichen dem Verlag zukunftsgerechtes Han-
deln in den Bereichen Produktionsgestaltung und Kontaktpflege zur Leser-
schaft.

Im Bereich der Forschung werden die Zeitungsverlage Hand in Hand mit
der Arbeitsgemeinschaft  Regionalpresse  und der  Standortpresse  ihre For-
schungsarbeit fortsetzen und intensivieren. Die bisherigen Untersuchungen
zeigen bereits höchste Reichweiten, eine hohe Haushaltsabdeckung, gleich-
mäßige Verbreitung, geringe Überschneidung und eine starke Leser-Blatt-
Bindung. Das eben sind wichtige, unabdingbare Kriterien für einen wirksa-
men Werbeträger.

Die Studie über Kumulation und Kontaktverteilung erbrachte bekanntlich
den Nachweis, daß sich bei einer kombinierten Belegung von regionalen
Zeitungen und Zeitschriften der Zeitungseinsatz stabilisierend auf die Kon-
taktverteilung auswirkt. Mit anderen Worten: mit einer Werbung in Abon-
nementzeitungen läßt sich eine bestimmte Zielgruppe zielsicherer und ratio-
neller ansprechen als mit Publikumszeitschriften. Copytest-Reihen weisen
auf den hohen Aufmerksamkeitswert der Anzeigen hin und geben gute An-
haltspunkte für eine Gewichtung.

Die Copy-Testreihe der  Regionalpresse  und der  Standortpresse  war nach
der Kumulations-Studie der zweite Schritt. Es wurde u. a. festgestellt, daß
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Zeitungsanzeigen einen höheren Beachtungswert haben als Anzeigen in Pu-
blikumszeitschriften. Um genau zu sein — es wurde beispielsweise ermit-
telt, daß eine Anzeige im Format 1/4 Seite, einfarbig schwarz-weiß, densel-
ben Beachtungswert erzielt, wie ihn eine ganzseitige Anzeige in einer Illu-
strierten erreichen kann.

Der nächste Schritt wird die gemeinsame titelbezogene Tageszeitungs-
Leseranalyse sein. Damit wird dann den Agenturen das für ihre Optimie-
rungsprogramme benötigte Material vorliegen. Im übrigen hat sich heraus-
gestellt, daß Zeitungsleser die Zeitungsanzeigen noch stärker beachten,
wenn sie durch das Fernsehen auf die Anzeigen hingewiesen wurden. Man
kann also hier von einer Komplementarität der Medien sprechen. Es gibt
keinen Anhaltspunkt dafür, daß sich das in Zukunft ändern wird.

Die Forschungsarbeiten der  Regionalpresse  und der  Standortpresse  werden
fortgesetzt und verfeinert. Neben den Untersuchungen, die den Anzeigenteil
der Tageszeitung und seine Nutzung durch die Leser betreffen, wird selbst-
verständlich auch das redaktionelle Umfeld beleuchtet werden. Dies ist bei-
spielsweise auch auf dem Weg des Copy-Tests sowie mit Hilfe psychologi-
scher Untersuchungen möglich. Ein weiteres Untersuchungsgebiet ist die
Farbe in der Zeitung und ihre Wirkung auf den Leser. Hierbei interessiert
natürlich insbesondere die farbige Zeitungsanzeige.

Die Abonnementzeitung wird der werbungtreibenden Wirtschaft künftig
mehr und mehr hieb- und stichfestes Material über die Zeitung und den von
ihr abgedeckten Wirtschaftsraum liefern. Weiterhin wird Material erstellt
werden über Nutzung und Wirkung auf den Leser, wobei sich selbstver-
ständlich auch hier vergleichende Untersuchungen zu anderen Medien an-
bieten. In diesem Zusammenhang wird die vieldiskutierte Aufteilung der
Bundesrepublik in ein feinmaschiges Netz von geschlossenen regionalen
Wirtschaftsräumen den Belangen der Markenartikelindustrie ebenso entge-
genkommen wie denjenigen der Tageszeitung.

Aber auch für morgen gilt, was unlängst "Königin Elisabeth von Allens-
bach“ eingestand: Viele Fragebogen haben danach die gefährliche und ver-
führerische Eigenschaft, eine Präzision vorzuspielen, die in den Köpfen der
Befragten nicht existiert. Sie wollte hier sicher nicht auf die unüberbrückba-
re Kluft zwischen LpN- und K 1-Werten bei den Publikumszeitschriften ein-
gehen. Aber ohne Erröten darf man in diesem Zusammenhang sagen: bei
den regionalen und Standortzeitungen gibt es in diesem Bereich keine
Schwierigkeiten. Und es ist doch sehr die Frage, ob das arithmetische Mittel
aus LpN- und K 1-Werten eine wissenschaftlich akzeptable Lösung darstellt.
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Eines ist jedenfalls gewiß: Bei der Vielfalt der Forschungsergebnisse be-
kommt die unternehmerische Entscheidung wieder ein größeres Gewicht.
Wenngleich die Form, in der die Zeitungsanzeige den Leser anspricht, sich
äußerlich nicht grundlegend ändert, so wird sich der Inhalt der Zeitungsan-
zeige stark wandeln.Die 70er Jahre werden oft die Jahre der "totalen Kon-
kurrenz“ genannt. Diese totale Konkurrenz wird eine Verstärkung der Be-
deutung der Werbung am Orte des Verkaufs zur Folge haben. Mit zuneh-
mender Intensivierung der Konkurrenz nicht nur einzelner Marken
untereinander, sondern ganzer Branchen, wird es immer stärker darauf an-
kommen, neben überregionalen Medien lokal wirkende Medien einzuset-
zen. Die Zusammenarbeit zwischen nationalen Werbungtreibenden und dem
lokalen Handel wird zunehmen.

Es reicht nicht mehr aus, für Markenartikel und Dienstleistungen imagebil-
dende und den Bekanntheitsgrad fördernde Werbung zu betreiben. Nach
dem guten alten Grundsatz “all business is local“ wird die Zeitungsanzeige
eine echte Renaissance erleben. So gewinnt die Abonnementzeitung als In-
strument des Marketing eine neue Bedeutung. Bei der Durchdringung von
Regionalmärkten mit dem Ziel, echten Verkauf zu schaffen, ist sie unent-
behrlich. Die wachsende Bedeutung der Tageszeitung im Konzert der Wer-
bemedien zeigte sich bereits im vergangenem Jahr. Dieser Trend wird zu-
nehmen, weil die Werbewirtschaft darum kämpfen muß, in regionalen und
lokalen Märkten Terrain zu gewinnen. Dabei muß man davon ausgehen, das
die Städte der Zukunft mit stark vermehrter Einwohnerschaft zu Ballungs-
zentren zusammenwachsen.

Der zunehmende Wettbewerb wird dazu führen, daß die Zeitungsanzeige
immer informativer werden wird. Die Copy-Tests der  Regionalpresse  und
der  Standortpresse  haben gezeigt, daß Zeitungsanzeigen mit hohem Infor-
mationgehalt vom Konsumenten stärker beachtet und stärker genutzt werden
als andere Anzeigen. Der Konsument der 70er Jahre wird kritischer sein;
er wird über Angebote und Produkte näheren Aufschluß verlangen, ehe er
sich zum Kauf entschließt. Der Konsument der 70er Jahre wird, für einen
schärferen Kampf ums Dasein gerüstet, über einen höheren Bildungsgrad
verfügen. Das bedeutet für die Werbung: Weniger überreden, dafür mehr
überzeugen. Ja, und was eignet sich hierzu besser als die Zeitungsanzeige?

In der Zeitungsanzeige der Zukunft werden auch in wachsendem Maße
Dienstleistungen angeboten. Das Dienstleistungsangebot in der gesamten
Wirtschaft wird zunehmen, und eine derartige Entwicklung wird ihren Nie-
derschlag in der Anzeige finden. Diese Entwicklung wird auch dann nicht
gestört werden, wenn es zukünftig lokal einsetzbare elektronische Medien
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gibt. Die elektronischen Medien können Informationen immer nur zeitlich
sehr kurz vermitteln; ihre Aussage ist nicht wiederholbar. Die Zeitungsan-
zeige als Informationsquelle über das Marktgeschehen wird eine unerläßli-
che Ergänzung zu den Aussagen elektronischer Medien sein. Die Zeitungs-
anzeige paßt sich dem individuell ganz unterschiedlichen Fassungsvermögen
des menschlichen Gehirns besser an. Wer schnell begreift, kann schnell le-
sen. Langsamer kann der lesen, bei dem der Groschen nicht so schnell fällt.
Wenn dann aber der Kaufentschluß einmal gefaßt ist, läßt sich der Bedächti-
ge durch nichts mehr davon abbringen.

Man hat zwar daraufhingewiesen, daß nunmehr Fernsehaufzeichnungsgerä-
te wohlfeil zu haben sind. Aber mal ganz ehrlich: Wer wird schon Werbe-
spots festhalten, um sie zu genehmer Zeit abzuspielen? Das Tonband ist
doch schon Jahrzehnte in Gebrauch, fast jedes heranwachsende Kind spielt
mit einem solchen Gerät. Aber sicher dient es nicht dazu, Werbefunksprü-
che zu konservieren.

Ob schwarzweiße oder farbige Anzeigen: Die Gestalter werden sich künftig
in verstärktem Maße um die zeitungsgerechte Anzeige bemühen müssen.
Fernsehen und Illustrierte haben ihre eigenen Gestaltungsgesetze. Das gilt
auch für die Tageszeitung. In diesem Zusammenhang ist vorgesehen, den
erfolgreichen Wettbewerb ”Zeitungsgerechte Anzeige“ in den nächsten
Jahren fortzusetzen und weiter auszubauen.

Mit der Entwicklung der Zeitungsanzeige als zukunftsträchtigem Werbeträ-
ger entwickelt sich auch das Verhältnis von Werbeagenturen und Zeitungen
zueinander. Ob es in der Zukunft 500 oder nur 50 Zeitungen geben wird und
ob es 917 oder fünf Agenturen gibt, das weiß heute noch niemand zu sagen.
Das ist auch nicht entscheidend. Entscheidend ist, ob die Zeitungen ihre
Rolle als wirksames Marketinginstrument spielen und ob die Agenturen al-
len Anforderungen gerecht werden können.

Die Ansprüche, die an die Werbeagenturen gestellt werden, wachsen stän-
dig. Eine stärkere Hinwendung zur Zeitungsanzeige wird sich folgerichtig
herauskristallisieren. Die Markenartikelindustrie wird nicht ohne Einfluß
auf diesen Prozeß bleiben wollen. Dies kommt nicht von ungefähr: Mehr
und mehr setzt sich hier die Erkenntnis durch, daß die Zeitung für den Ver-
braucher der unersetzbare, kurzlebige Informationsspeicher ist und daß kein
anderes Medium in vergleichbarer Weise als Einkaufshilfe genutzt wird.

Eine Entwicklung, wie die hier aufgezeigte, vollzieht sich nun nicht ganz
von selbst. Bei allem Glauben an den gesetzmäßigen Verlauf der Zukunfts-
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entwicklung darf man nicht vergessen, daran mitzuwirken, daß sich der Pro-
zeß so vollzieht, wie wir es für sinnvoll halten. Voller Optimismus müssen
wir an die Arbeit gehen und mit der Zukunftsvision vor Augen die Aufgabe
der Stunde aufgreifen.

Wenn Fernsehdirektor Werner Höfer, der den Frühschoppen zelebriert, un-
längst in der  NRZ  erklärte, er möchte nicht ohne Zeitung sein, so war dies
nach seiner Darstellung eine wohlverdiente Dankesbezeigung gegenüber der
Mutter aller elektronischen Informationsmedien. Der Informations- und Bil-
dungshunger der Menschen der 70er Jahre kann nicht allein durch die elek-
tronischen Informationsmedien gestillt werden. Die Menschen werden mit
einer Fülle von Informationen unterschiedlicher Art überschüttet. Hier setzt
die Aufgabe der Zeitung ein, wie im redaktionellen Teil, so auch im Anzei-
genbereich zu ordnen, zu sichten und Orientierungshilfen zu geben.

Alles in allem fällt der Zeitungsanzeige die wichtige Aufgabe zu, den Markt
der zahllosen Kaufgelegenheiten transparent zu machen und zu einem
schnellen Warenumschlag beizutragen. Hier liegt die wahre "Lebenshilfe“,
die Conrad Ahlers von der Zeitung fordert. So wie der Mensch der Zukunft
Fußgänger bleiben wird, aller Verkehrsentwicklung zum Trotz Fußgänger,
so bleibt der Mensch der Zukunft auch Zeitungsleser. Und das ist eine ver-
trauenerweckende Zukunftsperspektive, bei der man voller Überzeugung
sagen kann: Wir heißen Euch hoffen!
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5.4 Zukunft der Kommunikation

5.4.1 Entwicklungschancen der Medien *

Auf dem Werbekongreß 1969 in München hatten die Zeitungsverleger zum
erstenmal ihren weitreichenden Plänen sichtbare Gestalt gegeben. Redaktio-
nell modernisiert, technisch neu ausgerüstet und organisatorisch gestrafft,
fanden die Zeitungen zu einem starken Selbstbewußtsein zurück. Schon bald
zeigten sich die ersten Früchte dieser optimistischen Haltung. In der Bun-
desrepublik stieg — wie in keinem anderen Land — der Papierverbrauch für
Tageszeitungen. Hier mußte allein im Jahre 1969 27 % mehr Zeitungs-
druckpapier eingeführt werden. Der Verbrauch, der 1955 350.000 Tonnen
betragen hatte, kletterte auf über eine Mio. Tonnen.

Die westdeutsche Bevölkerung war von 1955 bis 1970 um 10 Mio. auf 62
Mio. angewachsen. Nach weiteren 15 Jahren werden in der Bundesrepublik
75 Mio. Menschen leben. Der Geburtenüberschuß wird zwar nicht mehr so
hoch sein, aber: aus den osteuropäischen Ländern werden weitere Menschen
ins Land kommen. Viele Gastarbeiter werden sich hier niederlassen. Sie be-
herrschen dann die deutsche Sprache soweit, daß sie mit Interesse Zeitung
lesen können. Die gesellschaftlichen Veränderungen haben auf die Presse
erheblichen Einfluß. Der Lebensstandard, der von 1955 bis 1970 bereits um
100  %  gestiegen war, verdoppelt sich bis 1985 noch einmal.

Forschungsinstitute haben festgestellt, daß ein enger Zusammenhang zwi-
schen dem Umsatz mit Zeitungen und dem verfügbaren Einkommen besteht.
Je mehr Haushalte in höhere Einkommensstufen aufsteigen, um so größer
wird der Anteil der Ausgaben für Lesestoff. Die unteren Einkommensstufen
geben nur 1,4 % ihrer Gesamtausgaben für Bücher, Zeitungen und Zeit-

* D.O.: Die Zeitung 1985, in: Regionalpresse (Hrsg.): 1985 - eine Stippvisite in die Mitte des kommenden
Jahrzehnts, Frankfurt a.M. 1970, S. 20-29.
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Schriften aus, die Bezieher höherer Einkommen aber  1,9  %.  Das Auto wird
seine Funktion als Transportmittel zur täglichen Arbeitsstätte verlieren.
Wenn der Individualverkehr die Straßen in den Ballungszentren immer stär-
ker verstopft, wird der Ausbau moderner Schnellverbindungen zum einzi-
gen Ausweg. Die morgendliche Fahrt zur Arbeitsstätte und die abendliche
Rückfahrt in den elektronisch gesteuerten Untergrundbahnen kann durch
Zeitungslesen gut ausgefüllt werden.

Demzufolge werden auch die Zeitungsauflagen steigen. Im Jahre 1955 gab
es eine Zeitungsdruckauflage von 14 Mio. Exemplaren, 1970 sind es 25
Mio. Im Jahre 1985 werden täglich 40 Mio. Zeitungsexemplare die Rota-
tionsmaschinen verlassen. Die Zeitung von 1985 wird fest in ein umfassen-
des Multi-Media-Sy stem eingeordnet sein. Die Zeitungsmacher von 1985
werden mit Besessenheit an ihrer Presse arbeiten, wenn auch vieles, was sie
tun, nur entfernt an die gute alte Dampfzeitung von 1970 erinnert.

Auch die Leser können dann an ihrer Zeitung mitwirken. Sie bringen in den
stark ausgedehnten Leserbriefspalten ihre Meinung auf elektronischem Weg
unter. Der total verkabelte Mensch wird die Nabelschnüre, durch die er mit
Super-Fernseh-Instrumenten verbunden war, abtrennen und wieder zum
Herr seiner Zeit werden. Natürlich spielt das Fernsehen als flüchtiger
Schnell-Informator und Unterhalter noch eine große Rolle. Die Zeitung
wird aber wieder den ihr gebührenden Wert erhalten. Sie hat die schöne
Aufgabe, Nachrichten dem Leser zu präsentieren, die haften bleiben und die
er voll erfassen kann.

Das Verhältnis Fernsehen — Presse ist mit einem Telegramm gekennzeich-
net, in dem es heißt: Brief folgt. Und dieser ausführliche Brief, der die
Handschrift des Absenders verrät, ist die Zeitung. Bundesverfassungsrichter
Professor Erwin Stein sagte jüngst in einem Vortrag vor dem Deutschen
Presserat: ”Es erscheint allein die Presse in der Lage, die flüchtig und frag-
mentarisch an Ohr und Auge vorübergehende Information durch Rundfunk
und Fernsehen systematisch zu sichten, zu ordnen und zu ergänzen, die
Nachrichten nach ihrer Bedeutung einzustufen und ein differenziertes Ge-
samtbild des aktuellen Geschehens in dauerhafter, jederzeit verfügbarer
Form vorzulegen.“

Rundfunkintendant Klaus v. Bismarck erklärte kürzlich: “Rundfunk und
Bildschirm haben gegenüber der Tagespresse den Vorteil der größeren
Schnelligkeit. Aber dennoch verbleiben der Zeitung wichtige Aufgaben.
Denn sie kann Zusammenhänge besser deutlich machen als jedes andere
Massenmedium.“
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Schon kurz nach der Vorankündigung unserer Veranstaltung ging eine Fülle
von Fragen ein. Ich greife hiervon einige auf und versuche, sie zu beant-
worten:

”Inwieweit wird sich der Farbdruck in der Zeitung weiterentwickeln?“  —
Der Farbdruck wird sich zwar langsamer als man in den 60er Jahren vermu-
tete durchsetzen, aber er wird sich mehr und mehr den Platz an der bunt
leuchtenden Sonne erobern

”Wird sich der Offsetdruck für mittelgroße Zeitungen weiter verstärken?“
— Der Offsetdruck bleibt ein Druckverfahren für kleine und mittelgroße
Zeitungen. Nach der Entwicklung der modernen Druckträger auf Kunst-
stoffbasis schafft ein verbesserter Rotationshochdruck größere Möglichkei-
ten, kostensparend zu drucken

”Verwendet die Tageszeitung im Jahre 1985 noch Zeitungsdruckpapier und
welches werden die hauptsächlichen Produktions- und Lieferländer für
Westeuropa sein?“  — Für die Tageszeitung wird Zeitungsdruckpapier das
entscheidende Transportmittel für die Botschaft der Redaktion und der An-
zeigenabteilung bleiben. Die hauptsächlichen Produktions- und Lieferländer
werden Skandinavien und Kanada sein

”Wird noch genügend Holz zur Verfügung stehen ?“  — Holz wird in ausrei-
chenden Mengen zur Verfügung stehen, weil die Forstwirtschaft durch ver-
besserte Aufforstungsmethoden und Bodendüngungen mit dem steigenden
Einschlag Schritt halten wird.

”Werden die Zeitungen in einheitlichem Format gedruckt werden?“  — Bei
Maschinenerneuerung bevorzugen überregionale Zeitungen das Hamburger
Format 40 x 57 und Regionalzeitungen das Rheinische Format 36 x 53 cm.
Auf diese beiden Formate werden sich die Zeitungen auf Sicht einigen.

”  Wie viele der heute noch 500 deutschen Tageszeitungen werden 1985 noch
existieren ? “  — Mehrere kleinere Zeitungen werden sich zu leistungsfähigen
Zeitungsgemeinschaften zusammenschließen müssen, wenn sie nicht unter-
gehen wollen. Daneben wachsen in den neu entstehenden Trabantenstädten
stärkere Lokalinteressen. So werden 1985 etwa 75 große Zeitungen und et-
wa doppelt soviel lokalgebundene Blätter existieren.

"Wie sind die Auswirkungen des neuen Mediums ’Kassetten-Fernsehen  ’  auf
die Tageszeitung vorauszuschätzen ?“  — Aus dem sogenannten "Kassetten-
Fernsehen“ wird sich die Tonbildplatte als führendes Unterhaltungs- und
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Unterrichtsmedium herausschälen. Die Rundfunkanstalten werden vorfabri-
zierte Programme der Tonbildplatten-Industrie verwenden. Das hat zur Fol-
ge, daß sich die Anstalten mehr der Aktualität annehmen. Auf die Zeitungen
kann das nur positive Auswirkungen haben. Denn die flüchtigen Nachrich-
tensendungen verlangen eine solide Bestätigung und Ergänzung durch die
Zeitung.

’  ’Kann die auf elektronischem Weg ins Haus gelieferte Zeitung die regionale
Tageszeitung ersetzen oder ist die gefunkte Zeitung nur eine Ergänzung zur
gedruckten Tageszeitung?“  — Die gefunkte Zeitung ist das Medium für ei-
nen exklusiven Teil der Bevölkerung. Sie ist nicht in der Lage, die regionale
Tageszeitung zu verdrängen.

’  ’Denken die Tageszeitungen schon jetzt an Maßnahmen auf dem Gebiet des
Anzeigenmarketing, um der vermutlich wachsenden Konkurrenz der audio-
visuellen Medien zu begegnen ? Wenn ja, um was für Marketing-Maßnahmen
handelt es sich dabei?“  — Die Media-Forschung der Rundfunkanstalten
liegt noch in den Windeln. Die Tageszeitungen dagegen sehen die audio-
visuellen Medien weniger als konkurrierende, sondern vielmehr als komple-
mentäre Medien an

So ist es selbstverständlich, daß die Organisationen der Tagespresse im Zu-
ge des Ausbaus ihrer Forschungsprogramme auch das Thema audio-visuelle
Medien in verstärktem Maße mit einbeziehen werden. Im übrigen steht ja
das Fernsehen immer noch vor der Aufgabe, das ihm von der werbungtrei-
benden Wirtschaft entgegengebrachte Vertrauen zu rechtfertigen. Demge-
genüber sind die hohen Beachtungswerte, die Anzeigen in Tageszeitungen
finden, aus den Präsentationen der Regionalpresse allgemein bekannt.

Das Thema Anzeigenmarketing erschöpft sich nicht in der Erforschung der
Leserstruktur und des Leseverhaltens. Dazu gehört auch die Frage der
”Produktgestaltung“. Im lokalen Bereich werden die Zeitungen ihre domi-
nierende Position mit Hilfe von Service, Beratung und einem breitgefächer-
ten Angebot an Forschungsergebnissen behaupten können.

’  'Wie beurteilen Sie fiir die 'Zeitung 1985' die Chancen der Anzeigen gegen-
über anderen Medien?“  — Es gibt gute Gründe dafür, daß der Anzeige in
der regionalen Tageszeitung erhöhte Bedeutung Zuwachsen wird, weil der
Leser bei dem steigenden Warenangebot mehr Orientierungspunkte braucht
und die warenproduzierende Industrie den lokalen Markt stärker durchdrin-
gen muß. Das kann sie nur durch die Tageszeitung.
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”Werden Lebensmittel-Anzeigen so aussehen wie heute?“ —  Lebensmittel-
Anzeigen werden appetitanregender sein und mehr Lesestoff und Kochre-
zepte enthalten. Sie sind echte Lebenshilfe für die Hausfrau geworden, die
sich nicht mehr den Kopf darüber zerbrechen muß, was sie heute kochen
soll. Ein Blick in den Anzeigenteil der Zeitung genügt, und es läuft ihr schon
das Wasser im Munde zusammen.

Zur Verbesserung der Aktualität werden die Zeitungen in größeren Städten
Zweigdruckereien einrichten, die mit einem digitalen Breitband-System
ganze Zeitungsseiten als Faksimile übertragen bekommen. Die Nachrichten-
übermittlung wird weiter entwickelt. An die Stelle laufender Fernschreib-
sendungen wird ein Lichtgerät treten, das einen 24-Stunden-Funkdienst
komplett zum Abruf und zum Korrigieren speichern kann. Dieses Gerät ist
mit einem Schnelldrucker verbunden, der die abgerufene Nachricht zu ei-
nem Manuskript verarbeitet.

Genau wie Professor Masaru Ibuka vorausgesagt hat, werden Zeitungen
elektronisch verbreitet und in der Wohnung des Lesers reproduziert werden
können. Aber dieses System wird nur von einigen Supermanagern benutzt.
Das sind die bedauerlichen Wesen, die trotz allgemein vermehrter Freizeit
noch immer 60 bis 70 Stunden in der Woche arbeiten müssen. Die Mehrzahl
der Zeitungsleser zeigt wenig Lust, in einem ständigen Strom bedruckten
Toilettenpapiers zu versinken, wie Ibuka sagte. Sie braucht das Knistern des
Zeitungspapiers zum Frühstück wie die knusprigen Brötchen.

Die Rohrpost bringt die Zeitung in den Ballungszentren rechtzeitig ins Haus.
Und es wird zutreffen, was Thilo Koch unlängst sagte: "Natürlich wird es
1985 ebenso wie 1970 Zeitungen geben, weil es Leser geben wird, die ge-
drucktes Papier zur Hand nehmen möchten, um den Rhythmus der Informa-
tionsaufnahme selbst bestimmen zu können.“

Im Kampf um die Gunst des Endverbrauchers wird auch die Zeitungsanzei-
ge eine Renaissance erleben. Sie wird zwar anders aussehen als die Anzeige
der 70er Jahre, aber sie wird "Anzeige“ bleiben. Sie enthält mehr Tatsa-
chen, sie informiert besser und überzeugt stärker als sie zu überreden ver-
sucht. Sie ist eine unersetzbare tagesaktuelle Einkaufshilfe. Sie zeigt nicht
nur Preise an, sondern bietet Informationen, auch Rezepte, also mehr Lese-
stoff. Und das kann eben nur die Zeitungsanzeige.

Flüchtige, zeitgebundene Werbemittel können die Zeitungsanzeige nicht
verdrängen. Im Gegenteil: Die Werbewirtschaft muß in verstärktem Maße
darum kämpfen, in lokalen und regionalen Märkten Terrain zu gewinnen.
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Denn trotz aller verkehrstechnischen Entwicklung bleibt der Mensch seiner
engen Umgebung verbunden.

Im Werbebereich wird es keinen Fernsehspot mehr geben, der nicht durch
eine Zeitungsanzeige gestützt wird und erst so den optimalen Aufmerksam-
keitswert erhält. Auf diese Weise wird die Tageszeitung eine unerläßliche
Ergänzung zu den elektronischen Medien. Gemeinsam mit dem Handel be-
müht sich der Markenartikelhersteller um den Endverbraucher. Dabei ist
nur die regionale Tageszeitung geeignet, geschlossene Wirtschaftsräume oh-
ne Streuverlust abzudecken.

Eine beliebte Variante zur Hi-Fi- und Insetter-Anzeige wird die Tonbildfolie
sein, die der Zeitung beigelegt wird. Sie enthält aktuelle bewegliche Anzei-
gen, die der Leser auf seinem Fernsehgerät abspielen kann. Auch die Re-
daktion bedient sich der Tonbildfolie. Sie kann dem Leser auf diese Weise
die letzten farbigen Bildberichte aus aller Welt übermitteln.

Die neuen audio-visuellen Medien, die Satelliten, die Kassetten und die ge-
funkten Nachrichten werden wie ihre Vorgänger Spezialmedien für be-
stimmte Interessen, die den Spieltrieb, den Bildungshunger und das schnelle
oberflächliche Informationsbedürfnis befriedigen.

Individualisten werden sich ihr eigenes Fernseh-Unterhaltungsprogramm
zusammenstellen, werden ihre eigene Zeitung basteln und sich die Nach-
richten aus der weiten Welt über Satelliten ins Haus holen. Aber dieser neue
Kreis der Medien-Mixer bleibt so klein, wie der alte Kreis der Amateur-
Funker. Ein schönes, interessantes Hobby, dem das Abenteuerliche noch
anhaftet.

Wie in einer Studie des WDR vorausgesehen, wird es in den Ballungsgebie-
ten eine Vielzahl von bunten Fernsehprogrammen geben. Schwarz-weiß ge-
sendet wird dann nicht mehr, so wie der Hörfunk vom Stereoton zur Qua-
drophonie übergehen wird. An den vier Zimmerwänden hängt dann je ein
Lautsprecher. Durch die Vielfalt der täglichen Progammauswahl bringen
die Tageszeitungen täglich vier Seiten aktuelle Fernsehprogramme mit gut
eingeblendeten Anzeigen. Die großen Fernsehillustrierten haben dann nur
noch allgemeinen Orientierungscharakter.

In Zukunft gilt mehr denn je das, was Edmund Burke schon 1773 festgestellt
hat: "Indem die Publizistik den Menschen mit der Gattung zusammenfaßt,
wirkt sie den gänzlichen Privationen entgegen, die groß sind, weil sie
schrecklich sind: Leere, Finsternis, Einsamkeit,Stillschweigen.“ In der Tat,
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in der komfortablen Wohnzelle eines Hochhauses wäre der Mensch zu läh-
mender Einsamkeit verurteilt, hätte er nicht seine Zeitung zur Hand, den
treuen Ariadne-Faden, der ihn aus dem dunklen Labyrinth hinausführt ans
Licht.

Der moderne Mensch will mehr noch als der Mensch der 60er Jahre selbst

Anteil nehmen an seinem Geschick, in sein Berufsleben eingreifen und das
politische Geschehen seines Staatswesens mitgestalten. Das kann er nur,
wenn er gut unterrichtet ist und sich selbst eine eigene Meinung zu bilden
vermag. Hier hat die Zeitung ihre Funktion und hier ist ihre unverwechsel-
bare Aufgabe angesiedelt.

5.4.2 Leserschaft von Printmedien *

Wer wird morgen lesen? Diese Frage wurde schon einmal im Jahre 1970
im Rahmen einer Regionalpresse-Veranstaltung gestellt. Der Zukunftsfor-
scher Robert Jungk versuchte zusammen mit dem Verfasser dieser Voraus-
schau darauf eine Antwort zu finden. Robert Jungk fand, daß ”die Men-
schen ein höheres Maß von Übersicht und Voraussicht (also erweiterte Intel-
ligenz) entwickeln müssen. Die jungen Menschen reifen schneller und die
alten Menschen bleiben länger frisch. Das sind unbestreitbar biologische
Tatsachen, die in Zukunft beachtet werden müssen“

Weiter erklärte er: “Und als dritte große Gruppe nenne ich die Frauen.
Auch sie werden nicht länger das 'passive Geschlecht' bleiben. Sie werden
ihren Einfluß auf den Lebensstil der Zukunftsgesellschaft ständig verstärken
und nicht nur brave Hausfrauen bleiben wollen. Ich meine,“ sagte Robert
Jungk, "daß die Massenmedien von dieser Entwicklung berührt werden.
Die Presse wird es mit Lesern zu tun haben, die gebildeter, aber auch kriti-
scher sein werden als heute.“

Diese Thesen sollten für die Tagespresse und ihre Leser gelten. Auf das
Buch und seine Leser könnte es ebenso gemünzt sein. In der Tat erleben wir
nach der Gründungswelle neuer Hochschulen ein starkes Anwachsen von
Akademikern, die eine starke Vergrößerung der Lesergemeinde erwarten
lassen

* D.O.: Wer wird morgen lesen?, in:  Zeitungs-Verlag und Zeilschriften-Verlag  (Bonn-Bad Godesberg), 82.
Jg./Nr. 44. 31. Oktober 1985, S. 20-22.
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So gab es allein im Lande Nordrhein-Westfalen bei seiner Gründung im Jah-
re 1946 alte historische Universitäten in Aachen, Köln, Bonn und Münster.
Heute gibt es 34 staatliche Hochschulen und eine private Universität mit
über 400.000 Studenten und 60.000 Mitarbeitern. Innerhalb von 15 Jahren
hat sich die Zahl der Studenten an den Hochschulen in Nordrhein-Westfalen
vervierfacht. In den übrigen Ländern der Bundesrepublik hat sich eine ähnli-
che Entwicklung gezeigt.

Forschungsinstitute haben längst festgestellt, daß ein enger Zusammenhang
zwischen dem verfügbaren Einkommen und dem Umsatz bei Druckerzeug-
nissen besteht. Je mehr Haushalte in höhere Einkommensstufen aufsteigen,
umso größer wird der Anteil an Ausgaben für Lesestoff. Die Intelligenz
wächst und damit das Lesebedürfnis.

Die Menschen leben länger und erwerben mit zunehmendem Alter eine aus-
gesprochen enge Bindung an das gedruckte Wort. In den Ballungsräumen
wird der Individualverkehr die Straßen immer stärker verstopfen. Da bleibt
der weitere Ausbau moderner schienengebundener Schnellverbindungen der
einzige Ausweg. Dann wird die morgendliche Fahrt zur Arbeitsstätte und
die Rückfahrt in den S- und Untergrundbahnen durch Lesen gut ausgefüllt
werden können.

In Japan ist dies längst Wirklichkeit geworden. Mit dem Ausbau der
Schnellverkehrsmittel auf Schienen stieg der Massenkonsum an Printme-
dien. Im Inselreich Nippon gibt es seit Jahrzehnten schon eine Vielfalt an
farbigen Fernsehprogrammen, die untereinander konkurrieren, aber die
Nutzung von Lesestoff nicht einschränken.

Das gilt auch für die USA. Dort hat die langjährige Überflutung mit privaten
Fernsehprogrammen mittlerweile eine deutlich spürbare Fernsehmüdigkeit
heraufbeschworen. So erlaubt ein Blick in die Gegenwart der Vereinigten
Staaten und Japan eine stimmige Vorausschau auf unsere Zukunft.

Die Akademikerflut, die uns noch nicht voll erreicht hat, dürfte in Bälde zu
einem stärkeren Wettbewerb auf dem gehobenen Arbeitsmarkt führen. Das
zwingt zu größerer Aktivität und zur Erweiterung des Horizonts. Wer da
liest, hat größere Fortkommenschancen. Es kommt hinzu, daß die Zukunft
dem Menschen mehr Zeit gibt, die er nicht allein am Fernsehschirm verbrin-
gen will und kann.

Wenn unsere Väter noch in einer Achtundvierzig-Stunden-Woche beschäf-
tigt waren, sind wir inzwischen zur 38 1/2-Stunden-Woche übergegangen.
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Das bringt einen arbeitsfreien Samstag, donnerstags eine halbe Stunde und
freitags zwei Stunden weniger Arbeit. Die Entwicklung ist noch nicht abge-
schlossen. Viele Tätige drängen auf den Vorruhestand und eine Frühpensio-
nierung mit ausreichendem Einkommen. Das gibt mehr Zeit zum Bücher-
lesen

Grenzen elektronischer Medienentwicklung

Die vor einigen Wochen abgeschlossene Berliner Funkausstellung hat die
Grenzen der "Neuen Medien“ deutlich gemacht. Bundeskanzler Kohl
wandte sich entschieden gegen die “düsteren Visionen“, in denen als Folge
der Einführung neuer Medientechniken die Gefahr einer geistigen und kultu-
rellen Verödung gesehen wird. Dazu stellt Walter J. Schütz in seinem Be-
richt über die Tagespresse fest: “Parallel zur annähernden Vollversorgung
der deutschen Haushalte mit Fernsehgeräten hat die Abonnements-
Tagespresse einen fast ununterbrochenen Auflagenanstieg erlebt und eine
bis dahin noch nicht verzeichnete Auflagenhöhe erreicht.“

Die Funkausstellung gibt eine Vorstellung von dem unerbittlichen Wett-
kampf der öffentlich-rechtlichen Anstalten gegen die kaum ins Leben geru-
fenen privaten Veranstalter. Jens Feddersen zieht in der  NRZ  vom 5. Sep-
tember 1985 folgende Bilanz: “Da wird ein Phantom mit dem dürren Na-
men ’Neue Medien 4  gejagt. Die Wirklichkeit ist nüchtern und rauh. Das
Lachen erstarrt, sobald das Rechnen beginnt. Die seichte Hektik ist längst
in die öffentlich-rechtlichen Programme eingespeist. Auch so kann die Pri-
vaten das Fürchten gelehrt werden — nicht umgekehrt.“

Für den Printmarkt heißt das: es ist ausreichend Zeit, sich auf die kommen-
den Veränderungen im Gesamtmedienmarkt einzustellen. So schnell schie-
ßen die Preußen nicht. Sie sind völlig abhängig von der Werbemark. Und
die kommt erst in der Mitte der Neunziger Jahre. Aber auch dann reicht es
nicht für alle. Neben ARD und ZDF werden nur zwei bis drei große private
Vollprogramme hinzukommen. Es bleibt den Verlegern Zeit, aber man darf
sie nicht nutzlos vorübergehen lassen.

Klar ist, das die elektronischen Medien sich in erster Linie untereinander be-
kämpfen und um ihre Zuschauer und Zuhörer werben. Sie nehmen nicht oh-
ne weiteres den Druckmedien ihre Leser weg. Das geht auch aus einer
Videotext-Begleitforschung hervor, die im Auftrag der ARD/ZDF-Medien-
kommission durchgeführt wurde. Sie kommt zu dem Ergebnis, daß Video-
text kaum eine Konkurrenz, sondern vielmehr eine Ergänzung zu den übri-
gen Medien darstellt.
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Papier bleibt Basis-Transportmittel

Eine kürzliche Emnid-Umfrage zeigt, daß junge Leute zwischen 15 und 24
Jahren nach dem Fernsehen die Tageszeitung als beliebtestes Massenmedi-
um ansehen. Es wird also doch gelesen. Und die Popmusikbegeisterung
sinkt bei den über Zwanzigjährigen erheblich ab. Das kann für das Interesse
an den gedruckten Medien eine gute Ausgangsposition bieten, die es zu nut-
zen gilt.

Seit Jahrzehnten wird der Untergang des gedruckten Wortes heraufbe-
schworen — und das vor allen Dingen in den Druckmedien wie Zeitungen,
Zeitschriften und Büchern. So erschienen bei Claassen in diesem Herbst Es-
says über ”Das schnelle Altern der neuen Literatur“. Danach ist 1990 end-
lich das Gutenberg-Zeitalter beendet und Bundeskanzler Petra Kelly schreibt
in einem Glückwunschtelegramm: “Endlich findet eine lange Tradition des
Bäumeabholzens ihr verdientes Ende.“

Bekanntlich fing es bei Noah an. Auch Petra Kelly hätte nicht Politik treiben
können, wenn die Arche nicht alle Arten aufgenommen hätte. Aber nun
ernstlich: Jeder, der sich mit dem faszinierenden Stoff Papier befaßt, weiß,
daß zu seiner Herstellung nur Schwachholz benutzt wird, das bei der lebens-
notwendigen Aufforstung des Waldes als Abfallprodukt anfällt. Nur so kann
sich der Wald gesund entwickeln. Im übrigen ist bei einer jüngsten Baum-
zählung in Schweden festgestellt worden, daß doppelt soviel Bäume vorhan-
den sind, als man bisher angenommen hat. Dies, obwohl in Schweden im-
mer mehr Papier hergestellt wird.

Für die Bundesrepublik gelten ähnliche Tatbestände. Hier wird das Holz für
die Papierherstellung thermo-mechanisch aufbereitet, was eine hundertpro-
zentige Nutzung des Holzes garantiert. Dazu wird in starkem Maße Altpa-
pier beigemischt, das in einem De-Inking-Verfahren eine absolute Weiße
garantiert. Papier wird also in Zukunft ausreichend vorhanden sein. Die Pa-
pierindustrie baut ihre Kapazität laufend aus. Sie rechnet mit fleißigen Le-
sern heute und in der Zukunft. Sie ist überzeugt davon, daß das bedruckte
Papier weiterhin das Transportmittel unserer Sprache bleibt.

Wer wird also morgen lesen? Zu der bisherigen treuen Leserschar gesellt
sich der Leserkreis, der seine wachsende Freizeit sinnvoll verwenden will.
Ihnen zur Seite gesellt sich der bildungshungrige Mensch, der sich seinen
Platz im Arbeitsleben erobern muß. Hinzu kommt der Frühpensionär, der
nicht von der Television allein leben kann, um seine Einsamkeit zu über-
winden
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Nicht zuletzt finden die Printmedien neue Käufer in dem Fernsehmüden,

den die Verflachung des Angebots zum Abschalten des Apparates verführt.

Seit der Inkunabelzeit, in der die Typographie in den Windeln lag, sind 530

Jahre vergangen. Und doch hat die Zukunft der gedruckten Medien erst be-

gonnen.
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Bibliographie D. O.





6.1 Veröffentlichungen 1947 - 1987

Bei der nachfolgenden Bibliographie wurde der Begriff der Veröffentli-
chung bewußt weit gefaßt, um mehrere Varianten des Tn-die-Öffentlichkeit-
Bringens' angemessen berücksichtigen zu können. Neben Beiträgen aus Zei-
tungen, Zeitschriften und Sammelwerken wurden auch Ansprachen, Reden,
Vorträge und Vorlesungen in die Auflistung einbezogen und chronologisch
angeordnet. Insgesamt ermöglicht die Bibliographie somit auch einen quasi-
biographischen Einblick in verschiedene Tätigkeitsetappen des Autors, die
häufig von ganz bestimmten Aktivitäten gekennzeichnet waren. Die im vor-
liegenden Band wiederabgedruckten Texte werden in der sich anschließen-
den Literaturliste mit einem vorangestellten * versehen.

Lohndruckverträge, Betriebsvereinbarungen, Lohnstop für Redakteure, in  Die Deutsche Zei-
tung  (Bielefeld), 1. Jg./Nr. 4, September 1947, S. 18-21.

* Die öffentliche Aufgabe des Verlegers. Rede vor dem 2. Zeitungsfachlichen Fortbildungskurs
am 23. Oktober 1952 in Düsseldorf, Ms., 8 S.

* Jahresbericht 1953/54 des Vereins Rheinisch-Westfalischer Zeitungsverleger, o. O., o. J.
(1954), Ms., 3 S.

Die Presseorganisationen in Deutschland. Rede vom Dezember 1954, o. O., Ms., 5 S.

Vortrag anläßlich der Jahreshauptversammlung des Verbandes Rheinisch-Westfälischer Zei-
tungsverleger am 25. Mai 1955 in Düsseldorf, Ms., 3 S.

Vortrag vor der Gesellschafterversammlung des Versorgungswerks der Presse am 2. Juli 1955
in Bonn, Ms., 2 S.

Die wirtschaftlichen Voraussetzungen der publizistischen Leistung. Rede vor dem 5. Zeitungs-
fachlichen Fortbildungskurs am 28. Oktober 1955 in Düsseldorf, Ms., 9 S.

(Vorwort),  in:  Rheinisch-Westfälische Verlagsgesellschaft (Hrsg.):  NRZ  — mutig in die Zu-
kunft, 1946-1956, Essen (1956), S. 3.
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Vortrag anläßlich der Jahreshauptversammlung des Vereins Rheinisch-Westfalischer Zeitungs-
verleger am 26. Juni 1956 in Dortmund, Ms., 6 S.

Rede zum Empfang  10 Jahre NRZ  am 13. Juli 1956 in Essen, Ms., 2 S.

Rede zum 70. Geburtstag des Zeitungsverlegers Lambert Lensing am 17. November 1956 in
Dortmund, Ms., 2 S.

* Erfahrungen der  NRZ  mit den Teletypesettern, in:  IFSDP-Bulletin  (Badhoevedorp/NL), H.
2/1957, S. 3-4.

* Abendzeitung oder Morgenzeitung, in:  IFSDP-Bulletin  (Badhoevedorp/NL), H. 2-4/1960. S.
75-79.

Presse, Funk und Fernsehen. Vorlesungsreihe 1960 vor /VRZ-Volontären und Lehrlingen in Es-
sen, Ms., 7 S.

Vortrag zurNRZ-Geschäftsstellenleiter-Jahreskonferenz am 20. Januar 1960 in Mülheim, Ms.,
7 S.

* Vortrag anläßlich der Jahrestagung des Bundesverbandes Deutscher Zeitungsverleger am 6.
September 1960 in Kiel, Ms., 6 S.

Rede vor dem 10. Zeitungsfachlichen Fortbildungskurs am 3. November 1960 in Düsseldorf,
Ms., 17 S.

*  Die Markt- und Leserforschung der  NRZ.  Rede vor der Aufsichtsratssitzung der  Konzentra-
tion GmbH  am 9. Dezember 1960 in Bonn, Ms.. 6 S.

Vortrag vor der A/RZ-Abteilungs- und Geschäftsstellenleiter-Jahreskonferenz am 19. Januar
1961 in Mülheim, Ms., 2 S.

Rede vor der ARZ-Betriebsversammlung am 23. März 1961 in Essen, Ms., 4 S.

* Die Zusammenarbeit von Verlag und Redaktion. Rede vor dem Volontärkurs der Deutschen
Gesellschaft für publizistische Fortbildung am 18. April 1961 in Düsseldorf-Hassels, Ms., 8 S.

Rede vor dem Versorgungswerk der Presse am 15./16. Juni 1961 in Hamburg, Ms., 2 S.

Rede vor dem 2. Volontärkurs der Gesellschaft für publizistische Bildungsarbeit am 6. Oktober
1961 in Düsseldorf, Ms., 4 S.

Rede zum 75. Geburtstag des Zeitungsverlegers Wilhelm Bitter am 13. Dezember 1961 in
Recklinghausen, Ms., 3 S.

Vortrag vor M?Z-Geschäftsstellen- und Abteilungsleitern am 24. Januar 1962 in Essen, Ms.,
5 S.

* Stolze Bilanz der Presse im größten deutschen Bundesland, in:  Zeitungs-Verlag und
Zeitschriften-Verlag  (Bad Godesberg), 59. Jg./Nr. 16, 1. Juni 1962, S. 765-766.
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Vortrag zur Jahreshauptversammlung des Vereins Rheinisch-Westfalischer Zeitungsverleger
am 5. Juni 1962 in Essen, Ms., 6 S.

Vortrag vor dem A'RZ-Geschäftsstellenleiter-Jahrestreffen am 21. Januar 1963 in Essen, Ms.,
11 S.

Rede zum 70. Geburtstag des Zeitungsverlegers Anton Betz am 23. Februar 1963 in Düssel-
dorf, Ms., 3 S.

Rede auf einer (V/JZ-Betriebsversammlung am 18. April 1963 in Essen, Ms., 6 S.

Vortrag vor der Jahreshauptversammlung des Vereins Rheinisch-Westfälischer Zeitungsverle-
ger am 23. April 1963 in Düsseldorf, Ms., 4 S.

Rede vor der Gesellschafterversammlung des Versorgungswerks der Presse am 2. Juli 1963 in
Bad Homburg, Ms., 4 S.

Die  NRZ  — Kleiner Rückblick auf 1963. Ansprache am 2. Januar 1964 in Essen, Ms., 4 S.

Werbung für die Anzeige. Rede vor dem Anzeigen-Ausschuß des Vereins Rheinisch-West-
falischer Zeitungsverleger am 8. Januar 1964 in Düsseldorf, Ms., 12 S.

* Vortrag anläßlich einer VRZ-Geschäftsstellenleiter-Konferenz am 25. Januar 1964 in Mül-
heim, Ms., 14 S.

Rede vor dem 7. Volontärkurs der Gesellschaft für Publizistische Bildungsarbeit am 18. Fe-
bruar 1964 in Bergisch Gladbach, Ms., 13 S.

Rede vor dem Bundesverband Deutscher Zeitungsverleger am 19. März 1964 in Hannover,
Ms., 3 S.

Vortrag zur Jahrestagung des Deutschen Presserates am 23. April 1964 in Bad Godesberg,
Ms., 7 S.

* Acht Jahre Deutscher Presserat, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bad Godes-
berg), 61. Jg./Nr. 26, 26. Juni 1964, S. 1104-1105.

15 (Fünfzehn) Jahre Versorgungswerk (der Presse GmbH), in:  Der Journalist  (Bonn), 14.
Jg./H. 8, August 1964, S. 12.

15 Jahre Versorgungswerk der Presse, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bad Go-
desberg), 61. Jg./Nr. 33, 14. August 1964, S. 1306.

Die Zusammenarbeit von Verlag und Redaktion. Rede vor dem 9. Volontärkurs am 15. Sep-
tember 1964 in Düsseldorf-Hassels, Ms., 11 S.

Rede vor der Mitgliederversammlung der  Regionalpresse  am 3. November 1964 in Frankfurt
a.M., Ms., 4 S.

Das achte Jahr des Deutschen Presserats, in:  Deutscher Presserat  (Hrsg.): Tätigkeitsbericht
1964, Bad Godesberg 1965, S. 3-7.
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Ansprache vor dem VRZ-Verlagsbeirat am 4. Januar 1965 in Essen, Ms., 6 S.

Vortrag anläßlich einer ARZ-Geschäftsstellenleiter-Konferenz am 23. Januar 1965
Ms., 10 S.

* Abgerundetes Arbeitsprogramm für das Jahr 1965.  Regionalpresse  setzt den Hebel an, in:
Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bad Godesberg), 62. Jg./Nr. 10, 5. März 1965, S.
334-336.

Wir sprechen mit Verlegern. Rede vor dem Volontärkurs am 29. März 1965 in Düsseldorf-
Hassels, Ms., 12 S.

Rede beim Treffen der Chefredakteure und Bonner Korrespondenten der Mitgliedszeitungen
der  Regionalpresse  am 29. März 1965 in Bonn, Ms., 6 S.

* Es geht um ein neues Landespressegesetz in Nordrhein-Westfalen, in:  Zeitungs-Verlag und
Zeitschriften-Verlag  (Bad Godesberg), 62. Jg./Nr. 20, 14. Mai 1965, S. 902-903.

Rede beim Empfang der Essener Zeitungen anläßlich der Bundestagung des Bundes Deutscher
Werbeberater und Werbedesigner am 27. Mai 1965 in Essen, Ms., 1 S.

Rede vor der Mitgliederversammlung der  Regionalpresse  am 23. Juni 1965 in Frankfurt a.M.,
Ms., 3 S.

Die Arbeit der  Regionalpresse  für den Werbeträger Tageszeitung. Eine Übersicht über die Vor-
bereitungen für eine Verbreitungsanalyse und für einheitliche Leseranalysen der Regionalpres-
se, in:  AZ Anzeigen-Zeitschrift zur Pflege wirkungsvoller Insertionsreklame  (Reutlingen), 4L
Jg./H. 9., 1965, S. 15-16.

Vortrag anläßlich der Jahressitzung der ATSZ-Geschäftsstellenleiter am 22. Januar 1966 in Mül-
heim, Ms., 11 S.

Rede vor der Mitgliederversammlung der  Regionalpresse  am 4. Mai 1966 in Frankfurt, Ms,,
2 S.

Rede beim Volontärkurs am 11. Mai 1966 in Rengstorf, Ms., 8 S.

Regionalpresse  will den Tageszeitungen angemessenen Anteil am Anzeigengeschäft sichern.
"Als Museumsstücke können unsere Zeitungen nicht überleben!“, in:  Zeitungs-Verlag und
Zeitschriften-Verlag  (Bad Godesberg), 63. Jg./Nr. 21, 20. Mai 1966, S. 876.

Rede vor dem Versorgungswerk der Presse am 21. Juni 1966 in Hamburg, Ms. 2 S.

* Auch Nordrhein-Westfalen hat jetzt sein neues Pressegesetz, in:  Zeitungs-Verlag und
Zeitschriften-Verlag  (Bad Godesberg), 63. Jg./Nr. 26, 24. Juni 1966, S. 1180-1181.

Die  NRZ  — eine Zeitung in der Zeit, in:  Zwanzig Jahre NRZ, Beilage zur NRZ,  21. Jg./Nr.
160, 13. Juli 1966, S. 1.

* Zum zwanzigjährigen Bestehen der  NRZ.  Vortrag anläßlich der Jubiläumsveranstaltung im
Saalbau Essen am 13. Juli 1966, Ms., 5 S,
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Rede beim 15. Volontärkurs am 8. September 1966 in Düsseldorf-Hassels, Ms., 16 S.

Ansprache vor dem /V/?Z-Verlagsbeirat am 2. Januar 1967 in Essen, Ms.. 5 S.

Vier Jahre  Regionalpresse.  Transparenz des Werbeträgers regionale Abonnementzeitungen, in:
Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bad Godesberg), 64. Jg./Nr. 17, 28. April 1967, S.
643-644.

Vier Jahre  Regionalpresse —  vier Jahre Arbeit für die Zeitungsanzeige. Reden vor der Jahres-
hauptversammlung der  Regionalpresse  am 8. und 9. Mai 1967 in Berlin, Ms., 5 S.

* Rede über Hans-Joachim Langner und den Theodor-Wolff-Preis am 24. Juli 1967 in Essen,
Ms.. 2 S,

Presserat — ein Organ der Selbstkontrolle, in: Johannes Hoischen (Bearb.): Presse — heute.
8. Landeskonferenz Nordrhein-Westfalen der dju — Deutsche Journalisten Union in der IG
Druck und Papier, Dortmund. 21. Oktober 1967, Dortmund 1967, S. 83-86.

* Der Zeitungsmarkt im Ruhrgebiet. Vortrag anläßlich einer Geschäftsstellenleiter-Tagung in
Mülheim am 20. Januar 1968, Ms., 5 S.

Die Presse heute wichtiger denn je, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bad Godes-
berg), 65. Jg./Nr. 7, 16. Februar 1968, S. 274.

Das elfte Jahr des Deutschen Presserats, in:  Deutscher Presserat  (Hrsg.): Tätigkeitsbericht
1967, Bad Godesberg 1968, S. 3-6.

Zukunftsaufgaben und Zukunftsaussichten der  Regionalpresse  in:  Zeitungs-Verlag und
Zeitschriften-Verlag  (Bad Godesberg), 65. Jg./Nr. 19, 6. Mai 1968, S. 717-718.

Rede vor der Gesellschafterversammlung von Versorgungswerk und Versorgungskasse der
Presse am 22. Juni 1968 in München, Ms., 2 S.

Blicken Sie auf dieses Haus!, in:  Neue Ruhr-Zeitung  (Essen), 23. Jg./Nr. 215, 14. September
1968, Sonderbeilage  Ein Haus des freien Geistes , S. 1; wiederabgedruckt in:  NRZ Exklusiv  (Es-
sen), Nr. 9, Oktober 1968, S. 2.

* Gedanken zur Beratung des Schlußberichts der Pressekommission, in:  Zeitungs-Verlag und
Zeitschriften-Verlag  (Bad Godesberg), 65. Jg./Nr. 38-39, 24. September 1968, S. 1622-1626.

Verleger antworten auf die Fragen der Agenturen — ADW-Forum in Frankfurt, in:  Zeitungs-
Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bad Godesberg), 65. Jg./Nr. 46, 15. November 1968, S.
2200 - 2202 .

* Der Zeitungsverlag, in: Emil Dovifat (Hrsg.): Handbuch der Publizistik, Bd. 3: Praktische
Publizistik, 2. Teil, Berlin 1969, S. 121-140.

Zur aktuellen Aufgabenstellung der  Regionalpresse,  in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-
Verlag  (Bad Godesberg), 66. Jg./Nr. 11. 17. März 1969. S. 387-388.

Die Zeitungsanzeige der Zukunft. Referat beim Kongreß der Werbung am 12. Juni 1969 in
München, Ms., 16 S.

253



Die Zeitung von morgen wird gefunkt. A'ÄZ-Verleger sprach auf dem Kongreß der Werbung,
in:  Neue Ruhr-Zeitung  (Essen), 24. Jg./Nr. 134, 13. Juni 1969, S. 2.

* Die Zeitungsanzeige der Zukunft, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bad Godes-
berg), 66. Jg./Nr. 26, 27. Juni 1969, S. 1204-1206.

* 20 Jahre Versorgungswerk der Presse, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bonn-
Bad Godesberg), 66. Jg./Nr. 37, 11. September 1969, S. 1560-1561.

* Der Zeitungsanzeige gehört die Zukunft, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bonn-
Bad Godesberg), 66. Jg./Nr. 38-39, 23. September 1969, S. 1630-1631.

Rede vor der IVRZ-Betriebsversammlung am 11. November 1969 in Essen, Ms., 9 S.

Die Versorgung der Journalisten. Rede anläßlich des Gesprächs des Bundesverbandes Deut-
scher Zeitungsverleger mit Bundespräsident Gustav Heinemann am 20. November 1969 in
Bonn, Ms., 4 S.

* Die Zeitung 1985, in:  Regionalpresse  (Hrsg.): 1985 — Eine Stippvisite in die Mitte des kom-
menden Jahrzehnts, Frankfurt a.M. 1970, S. 20-29.

* Die Presse an Rhein und Ruhr. Vortrag anläßlich einer Geschäftsstellenleiter-Tagung in Es-
sen am 17. Januar 1970, Ms., 3 S.

Den Willen zum vertrauensvollen Zusammenwirken zwischen Verleger und Redakteur stärken,
in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bonn-Bad Godesberg), 67. Jg./Nr. 10, 5. März
1970, S. 346-347.

Presse und Rundfunkanstalten. Rede vor dem Verein Rheinisch-Westfälischer Zeitungsverleger
am 16. April 1970 in Düsseldorf, Ms., 7 S.

* Gedanken zur Fusionskontrolle und zum Presserechts-Rahmen-Gesetz, in:  Marktwirtschaft
(München), 2. Jg./H. 5, Mai 1970, S. 18-19.

Die Zeitungsanzeige hat Zukunft, in:  Markenartikel  (Wiesbaden), 32. Jg./Nr. 5, Mai 1970, S.
172-174.

Zeitungsdruckpapier-Verbrauch erreichte 1 Mio. Tonnen, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschrif-
ten-Verlag  (Bonn-Bad Godesberg), 67. Jg./Nr. 21, 21. Mai 1970, S. 1008-1009.

Ansprache anläßlich der VÄZ-Geschäftsstellenleiter-Tagung am 7. September 1970 in Essen,
Ms., 5 S.

* Der Deutsche Presserat und seine Aufgaben. Rede vor der Deutschen Richterakademie am
3. Oktober 1970 in Hamburg, Ms., 10 S.

* Instrument des Anzeigenmarketing und des Zeitungsmarketing, in:  Zeitungs-Verlag und
Zeitschriften-Verlag  (Bonn-Bad Godesberg), 67. Jg./Nr. 44, 27. Oktober 1970, S, 2133-2134.

Eröffnungsvortrag zur großen A7?Z-Verlagskonferenz am 4. Januar 1971 in Essen, Ms., 4 S.
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Vortrag anläßlich der A9?Z-Anzeigenvertreter-Jahreskonferenz am 30. Januar 1971 in Essen,
Ms., 3 S.

* Wir wollen die freiheitliche Mitte stärken — Zeitung für mündige Bürger, in:  NRZ — die
Brücke zum Erfolg an Rhein und Ruhr  —  25 Jahre NRZ,  Beilage zu:  NRZ  —  Neue Ruhr-/Rhein-
Zeitung  (Essen), 26. Jg./Nr. 156, 10. Juli 1971. S. 2.

Freie Presse braucht stabile Wirtschaft, in:  25 Jahre NRZ — Dokumentation einer Feierstunde,
Beilage zu:  NRZ  —  Neue Ruhr-/Rhein-Zeitung  (Essen), Juli 1971, S. 4-5.

Regionalpresse  71 — der Markt der achtundzwanzig Millionen, in:  Zeitungs-Verlag und
Zeitschriften-Verlag  (Bonn-Bad Godesberg), 68. Jg./Nr. 42, 14. Oktober 1971, S. 1971-1974.

Zur Lage. Rede zur ,\'7?Z-Betriebsversammlung am 8. Dezember 1971 in Essen, Ms., 7 S.

* Wandel bei den gedruckten Medien der Werbung, in: Carl Hundhausen (Hrsg.): Werbung
im Wandel: 1945-1995. Eine Sammlung von werbefachlichen Texten, Essen 1972, S. 67-76.

Vortrag anläßlich der /V/fZ-Geschäftsstellenleiter-Tagung am 22. Januar 1972 in Essen, Ms.,
3 S.

Vortrag anläßlich der AWZ-Anzeigenvertreter-Jahreskonferenz am 29. Januar 1972 in Essen,
Ms., 3 S.

Vortrag anläßlich der großen VRZ-Verlagskonferenz am 21. Juni 1972 in Essen, Ms., 5 S.

Regionalpresse- Tagung ’72, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bonn-Bad Godes-
berg), 69. Jg./Nr. 42-43, 17. Oktober 1972, S. 1893-1896.

Kurzbericht über das Geschäftsjahr 1972, erstattet der ARZ-Verlagskonferenz in Essen am 2.
Januar 1973, Ms., 4 S.

Mediaplanung. Rede vor dem Interpublica-Forum am 18. September 1973 in München, Ms.,
7 S.

Die Regionalpresse und der Trend in den lokalen Markt, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-
Verlag  (Bonn-Bad Godesberg), 70. Jg./Nr. 46, 15. November 1973, S. 1971-1972.

25 Jahre Versorgungswerk der Presse. Rede am 29. Mai 1974 in Bad Kreuznach, Ms., 5 S.

Die  Regionalpresse —  der Markt der 26,1 Millionen Leser, in:  Zeitungs-Verlag und
Zeitschriften-Verlag  (Bonn-Bad Godesberg), 71. Jg./Nr. 45, 8. November 1974, S. 1425-1427.

* Die  Regionalpresse  — ihrer Aufgabe gewachsen, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-
Verlag  (Bonn-Bad Godesberg), 72. Jg./Nr. 45, 7. November 1975, S. 1498-1499.

* Gesicherte Papierversorgung der Zeitungen bei stabilen Preisen, in:  Zeitungs-Verlag und
Zeitschriften-Verlag  (Bonn-Bad Godesberg), 73. Jg./Nr. 14-15, 6. April 1976, S. 511.

* Die  NRZ —  stets ein Schild der Demokratie, in:  NRZ — die Zeitung in der Zeit — 30 Jahre
NRZ,  Beilage zu:  NRZ  —  Neue Ruhr-/Rhein-Zeitung  (Essen), 31. Jg./Nr. 238, 22. Oktober
1976, S.2.
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Vorlesung am Institut für Publizistik der Freien Universität Berlin am 11. Januar 1978, Ms.,
7 S.

* 25 Jahre VRWZ und seine Vorgeschichte, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften Verlag
(Bonn-Bad Godesberg), 75. Jg./Nr. 15, 14. April 1978, S. 478-483.

Keine spektakulären Preissprünge für Druckpapier, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-
Verlag  (Bonn-Bad Godesberg), 75. Jg./Nr. 36, 8. September 1978, S. 1297-1298.

Verbesserung der Redakteurs-Altersversorgung. Ergebnis erfolgreicher Vermögenspolitik, in:
Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bonn-Bad Godesberg), 76. Jg./Nr. 7, 16. Februar
1979, S. 306.

Zum Theodor-Wolff-Preis, in: Kuratorium für den Theodor-Wolff-Preis (Hrsg.): Theodor-
Wolff-Preis. Die Beiträge der Preisträger aus dem Ausschreibungsjahr 1979, Berlin 1981, S.
7-12.

Freie Meinung, in:  NRZ  —  Neue Ruhr-/Rhein-Zeitung  (Essen), 36. Jg./Nr. 56, 7. März 1981,
Lokalteil Essen, S. 1.

Vorwort, in: Dagmar Schnurr (Red.): Zeitungsverkauf in den achtziger Jahren. Das Buch zur
Frankfurter Vertriebstagung des BDZV, Düsseldorf — Wien 1982, S. 7.

Grußworte anläßlich des Wirtschaftsforums der  NRZ  am 9. Mai 1984 in Essen, Ms., 1 S.

Von der farbigen Zeitungs-Anzeige zur  Regionalpresse.  Historischer Rückblick auf Vorge-
schichte und Entwicklung der  Regionalpresse,  in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag
(Bonn-Bad Godesberg), 81. Jg./Nr. 44, 1. November 1984, S. 1218-1221.

Würdigung des A9?Z-Redakteurs Kurt Gehrmann am 10. Februar 1985 in Essen, Ms., 3 S.

* Das Versorgungswerk der Presse. Rede am 3. Mai 1985 in Regensburg, Ms., 9 S.

Bestandsversicherungssumme des Presse-Versorgungswerks erreichte 3,4 Mrd. Mark, in:
Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bonn-Bad Godesberg), 82. Jg./Nr. 23-24, 11. Juni
1985, S. 20.

Rede zum Jubiläum und zum Abschied von Chefredakteur Hans Schäfer,  Kieler Nachrichten,
am 5. Juli 1985 in Kiel, Ms., 5 S.

* Wer wird morgen lesen?, in:  Zeitungs-Verlag und Zeitschriften-Verlag  (Bonn-Bad Godes-
berg), 82. Jg./Nr. 44, 31. Oktober 1985, S. 20-22.

* Anfänge des regionalen Zeitungswesens, in: Heinz-Dietrich Fischer (Hrsg ): Pioniere der
Nachkriegs-Publizistik. Berichte von Initiatoren des Kommunikationssystems nach 1945, Köln
1986, S. 63-73.

40 Jahre Zeitgeschehen im Lichte der  NRZ  (zus. mit Jens Feddersen und Winfried Bettecken),
Faltblatt zur Ausstellung im Ruhrlandmuseum Essen vom 26. September 1986 bis 11. Januar
1987, Essen 1986, 16 (unpag.) S.
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* 40 Jahre  NRZ  —- Rede anläßlich der Jubiläumsfeier am 11. Juli 1986 in Essen, Ms., 4 S.

Mit der  NRZ  mutig in die Zukunft. Eigenständig und unabhängig, in:  NRZ — Neue Ruhr-/
Rhein-Zeitung  (Essen), 40. Jg./Nr. 158, 11. Juli 1986, Extrablatt  40 Jahre NRZ,  S. 2.

Ansprache anläßlich der  SR /-]ubüäumsfeier am 13. Juli 1986 in Wesel, Ms., 3 S.

40 Jahre Zeitgeschehen im Lichte der  NRZ.  Vortrag aus Anlaß der Ausstellungseröffnung im
Ruhrland-Museum Essen am 26. September 1986, Ms., 3 S.

Jens Feddersen 25 Jahre /VRZ-Chefredakteur. Ansprache aus Anlaß des Berufsjubiläums in Es-
sen am 1. Oktober 1986, Ms., 3 S.

(Grußwort), in: Altverleger Dipl.-Kfm. Erich Schneider, 75 Jahre, Mittelrhein-Verlag (Ko-
blenz), 24. November 1986 (unpag.) (S. 20-22).

Das Tripeljubiläum — 40 Jahre  Neue Ruhr-/Rhein-Zeitung,  25 Jahre Chefredakteur Jens
Feddersen, 10 Jahre ZVN-Verlag. Ansprache in Essen am 19. Dezember 1986, Ms., 3 S.

* Geleitwort, in: Heinz-Dietrich Fischer (Hrsg.): Aus Deutschland berichtet. Presse-
Inlandsreportagen 1961-1986 — ausgezeichnet mit dem Theodor-Wolff-Preis, Düsseldorf —
Wien - New York 1987, S. 5-9.

75 Jahre Rudolf Pörtner — erfolgreichster ECON-Autor. Ansprache aus Anlaß der Feierlich-
keiten in der Redoute, Bonn-Bad Godesberg, am 7. Mai 1987, Ms., 5 S.

Ansprache aus Anlaß der Vergabe der ’Claassen-Rose' an Herrad Schenk in Düsseldorf am 10.
Juni 1987, Ms., 4 S.

Vorwort, in: Dagmar Gaßdorf (Red.): Zeitungen für den Markt von morgen, Düsseldorf —
Wien — New York 1987, S. 7-8.
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6.2 Editionen 1982 — 1987

Kurze Zeit nach der Übernahme der ECON-Verlagsgruppe gründete der
Autor eine Editionsreihe, die er speziell publizistischen Fragestellungen
widmete. Die in loser Folge erscheinende Serie firmierte zunächst unter
dem Titel ”Schriftenreihe der Pressestiftung RWV“ und führt — nach Um-
benennung des Stiftungsnamens — die Bezeichnung "Schriftenreihe Stif-
tung Pressehaus NRZ“. Der Autor gibt den Bänden dieser Editionsreihe i.
d. R. ein Vor- bzw. Geleitwort mit auf den Weg. Bislang sind folgende Titel
innerhalb dieser Schriftenreihe erschienen:

Zeitungsverkauf in den achtziger Jahren. Das Buch zur Frankfurter Vertriebstagung des
BDZV, bearb. von Dagmar Schnurr, Düsseldorf — Wien 1982, 160 S.

Vom Zeitungsverkauf zum Zeitungsmarketing, bearb. v. Dagmar Schnurr, Düsseldorf —Wien
1986, 95 S.

Aus der Welt berichtet. Presse-Auslandsreportagen 1961-1985 — ausgezeichnet mit dem
Theodor-Wolff-Preis, eingel. und hrsgg. von Heinz-Dietrich Fischer, Düsseldorf — Wien
1986, 349 S.

Zeitungen für den Markt von morgen, bearb. von Dagmar Gaßdorf, Düsseldorf — Wien —
New York 1987, 143 S.

Aus Deutschland berichtet. Presse-Inlandsreportagen 1961-1986 — ausgezeichnet mit dem
Theodor-Wolff-Preis, eingel. und hrsgg. von Heinz-Dietrich Fischer, Düsseldorf — Wien —
New York 1987, 350 S.
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Fünfter Band der von D. O. herausgegebenen Schriftenreihe
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Chronologische Übersicht 1917 — 1987

29. 7.1917
1923—1933
1933-1936
1937-1939
1940—1945
1945

April 1945
9. 3. 1946

13. 7. 1946

1946-1952

1946-1952

1947-1980

seit 1951

1953-1955 /
1959-1962

1956-1972

1963-1982

Geburt in Essen
Volks- und Realschule
Lehre in einer Anwaltskanzlei

Zuchthausstrafe wegen illegaler politischer Betätigung
Verschiedene Tätigkeiten im Zeitungshaus Reismann-Grone
Heirat mit Marianne Stiel

Kaufmännische Leitung des Druckhauses Sachsenstraße
1. Ausgabe  Rhein-Echo , Düsseldorf, Dietrich Oppenberg
Lizenzträger und Verleger
1. Ausgabe  Neue Ruhr-Zeitung , Essen, Dietrich Oppenberg
Lizenzträger, Verleger und Herausgeber
Mitglied des Verwaltungsrates und Vorsitzender der Finanz-
kommission des Nordwestdeutschen Versorgungswerks der
Presse

Vorsitzender des Rheinisch-Westfälischen Zeitungsverleger-
Vereins

Vorsitzender des Papierausschusses verschiedener Zeitungs-
verleger-Organisationen
Vorsitzender des Verwaltungsrates des Versorgungswerks
der Presse

Vorsitzender des Vereins Rheinisch-westfälischer Zeitungs-
Verleger, danach Mitglied des Vorstandes, heute Ehrenmit-
glied
Mitglied des Deutschen Presserates; 1964, 1967 und 1969
dessen Sprecher
Mitglied der Aktion Gemeinsinn, davon zehn Jahre Vorsit-
zender des Kuratoriums

263



1964—1975

1967-1968

seit 1977

seit 1982

seit 1985

29. 7. 1987

264

Vorsitzender der Arbeitsgemeinschaft Regionalpresse, da-
nach Ehrenvorsitzender
Vorsitzender des Redaktionsbeirates der Günther-
Kommission zur Untersuchung der Konzentration und der
Meinungsfreiheit in der deutschen Presse
Vizepräsident des Zentralausschusses der Werbewirtschaft;
Mitglied des Deutschen Werberates
Verleger der Verlagsgruppe ECON, Claassen, Marion v.
Schröder, Düsseldorf
Vorsitzender des Vorstandes des Folkwang-Museumsver-
eins, Essen.
Zum 70. Geburtstag Dietrich Oppenbergs erscheint eine ihm
gewidmete Festschrift mit Beiträgen von 34 Autoren aus
publizistischer Praxis und Wissenschaft


